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(A) 


(C) 


113. Sitzung 


Bonn, den 15. September 1982 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Am 12. September 1982 hat Frau Abgeordnete Be- 
nedix-Engler ihren 60. Geburtstag gefeiert. Herzli- 
chen Glückwunsch! 


(Beifall) 


Der Abgeordnete Dr. Jentsch (Wiesbaden) hat am 
8. September 1982 auf seine Mitgliedschaft im Deut- 
schen Bundestag verzichtet. Als sein Nachfolger hat 
am 13. September 1982 der Abgeordnete Dr. Becker 
(Frankfurt) die Mitgliedschaft im Deutschen Bun- 
destag erworben. Ich begrüße den neuen Kollegen, 
der uns kein Fremder ist, wieder herzlich in unse- 
rem Hause und wünsche ihm eine gute Zusammen- 
( B ) arbeit. 

(Beifall) 


Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 5 der Tagesordnung, erste Beratung des Ent- 
wurfs eines Bilanzrichtlinie-Gesetzes, abgesetzt 
werden. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be- 
schlossen. 


Auf der Diplomatentribüne haben Mitglieder der 
koreanischen Nationalversammlung der Republik 
Korea Platz genommen. Ich habe die Ehre, Sie zu be- 
grüßen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Nach Gesprächen im Deutschen Bundestag und mit 
Mitgliedern der Bundesregierung wird die Delega- 
tion noch heute nach Berlin fliegen, um sich über die 
Situation des geteilten Deutschlands und Berlins zu 
informieren. 


(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich wünsche der Delegation, daß Sie als Politiker 
aus einem ebenfalls geteilten Land hier einen ange- 
nehmen Aufenthalt haben und reiche Erfahrungen 
sammeln können. 


Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 2 auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 


für das Haushaltsjahr 1983 (Haushaltsgesetz 
1983) 

— Drucksache 9/1920 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Finanzplans des Bundes 1982 
bis 1986 

— Drucksache 9/1921 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 


Das Wort zur Einbringung hat der Bundesfinanz- 
minister. (D) 


Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung bringt diesen Haushaltsent- 
wurf zu einer Zeit ein, in der die weltweite Wirt- 
schaftskrise seit nunmehr zwei Jahren anhält. Die 
erfreulichen Fortschritte, die wir seit einem Jahr zu 
Hause bei der Inflationsbekämpfung, der Begren- 
zung des Anstiegs der Produktionskosten, in der Lei- 
stungsbilanzentwicklung und auch — in geringerem 
Ausmaß — bei der Senkung des Zinsniveaus ge- 
macht haben, können die Folgen dieser allgemeinen 
weltwirtschaftlichen Schwäche nicht überdecken. 
Die zunächst positive Entwicklung unserer Exporte 
hat sich so nicht fortgesetzt. In fast allen Industrie- 
staaten herrscht wirtschaftlicher Stillstand, verbun- 
den mit schwierigen, zum Teil schwierigsten sozia- 
len Verwerfungen. Die Leistungsbilanzüberschüsse 
der OPEC sind deutlich zurückgegangen; damit läßt 
auch ihre Importkraft nach. Die meisten übrigen 
Entwicklungsländer und auch eine Reihe von Indu- 
striestaaten kämpfen mit den Folgen einer in den 
letzten Jahren rapide sich auftürmenden Auslands- 
verschuldung. Viele Länder müssen ihre Importe 
senken, um die Folgen der Auslandsverschuldung zu 
bewältigen. Das weltweit hohe Zinsniveau dämpft 
nicht nur die Investitionen, es verschärft auch die 
Auslandsverschuldung und die Leistungsbilanz- 
probleme in weiten Teilen der Welt. 

Wir können aus diesen Gründen deshalb diesmal 
nicht damit rechnen, daß der Export die alleinige 
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Bundesminister Lahnstein 

(A) Triebkraft der Wiederbelebung ist. Für die Bundes- 
republik ist dies eine historisch neue Erfahrung. Die 
Konjunkturmuster der Vergangenheit scheinen 
nicht mehr anwendbar. Deshalb kommt diesmal den 
inländischen Auftriebskräften eine deutlich größere 
Bedeutung zu. 

Dies, meine Damen und Herren, vergrößert noch 
die Verantwortung der Finanzpolitik. Einerseits 
müssen wir durch glaubwürdige und ausgewogene 
Konsolidierung die Kapitalmärkte entlasten und zu 
sinkenden Zinsen beitragen, andererseits aber müs- 
sen wir die direkten und auch die indirekten Nach- 
fragewirkungen der Finanzpolitik besonders sorg- 
fältig im Auge behalten; denn die Schwungkraft der 
Auslandsnachfrage wird uns nicht ausreichend hel- 
fen. Im Gegenteil, die Gefahr einer sich gegenseitig 
auf schaukelnden weltweiten Krise bleibt groß, wenn 
es auch in den USA endlich erste Anzeichen für ei- 
nen Wirtschaftsaufschwung gibt. 

Wenn ich auf die grundlegend veränderten inter- 
nationalen Bedingungen hinweise, so hat das nichts 
mit Wegschieben von Verantwortung für unsere 
Wirtschaftsentwicklung zu tun. Das, meine Damen 
und Herren, dürfen wir nie machen. Im Gegenteil, 
unsere Verantwortung wird größer, wenn die aus der 
Weltwirtschaft wirkenden negativen Einflüsse an 
Gewicht gewinnen. 

Trotzdem, wer die fast unlösbaren Probleme in an- 
deren Ländern kennt, auch in vielen wichtigen und 
uns sonst sehr verwandten Partnerstaaten, wird 
manche Diskussion bei uns als wehleidig und pro- 

(B) vinziell empfinden müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfeffer- 
mann [CDU/CSU]: Vor allem die 2 Millio- 
nen Arbeitslosen finden das „provinziell“!) 

Der Deutschland-Korrespondent der „Financial Ti- 
mes“, Jonathan Carr, schrieb kürzlich zu der Stim- 
mung bei uns: 

Die Deutschen sind traditionell eingebildete 
Kranke, für die Gesundheit nicht so sehr ein Zu- 
stand ist, den man genießen kann, als ein Zu- 
stand, der der Krankheit vorausgeht. Dies gilt 
für persönliche wie für ökonomische Fragen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ich finde es toll, daß 
Sie das zitieren! Unglaublich!) 

Die deutsche Wirtschaftspolitik allein hat auf 
weltwirtschaftliche Probleme nur einen sehr be- 
schränkten Einfluß: Gerade im Vergleich mit ande- 
ren Ländern wird das Spannungsverhältnis zwi- 
schen binnen- und außenwirtschaftlichen Einflüs- 
sen deutlich. Und das heißt: Wer jetzt nicht alle bin- 
nenwirtschaftlichen Möglichkeiten ausschöpft, um 
die Zinsen zu senken, die Investitionen zu steigern 
und wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen, 
der handelt verantwortungslos. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer aber, meine Damen und Herren, den großen 
Einfluß der internationalen Entwicklung auf uns 
leugnet, der redet an den Gegebenheiten vorbei. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 


Es ist nur zu verständlich, daß die innenpolitische (C) 
Diskussion der letzten Wochen und Monate von den 
Themen Arbeitslosigkeit, Zinsen und Haushaltsent- 
wicklung bestimmt wird. Eine öffentliche Diskus- 
sion dieser Fragen ist nicht nur richtig, sondern not- 
wendig. Aber ohne die präzise Einbettung in die 
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen bleiben 
solche Diskussionen unergiebig und unter Niveau. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist nach meiner Meinung auch nicht ausrei- 
chend, die weltwirtschaftliche Krise lediglich als 
Summe nationaler Fehlentwicklungen zu beschrei- 
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß sich die Fi- 
nanzmärkte um Landesgrenzen ebensowenig sche- 
ren wie multinationale Unternehmen. Wir müssen 
’ zur Kenntnis nehmen, daß es im industriellen We- 
sten vom objektiven Gewicht her eine eindeutige 
Führungsmacht gibt, nämlich die USA. Und das hat 
Wirkungen und Konsequenzen. 

Natürlich ist es richtig, daß wir Einnahmen und 
Ausgaben im Lot halten müssen. Daran führt kein 
Weg vorbei. Das ist aber kein Exklusivthema für Mi- 
nister, Abgeordnete und Bonner Journalisten. Es 
geht jeden Bürger an. Wenn der Staat seine Ausga- 
ben kürzt oder wenn der Staat Steuervorteile ab- 
baut, belastet das immer auch die Bürger. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Eine tolle Er- 
kenntnis!) 

(D) 

Maßnahmen, die niemandem weh tun, meine Da- 
men und Herren, gibt es nicht. Die Frage ist dann 
also: Welche Gruppen sollen belastet werden, mit 
welchen Maßnahmen und in welchem Umfang? 
Wenn diese Fragen keine breite öffentliche Diskus- 
sion auslösen, welche Probleme dann sonst? 

Die Art der öffentlichen Diskussion allerdings hat 
aber nach meinem Empfinden nur vereinzelt ein 
wirklich angemessenes Niveau gefunden. Vorder- 
gründige Sensationssuche hat bis in diese Tage hin- 
ein die Szene beherrscht. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Wen meinen Sie 
denn? Nennen Sie doch mal Namen!) 

Können die Akteure sich zusammenraufen? Wann 
sollen die Entscheidungen fallen? In der letzten Ok- 
toberhälfte oder erst Mitte November? Wer setzt sich 
durch, wer bleibt auf der Strecke? 

Daneben dann hauptberufliche Interessenvertre- 
ter aller Farben — auch wieder bis ins letzte Wo- 
chenende hinein — , die ihre Pflichtübungen nach 
dem Sankt-Florians-Prinzip absolvieren: 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sparen ja, aber nicht bei uns. Spart bei den anderen! 

— Derartige Positionen helfen nicht weiter. 

Die Probleme, um die es geht, sind gewiß besorg- 
niserregend. Vor allem ist die Zahl der Arbeitslosen 
eine schwere Hypothek und Herausforderung zu- 
gleich. 
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(A) Aber stehen wir deshalb an der Schwelle zum Ab- 
grund? 

Viele ausländische Besucher finden bei uns trotz 
aller Probleme einen bewundernswerten Wohlstand 
und fragen verwirrt, von welchem Land denn da so 
Fürchterliches berichtet wird. 

(Löffler [SPD]: Sehr richtig!) 

Die schwierige Lage, die zuzugeben ist, wird in un- 
serem Land in der öffentlichen Diskussion zusätz- 
lich verzeichnet. 

Es ist deshalb Zeit, sich auf die Realitäten zu be- 
sinnen. Wo stehen wir heute im historischen Ver- 
gleich? Wo stehen wir international? Welche Pro- 
bleme haben wir bewältigt, und welche Probleme lie- 
gen noch vor uns? 

Lassen Sie mich an die Ausführungen von Hans 
Matthöfer am 22. Januar 1982 bei der Abschlußbera- 
tung des Bundeshaushalts 1982 anknüpfen. An 
Hand einer Reihe von Beispielen hat er eindrucks- 
voll belegt, in welchem Umfang sich der Lebensstan- 
dard unserer Bevölkerung erhöht hat: 

Von 1965 bis 1980 hat sich der Nettoverdienst ei- 
nes Arbeitnehmers fast verdreifacht. Das bedeutet 
eine reale Verbesserung um mehr als die Hälfte. 

Der Arbeitslose kann sich heute mit rund zwei 
Dritteln des letzten Nettoeinkommens mehr leisten 
als sein beschäftigter Kollege 1965. Diese weitge- 
hende Beseitigung materieller Not sollte jedoch 
nicht ablenken von verbleibender schwerer Bela- 
stung, die die Arbeitslosigkeit mit sich bringt. Wir 
haben heute 8 V 2 Millionen Wohnungen mehr als 
Mitte der 60er Jahre. Die Wohnflächen sind um ein 
Fünftel größer als damals. 

Wir leisten uns mehr und besseren Urlaub. 1965 
haben deutsche Touristen im Ausland 5,3 Milliar- 
den DM ausgegeben; 1982 wächst dieser Betrag auf 
das Achtfache. 

Verbessert wurden aber nicht nur Rechte und 
Wohlstand des einzelnen. Verbessert wurde auch 
das Angebot an Gütern und Diensten, das der Staat 
für die Bürger bereithält: 

Unsere Städte und Dörfer sind attraktiver gewor- 
den. 

Wir haben seit Mitte der 60er Jahre unser Ver- 
kehrssystem wesentlich ausgebaut. 

Ich erinnere an die Studentenförderung, um nur 
ein besonders aktuelles Beispiel aus der augenblick- 
lichen Diskussion zu nennen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Nehmen Sie mal 
die Arbeitslosenstatistik dazu, Herr Lahn- 
stein!) 

— Ach, die anderen Zahlen bringt ja dann schon 
Herr Häfele, Herr Barzel! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Heiterkeit bei 
der SPD) 

— Sie werden sehen, daß ich keinen Grund habe, an 
den Problemen vorbeizugehen. 

Während 1965 nach dem Honnefer Modell rund 
35 000 Studenten höchsten 250 DM im Monat erhiel- 


ten, beträgt die Förderung nach dem Bundesausbil- (C) 
dungsfÖrderungsgesetz heute bis zu 660 DM im Mo- 
nat für rund 350 000 Studenten, also für zehnmal so 
viele junge Menschen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Damit hier kein Mißverständnis aufkommt: Ich 
sehe dies positiv. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Reihe läßt sich beliebig ergänzen: Erhöhung 
der Zahl der Kindergartenplätze, Verminderung der 
Klassenstärken in den Schulen, Erhöhung der Zahl 
der Krankenhausbetten, Ausstattung der privaten 
Haushalte und vieles andere mehr. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das haben die Länder 
getan!) 

Diese historisch beispiellose Entwicklung gehört 
mit ins Bild, wenn wir fair miteinander diskutieren 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es trifft zu: Der Lebensstandard der Deutschen 
wächst im Augenblick nicht. Für viele sinkt er etwas. 

Aber er ist und bleibt hoch. Angesichts der weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen ist es derzeit 
schon eine wichtige Leistung, wenn es gelingt, das 
Erreichte durch produktive Anstrengungen dauer- 
haft zu sichern. 

Auch wenn die Haushalts- und Finanzpolitiker 
der Opposition das Wort „Ausland“ kaum jemals in 
den Mund nehmen: Für uns Deutsche ist die Welt ^ 
weder in Passau noch in Aachen noch in Flensburg 
zu Ende. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Also daß Passau hier einen Zwischenruf auslösen 
würde, hatte ich ja fast vermutet! 

In den Einbringungsreden zu den Bundeshaushal- 
ten 1973 und 1974 hat schon der damalige Finanzmi- 
nister Helmut Schmidt die weltweite Dimension der 
wirtschaftlichen Probleme betont. Und das hat sich 
bis heute nicht geändert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Lesen Sie mal die 
früheren Haushaltsreden!) 

In diesem Netz internationaler Abhängigkeiten mit 
Chancen, aber auch mit Risiken muß sich die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik im internationalen Ver- 
gleich messen lassen: 

Wir werden die Phase unseres Leistungsbilanzde- 
fizits in diesem Jahr aller Voraussicht nach abschlie- 
ßen können. Nach Fehlbeträgen von 30 Milliarden 
DM im Jahr 1980 und 17 Milliarden DM im Jahr 1981 
ist in diesem Jahr erstmals wieder ein kleiner Über- 
schuß zu erwarten. Mühe und Phantasie unserer Ex- 
portwirtschaft sowie sparsamer Umgang mit Ener- 
gie und Rohstoffen haben sich für uns alle ausge- 
zahlt — eine Situation, von der viele unserer Han- 
delspartner nur träumen können. 

Auch mit dem Problem der Preissteigerungen 
sind wir besser fertig geworden als andere. Der Di- 
rektor des Internationalen Währungsfonds hat erst 
vor zehn Tagen auf der Jahrestagung seiner Organi- 
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(A) sation in Toronto die deutschen und die japanischen 
Erfolge bei der Inflationsbekämpfung besonders 
hervorgehoben und sie „hervorragend“ genannt. Das 
gilt für die Jahre 1980 und 1981, und das ist auch für 
1982 absehbar. 

Wir sind im August bei einem Preisanstieg von 
5,2 % gegenüber dem Vorjahr angelangt. Bei dieser 
Zahl wird sicherlich niemand „hurra“ schreien. Aber 
der Trend zeigt weiter nach unten; wir könnten bald 
wieder eine Vier vor dem Komma haben. 

Bei uns haben sich die Realeinkommen auch in 
den letzten Jahren günstiger entwickelt als anders- 
wo. Die Kaufkraft eines Industriearbeiters ist bei 
uns wesentlich stärker gestiegen als bei unseren 
Nachbarn. 

Natürlich ist die Arbeitslosigkeit mit 7,4 % unan- 
nehmbar hoch. Dennoch: Rings um uns her ist es 
noch schlimmer: Frankreich 8,2 %; USA 9,8 %; Groß- 
britannien 12,8 %. 

Die Bundesrepublik — darauf kommt es im Zu- 
sammenhang mit dem Haushalt besonders an — ge- 
hört zu den ganz wenigen Ländern, denen es gelin- 
gen kann, 1982 — ich meine jetzt den öffentlichen 
Gesamthaushalt — einen Anstieg des öffentlichen 
Defizits zu verhindern, und dies bei einem Niveau 
der staatlichen Neuverschuldung, das im internatio- 
nalen Vergleich eher niedrig ist. 

Wer freien Welthandel will, der braucht freie Ka- 
pitalmärkte und kann dann nicht mehr allein über 
sein Zinsniveau entscheiden. Unser Zinsniveau ist 
immer noch zu hoch. Wir sind daher besonders froh, 
daß sich unsere amerikanischen Partner bemühen, 
ihren Kreditbedarf zu drosseln, und so Chancen für 
einen weltweiten Zinsabbau eröffnen, der auch ge- 
nutzt wird. Trotz der hohen Abhängigkeit von der in- 
ternationalen Zinsentwicklung gibt es durchaus be- 
grenzte Spielräume für eine nationale eigenständige 
Zinspolitik, und die haben wir — nicht zuletzt dank 
einer verantwortungsbewußten Politik der Deut- 
schen Bundesbank — auch genutzt. Die Zinsen sind 
bei uns seit dem letzten Herbst um zwei Prozent- 
punkte gesunken. Außer der Schweiz und Japan hat 
die Bundesrepublik Deutschland das niedrigste 
Zinsniveau aller westlichen Industrieländer. Aller- 
dings — das muß man hinzufügen — , mit 9 % Zinsen 
als „Niedrigzinsland“ zu gelten, das zeigt in der Tat 
die ganze Paradoxie der weltwirtschaftlichen Situa- 
tion. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unser Land hat einen Wohlstand erreicht wie nie 
zuvor. Wir haben die Wirtschaftsprobleme dieser 
Zeit besser gemeistert als viele andere. Doch das 
sind selbstverständlich keine Lorbeeren zum Ausru- 
hen. Wir alle müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
auch unserem Lande große Wachstumsverluste ent- 
standen sind, daß die Öl- und Rohstoffländer am 
Wohlstand der Industrieländer teilhaben wollen. 
Das sind Entwicklungen, an die wir uns anpassen 
müssen, an die wir uns aber auch anpassen kön- 
nen. 

Es zeigen sich zusätzliche Schwierigkeiten, die 
man auch dem Bürger klarmachen muß: Da ist zum 


einen die Bevölkerungsentwicklung mit ihren Aus- (C) 
Wirkungen auf den Arbeitsmarkt. Nach der ersten 
Ölpreisexplosion von 1973 hat die Bevölkerungsent- 
wicklung den Arbeitsmarkt entlastet, weil die Zahl 
der Arbeitskräfte damals abgenommen hat. Dies- 
mal, bei der Überwindung der Folgen der zweiten Öl- 
preisexplosion ist es umgekehrt. Von 1977 bis 1981 
hat sich das Arbeitskräfteangebot um 900 000 er- 
höht. Das heißt: schon um eine Konstanz am Ar- 
beitsmarkt zu erhalten, müßten 900 000 Arbeits- 
plätze geschaffen werden. Das Arbeitskräfteangebot 
steigt auch jetzt noch weiter an — um etwa 150 000 
jährlich — , während gleichzeitig die Zahl der Ar- 
beitsplätze sinkt. Diese und andere Umstände wer- 
den uns noch auf lange Jahre das Risiko einer erheb- 
lichen Sockelarbeitslosigkeit bescheren. Niemand 
kann, niemand darf hier rasche Lösungen verspre- 
chen! 

Viele unserer Handelspartner, Entwicklungslän- 
der, aber auch Industrieländer in West und Ost, sind 
an den Grenzen ihrer internationalen Kreditfähig- 
keit oder schon darüber hinaus. Das schafft Schwie- 
rigkeiten nicht nur für das internationale Bankensy- 
stem, das schafft auch für unsere Exportwirtschaft 
Schwierigkeiten. 

Schwierigkeiten bestehen aber auch bei uns zu 
Hause, vor allem in der Schwerfälligkeit mancher 
politischen Entscheidungsprozesse zumal im födera- 
len Staatsaufbau. Diese Schwierigkeiten und diese 
Schwerfälligkeit sind nach meiner Überzeugung 
letztlich darauf zurückzuführen, daß wir die anste- 
henden Probleme nicht genügend als gemeinsame (d) 
Herausforderung begreifen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir müssen höllisch aufpassen, daß unnötiger Zank 
nicht zu einem eigenständigen Hemmnis wird. Wir 
sind dabei, zu riskieren, daß mehr und mehr die 
Stimmung die Lage beeinflußt. Wir müssen mehr 
darauf achten, wie ein derartiger Streit im Ausland 
aufgenommen und bewertet wird. Sicherlich nicht 
als Zeichen der Stärke. 

Doch mit all diesen Schwierigkeiten können wir 
fertig werden. Wir haben keinen Grund zur Klage 
und Miesmacherei, sondern gute Chancen unser ho- 
hes Wohlstandsniveau über schwierige, sehr schwie- 
rige Zeiten zu retten. Das wird nicht ganz ohne Krat- 
zer abgehen. Aber wäre das eigentlich so schlimm? 
Begreifen wir endlich die Probleme als gemeinsame 
Herausforderung und nicht als Schicksalsschläge. 

Wir haben ja schon ganz andere Probleme gemei- 
stert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr nicht!) 

Hier wird von dem einen oder anderen immer wie- 
der auf die Nachkriegszeit verwiesen. Damals sei 
auch nicht lamentiert und miesgemacht worden. 

Das ist zutreffend. Ich habe absolut nichts gegen 
Vergleiche mit den ersten Jahrzehnten nach 1945. 
Wogegen ich aber etwas habe, das sind falsche Ver- 
gleiche, die in eine konservative Geschichtsklitte- 
rung einmünden würden. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Manch einer, dem jetzt das Wort vom Neubeginn 
allzu hurtig von den Lippen geht, steht vor dieser Ge- 
fahr. Wir müssen uns deshalb daran erinnern: Alle 
demokratischen Kräfte haben 1949 im Parlamenta- 
rischen Rat den Art. 20 Abs. 1 des Grundgesetzes 
mitgetragen, in dem es heißt: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demo- 
kratischer und sozialer Bundesstaat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Alle demokratischen Kräfte haben Art. 14 Abs. 2 des 
Grundgesetzes mitgetragen, der da lautet: 

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu- 
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Alle großen Parteien haben für das Betriebsver- 
fassungsgesetz und das Gesetz über die paritätische 
Mitbestimmung von 1951 gestimmt. Mit breiter 
Mehrheit ist 1953 die Selbstverwaltung in der Sozial- 
versicherung wiedererrichtet worden. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Das waren noch 
Zeiten!) 

Mit ebenso breiter Mehrheit vollzog sich 1957 die 
große Rentenreform. Herr Jenninger, das waren 
noch Zeiten. Damals saß meine Partei in der Opposi- 
tion, hat sich allerdings in derartigen Fragen etwas 
kooperativer als Sie verhalten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

^ — Ich komme auf den Punkt des Steueränderungs- 

gesetzes ja nachher noch einmal zurück. 

Der Lastenausgleich, das umfassende System der 
Kriegsopferfürsorge waren ebenfalls nie Gegen- 
stände des Parteienstreits. Die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und das Arbeitsförderungsgesetz 
1969 sind ebenso Kinder der Großen Koalition wie 
das Bundessozialhilfegesetz. Die flexible Alters- 
grenze 1972 ist auch mit Ihrer Zustimmung be- 
schlossen worden. 

Was ich damit sagen will: Unser System der sozia- 
len Sicherung ist in seinen wesentlichen Struktur- 
elementen ein Kind der 50er und 60er Jahre und 
wurde von allen großen Parteien mit entworfen und 
mit getragen. Es besteht aller Anlaß zu der Feststel- 
lung, daß das nicht ohne Grund so war. In der Tat: 
Die Pflicht zum sozialen Ausgleich ergibt sich aus 
dem Grundgesetz. Aber sie ergibt sich nicht nur aus 
dem Grundgesetz. Sozialer Ausgleich ist außerdem 
eine ganz wesentliche Grundlage für unsere wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit. Das darf nicht aufs 
Spiel gesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bürger in diesem Land haben ein Recht, zu er- 
fahren, ob Politiker mit etwas nebulösen Formulie- 
rungen wie der von der neuen sozialen Frage oder 
von der gesellschaftspolitischen Wende diese 
Grundstrukturen der Gesellschaftspolitik der letz- 
ten 30 Jahre in Frage stellen wollen und worum es 
dann konkret geht. Sicher, in schwierigen Zeiten, 
wenn fast alle konkreten Vorschläge unpopulär sind, 


ist es verlockend, mit Wortgeklingel Politik zu ma- (C) 
chen. Aber es muß dann auch erlaubt sein, aufzuzei- 
gen, daß ein derartiges Vorgehen entweder unnöti- 
gen Schaden anrichtet oder aber auf die Substanz 
des in 30 Jahren gemeinsam Aufgebauten zielt. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Vertre- 
ten Sie Ihre persönliche Meinung oder den 
Regierungsentwurf?) 

Das heißt für mich: Jetzt notwendige, konkrete 
Einschränkungen ja; Leistung und Leistungsanreize 
ja. Einschränkung der Prinzipien der Solidarität, der 
Mitbestimmung, Einschränkung der tragenden 
Grundsätze des Sozialstaates nein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Eines allerdings, meine Damen und Herren, un- 
terscheidet uns deutlich von den Gründer jahren der 
Republik: Wir sind heute — und das ist schon der 
Hintergrund für den Haushaltsentwurf 1983, Herr 
Schröder — ein wohlsituiertes Land; den meisten 
von uns geht es gut, und die meisten wissen das 
auch. Weniger der Wille, Neues zu schaffen und zu 
erwerben, als der Wunsch, das Erworbene zu si- 
chern, bestimmt die Motive vieler. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Die Ar- 
beitslosen staunen über Ihre Rede!) 

Das ist wohl legitim, aber es kann auch gefährlich 
werden, wenn es in Unbeweglichkeit und Defensive 
führt. 

(D) 

Der Wohlstand macht erfolgreiches Wirtschaften 
nicht einfacher — macht auch Finanzpolitik nicht 
einfacher — , sondern eher schwieriger: In der Phase 
des Wiederaufbaus waren die Aufgaben jedermann 
sichtbar. Wenn es überall mangelt, kann niemand 
am Bedarf vorbeiproduzieren. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Man konnte damals fast alles gebrauchen, und man 
konnte mit fast allem Geld verdienen. Das ist heute 
anders. Aber Chancen bieten sich genügend. Die 
Möglichkeit technischer Neuerungen ist nicht be- 
grenzt. Sie sind auch kein Monopol für andere, für 
Amerika oder Japan. Und nicht nur technische 
Neuerungen bieten uns Chancen. Es gibt eine Fülle 
von Aufgaben, die wir mit längst vorhandener Tech- 
nik lösen können; ich denke an den schonenden Um- 
gang mit Energie, an die Wiedergewinnung wert- 
voller Rohstoffe aus Müll und Abfall, an den Schutz 
der Umwelt. 

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich für mich: 
Wenn wir die Beschäftigungsprobleme in der Bun- 
desrepublik in den Griff bekommen wollen — und 
das ist ja wohl das Zentralproblem, an dem wir auch 
unsere finanzpolitische Diskussion ausrichten müs- 
sen — , muß in den nächsten Jahren das Erwirtschaf- 
ten neuen Wachstums Vorrang vor dessen Vertei- 
lung haben. Wir müssen einen höheren Anteil am 
Bruttosozialprodukt einer wachstumsfördernden 
Verwendung zuführen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP) 
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(A) Der Zuwachs beim privaten und beim öffentlichen 
Verbrauch muß demgegenüber gebremst werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 

Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das sagt das 
Lambsdorff- Papier!) 

Um mehr Wachstumsspielräume und damit auch 
mehr Beschäftigung zu schaffen, brauchen wir aller- 
dings keine grundlegende Umkehr. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was wir brauchen, ist die „Leidenschaft zur Ver- 
nunft“ — wie der Bundeskanzler es einmal genannt 
hat — als gemeinsames Band aller gesellschaftli- 
chen Gruppen in diesem Lande. Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik allein kann Wachstum weder verordnen 
noch garantieren. Sie kann und sie muß aber dazu 
beitragen. 

Deshalb sage ich, damit auch hier keine Unklar- 
heit bleibt: Gerade mit der Vorlage des Haushalts 
1983 bekenne ich mich mit Nachdruck zu dieser ei- 
genständigen wirtschaftlichen Verantwortung des 
Staates. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: „Stock- 
solide“!) 

Sicherlich ist es richtig, daß Reformpolitik gerade 
dann fortgesetzt werden muß, wenn wir knapp bei 
Kasse sind. Ebenso richtig ist es aber auch, daß die 
Kasse auch danach ausgerichtet werden muß, daß 
der Staat dieser eigenständigen wirtschaftlichen 
/ B x Verantwortung auch weiterhin gerecht werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es darf kein Zurück in ei- 
nen vorsintflutlichen „Nachtwächterstaat“ geben, 
der z. B. darauf verzichtet, aktiv Rahmenbedingun- 
gen zu setzten und zumindest zur Ausschöpfung des 
vorhandenen Produktionspotentials beizutragen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wort- 
geklingel!) 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen unse- 
rer Wirtschaft und zur Stärkung der Investitions- 
kraft der Unternehmen und eigener Anstrengungen 
des Bundes sind drei Marksteine zu nennen: die be- 
schäftigungsfördernden Maßnahmen im Rahmen 
des Haushalts 1982, die Gemeinschaftsinitiative und 
dieser Haushaltsentwurf für 1983. Nehmen Sie zur 
Kenntnis, nehmen wir alle zur Kenntnis, daß sich 
die steuerlichen Anreize zur Investitionsbelebung 
auf Grund dieser drei Elemente bis 1985 auf ein Vo- 
lumen von über 20 Milliarden DM belaufen; davon 
trägt allein der Bund über 8 Milliarden DM. Ich will 
hier nur die Stichworte nennen: die Verbesserung 
der Abschreibungsmöglichkeiten für alle Gebäude; 
die Anhebung des Höchstsatzes der degressiven Ab- 
schreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens von 25 auf 30 %; die 10 %ige Investi- 
tionszulage, die Investitionen begünstigt, die das 
durchschnittliche Investitionsvolumen der letzten 
drei Jahre übersteigen — also nicht Gießkannen- 
prinzip, sondern Belohnung besonderer Anstren- 
gungen. 


Mit diesen und anderen Maßnahmen haben sich (C) 
die Rahmenbedingungen für die private Investi- 
tionstätigkeit objektiv verbessert. Kaum je zuvor 
seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland war 
unter Steuersystem so investitionsfreundlich wie 
heute. Diese Wahrheit darf bei aller berechtigten 
Einzelkritik nicht übersehen werden, und sie bleibt 
Wahrheit, auch wenn der eine oder der andere Wirt- 
schaftsverband entgegengesetzte Meldungen in die 
Welt setzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch die Investitionstätigkeit der öffentlichen 

Hand sollte stabilisiert werden. Dabei ist zweierlei 
zu berücksichtigen: Der Staat trägt weniger als ein 
Viertel aller Investitionen — bei den Anlageinvesti- 
tionen sind es gar nur 16 % — , der Bund allein sogar 
nur 5 %. Die Möglichkeiten der öffentlichen Hand 
für eigene Investitionen sind also begrenzt. Außer- 
dem: Hüten wir uns auch hier vor oberflächlicher 
Schematik. Längst nicht jede öffentliche Investition 
bringt uns auf einen Weg zu mehr Wachstum. Wir 
brauchen nicht unbedingt mehr Rathäuser, mehr 
Schwimmbäder und in jeder größeren Stadt eine 
U-Bahn mit ihren hohen Folgekosten, die niemand 
mehr bezahlen kann. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und der FDP — Zuruf des Abg. Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU] und weitere Zu- 
rufe) 

— Ach, Herr Dr. Riedl, das war nicht einmal ein ganz 
indirekter Hinweis auf ein Thema, das uns heute 
morgen beschäftigt hat! — Aber wir brauchen den ( D ) 
Ausbau der Energieversorgung, wir brauchen Inve- 
stitionen zur sparsamen Energieverwendung, und 
wir brauchen eine Verbesserung des Umweltschut- 
zes an allen Ecken und Kanten, um nur einige Bei- 
spiele zu nennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Wichtig ist außerdem nach meiner Einschätzung 
der Infrastrukturausbau von Nachrichten- und 
Kommunikationstechnik auch wenn diese Investi- 
tionen nicht im Bundeshaushalt stehen, sondern im 
Haushalt der Bundespost veranschlagt werden. Die 
Bundespost, der größte Investor in unserem Land, 
gibt in diesem Jahr allein hierfür über 13 Milliarden 
DM aus. Das ist mehr als doppelt so viel, wie der ge- 
samte Fernstraßenbau des Bundes ausmacht. 

Investitionen, meine Damen und Herren, das sind 
aber nicht nur Straßen, Gebäude und Umweltschutz- 
maßnahmen. Welche Investition wäre besser, wel- 
che Investition wäre notwendiger als die in schöpfe- 
rische Intelligenz und berufliche Qualifikation? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb ist im Rahmen der Gemeinschaftsinitia- 
tive das Ihnen bekannte Programm zur Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit enthalten. Wir kön- 
nen hiermit nur einen Beitrag zur Linderung des 
Problems leisten. Unsere Beschränkung in diesem 
Punkt ist schon von der Verfassung her gegeben. 
Darüber hinaus kommt es aber darauf an, daß sich 
Unternehmen weiterhin anstrengen — gerade in 
diesen Wochen, aber auch in den nächsten Jahr- 
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(A) en — , um Möglichkeiten für die verstärkte Ausbil- 
dung von Jugendlichen zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Insgesamt haben die Investitionen und die sonsti- 
gen beschäftigungsfördernden Ausgaben und Min- 
dereinnahmen im Bundeshaushalt 1983 ein Volu- 
men von 40 Milliarden DM erreicht, davon allein 3,2 
Milliarden DM zusätzlich zum Finanzplan des Vor- 
jahres. 

Ich meine, mit diesen Ausgaben leistet der Bund 
einen bedeutenden Beitrag zur Wirtschaftsbele- 
bung, auch zur Stabilisierung der Endnachfrage. 
Und ein derartiger Beitrag bleibt auch weiterhin 
notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir dürfen die Endnachfrage nicht noch weiter ab- 
sacken lassen. 

Die zur Wachstumsförderung durch die öffentli- 
chen Haushalte erforderlichen zusätzlichen Mittel 
können in schwieriger Haushaltslage nur freige- 
macht werden, wenn auch durch zusätzliche Ein- 
schränkungen im konsumtiven Bereich entspre- 
chende Spielräume geschaffen werden. An dieser 
unbequemen Wahrheit kommt keine Seite dieses 
Hauses vorbei. 

Die CDU präsentiert hier seit geraumer Zeit ihren 
Patentvorschlag einer Querbeet- Kürzung, einer li- 
nearen Kürzung; ich habe versucht, Fremdworte so- 
weit wie möglich zu vermeiden. Für den Laien klingt 
. das einfach und auch gerecht. Der Fachmann indes 
* ' muß fragen, was das denn eigentlich bedeutet. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Haben Sie mit Ihrem 

Kollegen Graf Lambsdorff darüber gespro- 
chen?) 

Hans Matthöfer hat in mehreren Briefen an Herrn 
Kohl herauszufinden versucht, wovon denn z. B. 5% 
— manchmal war ja auch von 8% die Rede — ge- 
kürzt werden sollen. — Vergeblich. Es blieb — wie 
Graf Lambsdorff damals zu Recht formuliert hat, 
Herr Kohl — beim „Wackelpudding“, den niemand 
an die Wand nageln kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Wissen Sie, mir geht es hier um den Bundeshaus- 
halt 1983. Wenn Sie mich schon wiederholt fragen, 
dann darf ich Sie bitten, gerade diesen Passus aus 
dem Papier meines Kollegen sehr sorgfältig zu le- 
sen. Er spricht sich nämlich mit Vorrang für eine dif- 
ferenzierte Kürzung von Subventionen aus. Dann 
muß man schon fair und vollständig zitieren. 

Es fehlt bei Ihnen allerdings in doppelter Hinsicht 
an einer Festlegung, was eigentlich gekürzt werden 
soll. Unklar ist das Volumen: Was sind denn eigent- 
lich „Subventionen“ und „Leistungen“? Unklar ist 
die Frage, ob jede einzelne Subvention um 5% oder 
ob ein Gesamtbetrag gekürzt werden soll. 

In der Sitzung des Haushaltsausschusses am 1. 
Oktober 1981 hatte die CDU — das darf man nicht 
untergehen lassen — vom Kindergeld über die Ber- 
linförderung bis hin zum Verteidigungshaushalt fast 


alles für eine 5%-Kürzung in Betracht gezogen. (C) 
Brieflich hat Herr Kohl nur eine einzige Klarstel- 
lung vorgenommen, nämlich was nicht gekürzt wer- 
den soll: Steuerliche Subventionen sollen ausgenom- 
men sein. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Warum eigentlich? Ein linearer Abbau aller Steuer- 
vergünstigungen wäre in der Tat weder sinnvoll 
noch praktikabel. Soweit, so gut. Ich habe das hier 
auch wiederholt dargestellt. Aber warum sollte man 
das selbst dort nicht machen, wo es möglich ist? 

Im Klartext bedeutet der Ausschluß steuerlicher 
Subventionen bei Sparmaßnahmen doch nur, daß al- 
lein die Besserverdienenden hierdurch geschont 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die objektive Konsequenz. Wir können ja 
hierüber debattieren. Wenn dies so wäre, wäre es le- 
diglich Klientelpolitik. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ein neuer 
Klassenhaß! — Rawe [CDU/CSU]: Herr 
Lahnstein, gehen Sie mal durch die Fraktio- 
nen und sehen Sie mal, wo die Besserver- 
dienenden sitzen! — Dr. Kohl [CDU/CSU]: 

Herr Lahnstein, das können Sie der SPD- 
Fraktion sagen, aber doch nicht uns! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich gehöre ja zu den Besserverdienenden. Ich 

wäre froh, wenn Herr Kohl einen präzisen Vorschlag 
machen würde, der mich träfe. Ich habe ihn nur bis- 
her noch nicht gehört. Machen Sie doch einen! (D) 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Zimmermann [CDU/CSU]: Warum Herr 
Kohl? Machen Sie selbst den Vorschlag!) 

— Nun lassen Sie das doch, Herr Zimmermann! Wir 
haben neun präzise Vorschläge am 25. August im 
Kabinett verabschiedet und hier im Bundestag in 
der vergangenen Woche eingebracht. Herr Zimmer- 
mann, ich weiß nicht, ob Sie da sein konnten. 

(Dr. Zimmermann [CDU/CSU]: Ja!) 

Aber die Diskussion zwischen Herrn Kreile und ei- 
nigen anderen zu dem Thema können Sie ja nachle- 
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich halte nicht viel von der Rasenmähermethode 
beim Subventionsabbau, und zwar aus zwei Grün- 
den: Einmal entfallen über 75% des Gesamtvolu- 
mens der Finanzhilfen — so heißen die Subventions- 
ausgaben im Subventionsbericht — auf nur 15 Ein- 
zelmaßnahmen. Und da kann man gleich Roß und 
Reiter nennen. Zum anderen ist nicht jede Subven- 
tion von Übel: Die Bundesregierung bekennt sich 
zum Beispiel nachdrücklich dazu, Berlin weiterhin 
mit vielen Milliarden Mark — das geht an die 14 Mil- 
liarden DM — finanziell zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir werden zwar sicherlich nicht so weit gehen kön- 
nen, die Umsatzsteuerpräferenzen bei voller Besitz- 
standswahrung noch auszuweiten, wir werden auch 
kleinere Abstriche machen müssen von den hohen 
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(A) Zuschüssen, die wir im Finanzplan des vergangenen 
Jahres für Berlin vorgesehen hatten. Eine fünfpro- 
zentige Kürzung der Berlinzuschüsse wäre ganz und 
gar unerträglich. Auch die Subventionen für die 
deutsche Luftfahrtindustrie möchte ich nicht unbe- 
sehen um 5% kürzen, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn ich z. B. an den durch diese Subvention be- 
wirkten Airbus-Erfolg denke. 

Wie stellen Sie sich, Herr Kohl, mit Ihrem Vor- 
schlag einer linearen Kürzung die künftige Kohle- 
verstromung und die Bemessung der Kokskohlebei- 
hilfe vor? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wollen wir die Probleme des Saarlandes — Sie ken- 
nen die Probleme der Stahlindustrie des Saarlandes 
ja genau — oder die Stahlprobleme des Ruhrgebie- 
tes durch Kürzung nach der Rasenmähermethode 
lösen? Wohl kaum. Wie steht es mit der Vorsteuer- 
pauschale in der Landwirtschaft? Oder wollen Sie 
die Forderungen Ihres Kollegen Stoltenberg für 
Werften, Fischerei und Schiffahrt zurückschrau- 
ben? 

Wohlgemerkt, hier geht es nicht um die Frage, wer 
mehr oder weniger sparen will. Es geht ausschließ- 
lich um den Denkansatz. Und da halte ich gezieltes 
Vorgehen nach wie vor für sinnvoller und ehrli- 
cher. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nach der Debatte um die Fünf- Prozent- Kürzung 
hat dann die Opposition seit langem eine Verfah- 
rensdiskussion zum Bundeshaushalt, auch zum 
Entwurf 1983, angefangen. Herr Riedl hat die De- 
batte in den letzten Tagen noch um einige zusätzli- 
che Finessen bereichert, was den Nachtragshaus- 
halt 1982 angeht. Über Ihre Anträge, über die An- 
träge der Union ist in diesem Zusammenhang durch 
den Bundestag befunden worden. Ich bitte Sie sehr 
herzlich: Lassen wir es endlich dabei, damit wir zur 
Sachdiskussion im Ausschuß kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will hier einen Einschub machen zu der Klage. 
Ich hatte Sie etwas voreilig, wie ich zugebe, in der 
letzten Woche aufgefordert, wegen des Bundeshaus- 
halts 1981 die Klage im Hinblick auf Art. 115 GG ein- 
zureichen. Sie ist eingereicht. Meine Wertung bleibt 
die gleiche, die ich bereits bei der Einbringung des 
Nachtragshaushalts hier vorgetragen habe. Ich sehe 
dem Ergebnis mit Neugierde und mit Gelassenheit 
entgegen. 

Da ich heute morgen nicht dazu gekommen bin, 
sehr viele Zeitungen zu lesen, habe ich mir den „Ge- 
neralanzeiger“ genommen und darf ihn mit Ihrer 
Genehmigung, Herr Präsident, einmal ausnahms- 
weise zitieren: 

Die Koalition wird in Karlsruhe vortragen kön- 
nen, daß im Jahre 1981 das gesamtwirtschaftli- 
che Gleichgewicht gestört war . . . Dies hat auch 
die Union immer wieder konstatiert. Die Väter 
des Grundgesetzes konnten nicht vorhersehen, 


daß eine solche Wirtschaftslage einmal ein Dau- (C) 
erzustand sein würde. 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU) 

— Die Gründe dafür habe ich Ihnen offen und ehr- 
lich dargelegt. 

Aber nach der geltenden Rechtslage werden 
sich die Richter kaum eine andere Interpreta- 
tion leisten können. 

Das weiß natürlich auch die CDU/CSU, weshalb 
sie immer wieder gezögert hat, den nun doch 
eingeschlagenen Weg zu gehen. Wäre sie felsen- 
fest davon überzeugt, daß tatsächlich ein Ver- 
fassungsverstoß vorliegt, dann wäre es ihre 
Pflicht gewesen, 

— ihre Pflicht! — 

längst Klage zu erheben. Zum jetzigen Zeit- 
punkt zielt der Vorstoß lediglich auf die anste- 
henden Wahlen. 

Diesem Kommentar stimme ich ausdrücklich zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was die Sache selber angeht, nämlich die Frage, 
wie wir dann mit zusätzlichen Haushaltsrisiken fer- 
tigwerden wollen, so will ich hierzu später noch eine 
etwas detailliertere Antwort geben, soweit dies der 
heutige Wissens- und Diskussionsstand schon er- 
laubt. Zunächst nur eine allgemeine politische Vor- 
bemerkung: Wenn sich im Herbst weitere Steuer- 
ausfälle und z. B. ein erhöhter Zuschußbedarf für die 
Bundesanstalt für Arbeit ergeben, warum sollten / D v 
wir eigentlich als Koalition mit diesen Problemen 
nicht fertigwerden? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Durch neue 
Schulden!?) 

Wir haben doch auch bisher alle notwendigen Ent- 
scheidungen gefällt, getroffen und vertreten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

In den letzten drei Jahren haben allein die Steuer- 
ausfälle und die Mehrausgaben für Arbeitslose die 
Finanzlage des Bundes, bezogen auf 1983, um über 
40 Milliarden DM verschlechtert. Eine Reihe ande- 
rer Belastungen — 6 Milliarden DM für Zinsen, 

3,5 Milliarden DM für die Verteidigung — lasse ich 
einmal draußen vor, weil ich ja auch die Gegenposi- 
tion „Bundesbankgewinn“ nicht außer acht lassen 
darf. Um 40 Milliarden DM also hätten wir die Net- 
tokreditaufnahme des Bundes für 1983 aufstocken 
müssen, wenn wir keine Maßnahmen getroffen hät- 
ten. 

Tatsächlich aber werden über 80 % dieser Mehrbe- 
lastungen durch die verschiedenen Maßnahmen 
ausgeglichen, die im Zusammenhang mit dem Sub- 
ventionsabbaugesetz von 1981, der Haushaltsopera- 
tion 1982 und im Rahmen der Aufstellung des Bun- 
deshaushalts 1983 beschlossen wurden. Ich halte das 
für einen großen Erfolg sozialliberaler Haushalts- 
und Finanzpolitik. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 
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(A) Er berechtigt mich zur Zuversicht, auch künftige 
Haushaltsprobleme erfolgreich gemeinsam zu be- 
wältigen. 

Die Summe der beschlossenen und jetzt vorge- 
schlagenen Maßnahmen führt zu einer Nettokredit- 
aufnahme 1983 von 28,5 Milliarden DM. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das glauben Sie 

doch selber nicht! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]: Schwören Sie das?) 

Diese Nettokreditaufnahme ist keine unverrück- 
bare Größe, sondern ein Betrag, den ich bei der Da- 
tenlage, die dem Haushaltsentwurf zugrunde gele- 
gen hat, für vertretbar, aber auch für notwendig 
hielt 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Stocksolide“!) 

— trotz der damit verbundenen Zinsbelastung, die 
mir sehr wohl bewußt ist. Wenn die Wirtschaftsda- 
ten geändert werden müssen, wird auch über die 
Höhe der Nettokreditaufnahme für 1983 erneut 
nachzudenken sein. Die generelle Linie, daß die Net- 
tokreditaufnahme der öffentlichen Hand weiter zu- 
rückgeführt werden muß, muß von einer vorüberge- 
henden Anpassung an aktuelle gesamtwirtschaftli- 
che Erfordernisse unberührt bleiben. Alles andere 
wäre ökonomisch ganz einfach unsinnig. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Zentrale Bedeutung hat für mich nicht die Netto- 
kreditaufnahme. Sie ist bei feststehender Einnah- 
meseite Resultat: Differenzbetrag zwischen Ausga- 
ben und Einnahmen. Zentrale Bedeutung für die 
Aufstellung des Haushalts kommt damit der vorge- 
sehenen Ausgabenentwicklung zu. Dabei muß in ei- 
ner konjunkturellen Schwächephase sehr sorgfältig 
darauf geachtet werden, daß nicht durch eine zu 
weitgehende Verringerung der öffentlichen Nach- 
frage, insbesondere bei den auftragswirksamen In- 
vestitionen, die Konjunkturschwäche noch verstärkt 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Die Bundesregierung hat ihre Haushaltspolitik 
mittelfristig darauf ausgerichtet, daß die Gesamt- 
ausgaben des Bundes geringer steigen als das nomi- 
nale Bruttosozialprodukt. Für 1983 hatten wir vor 
der Sommerpause mit einem Anstieg des nominalen 
Bruttosozialprodukts von 6,5 % rechnen können und 
einen Ausgabenanstieg von 1,9 % angesetzt. Selbst 
wenn dieser Anstieg etwas höher wäre — er bliebe 
immer noch spürbar geringer als der Anstieg des no- 
minalen Bruttosozialprodukts, auch wenn es nicht 

6,5 % werden, sondern etwas weniger. Möglich 
wurde diese Zuwachsrate insbesondere durch die 
Reihe von Einsparbeschlüssen im sozialen Bereich, 
die Sie kennen und die insgesamt zu einem Entla- 
stungsbetrag von 8,2 Milliarden DM für den Bund 
geführt haben. Das waren schwere Beschlüsse, 
schwierige Beschlüsse, gerade für die eigenen Rei- 
hen, aber wir vertreten sie nach außen, so wie wir 
alle anderen Teile dieses Entwurfes auch vertre- 
ten. 


Weitere Einsparungen auf der Ausgabenseite von (C) 
über 1 Milliarde DM konnten im Haushaltsverfah- 
ren durchgesetzt werden, wobei Finanzhilfen und 
andere Ansätze betroffen sind. Darüber hinaus hat 
die Bundesregierung verschiedene steuerliche Maß- 
nahmen beschlossen, die für den Bund bis 1986 

2.5 Milliarden DM und für Länder und Gemeinden 

3.5 Milliarden DM an Mehreinnahmen bringen sol- 
len. Sie sind in der vergangenen Woche im Bundes- 
tag diskutiert worden, so daß ich sie nicht erneut 
vorführen muß. 

Nun wird uns mit ganz gegensätzlichen Argumen- 
ten vorgeworfen, das Haushaltspaket 1983 sei insge- 
samt sozial unausgewogen. Diese Behauptung kann 
ich nicht stehenlassen. Richtig ist, daß die Sozial- 
ausgaben in ihrer Gesamtheit eine Dynamik entwik- 
kelt haben, die an geringeres Wirtschaftswachstum 
angepaßt werden muß. 

Investitionsschwäche und Wachstumsstockung 
treffen durch Arbeitslosigkeit und Einkommensstill- 
stand vor allem die sozial Schwächeren. Eine wirk- 
lich soziale Politik muß deshalb auch immer wieder 
darauf achten, daß durch Investitionsbelebung neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden können. Das heißt 
dann in der Konsequenz: Konzentration der Leistun- 
gen ist unumgänglich. Daß von derartigen Maßnah- 
men in der Gesamtsumme breite Schichten der Be- 
völkerung stärker betroffen werden, hängt in erster 
Linie damit zusammen, daß sie auch einen wesent- 
lich höheren Anteil an der Gesamtbevölkerung aus- 
machen. Es wird nie gelingen — es wird nie gelin- 
gen! — , eine soziale Ausgewogenheit auf Heller und 
Pfennig herzustellen. Entscheidend ist vielmehr, 
daß der Bürger ein Maßnahmenpaket akzeptieren 
und dazu ja sagen kann, weil er merkt, daß er nicht 
allein der Betroffene ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Deshalb gehören auch die steuerlichen Maßnahmen 
zum Gesamtkonzept, und zwar unabtrennbar. Wer 
diesen Zusammenhang leugnet, wie Sprecher der 
Union dies immer wieder tun, gerade noch in der 
letzten Woche hier im Bundestag, der lädt objektiv 
eine schwere Verantwortung auf sich. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Noch einmal: Bei diesem Abbau steuerlicher Sub- 
ventionen steht nicht allein der fiskalische Effekt im 
Vordergrund, sondern das Ziel, das gesamt Einspar- 
paket sozial erträglich zu machen. Ich appelliere 
ausdrücklich und erneut an die CDU/CSU, sich ihrer 
staatspolitischen Verantwortung in schwieriger 
Wirtschaftslage konstruktiv zu stellen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Draußen im Lande gibt es ein feines Gespür für Ge- 
rechtigkeit; 


(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
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(A) hier sind berechtigte Erwartungen vorhanden, die 
Sie nicht durch Verweigerungshaltung enttäuschen 
dürfen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 

der FDP — Franke [CDU/CSU]: Darum ist 
die SPD auf 29,5% gekommen!) 

Noch ein Wort zur Steuerpolitik: Unsere Steuerpo- 
litik — ich bitte Sie, das dann auch zur Kenntnis zu 
nehmen — ist seit Jahren darauf gerichtet, die 
volkswirtschaftliche Steuerquote konstant zu hal- 
ten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf hohem Level!) 

— Auf hohem Level? Den Level 1952 haben Sie doch 
eingeführt. — Diese Steuerquote ist heute niedriger 
als im Jahre 1952. Die steuerpolitischen Beschlüsse, 
die seit Beginn der Legislaturperiode verwirklicht 
oder auf den parlamentarischen Weg gebracht wur- 
den, führen nicht zu einer Erhöhung der Steuerla- 
sten, im Gegenteil! Wir haben damit nicht nur die 
Steuerstruktur verbessert, sondern dem Bürger und 
der Wirtschaft per saldo sogar noch 10 Milliarden 
DM zurückgegeben. Es ist einfach unredlich, wenn 
man uns, wie finanzpolitische Sprecher der Union es 
immer wieder tun — ich vermute, auch in dieser De- 
batte — , vorwirft, daß wir Steuererhöhungen in 
zweistelliger Milliardenhöhe durchgeführt hätten, 
ohne dabei gleichzeitig zu erwähnen, daß auf der an- 
deren Seite doppelt soviel an steuerlichen Entla- 
stungen zurückgegeben worden ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 

der FDP) 

(B) 

Aber Steuerpolitik hört ja 1983 nicht auf. Mittelfri- 
stig stellt sich uns, und zwar für mich immer im Rah- 
men einer konstanten Steuerquote, eine Reihe wich- 
tiger Aufgaben: Wir müssen zu mehr Gerechtigkeit 
und Vollständigkeit im Steuervollzug kommen. Ich 
bin hier dem Kollegen Posser für seine Initiative 
sehr dankbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Er hat uns ja wirklich eindrucksvolle Beispiele, z. B. 
von Abschreibungskünstlern, vorgeführt. Ich mache 
niemandem einen Vorwurf, der Gesetzeslücken oder 
unvollkommene Bestimmungen ausnutzt, sofern 
nicht Betrug im Spiel ist. Aber es ist Aufgabe des Ge- 
setzgebers, derartige Fehlentwicklungen auszu- 
schließen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Das sollte mittelfristig auch für die Einkünfte aus 
Kapitalerträgen gelten. Ich darf hier ausnahms- 
weise einmal auf Präsident Reagan verweisen. 

Steuerpolitik braucht Stetigkeit. Denn dann kann 
die Anwendung geltenden Rechts nicht nur erleich- 
tert werden, es muß dann auch stärker durchgesetzt 
werden. 

Korrekturen im Bereich der Lohn- und Einkom- 
mensteuer bleiben von Zeit zu Zeit notwendig. Das 
ist kein direktes Problem des Haushalts 1983, wohl 
aber für den mittelfristigen Finanzplan ab 1984 ff. 
Bei gleichbleibender Steuerquote erfordert die auf- 
kommensneutrale Finanzierung solcher Korrektu- 


ren allerdings Anhebungen bei indirekten Steuern. (C) 
Es gibt außerdem ja nicht nur die immer wieder so 
leichthin zitierten und kritisierten „heimlichen Steu- 
ererhöhungen“ im Bereich der Einkommensteuer, 
sondern daneben auch ebensolche „heimlichen 
Steuerentlastungen“ bei den indirekten Steuern, 
insbesondere bei den mengenabhängigen Ver- 
brauchsteuern. 

Die Eigenkapitalausstattung der deutschen Wirt- 
schaft hat sich in den letzten Jahrzehnten deutlich 
verringert. Das hat seine Ursachen sicher auch in 
unzureichenden Gewinnen, aber auch in dem Um- 
stand, daß das Steuerrecht Fremdkapital in vielen 
Fällen einfach billiger macht als Eigenkapital. Die 
Risiken eines zu kleinen Eigenkapitalanteils wer- 
den in einer Krisenzeit wie der gegenwärtigen be- 
sonders deutlich. Von dieser Fragestellung her müs- 
sen wir Steuer- und vermögenspolitisch in den näch- 
sten Jahren unbedingt ausgehen. 

Ich komme zur Ausgabenseite des Haushalts zu- 
rück. Mit einer Steigerungsrate von 1,9% kann nie- 
mand große Sprünge mache. Das gilt insbesondere 
auch deshalb, weil wir einen hohen Mehrbedarf ge- 
genüber dem Vorjahr bei den Zinsen zu verkraften 
haben. Die meisten meiner Ressortkollegen können 
daher 1983 nicht so viel ausgeben wie in diesem 
Jahr. Nur vier von ihnen stehen nach dem Regie- 
rungsentwurf Mittel für Ausgaben mit überdurch- 
schnittlicher Steigerungsrate zur Verfügung. Das 
gilt für den Forschungsminister mit 7,3%, den Wirt- 
schaftsminister mit 6,6%, wenn man die Verstär- 
kungsmittel für das ERP-Sondervermögen und den ' ' 
Stahlbereich hinzurechnet, die formal beim Finanz- 
minister veranschlagt sind, und es gilt auch für Ent- 
wicklungshilfe und Verteidigung. 

Die Verteidigungsausgaben werden für 1983 ge- 
genüber dem bisherigen Finanzplan um 400 Millio- 
nen DM aufgestockt. Trotz aller Sparbemühungen, 
auch im Verteidigungsbereich, sind wir um diese 
Aufstockung nicht herumgekommen. Nirgendwo im 
Bundeshaushalt wirken sich die enormen Preisstei- 
gerungen im Ausland so stark aus wie bei den Rech- 
nungen, die Hans Apel zu bezahlen hat. Ich habe 
Verständnis dafür, wenn mancher Kritiker den Ver- 
teidigungsausgaben besondere Skepsis entgegen- 
bringen. Dennoch ist es unrichtig, zu behaupten, daß 
die sozialliberale Koalition Mittel aus dem Sozial- 
haushalt in den Verteidigungshaushalt umschichten 
würde. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Wer behauptet das 
denn?) 

— Wissen Sie, Herr Kohl, hier im Haus sicherlich 
niemand. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Von uns behauptet 
das niemand!) 

Aber hier hören ja viele auch draußen zu. Von Ihnen 
niemand, von der SPD niemand, von der FDP nie- 
mand. Aber Sie wissen, daß diese Frage z. B. im 
Wahlkampf in Hessen, wo wir uns ja nach mehreren 
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(A) Seiten zu wehren haben, eine erhebliche Rolle 
spielt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das müssen Sie Ih- 
ren eigenen Leuten sagen!) 

— Das brauche ich meinen eigenen Leuten nicht zu 
sagen. Die haben diese Behauptung nie aufgestellt. 
Die können nämlich Zahlen lesen, und die Zahlen 
sind eindeutig. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Von 1969 bis 1983 ging der Anteil der Verteidigungs- 
ausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes von 
23 % auf 18 % zurück, während der Anteil der Sozial- 
ausgaben von 30 % auf 32 % angestiegen ist, und 
zwar trotz der im Haushaltsentwurf vorgesehenen 
Einsparungen. 

Die Ausgaben für die Entwicklungshilfe steigen 
mit 4,4 % mehr als doppelt so stark wie die Gesamt- 
ausgaben des Bundes. In diesem Zuwachs spiegeln 
sich die aktive Rolle der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Nord-Süd-Dialog und die hohe Priorität wi- 
der, die wir der Entwicklungshilfe beimessen. Aller- 
dings konnten die Sparbemühungen auch an der 
Entwicklungshilfe nicht ganz Halt machen. Gerade 
in Zeiten abgeschwächten Wirtschaftswachstums 
dürfen die Anstrengungen um technologische Wei- 
terentwicklung und Innovation im Forschungsbe- 
reich nicht nachlassen. Hier bestimmt sich auf 
(ß) Dauer die internationale Wettbewerbsfähigkeit un- 
serer Volkswirtschaft. Der Haushalt für Forschung 
und Technologie führt daher völlig folgerichtig auch 
1983 mit einer Steigerungsrate von 7,3 % die Reihe 
der hohen Steigerungsraten vergangener Jahre 
fort. 

Wichtige Beiträge zur Zukunftssicherung gibt es 
aber auch in anderen Bereichen, z. B. bei den Hilfen 
für die Stahlindustrie. Die deutsche und die europäi- 
sche Stahlindustrie stecken insgesamt seit 1975 in 
einer anhaltenden Krise. Die Lösung der Struktur- 
probleme ist in erster Linie Aufgabe der Stahlunter- 
nehmen selbst. Dennoch ist sich die Bundesregie- 
rung bewußt, daß diese Stahlkrise nur durch das Zu- 
sammenwirken von Unternehmen, Gewerkschaften 
und Regierungen gelöst werden kann. Mitte 1981 ha- 
ben wir deshalb ein Stahlprogramm mit einem Volu- 
men von ursprünglich 1,7 Milliarden DM verabschie- 
det. Inzwischen haben wir die Mittel für die Investi- 
tionsfinanzierung noch aufgestockt, so daß allein im 
Bundeshaushalt 1983 jetzt etwa 900 Millionen DM 
für den Stahl vorgesehen sind. 

Die Aufgabe im Bereich der Strukturpolitik — und 
dieser strukturpolitischen Aufgabe müssen wir uns 
in der Tat in den nächsten Jahren verstärkt zuwen- 
den — besteht jedoch nicht allein in der Modernisie- 
rung der sektoralen Produktionsstruktur. Zusam- 
men mit den Bundesländern trägt die Bundesregie- 
rung auch erhebliche Mitverantwortung für die 
regionale Strukturpolitik in unserem Lande. Ich — 
das werden Sie mir schon wegen meiner Herkunft 
nachsehen, auch wegen meiner politischen Her- 


kunft — denke hierbei insbesondere an das Ruhrge- (C) 
biet. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die Gebiete mit besonderen Strukturproblemen 
hat die Bundesregierung bereits 1979 eine Reihe von 
Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von 2 Milli- 
arden DM beschlossen. Auch von den im Rahmen 
des Haushalts 1983 beschlossenen zusätzlichen be- 
schäftigungsfördernden Maßnahmen wird ein er- 
hebliches Volumen in das Ruhrgebiet fließen und 
mithelfen, den Strukturwandel erfolgreich zu bewäl- 
tigen. Besonders zu erwähnen ist das Sonderpro- 
gramm zur Schaffung von Ersatz arbeitsplätzen 
außerhalb der Eisen- und Stahlindustrie im Früh- 
jahr dieses Jahres. Mit ihm sollen im Ruhrgebiet, im 
Saarland und an anderen Stahlstandorten die Vor- 
aussetzungen für 40 000 Ersatzarbeitsplätze ge- 
schaffen werden. 

Viele Bereiche unserer Wirtschaft — um den 
Überblick über die Schwerpunkte der Ausgaben- 
seite abzuschließen — sind bei ihren Exporten auf 
öffentliche Rückendeckung durch die Gewährung 
von Bürgschaften angewiesen. Hierfür ist im Bun- 
deshaushalt 1983 ein Ermächtigungsrahmen von 
insgesamt 185 Milliarden DM vorgesehen. 

Mit den Exportbürgschaften ist auch die Brücke 
zur weltwirtschaftlichen Verflechtung wieder ge- 
schlagen. Ich habe die Stichworte genannt: weltweit 
zu hohe Zinsen, weltweit anhaltende Flaute, welt- 
weit unerträglich hohe Arbeitslosigkeit. In erster Li- 
nie diese Verflechtung macht auch bei uns eine Kor- 
rektur der gesamtwirtschaftlichen Annahmen für 
1982 und 1983 nach unten unvermeidlich. Das schafft 
für den Bundeshaushalt 1983 einen zusätzlichen 
Deckungsbedarf in einer Höhe von mehreren Milli- 
arden DM. Wir werden die genauen Zahlen bald ken- 
nen, und — die Kollegen im Haushaltsausschuß wis- 
sen das — wir werden sie rechtzeitig berücksichti- 
gen. Dabei wird nichts verschleiert werden. Dabei 
wird allerdings — jedenfalls von mir aus — auch 
nichts vorzeitig in die Welt gesetzt werden. 

Es gibt darüber hinaus noch Unwägbarkeiten, die 
unser Haushaltsproblem teils erleichtern, teils er- 
schweren. Ich nenne hier beispielsweise den EG- 
Haushalt, den wir noch nicht kennen, die präzise 
Höhe des Bundesbankgewinns, die Mehrwertsteuer- 
verteilung, Einnahmeausfälle durch Vorgänge wie 
den im AEG-Bereich, möglicherweise etwas gerin- 
gere Zinsausgaben. 

An dieser Stelle ein Einschub zum Bundesbank- 
gewinn, weil er wieder Gegenstand kritischer Stel- 
lungnahmen war, als sei dies eine verschleierte 
Gabe der Bundesbank, die sich an sich gar nicht ge- 
hört. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis: Die Regelung 
über den Bundesbankgewinn steht eindeutig und 
abschließend im Bundesbankgesetz. Ich nehme 
nicht an, daß Sie das Bundesbankgesetz ändern wol- 
len. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Das ist etwas 
ganz Neues!) 
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(A) Hier tut die Bundesbank nichts anderes als ihre 
Pflicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Von Ihnen wird behauptet, damit würde Geld- 
schöpfung betrieben. Das ist eine Milchmädchen- 
rechnung. Die Aktivseite der Bundesbankbilanz und 
die Passivseite bestehen in der Tat im wesentlichen 
aus Ergebnissen von Geldschöpfungsvorgängen und 
-Korrelaten. Das kann ja gar nicht anders sein. Da- 
für ist die Bundesbank doch da. Nur: Sie müssen die 
Frage dann auch ehrlich stellen, und Sie müssen sie 
vollständig beantworten. Entscheidend ist im Rah- 
men der Bundesbankgeldschöpfung nicht der Be- 
trag, der an den Bundeshaushalt geht, entscheidend 
ist der Betrag, mit dem die Bundesbank insgesamt 
Geldschöpfung betreibt. Dafür gibt es die Geldmen- 
genziele, und die Bundesbank hält diese Geldmen- 
genziele ein. Wer also so tut, als wenn durch Über- 
weisung an den Bundeshaushalt hier zusätzlich in- 
flationäres Potential in die Volkswirtschaft käme, 
der weiß — entschuldigen Sie dieses offene Wort — 
nicht genau, wovon er redet. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Langner [CDU/ 
CSU]: Tilgen Sie Altschulden damit, dann 
stimmt die Rechnung!) 

Die genauen Zahlen dieses Bundesbankgewinns 
werden wir bald kennen, und wir werden sie dann 
einsetzen. 

Die Frage ist nun: Wie wollen wir mit den Dek- 
kungslücken fertig werden, wenn sie auftreten? Und 
sie werden auftreten. Viele Konjunkturfor scher hal- 
' ' ten mit ernst zu nehmenden Gründen für 1983 eine 
völlige Kreditfinanzierung der jetzt neu eintreten- 
den konjunkturbedingten Mindereinnahmen und 
Mehrausgaben für angemessen, so erst vor wenigen 
Tagen das Hamburger Weltwirtschaftliche Archiv. 
In der Tat wirken, wirtschaftlich gesehen, konjunk- 
turbedingte Mindereinnahmen oder Mehrausgaben 
völlig gleich. Eine unterschiedliche Behandlung läßt 
sich mit sachlichen Gründen meines Erachtens 
nicht rechtfertigen. Das kann man auch dem Jahres- 
wirtschaftsbericht 1982 der Bundesregierung ent- 
nehmen. Dort heißt es wörtlich: 

Eine vorübergehende Erhöhung der Nettokre- 
ditaufnahme ist deswegen vertretbar bei etwai- 
gen konjunkturbedingten Mindereinnahmen 
und Mehrausgaben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vorüberge- 
hend!) 

— Natürlich vorübergehend. Das ist zu unterstrei- 
chen. — Der Jahreswirtschaftsbericht geht also von 
einer Gleichbehandlung beider Elemente aus. Und 
was im Januar richtig war, kann ja im September 
nicht völlig falsch sein. Im Januar wie im September 
ging und geht es darum, den notwendigen Beitrag 
zur Festigung der Endnachfrage zu leisten. 

Auf der anderen Seite gibt es politische und psy- 
chologische Gründe, insbesondere die immer wieder 
notwendig werdende Stärkung des Vertrauens auf 
den Kapitalmärkten, und die sprechen für eine diffe- 
renzierte Betrachtungsweise. Ein weiterer Grund 
liegt in der erheblichen Schwierigkeit, konjunktu- 


relle und strukturelle Gegebenheiten sauber ausein- (C) 
anderzuhalten. Eine gewisse zusätzliche Begren- 
zung der Ausgaben, zusätzliches Sparen also, er- 
scheint mir aber auch deshalb notwendig, weil wir 
die Konsequenzen hoher Zinsausgaben für die kom- 
menden Haushaltsjahre berücksichtigen müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Späte Erkennt- 
nis!) 

Bei einem Nullwachstum des Bundeshaushalts, 
ohne Zinsen gerechnet, sind dem zusätzlichen Spa- 
ren allerdings enge Grenzen gesetzt. Das muß man 
dann auch zur Kenntnis nehmen. Auf die in der letz- 
ten Zeit vertretene Faustformel: „Mindereinnahmen 
durch Kredite abdecken, Mehrausgaben durch Ein- 
sparungen ausgleichen“ will ich aus den dargelegten 
Gründen deshalb so leicht nicht einschwenken. 

Ich schlage Ihnen vor: Lassen Sie uns im Haus- 
haltsausschuß — da gehört der Haushalt jetzt hin — 
den Entwurf des Etats sorgfältig auf Einsparmög- 
lichkeiten durchsehen, und zwar Punkt für Punkt, 
und Roß und Reiter nennen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dabei sollten wir uns darauf verständigen, daß wir 
investive Ausgaben ausnehmen. Lassen Sie uns in 
einem vertretbaren Umfang die Nettokreditauf- 
nahme erhöhen! Damit sollten wir immer noch un- 
ter der Vergleichsgröße des Vorjahres bleiben kön- 
nen. Damit wäre der Weg der mittelfristigen Konso- 
lidierung absolut nicht verschüttet. 1981 haben wir 
für 37 V 2 Milliarden DM Kredit aufgenommen, 1982 
wird das leicht darunter liegen können, 1983 noch 
mal darunter. Was eigentlich will man in einer Dau- * ' 
erflaute denn sonst noch an Konsolidierungsehrgeiz 
entwickeln? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Lassen Sie uns Einverständnis darüber erzielen, daß 
etwaige zusätzliche Mittel für Wachstum und Be- 
schäftigung nicht ohne Umschichtung gewonnen 
werden können! 

Sollte es dann noch notwendig werden, meine Da- 
men und Herren, im Gesamtzusammenhang Ge- 
setze zu ändern, sollten wir in der Tat rechtzeitig 
handeln, dabei aber von folgenden Grundsätzen aus- 
gehen. Erstens. Wir müssen alles tun, um den Grund- 
satz der sozialen Ausgewogenheit zu wahren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Ein solides Gesetz mit Inkrafttreten zum 
1. Juli 1983 z. B. sollte uns lieber sein als überhaste- 
tes Flickwerk mit Inkrafttreten zum Jahresbeginn. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wer alle Probleme der Republik am Haushaltska- 
lender aufhängen will, der fällt zu leicht in Kurzat- 
migkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist aus meiner Sicht eine vernünftige und auch 
einigungsfähige Linie. 

Ich fasse zusammen. Aus den von Regierung und 
Koalition beschlossenen Eckwerten vom Juli dieses 
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(A) Jahres und aus dem Ihnen vorliegenden Haushalts- 
entwurf ergibt sich: 

Erstens. Eine deflationistische Finanzpolitik wird 
und darf es nicht geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir dürfen das eine Übel, die Inflation, nicht damit 
bekämpfen, daß wir ein anderes Übel produzieren, 
nämlich die Deflation, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

und hierbei muß uns die Geldpolitik unterstützen. 
Bei Konsolidierung und Nachfragestützung müssen 
Bonn und Frankfurt Zusammenarbeiten. 

Was diese deflationistische Finanzpolitik und die 
Risiken derselben angeht: Ich warte mit Neugierde 
und nicht ohne Interesse auf die Gutachten, die jetzt 
in den nächsten Wochen kommen werden. Ich be- 
ziehe mich einmal auf einen Verein, der von der 
Grundausrichtung her nicht gerade im Geruch steht, 
sozialistisches Gedankengut zu vertreiben, nämlich 
den altehrwürdigen „Verein für Socialpolitik“, der in 
diesen Tagen in Köln seine Jahrestagung abhält. Ich 
zitiere aus dem „Kölner Stadt-Anzeiger“ von heute 
mit Genehmigung des Präsidenten: 

Haushaltsdefizite, die durch konjunkturbe- 
dingte Steuerausfälle einerseits und den Auf- 
wand für zunehmende Arbeitslosigkeit anderer- 
seits entstehen, sollten durch Kredite gedeckt 
werden. Dies empfiehlt Professor Otto Ganden- 

(B) berger von der Universität München, der auf der 
Tagung des Vereins für Socialpolitik in Köln 
heute „Thesen zur Staatsverschuldung“ vor- 
trägt. 

In einer Pressekonferenz sagte der Vorsitzende 
des Vereins, Professor Helmut Hesse, mit dieser 
Aussage treffe Gandenberger das „Herz der 
Mitglieder“. 

Lassen Sie uns also die Arbeitsergebnisse der Wis- 
senschaft wirklich ernsthaft in die Diskussionen im 
Haushaltsausschuß einbeziehen! Deswegen habe 
ich auch überhaupt keine Bedenken und überhaupt 
keine Angst vor dem Hearing, das Sie am 30. Sep- 
tember veranstalten wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zweitens. Wir müssen und wollen in den öffentli- 
chen Haushalten alle Möglichkeiten ausschöpfen, 
damit die Zinsen weiter sinken können. Deshalb 
muß auf eine Reihe von Jahren hinaus die Zuwachs- 
rate des öffentlichen Haushalts unter der Steige- 
rungsrate des nominalen Bruttosozialprodukts lie- 
gen. 

Drittens. Für mehrere Jahre müssen wir ein in je- 
der Hinsicht schwieriges Doppelproblem meistern: 
Arbeitslosigkeit finanzieren und sie durch neue Ar- 
beitsplätze über mehr Investitionen allmählich ab- 
bauen helfen. Für uns alle ist die bloße Hinnahme 
von Arbeitslosigkeit unzumutbar und unerträglich 
— so hoffe ich jedenfalls. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Viertens. Zur Abdeckung zusätzlicher Haushalts- (C) 
risiken gilt: Begrenzt kann zusätzlich Kredit in An- 
spruch genommen werden. Ergänzend bedürfte es in 
solchem Falle der zusätzlichen Ausgabenumstruk- 
turierung in den öffentlichen Haushalten. Das heißt, 
daß irgendwo auch gekürzt werden muß. Dieser Hin- 
weis ist unbequem, aber er ist notwendig. 

Fünftens. Bei alledem muß soziale Gerechtigkeit 
gewahrt bleiben. Ich habe darauf bei Einbringung 
der Vorschläge zum Abbau von Steuervorteilen hin- 
gewiesen. Erneut appelliere ich an die Opposition, 
sich hier nicht zu verweigern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sechstens. Wir müssen unter der Voraussetzung 
sozialer Ausgewogenheit bereit sein, über langfri- 
stige — und das Wort „langfristige“ möchte ich un- 
terstreichen — Veränderungen im sozialen Netz als 
Folge geänderter gesamtwirtschaftlicher Rahmen- 
bedingungen nachzudenken — aber bitte: sorgsam, 
im Gesamtzusammenhang und nicht im Hauruck- 
verfahren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Siebentens. Für uns heißt soziale Ausgewogenheit 
unter anderem: Niemand darf zusätzlich Abstriche 
bei den Sozialleistungen verlangen, wenn er jeden 
zusätzlichen Beitrag derjenigen ablehnt, die auf So- 
zialleistungen nicht angewiesen sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wir werden darüber zu reden haben, welches hierfür 
der zweckmäßigste Weg ist. 

In Krisenzeiten wie den gegenwärtigen, in denen 
es nicht mehr, sondern weniger zu verteilen gibt, 
wachsen die Spannungen und verschärft sich die 
Auseinandersetzung um den richtigen Weg. Auch an 
diesem Haushalt wird in einem Atemzug kritisiert, 
daß er hier zuviel und da zuwenig spare, daß er defla- 
tionistisch wirke und daß die Neuverschuldung noch 
viel niedriger hätte ausfallen müssen, daß Investitio- 
nen, Verteidigung, Entwicklungshilfe und Beamten- 
gehälter zu kurz kämen, daß er zu Lasten der Rent- 
ner und Arbeitslosen gehe und daß die Besserverdie- 
nenden zuviel bezahlen müßten. — Auch der letzte 
Vorwurf wird erhoben. 

Das ist nun mal so in Zeiten wie diesen. Wir müs- 
sen nach bestem Wissen und Gewissen unsere 
Pflicht tun, auch wenn es vordergründig Popularität 
bei jenen kostet, die das Ganze nur an ihren Interes- 
sen messen, und auch Popularität bei vielen ehrli- 
chen Mitbürgern, die ihren Anteil an der Belastung 
als ungerecht empfinden. Jemand muß aber für das 
Ganze eintreten und das Notwendige ehrlich verant- 
worten. 

Ich sage freimütig: Wir können voll zu dem bislang 
in der Koalition Erreichten stehen. Ich sehe keinen 
Anlaß, das anders zu sehen als vor einigen Monaten 
oder vor einigen Jahren. Und auch auf die Gefahr 
hin, von einigen Kommentatoren als Tagträumer 
angesehen zu werden, füge ich hinzu: Bleiben wir 
auf diesem Weg der Vernunft, den wir in der Koali- 
tion und als Koalition beschriften und gangbar ge- 
macht haben. — Zu diesem Weg einer Kombination 
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(A) aus wirtschaftlicher Vernunft und sozialer Verant- 
wortung gibt es keine Alternative. — Schönen 
Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
Sitzung jetzt unterbrochen und um 11 Uhr mit der 
Fragestunde fortgesetzt werden. Im Anschluß an die 
Fragestunde beginnt um 13 Uhr die Aussprache 
über das Haushaltsgesetz 1983 und den Finanzplan 
des Bundes 1982 bis 1986. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 10.10 bis 11.00 Uhr) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren! 
Die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 9/1968 — 

Zunächst zum Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung. 

Die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Feldmann 
(FDP) wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant- 
wortung der Frage steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dreßler zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Herber- 
holz auf: 

Liegen der Bundesregierung inzwischen Erkenntnisse vor, 
ob die Aufhebung der „empfohlenen Richtpreise“ für Brillen- 
gläser, die auf Initiative des Bundeskartellamts erfolgt ist, 
sich kostendämpfend ausgewirkt hat, und wie wird gegebe- 
nenfalls sichergestellt, daß der Kunde nicht nur durch ein rei- 
ßerisches Angebot für das Brillengestell angelockt wird, son- 
dern auch die Möglichkeit erhält, Preisvergleiche hinsichtlich 
der Brillengläser seiner Kaufentscheidung zugrunde zu le- 
gen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dreßler, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Herber- 
holz, seit Anfang 1980 toleriert das Bundeskartell- 
amt nicht mehr die bis dann praktizierten unver- 
bindlichen Preisempfehlungen für Brillengläser, da 
diese Preisempfehlungen gewerbliche Leistungen 
der Optiker mitumfaßten, was nach den Bestimmun- 
gen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen unzulässig ist. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Auf- 
hebung der unverbindlichen Preisempfehlungen für 
Brillengläser längerfristig preisdämpfend wirkt. Ihr 
liegen aber angesichts der verhältnismäßig kurzen 
Zeit seit Aufhebung der Preisempfehlungen keine 
konkreten Erkenntnisse über die preislichen Aus- 
wirkungen vor. 


Ihr sind auch keine Fälle bekannt, die in diesem (C> 
Zusammenhang Anlaß zur Prüfung wettbewerbs- 
rechtlicher Fragen geben. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Herberholz. Bitte sehr. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie, 
wenn ich Ihnen konkrete Unterlagen zur Verfügung 
stelle, unter Umständen bereit, dem nachzugehen? 

Dreßler, Pari. Staatssekretär: Selbstverständlich. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 

Ich bedanke mich, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant- 
wortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Kuhlwein zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 56 der Frau Abgeordneten 
Roitzsch auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Studenten sich 
an verschiedenen Universitäten gleichzeitig in Fächern ohne 
Numerus clausus immatrikulieren und somit mehrfach 
BAföG erhalten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Kuhlwein, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident, 
ich bitte, die Fragen 56 und 57 wegen des Zusam- 
menhangs gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Wurbs: Sind Sie damit einverstan- 
den, Frau Abgeordnete? < d > 

Frau Roitzsch (CDU/CSU): Wenn ich dementspre- 
chend viele Zusatzfragen habe, natürlich gern. 

Vizepräsident Wurbs: Jawohl. Sie haben dann vier 
Zusatzfragen. 

Ich rufe demnach auch die Frage 57 der Frau Ab- 
geordneten Roitzsch auf: 

Ist die Bundesregierung im Rahmen ihres Verantwortungs- 
bereichs in der Lage, diesen Mißstand zu beheben, und was 
gedenkt sie gegebenenfalls zu tun? 

Bitte. 

Kuhlwein, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung hat ebenso wenig wie die für die Ausbildungs- 
förderung zuständigen Landesministerien Anlaß zu 
der Annahme, daß sich Studenten im Sinn eines 
Mißstands gleichzeitig an verschiedenen Universitä- 
ten immatrikulieren und auf diesem Weg mehrfach 
Förderungsleistungen erhalten. Falls einzelne Stu- 
denten so verfahren sollten, würde dies zweifellos 
den Straftatbestand des Betrugs erfüllen und müßte 
entsprechend geahndet werden. Die Bundesregie- 
rung warnt jedoch davor, eventuelle einzelne Be- 
trugsfälle zu verallgemeinern und dadurch das Sy- 
stem der Ausbildungsförderung zu diskreditieren. 

Dem Versuch einzelner Bürger, sich unrechtmä- 
ßig Leistungen zu erschleichen oder sich der Pflicht, 
Abgaben zu entrichten, zu entziehen, läßt sich allen- 
falls mit einem sehr hohen Verwaltungsaufwand 
entgegenwirken. Die obersten Bundes- und Landes- 
behörden sind hinsichtlich der Ausbildungsförde- 
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Pari. Staatssekretär Kuhlwein 

(A) rung nach eingehender Prüfung zu der Auffassung 
gelangt, daß derzeit keine Möglichkeit besteht, dies 
mit einem verhältnismäßigen Aufwand und daten- 
schutzrechtlich unbedenklich zu tun. 

Die Bundesregierung hielte es, was ich nochmals 
betonen möchte, zudem grundsätzlich für verfehlt, 
den Bürgern, die Anträge auf Sozialleistungen stel- 
len, betrügerische Absichten zu unterstellen und 
dementsprechend Kontrollen generell einzurich- 
ten, 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage. Bitte sehr, Frau 
Abgeordnete. 

Frau Roitzsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung vielleicht bekannt, wieviel 
junge Akademiker, die auf Grund ihrer hohen Ein- 
kommen schon über der Krankenversicherungs- 
pflichtgrenze liegen, sich an der Universität in ir- 
gendeinem exotischen Fach wie Chinesisch wieder 
eintragen, um somit wieder in den Genuß der Kran- 
kenversicherung für Studenten zu geraten? 

Kuhlwein, Pari. Staatssekretär: Das Problem — das 
mit Ihrer Ausgangsfrage nicht direkt etwas zu tun 
hat — ist der Bundesregierung natürlich bekannt, 
nach unserer Einschätzung zahlenmäßig jedoch 
nicht so relevant, daß man dafür zusätzliche Kon- 
trollen einführen sollte und daß dies vom Verwal- 
tungsaufwand her gerechtfertigt wäre. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

(B) Bitte schön. 

Frau Roitzsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wäre es im Interesse der Solidargemeinschaft nicht 
dringend erforderlich, eine zentrale Versicherten- 
kartei zu erstellen, die der Datenschutz bisher ver- 
hindert hat? 

Kuhlwein, Pari. Staatssekretär: Was das Ausbil- 
dungsförderungsgesetz angeht, ist dessen Text 1974 
dahin geändert worden, daß auf Antrag des Bundes- 
rates der Name nicht mehr erfaßt wurde, weil der 
Bundesrat damals gesagt hat, es sei nicht Aufgabe 
einer Bundesstatistik über Ausbildungsförderung, 
die Namen der Geförderten auszuweisen. In der Be- 
gründung hieß es weiter: Auch im Interesse des Da- 
tenschutzes ist eine Preisgabe der Namen der Be- 
günstigten für statistische Zwecke nicht zulässig. 
Die Bundesregierung hat sich damals wie auch das 
Parlament dieser Begründung des Bundesrats ange- 
schlossen. Deswegen sind die Namen in der Statistik 
nicht mehr enthalten. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Frau Roitzsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wenn sich aber nun herausstellt — es gibt Zahlen, 
und ich bedaure, daß Sie sie nicht haben — , daß Miß- 
brauch in dieser Form getrieben wird, glauben Sie 
nicht, daß man dann von einem Beschluß von 
1974 abrücken und eine neue Entscheidung fällen 
müßte? 


Kuhlwein, Pari. Staatssekretär: Über eine Initiati- (C) 
ve, die ja der Bundesrat in Korrektur seines 1974 
vorgelegten Antrages einleiten könnte, würde dann 
selbstverständlich auch in der Bundesregierung neu 
diskutiert werden. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Frau Roitzsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich frage Sie: Ist es nicht auch im Interesse der Bun- 
desregierung — nicht nur des Bundesrats — , hier 
angesichts der nicht mehr vorhandenen Mittel 
initiativ zu werden, um sowohl das Versichertenwe- 
sen als auch das Mehrfach-BAföG-Kassieren in den 
Griff zu bekommen? 

Kuhlwein, Pari. Staatssekretär: Wir haben eine 
Prüfung vorgenommen, ob man beim BAföG da- 
durch eine Kontrolle einführen könnte, daß das Bun- 
desverwaltungsamt die Darlehensmeldungen er- 
faßt. Wie dieses aber selbst festgestellt hat, wäre der 
verwaltungsmäßige Aufwand dafür so hoch, daß er 
in keinem Verhältnis mehr zum Ertrag stünde. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Parlamentarische Staatssekretär von 
Schoeler zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Dr. Fried- 
mann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, meine Frage vom 5. August 
1982 (Drucksache 9/1939) im zweiten Anlauf dahin gehend 
richtig und vollständig zu beantworten, daß sie mir mitteilt, 
wie hoch die Autotelefongebühren der einzelnen Parlamenta- 
rischen Staatssekretäre im vergangenen Jahr waren? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern: Herr Kollege Dr. Friedmann, die 
für die jeweiligen Anschlüsse für 1981 angefallenen 
Gesprächsgebühren — einschließlich Funkkanalge- 
bühr — betragen für die einzelnen Ressorts: Bun- 
deskanzleramt 5 781,99 DM; Auswärtiges Amt: ein 
Anschluß 2 044,52 DM, der andere Anschluß 7 292,54 
DM; Bundesminister des Innern 9 118,97 DM; BMJ 
3 067,35 DM; BMF 2 393,87 DM, der andere Anschluß 

3 626,82 DM; BMWi 484,74 DM; BML 2 725,81 DM; 
BMVg 6 798,43 DM; BMV 2 848,95 DM; BMFT 

4 877,80 DM; BMP 1 580,96 DM. Eine Meldung des 
BMA liegt mir nicht vor. Ich habe gerade durch 
Rückfrage bei meinem Kollegen festgestellt: Er hat 
ein Telefon; die Höhe der Gebühren werde ich Ihnen 
gerne nachträglich mitteilen. 

Bei den Zahlen ist zu berücksichtigen, daß die 
Funkkanalgebühr auch für ankommende Gespräche 
berechnet wird. Hinzu kommt noch die Grundge- 
bühr, die monatlich 180 DM pro Anschluß beträgt, 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte, Herr Ab- 
geordneter. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wären Sie bereit, innerhalb der Regierung Klarheit 
zu verschaffen, daß das Autotelefon nicht nur ein 
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Dr. Friedmann 

(A) Statussymbol ist, sondern ein Arbeitsgerät, mit dem 
man auch entsprechend sparsam umzugehen hat? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Ich halte es für 
überflüssig, hier Klarheit zu schaffen, weil diese 
Klarheit schon besteht. Es ist ein Arbeitsgerät, und 
so wird es auch benutzt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
werden inzwischen auch die Dienstwagen von Mini- 
sterialdirektoren mit Autotelefonen ausgestattet? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ein solcher Fall ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Der Fragesteller der Frage 7, Abgeordneter Dr. 
Hennig, hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort ist als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 8 des Abgeordneten Austermann 
auf: 

Trifft die Aussage von Bausenator Lange (Hamburg) zu, 
daß noch in diesem Monat Gespräche zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der DDR über Möglichkeiten zur Ver- 
minderung der Elbverschmutzung beginnen, und daß von den 
Bundesländern die Hamburger Landesregierung allein an 
diesen Gesprächen beteiligt ist? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

(B) von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Austermann, die Bundesregierung hat der DDR, 
nachdem diese auf unsere Initiative hin ihre grund- 
sätzliche Bereitschaft zu informativen Experten- 
gesprächen erklärt hatte, vor kurzem eine Einla- 
dung zu Expertengesprächen über die Verringerung 
der Verunreinigung der Elbe in Bonn übermittelt. 
Eine Entscheidung der Regierung der DDR hierzu 
steht noch aus. Die Bundesregierung arbeitet in der 
Frage der Reinhaltung der Elbe aufs engste mit den 
Bundesländern zusammen, durch deren Gebiet die 
Elbe fließt. Dies gilt auch bei Expertengesprächen 
mit der DDR. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Herr Abgeord- 
neter. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ei- 
nen konkreten Termin für ein Gespräch gibt es dem- 
nach entgegen der Äußerung von Bausenator Lange 
zur Zeit nicht? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Ein konkreter 
Gesprächstermin ist gegenwärtig, wie ich Ihnen be- 
reits gesagt habe, noch nicht vereinbart. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage? — 
Keine mehr. 

Ich rufe Frage 9 des Abgeordneten Austermann 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die im Widerspruch zu 
einem Schreiben von Bundeskanzler Schmidt an den schles- 
wig-holsteinischen Ministerpräsidenten Dr. Stoltenberg ste- 
hende Aussage, die Bundesminister Engholm vor kurzem in 


Wewelsfleth/Steinburg gemacht hat, die Entsorgung des im (C) 
Bau befindlichen Kernkraftwerks Brokdorf sei zur Zeit nicht 
gesichert, so daß nach der Fertigstellung ohne zusätzliche 
Entsorgungsmaßnahmen eine Inbetriebnahme nicht in Frage 
komme? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Die Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern, Herr Kollege 
Austermann, haben durch ihren Beschluß vom 
29. Februar 1980 die Grundsätze zur Entsorgungs- 
vorsorge für Kernkraftwerke einvernehmlich fest- 
gelegt. Diese Grundsätze konkretisieren die entsor- 
gungspolitischen Anforderungen bei Planung, Bau 
und Betrieb von Kernkraftwerken. Der Bundes- 
kanzler der Bundesrepublik Deutschland hat darauf 
in seinem Schreiben vom 14. März 1980 an den Mini- 
sterpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein hin- 
gewiesen. 

Nach den Grundsätzen zur Entsorgungsvorsorge 
für Kernkraftwerke ist spätestens vor der ersten 
Teilbetriebsgenehmigung der Nachweis zu erbrin- 
gen, daß ab Inbetriebnahme eines Kernkraftwerkes 
für einen Betriebszeitraum von sechs Jahren im vor- 
aus der sichere Verbleib der bestrahlten Brennele- 
mente durch Einrichtungen des Betreibers oder 
durch bindende Verträge mit Dritten sichergestellt 
ist. Dieser Nachweis kann für das Kernkraftwerk 
Brokdorf durch Verträge über die Wiederaufarbei- 
tung der abgebrannten Brennelemente, durch ihre 
Zwischenlagerung in kraftwerkseigenen Kompakt- 
lagern oder in externen Zwischenlagern geführt 
werden. Darüber hinausgehende Entsorgungsmaß- 
nahmen sind nach der ersten Teilbetriebsgenehmi- (D) 
gung nach den Entsorgungsgrundsätzen nicht erfor- 
derlich. 

Vizepräsident Wurbs: Zu einer Zusatzfrage, bitte, 

Herr Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, da zur Ent- 
sorgung auch eine endgültige Endlagerung gehört, 
darf ich Sie fragen: Kann die Bundesregierung aus- 
schließen, daß die Salzstöcke in Gorleben für eine 
Endlagerung im Endergebnis nicht geeignet sind, 
und wäre es, wenn das nicht sicher ist, deswegen 
nicht geboten, außer diesem Standort auch andere 
schleunigst auf ihre Eignung für eine Endlagerung 
zu untersuchen? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat mehrfach darauf hingewie- 
sen, daß die bisherigen Erkundungsarbeiten in Gor- 
leben keinen Anlaß dazu geben, an der grundsätzli- 
chen Eignung des Salzstocks zu zweifeln. Die Frage, 
die Sie gestellt haben, würde sich allerdings in der 
Tat dann stellen, wenn sich diese Bewertung auf 
Grund der fortschreitenden Erkundungsarbeiten 
ändern würde — aber auch erst dann. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
auch der Meinung, daß im Rahmen der Kompetenz 
der Länder als Genehmigungs- und Aufsichtsbehör- 
den im Bereich der Kernenergie den Ländern unter 
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Jansen 

(A) Beachtung der gemeinsamen Grundsätze zwischen 
Bund und Ländern Ermessensspielräume geblieben 
sind und ihre Verantwortung in bezug auf ihre Zu- 
ständigkeit auch zu beweglichen politischen Ent- 
scheidungen führen kann? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Das atomrecht- 
liche Genehmigungsverfahren ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß es in Bundesauftragsverwaltung 
durchgeführt wird. Die Entscheidungen treffen die 
atomrechtlichen Genehmigungsbehörden der Län- 
der zunächst in eigener Verantwortung. Der Bun- 
desminister des Innern hat als Aufsichtsbehörde 
Möglichkeiten, korrigierend einzugreifen. 

Aber Sie haben völlig recht, daß die atomrechtli- 
chen Genehmigungsbehörden der Länder bei den 
atomrechtlichen Einzelentscheidungen einen gewis- 
sen Ermessensspielraum haben. Das ist dann im 
Wege der Bundesaufsicht von der Bundesregierung 
zu beurteilen. Aber zunächst liegen häufig Ermes- 
sensentscheidungen der einzelnen Genehmigungs- 
behörden der Länder vor. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, Frau Abge- 
ordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß die Länder trotz der un- 
geklärten Entsorgungsproblematik auf Grund des 
ihnen verfassungsmäßig zugesicherten Rechts auf 
eigene Zuständigkeiten in der Energiepolitik auch 
eigene Energiekonzepte entwickeln und dann auch 
umsetzen dürfen? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
rechtlich ist es ohne Zweifel so, wie Sie es beschrei- 
ben. Die Ausgangsfrage war allerdings eine politi- 
sche Frage nach der Bewertung der Entsorgungssi- 
tuation durch die Bundesregierung. Dazu habe ich 
eine Bewertung abgegeben. Sie entspricht den in 
dem Beschluß der Regierungschefs von Bund und 
Ländern getroffenen Grundsätzen zur Entsorgungs- 
politik. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Der Fragesteller der Frage 10, Abgeordneter Dr. 
Laufs, hat um schriftliche Beantwortung seiner 
Frage gebeten. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Stockle- 
ben auf: 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß beihilfebe- 
rechtigte Beschäftigte des öffentlichen Dienstes des Bundes 
im Krankheitsfall, insbesondere bei einem Krankenhausauf- 
enthalt, mit den Leistungen aus der Beihilfe und aus den pri- 
vaten Zusatzversicherungen, soweit diese dem Grund nach 
den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung ent- 
sprechen, ein höheres Einkommen erzielen, und, wenn nein, 
welche Höhe kann die Einkommenssteigerung erreichen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stockleben, ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich Ihre 
beiden Fragen zusammenfassend beantworten dürf- 
te. 


Vizepräsident Wurbs: Der Fragesteller ist einver- (C) 
standen. Dann rufe ich auch die Frage 12 des Abge- 
ordneten Stockleben auf: 

Kann die Bundesregierung diesen Sachverhalt für Angehö- 
rige und Hinterbliebene von beihilfeberechtigten Beschäftig- 
ten des öffentlichen Dienstes ausschließen, und, wenn nein, 
welche Höhe kann hier die Einkommenssteigerung errei- 
chen? 

Bitte sehr. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Die Beihilfe- 
vorschriften des Bundes gehen davon aus, daß der 
Beamte für sich und seine Familie zu einem erhebli- 
chen Teil Vorsorge aus eigenen Mitteln trifft. Diese 
Vorsorge wird durch Leistungen des Dienstherrn er- 
gänzt, die so bemessen sind, daß sie zusammen mit 
den Versicherungsleistungen die entstandenen Auf- 
wendungen in der Regel decken. Allerdings kann 
eine freiwillige Versicherung in einer gesetzlichen 
Krankenkasse oder eine zu hohe private Kranken- 
versicherung dazu führen, daß Beihilfe und Kassen- 
leistung zusammen die tatsächlich entstandenen 
Krankheitskosten übersteigen. Die Höhe des im 
Einzelfall die tatsächlichen Kosten übersteigenden 
Betrages ist generell nicht quantifizierbar, da sie 
von den von Fall zu Fall unterschiedlichen Kassen- 
bzw. Beihilfeleistungen abhängt. 

Ich habe in Vorbereitung dieser Fragestunde aber 
versucht, einige Modellrechnungen anstellen zu las- 
sen, die das Übersteigen der Gesamthöhe der tat- 
sächlichen Aufwendungen wie auch das Unter- 
schreiten an Hand von Einzelbeispielen darlegen. 

Herr Kollege Stockleben, ich wäre gerne bereit, Ih- 
nen diese Modellrechnung im Anschluß an die Fra- 
gestünde zu Ihrer Information zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Entwicklung, die ich eben gekennzeichnet 
habe, beruht im wesentlichen auf Umständen, die 
außerhalb des Beihilferechts liegen. So ist es im Be- 
reich der privaten Krankenversicherungen noch 
möglich, sich — allerdings gegen höhere Beiträge — 
höher als notwendig zu versichern. Eine Reihe von 
Privatversicherungen hat diese Möglichkeit jedoch 
erfreulicherweise inzwischen ausgeschlossen. Zu 
Übererstattungen kann es insbesondere aber auch 
bei einer freiwilligen Versicherung in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung kommen, denn die Er- 
satzkassen, in manchen Fällen auch die RVO-Kas- 
sen, sind dazu übergegangen, an Stelle der die ge- 
setzliche Krankenversicherung prägenden Sachlei- 
stung Barleistung zu gewähren. Zur Vermeidung 
solcher dem Wesen der Beihilfe zuwiderlaufender 
Übererstattungen ist eine Regelung im Rahmen der 
Neuordnung des Beihilferechts vorgesehen. Die Vor- 
arbeiten in der Bund-Länder-Kommission sind be- 
reits abgeschlossen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Stockleben, bitte. 

Stockleben (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
mit mir die Auffassung, daß die Situation, daß wir 
auf der einen Seite große Teile der Bevölkerung bit- 
ten, eine Selbstbeteiligung bei den Krankenhausko- 
sten von 7 mal 5 DM herbeizuführen, aber auch die 
Tatsache besteht, daß es nach der Beihilferegelung 
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(A) möglich ist, einen höheren Betrag zu erhalten, auf 
der anderen Seite den Bürger zur Kasse bitten, poli- 
tisch nicht mehr erklärbar und auch nicht vertretbar 
ist? Ist das auch die Grundlage für die Reformierung 
der Beihilferegelung? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Das ist der 
Grund, Herr Kollege, wieso die Bundesregierung die 
Neuordnung der Beihilferichtlinien mit Nachdruck 
vorantreiben will, um nämlich zu verhindern, daß es 
in Zukunft dazu kommt, daß in Einzelfällen eine hö- 
here Erstattung, als es den tatsächlichen Krank- 
heitsaufwendungen entspricht, erfolgt. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fra- 
gen steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Huonker zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 13 des Abgeordneten Dörflinger 
auf: 

Aus welchen Gründen plant das Bundesfinanzministerium, 
die Rückerstattung der Mehrwertsteuer bis zu einer Ein- 
kaufshöhe von 100 DM für Kunden aus Nicht-EG-Ländern zu 
streichen, und bis wann ist mit der Vorlage eines entsprechen- 
den Gesetzentwurfs zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Huonker, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Sehr geehrter Herr Kollege DÖrf- 

(B) linger, ich würde Sie bitten, beide Fragen zusammen 
beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Wurbs: Sind Sie damit einverstan- 
den? — Gut. Dann rufe ich zusätzlich Frage 14 des 
Abgeordneten Dörflinger auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die voraussehbaren ne- 
gativen Auswirkungen einer solchen Regelung auf den grenz- 
nahen deutschen Einzelhandel (insbesondere an der deutsch- 
schweizerischen Grenze) angesichts der derzeit ohnehin an- 
gespannten wirtschaftlichen Situation, und welche Gegen- 
maßnahmen zur Minderung dieser Auswirkungen sind denk- 
bar? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Es gibt keine Ent- 
scheidung des Bundesfinanzministers mit dem Ziel, 
die Umsatzsteuerbefreiung für Verkäufe über die 
Grenze bis zur Höhe von 100 DM an Kunden aus 
Nicht-EG-Ländern zu versagen. Richtig ist, daß 
diese Frage zusammen mit den obersten Finanzbe- 
hörden der Länder geprüft wird, da die Einschrän- 
kung dieser Umsatzsteuerbefreiung für die Grenz- 
zollstellen zu einer erheblichen Verwaltungsverein- 
fachung führen würde. 

In die Prüfung dieser Frage sind die Spitzenver- 
bände der betroffenen Wirtschaftskreise eingeschal- 
tet worden. Selbstverständlich werden die beson- 
ders vom deutschen Einzelhandel an den Grenzen 
zur Schweiz und zu Österreich erhobenen Bedenken 
in diese Prüfung einbezogen, die Ertragseinbußen 
mit Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt zum Ge- 
genstand haben. Hierbei wird auch geprüft werden, 
ob den geäußerten Bedenken möglicherweise durch 
eine andere Betragsgrenze Rechnung getragen wer- 


den kann. Ob mit der Vorlage eines entsprechenden (C) 
Gesetzentwurfs der Bundesregierung zu rechnen ist, 
ist zur Zeit durchaus offen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
die Bundesregierung mitteilen, ob die mit dieser 
Neuregelung angestrebte Verwaltungsvereinfa- 
chung womöglich auch im Abbau des Personalbe- 
standes an den Grenzübergängen bestehen soll? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Dies kann ich nicht 
bestätigen. Hinzufügen will ich gleich — das werden 
besonders Sie als jemand, der aus dem Grenzraum 
kommt, wissen — , daß die Grenzzollstellen ja auch 
ohne diese Arbeit außerordentlich stark ausgelastet 
und belastet sind. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben angekündigt, die beabsichtigte Neuregelung 
auch mit den Spitzenverbänden der Wirtschaft be- 
sprechen zu wollen. Ist vorgesehen, das auch vor Ort 
zu tun, d. h. nicht nur in Bonn, sondern unmittelbar 
am Ort des Geschehens? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Die Spitzenver- 
bände haben ja die Funktion, die Interessen aller 
Mitglieder und in einem solchen speziellen Fall — 
das zeigen auch die Eingaben — der Mitglieder zu 
vertreten, die in diesem Bereich tätig sind und des- 
halb von einer solchen Maßnahme besonders tan- (D) 
giert würden. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
sich die Bundesregierung bewußt, daß es im 
deutsch-schweizerischen Grenzgebiet eine nicht un- 
erhebliche Zahl von Betrieben gibt, die bis zu 60% ih- 
res Umsatzes im Export erzielen, die damit von der 
beabsichtigten Regelung empfindlich getroffen wür- 
den? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Daß es Unterneh- 
men gibt, die einen erheblichen Teil ihres Umsatzes 
durch diese Geschäfte erzielen, ist der Bundesregie- 
rung bekannt, nicht zuletzt durch die Eingaben. Ich 
wiederhole, daß natürlich diese Gesichtspunkte mit 
einem ganz erheblichen Gewicht in die Prüfung ein- 
bezogen werden. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, um 
dies noch zu verdeutlichen: Ist sich die Bundesregie- 
rung darüber im klaren, daß das von der beabsichtig- 
ten Änderung ausgelöste Schrumpfen des Exportan- 
teils deutscher Betriebe zum konkreten Verlust von 
Arbeitsplätzen — vor allem im Mittelstand — und zu 
einem deutlichen Rückgang der Investitionen so- 
wohl im Mittelstand als auch bei den Zulieferbetrie- 
ben führen würde, also genau zum Gegenteil dessen, 
was in der augenblicklich schwierigen wirtschaftli- 
chen Lage wünschenswert und notwendig wäre? 
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(A) Huonker, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregie- 
rung sind die Gründe der betroffenen Unternehmen 
und ihrer Verbände bekannt Ich sage noch einmal, 
daß diese Gründe — Sie haben ja einige genannt — 
in der Prüfung ihr besonderes Gewicht haben wer- 
den. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Der Fragsteller der Frage 15, der Abgeordnete Dr. 
Meyer zu Bentrup, ist nicht im Saal. 

Der Fragesteller der Fragen 16 und 17, der Abge- 
ordnete Dr. Kübler, hat um schriftliche Beantwor- 
tung der Fragen gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 18 der Abgeordneten Frau Dr. 
Martiny-Glotz auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitbestimmungs- 
möglichkeiten der Angestellten und der Mitglieder bzw. der 
Versicherten der Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
und liegt in der Möglichkeit der Kooptierung neuer Mitglieder 
in die Mitgliedervertreterversammlung durch bereits amtie- 
rende Mitglieder nicht eine Gefahr im Hinblick auf die demo- 
kratische Vertretung der Interessen aller Mitglieder? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Sehr verehrte Frau 
Kollegin, nach dem Betriebsverfassungsgesetz 1952 
besteht der Aufsichtsrat eines Versicherungsvereins 
auf Gegenseitigkeit mit mehr als 500 Arbeitnehmern 
zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer. 

(B) Diese Vertretung im Aufsichtsrat eröffnet den Ar- 
beitnehmern Informations- und Mitsprachemöglich- 
keiten, nicht jedoch die Möglichkeit einer gleichge- 
wichtigen Mitbestimmung. 

Die Bundesregierung hatte daher in der Begrün- 
dung zu § 1 des Regierungsentwurfs eines Mitbe- 
stimmungsgesetzes 1975 vorgeschlagen, die Einbe- 
ziehung von Unternehmen in der Rechtsform des 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit in den 
Anwendungsbereich dieses Mitbestimmungsgeset- 
zes zu prüfen. Die gesetzgebenden Körperschaften 
haben sich zu einer entsprechenden Ausdehnung 
des Anwendungsbereichs nicht entschlossen. 

Die Mitglieder eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit wirken an der Willensbildung des 
Vereins durch eine oberste Vertretung — das ist die 
Versammlung von Mitgliedern oder von Vertretern 
der Mitglieder — mit. Hierfür haben sich drei Sy- 
steme herausgebildet, die im einzelnen darzustellen 
diese Fragestunde sprengen würde. 

Die Bundesregierung sieht die im System der von 
Ihnen genannten Kooptation liegenden Besonder- 
heiten, und sie sieht auch damit zusammenhän- 
gende Probleme. Für die Interessenwahrung der 
Mitglieder insbesondere größerer Vereine sind 
praktikable und unangefochtene Lösungen jedoch 
nicht ersichtlich. 

Wesentliche Schwierigkeiten — wenn ich dies hin- 
zufügen darf — haben sich hieraus bisher nicht ge- 
zeigt. Insbesondere sind keine Sachverhalte be- 
kanntgeworden, die als eine Gefährdung der Be- 
lange der Versicherten im Sinne des § 81 des Versi- 


cherungsaufsichtsgesetzes hätten gewertet werden (C) 
müssen. 

Lassen sie mich ein weiteres hinzufügen: Die weit 
überwiegende Zahl der Mitglieder, die ihre Mitglied- 
schaft regelmäßig als Nebenfolge des Abschlusses 
eines Versicherungsvertrags erwirbt und mit der 
Beendigung dieses Verhältnisses auch wieder ver- 
liert, pflegt, soweit mir das bekannt ist, an einer Mit- 
wirkung im Verein häufig kein spürbares Interesse 
zu haben. Damit sind alle Versuche belastet, sehr ge- 
ehrte Frau Kollegin, eine andere Form der Vertre- 
tung einzurichten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte, Frau Ab- 
geordnete. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
nach meinen Informationen sind diese Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit zum Teil aus sehr 
kleinen Anfängen entstanden und schon sehr alt. 
Heute verwalten sie allerdings ein Milliardenvermö- 
gen. Das Kooptationsverfahren hat dazu geführt, 
daß in vielen Fällen Freunde und Verwandte der ur- 
sprünglichen Vertreter kooptiert worden sind. 

Können Sie dies bestätigen? Können Sie den Ver- 
dacht, daß hier peu ä peu eine Klüngelwirtschaft ent- 
standen ist, wirklich ausschließen? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Ich kann das nicht 
bestätigen. Sollte Ihre Frage auf einem ganz konkre- 
ten Einzelfall beruhen, könnte es natürlich hilfreich 
sein, wenn Sie diesen der Bundesregierung zur 
Kenntnis bringen könnten. ^ 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfragen, bitte 
sehr. 

Frau Dr. Martini-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
kennen Sie diesen Einzelfall nicht schon? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Ich kenne diesen 
Einzelfall nicht, oder — ich will das einschränken — 
er ist mir im Augenblick nicht präsent. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Die Re- 
gierung kann doch nicht alles wissen!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. Ich rufe die Frage 19 der Frau Abgeordneten Dr. 
Martiny-Glotz auf: 

Sind nach Meinung der Bundesregierung die wenigstens 
theoretisch bestehenden Anteilsrechte der Mitglieder der 
Versicherungsvereine a. G. an den Vereinsvermögen und de- 
ren Zuwächsen im Interesse der Versicherten ausreichend 
klar geregelt, und erhalten Mitglieder von Versicherungs- 
vereinen a. G. z. B. in der Lebensversicherung grundsätzlich 
höhere Überschußbeteiligungen als Versicherte bei Aktien- 
gesellschaften? 

Bitte, Herr Staatssekretär: 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Sehr geehrte Frau 
Kollegin, die Mitglieder eines Versicherungsvereins 
auf Gegenseitigkeit nehmen am Vereinsvermögen 
— und dessen Zuwächsen — nur im Falle der Auflö- 
sung des Vereins teil. Die hierfür im Versicherungs- 
aufsichtsgesetz enthaltenen Regelungen sind ein- 
deutig. Von der im Gesetz grundsätzlich vorgesehe- 
nen Verteilung an die im Zeitpunkt der Auflösung 
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Pari. Staatssekretär Huonker 

(A) noch dem Verein angehörenden Mitglieder kann in 
der Satzung des Vereins — dies ist im Gesetz vorge- 
sehen — abgewichen werden. 

Die Verteilung des sich nach der Bilanz eines Ver- 
sicherungsvereins ergebenden Überschusses erfolgt 
nach den in der Satzung des Vereins enthaltenen 
Bestimmungen. Diese können sowohl den Maßstab 
für die Verteilung festlegen als auch die Frage re- 
geln, ob der Überschuß nur an die am Schluß des Ge- 
schäftsjahrs vorhandenen oder auch an ausgeschie- 
dene Mitglieder verteilt werden soll. Diesem mit- 
gliedschaftsrechtlichen Anspruch der Versiche- 
rungsnehmer auf Beteiligung an einem etwaigen 
Überschuß entspricht bei Versicherungs-Aktienge- 
sellschaften der Anspruch der Aktionäre auf den Bi- 
lanzgewinn. 

Der Anspruch nach § 38 Versicherungsaufsichts- 
gesetz steht den Mitgliedern des Vereins neben den 
Beitragsrückerstattungen zu, die ihnen — wie auch 
den Versicherungsnehmern von Versicherungs-Ak- 
tiengesellschaften — zufließen. 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage betrifft, ergibt 
sich bei den Versicherungsvereinen auf Gegensei- 
tigkeit zwar seit Jahren im Mittel jeweils ein etwas 
höheres Verhältnis von Überschuß zur Beitragsein- 
nahme als bei den Aktiengesellschaften. Ebenso 
liegt seit Jahren die Zuweisungsquote bei den Versi- 
cherungsvereinen im Mittel höher als bei den Ak- 
tiengesellschaften. Diese Durchschnittsergebnisse 
lassen jedoch keinen Schluß auf den einzelnen Ver- 
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit oder die ein- 
zelne Versicherungs-Aktiengesellschaft zu, weil die 
' Ergebnisse wesentlich von der Zusammensetzung 
des Versicherungsbestandes abhängen. Eine grund- 
sätzlich höhere Überschußbeteiligung von Mitglie- 
dern eines Versicherungsvereins auf Gegenseitig- 
keit, z. B. in der Lebensversicherung, gegenüber Ver- 
sicherten bei Aktiengesellschaften, ist aus der 
Rechtsform somit nicht abzuleiten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage der Frau Abge- 
ordneten, bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß die Versicherten über die unter- 
schiedlichen Strukturen der Kosten, die der Aus- 
schüttung ja vorausgehen, hinreichend informiert 
sind und tatsächlich wissen, daß sie sich bei einem 
öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen 
auf Gegenseitigkeit in einer besseren Risikogruppe 
befinden und infolgedessen im Endeffekt mit einer 
höheren Gewinnbeteiligung zu rechnen haben? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Ich würde zögern, 
dieses schlicht mit einem Ja oder Nein zu beantwor- 
ten. Ich gehe davon aus, daß wir alle miteinander in 
dem hierzu vorgesehenen Hearing einiges an Klar- 
heit gewinnen werden. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Herr Staatssekretär, ich bitte, noch einen Augen- 
blick hierzubleiben. Ich wollte doch die Frage 15 des 
Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup zulassen. Er ist 
in dem Augenblick in den Saal gekommen, als die 


Frage 16 aufgerufen wurde. Er hatte Schwierigkei- (C) 
ten mit dem Aufzug. 

Ich rufe also die Frage 15 des Abgeordneten Dr. 
Meyer zu Bentrup auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Kosten für 
ländlich-hauswirtschaftliche Auszubildende steuerlich von 
den Finanzämtern unterschiedlich gehandhabt werden, und 
wenn ja, wäre es nicht sinnvoll — insbesondere unter dem 
Aspekt, zusätzliche Ausbildungsplätze im hauswirtschaftli- 
chen Bereich zu schaffen — , die Kosten für die ländlich-haus- 
wirtschaftlichen Auszubildenden einheitlich als Betriebsaus- 
gaben anzuerkennen? 

Huonker, Pari. Staatssekretär: Aufwendungen für 
die Ausbildung eines in der ländlichen Hauswirt- 
schaft Auszubildenden entfallen zum Teil auf ty- 
pisch landwirtschaftliche Aufgaben und damit auf 
den betrieblichen Bereich und zum Teil auf den pri- 
vaten Bereich. Dementsprechend sind die Aufwen- 
dungen teilweise als Betriebsausgaben und teil- 
weise als nichtabzugsfähige Aufwendungen für die 
Lebensführung zu behandeln. 

Die Aufteilung ist nach einem Beschluß der Ver- 
treter der obersten Finanzbehörden der Länder aus 
dem Jahre 1974 im Wege der Schätzung vorzuneh- 
men. Danach verfahren die Finanzämter, soweit der 
Bundesregierung bekannt, einheitlich. Das Auftei- 
lungsverhältnis kann dabei unterschiedlich sein. 

Das ist jedoch sachgerecht. Die Zuordnung der Auf- 
wendungen für den Auszubildenden hängt davon ab, 
in welchem Umfang er für betriebliche Zwecke ei- 
nerseits und für den privaten Bereich andererseits 
tätig ist. Da die tatsächlichen Verhältnisse unter- 
schiedlich sind, kann ein einheitliches Aufteilungs- (D) 
Verhältnis nicht festgelegt werden. 

Soweit die hauswirtschaftliche Ausbildung den 
privaten Haushalt betrifft, besteht keine Möglich- 
keit, die anteiligen Kosten zum Abzug als Betriebs- 
ausgaben zuzulassen. Die Kosten des privaten Haus- 
halts betreffen die Privatsphäre und sind daher 
nach § 12 des Einkommensteuergesetzes grundsätz- 
lich nicht abziehbar. Im Hinblick auf den das Ein- 
kommensteuerrecht beherrschenden Grundsatz, 
daß in der Privatsphäre begründete Aufwendungen 
nicht zu einer Minderung der Steuerbelastung füh- 
ren dürfen, sehe ich keine Möglichkeit — auch nicht 
aus beschäftigungspolitischen Gründen — , beson- 
dere steuerliche Erleichterungen für die Ausbildung 
von Auszubildenden in der ländlichen Hauswirt- 
schaft zu schaffen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung der Fra- 
gen steht der Parlamentarische Staatssekretär Grü- 
ner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Schartz 
(Trier) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft verfügte Kürzung der 
Walzdrahtproduktion beim Moselstahlwerk Trier zu einer 
Schließung des Trierer Werks zunächst für die Zeit vom 
8. September bis 4. Oktober 1982 geführt hat, obwohl dieser 
Betrieb bisher positive Wirtschaftsergebnisse erzielt hat? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 
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(A) Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die Situation des Mo- 
selstahlwerks in Trier ist der Bundesregierung be- 
kannt Das Unternehmen hat einen vorübergehen- 
den Produktionsstillstand beschlossen, um die von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
für Walzdraht festgesetzte Produktionsmenge im 
dritten Quartal 1982 nicht zu überschreiten. Das Un- 
ternehmen hat sich mit seinem Anliegen sowohl an 
die EG-Kommission als auch an die Bundesregie- 
rung gewandt. Gegen die Festsetzung der Quoten 
hat es auch eine Klage vor dem Europäischen Ge- 
richtshof eingereicht 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß 
gerade die mittelgroßen Betriebe der Stahlindustrie 
durch eine solche Produktionsbeschränkung in wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten geraten können und 
daß dies in diesem Bereich wohl gefährlicher ist als 
in den großen Stahlindustriewerken? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
würde die Antwort auf diese Frage, wenn Sie einver- 
standen sind, gerne gleich mit der Antwort auf Ihre 
zweite Frage verbinden, weil sich die Fragen tat- 
sächlich inhaltlich decken. 

Vizepräsident Wurbs: Sind Sie damit einverstan- 
den? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Ja, natürlich. 

(B) 

Vizepräsident Wurbs: Dann rufe ich noch die Fra- 
ge 21 des Abgeordneten Schartz (Trier) auf: 

Sind die Auswirkungen bedacht worden, die eine solche 
Maßnahme für die strukturschwache Region Trier hat, und 
sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die EG-Entschei- 
dung so zu überprüfen und so zu differenzieren, daß die posi- 
tiv arbeitenden Betriebe der Stahlindustrie in ihrem wirt- 
schaftlichen Handeln davon nicht negativ berührt werden? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Produktionsquo- 
tenregelung nach Art. 58 des Montanvertrages ist 

eine generelle Norm, die zu einer Anpassung der 
Produktion aller Stahlwerke an die stark abge- 
schwächte Stahlnachfrage führen soll. Damit soll 
auch eine Erlösverbesserung auf dem rückläufigen 
Wahlzdrahtmarkt erzielt werden, auf dem wegen ho- 
her Überkapazitäten ein ruinöser Preiswettbewerb 
herrscht. Die Bundesregierung hat immer wieder 
ihre Bedenken gegen die obligatorische Quotenrege- 
lung erkennen lassen. Angesichts des Marktun- 
gleichgewichts stellt aber diese Regelung derzeit die 
einzige Möglichkeit dar, kurzfristig eine Marktstabi- 
lisierung herbeizuführen. 

Zwar sieht das Quotensystem für außerordentli- 
che Schwierigkeiten Ausnahmeregelungen vor. Das 
Moselstahlwerk hat einen entsprechenden Antrag 
bei der Kommission gestellt, der von der Kommis- 
sion der EG nach erster Prüfung negativ beschieden 
worden ist. Die Bundesregierung hat grundsätzlich 
keinen Einfluß auf die Entscheidung der Kommis- 
sion. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 


Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, (C) 
ich entnehme Ihrer Antwort, daß Ausnahmen mög- 
lich sind. Wäre die Bundesregierung bereit, bei der 
EG vorstellig zu werden, um eine solche Ausnahme 
für das Moselstahlwerk Trier zu erreichen, wenn 
dieses Werk sich verpflichtet, die zusätzliche Pro- 
duktion nur in Drittländer zu exportieren, und gäbe 
es einen befristeten Zeitraum, um eine solche Ent- 
scheidung herbeizuführen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich betone noch ein- 
mal, Herr Kollege, daß die Bundesregierung keinen 
Einfluß auf die Entscheidung der Kommission in 
dieser Frage hat. Die Tatsache, daß ein Antrag des 
Unternehmens gestellt wurde, daß Klage erhoben 
wurde, daß enger Kontakt des Unternehmens auch 
mit der Bundesregierung besteht, stellt aber sicher, 
daß das, was im Rahmen der ungewöhnlich ungün- 
stigen Situation, die wir auf dem Stahlmarkt haben, 
getan werden kann, auch tatsächlich getan werden 
wird. Mangels Zuständigkeit — die Zuständigkeit 
liegt bei der EG-Kommission — kann ich hier nicht 
auf irgendwelche Einzelheiten in dieser Frage ein- 
gehen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 

Sie sehen es mir bitte nach, wenn ich Ihre Antwort 
nicht richtig verstanden habe. Sie sagten auf der ei- 
nen Seite, wir hätten keinen Einfluß, und auf der an- 
deren Seite, die Bundesregierung stehe in Gesprä- 
chen. Meine konkrete Frage: Ist die Bundesregie- 
rung, wenn sie auch nicht entscheiden kann, zumin- 
dest bereit, diesen Antrag des Moselstahlwerkes mit 
allem Nachdruck in Brüssel zu unterstützen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung wird die präjudizielle Wirkung mit 
zu bedenken haben. Der Stahlmarkt in diesem Be- 
reich ist vom ruinösen Preiswettbewerb betroffen. 
Unsere Bestrebungen, den Wettbewerb im Bereich 
der Stahlindustrie entscheiden zu lassen, sind nicht 
erfolgreich gewesen, weil massive Subventionen 
über Jahre hinweg in anderen Ländern diesen Wett- 
bewerb verfälscht haben. Sie alle wissen, daß wir 
uns in dieser Lage einem EG-Reglement gebeugt ha- 
ben, das die Konsequenzen hat, die wir hier im Au- 
genblick diskutieren. Wir sehen deshalb keine Mög- 
lichkeit, hier an dieser Stelle zu Einzelfragen, die in 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Kommission 
liegen, Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine letzte Zusatzfrage, bit- 
te. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
durch die Betriebsschließung eines so bedeutsamen 
Werkes in einer industrieschwachen Region können 
natürlich Schwierigkeiten für andere Betriebe ent- 
stehen: Zulieferbetriebe, Abnahmebetriebe und 
auch Betriebsgesellschaften für die Betreibung von 
Häfen. Hat die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
finanzielle Hilfen für diese mittelbar geschädigten 
Betriebe zu geben? 
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(A) Grüner, Pari. Staatssekretär: Nein, diese Möglich- 
keit hat sie nicht. Sie hat lediglich im Rahmen der 
regionalen Strukturpolitik — gemeinsam mit den 
Ländern — die Möglichkeit, im Rahmen der Pla- 
nungsgemeinschaft zu handeln, was sie in der Ver- 
gangenheit auch getan hat. Nur unter diesen sehr 
eingeschränkten Voraussetzungen, die Ihnen sicher 
bekannt sind, ist eine regionalpolitische Zuständig- 
keit der Bundesregierung — im Zusammenwirken 
mit allen und unter Zustimmung von mindestens 
sechs Bundesländern — gegeben. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär, da die Situation des Mosel- 
stahlwerkes in die Lage der gesamten Stahlindu- 
strie und deren Verhältnis zu den europäischen 
Stahlproduzenten eingebettet ist, darf ich Sie fra- 
gen: Werden Sie in Brüssel, vor allem dann, wenn die 
deutsche EG-Präsidentschaft ansteht, weiterhin 
darauf dringen, daß es in Europa zu einem vernünfti- 
gen, abgestimmten Verhalten vor allem auch in dem 
Sinne kommt, daß nicht alte Kapazitäten woanders 
— stark subventioniert — erhalten bleiben und mo- 
derne Kapazitäten hier abgebaut oder stillgelegt 
werden müssen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Das ist das Ziel unse- 
rer Bemühungen in den letzten Jahren gewesen. Wie 
Sie wissen, haben wir uns mit unseren Vorstellun- 
gen nur unzulänglich durchgesetzt, weil die Interes- 

(B) senlage anderer, hoch subventionierter Stahlwerke 
in anderen Ländern es nicht möglich gemacht hat, 
einen Weg in unserem Sinne tatsächlich auch EG- 
weit durchzusetzen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Der Fragesteller der Frage 22, Herr Abgeordneter 
Gansei, hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Hinsken 
auf: 

Wieviel Aufträge mit welcher Auftragssumme wurden 
durch den Bund seit 1981 an ausländische, nicht im EG-Be- 
reich liegende Firmen vergeben? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Zahlen über die Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge des Bundes an Unterneh- 
men aus Drittländern liegen nur insoweit vor, als 
diese Aufträge nach dem GATT-Kodex „Regierungs- 
käufe“ oder in Anwendung der EG-Richtlinie über 
öffentliche Aufträge vergeben worden sind. Diese 
Regelungen erfassen nur Beschaffungen oberhalb 
bestimmter Werte: Für Lieferaufträge beträgt der 
Wert zur Zeit 364 000 DM, für Bauaufträge zur Zeit 
2 Millionen DM. 

Eine statistische Berichtspflicht für Beschaffun- 
gen unterhalb dieser Schwellen existiert nicht. Der 
GATT-Kodex „Regierungskäufe“ und die EG-Richt- 
linie decken allerdings einen großen Teil der Bun- 
desaufträge ab. Militärspezifische Beschaffungen 
fallen nicht darunter. Im Jahre 1981 wurde nur ein 
Bundesauftrag an ein Unternehmen außerhalb der 


Europäischen Gemeinschaft vergeben. Es handelt (C) 
sich um einen Lieferauftrag des Bundesministers 
der Verteidigung im Wert von ca. 1,5 Millionen DM. 

Die Zahlen für 1982 liegen noch nicht vor, dürften 
aber nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre 
vergleichbar ausfallen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte sehr. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, konnte 
dieser eine Auftrag nicht von deutschen Firmen aus- 
geführt werden, und wurde er deshalb an diese aus- 
ländische Firma vergeben? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen keine 
Auskünfte darüber geben, wie die Wettbewerbslage 
bei dieser Ausschreibung war, so daß ich die Frage, 
ob überhaupt Bewerbungen deutscher Firmen um 
diese Aufträge Vorgelegen haben, nicht beantworten 
kann. Ich kann also, wie gesagt, dazu keine Auskunft 
geben, werde aber gern nachprüfen, ob eine zusätzli- 
che Information möglich ist. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
diese ausländische Firma deutsche Mitarbeiter oder 
nur ausländische beschäftigt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Auch diese Frage 
kann ich Ihnen nicht beantworten. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 24 des Ab- ^ 
geordneten Hinsken auf: 

Wieviel ausländische Firmen mit wie vielen Mitarbeitern 
sind seit 1981 durch Bundesaufträge in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Genaue Zahlen über 
die Beschäftigung ausländischer Firmen und ihrer 
Mitarbeiter in der Bundesrepublik durch öffentliche 
Aufträge des Bundes liegen nicht vor. Das von Ihnen 
angesprochene Problem der sogenannten Werkver- 
tragsarbeitnehmer stellt sich für den Bereich öffent- 
licher Aufträge — wenn überhaupt — nur im Baube- 
reich. Für diesen liegen nur generelle, nicht aber für 
öffentliche Aufträge spezifische Angaben vor. Die 
Zahl der bei uns im Baugewerbe tätigen Werkver- 
tragsarbeitnehmer aus den Staatshandelsländern 
einschließlich Jugoslawien ist von 9 176 am 30. No- 
vember 1981 auf 5 179 am 31. Juli 1982 zurückgegan- 
gen. Die Zahl der österreichischen Werkvertragsar- 
beitnehmer ging im gleichen Zeitraum von 1 484 auf 
863 zurück. Diese Zahlen differenzieren, wie gesagt, 
nicht zwischen privaten und öffentlichen Aufträ- 
gen. 

Da seit 1980 kein öffentlicher Bundesauftrag an 
Unternehmen an Drittländern vergeben worden ist, 
ist davon auszugehen, daß die ohnehin rückläufige 
Zahl der Werkvertragsarbeitnehmer bei öffentli- 
chen Bauaufträgen des Bundes keine Rolle spielt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage. 
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(A) Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, zahlen 
diese Firmen Gewerbesteuer, und wenn sie eine sol- 
che zahlen: an wen wird diese gezahlt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die unterliegen deut- 
schem Recht und sind deshalb auch hinsichtlich ih- 
rer steuerlichen Leistungen deutschen Unterneh- 
men gleichgestellt. 

Hinsken (CDU/CSU): Wer ist dann der Empfänger 
dieser Gewerbesteuer? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen diese 
Frage nicht beantworten, auch weil sie so unpräzise 
ist. Das hängt von dem Sitz des Unternehmens ab. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das ist entschei- 
dend!) 

Deshalb kann ich Ihnen diese Frage nicht beantwor- 
ten. Sie müßten dann vielleicht fragen: Wohin hat 
die Firma XY ihre Gewerbesteuer zu entrichten? 
Dann würde man der Frage nachgehen können. 

(Abg. Hinsken [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihung, Sie haben keine 
Frage mehr. Sie haben zwei Zusatzfragen gestellt. 

Ich rufe Frage 25 — des Abgeordneten Dr. Czaja 
— auf: 

Welche konkreten Vorschläge hat die Bundesregierung ge- 
macht, um Konflikte im Zusammenhang mit dem Erdgasröh- 
rengeschäft wegen der tatsächlich oder angeblich widerstrei- 
tenden Interessen im Bereich des internationalen Privat- 
iv rechts — - wie sie ständig Vorkommen — im Sinne der OECD- 

' ' Richtlinien für solche Fälle „in gutem Glauben“ zu lösen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Es trifft zu, daß nach 
den Richtlinien der OECD für multinationale Unter- 
nehmen ein Konsultationsverfahren in den Fällen 
möglich ist, in denen multinationale Unternehmen 
divergierenden Rechtsanforderungen verschiede- 
ner Rechtsordnungen unterworfen sind. Die Bun- 
desregierung strebt jedoch zunächst zusammen mit 
den anderen westeuropäischen Regierungen ein un- 
mittelbares Gespräch mit der US-Regierung an. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Frage der ex- 
traterritorialen Anforderungen für den Reexport 
von amerikanischen Erdöl- und Erdgastechnolo- 
gien der US-Regierung nur einen Teil einer breite- 
ren Erörterung der Probleme der Wirtschaftsbezie- 
hungen mit der UdSSR und des westeuropäisch-so- 
wjetischen Erdgasgeschäftes darstellt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre 
es nicht sinnvoller gewesen, statt scharfe Noten zu 
wechseln und Gegenmaßnahmen zu treffen gegen 
die amerikanische Verhinderung der Weitergabe 
von Lizenzen für sensitive Güter amerikanischen 
Ursprungs an die Sowjetunion, die ja politisch von 
den EG- Außenministern am 4. Januar 1982 und im 
NATO-Rat am 11. Januar 1982 wegen der Gewaltan- 
wendung bejaht worden ist, wäre es nicht sinnvoller 
gewesen, über die Einzelheiten einer gemeinsamen 
westlichen Strategie zu verhandeln bei der Ge- 


staltung der Wirtschaftsbeziehungen mit dem Osten (C) 
gemäß den politischen und Sicherheitsinteressen, 
wie es in Ziffer 6 der Bonner NATO-Erklärung 
heißt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Darum hat sich die 
Bundesregierung mit ganz ungewöhnlicher Intensi- 
tät bemüht, Herr Kollege, und diese Bemühungen 
werden auch fortgesetzt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Warum stilisiert dann die 
Bundesregierung die Ereignisse, die doch alltäglich 
zu solchen Konflikten im Bereich des internationa- 
len Privatrechts führen, mit einer unzulänglichen 
Beweisführung zu einer Völkerrechtswidrigkeit um, 
obwohl auch deutsche Lizenzen beispielsweise für 
einen Panzerbau an italienische Firmen nicht ohne 
Genehmigung an Dritte weitergegeben werden dür- 
fen oder deutsche Kernkraftwerktechnologie von 
Argentinien nicht an Dritte weitergegeben werden 
darf? Warum dann die Hochstilisierung? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Be- 
wertung, die Sie dem völkerrechtlichen Urteil der 
Bundesregierung hier angedeihen lassen, kann ich 
nicht teilen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Aber ich! — Heiter- 
keit) 

Die Fragen, Herr Kollege, werden ja im Ausschuß 
ausführlich behandelt werden und sind im Auswär- 
tigen Ausschuß des Deutschen Bundestages behan- ^ 
delt worden. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Noch nicht!) 

Die Bundesregierung hat ausdrücklich angeboten, 
im Ausschuß durch ihren Völkerrechtsexperten die 
Rechtsfragen, die Sie hier bewerten, erörtern zu las- 
sen. 

Daß mit diesen Problemen existentielle Fragen 
für deutsche Firmen und im Hinblick auf Arbeits- 
plätze verbunden sind, macht die Dramatik der Si- 
tuation aus und auch die Notwendigkeit, daß sich die 
Bundesregierung auch öffentlich klar zu ihrer 
Rechtsauffassung bekennt Würde sie das nicht tun, 
würde sie sehr schwerwiegende wirtschaftliche Fol- 
gen für deutsche Firmen und Arbeitsplätze auslö- 
sen. Sie folgt also in dieser Lage einer Pflicht, die sie 
sich weiß Gott anders gewünscht hätte. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe Frage 26 des Abge- 
ordneten Dr. Czaja auf: 

Welchen Beitrag hat die Bundesregierung geleistet, um 
eine befriedigende, von den NATO-Staaten gemeinsam getra- 
gene, präzise Definition, was als „strategisches“ Gut zu verste- 
hen und auf die COCOM-Listen zu setzen ist, zu erreichen, 
und war sie ebenfalls darum bemüht, daß auch sicherheitsre- 
levante Lizenzen und Patente auf die COCOM-Listen kom- 
men? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Maßgeblich für die 
Definition, was als strategisches Gut zu verstehen 
und auf die COCOM-Listen zu setzen ist, sind die 
strategischen Kriterien des COCOM, die zuletzt im 
Jahre 1978 einstimmig neu gefaßt worden sind. Da- 
nach müssen die Waren und Technologien so be- 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) schaffen sein, daß sie einen bedeutenden Beitrag 
zum militärischen Potential der vom Embargo be- 
troffenen Länder leisten und sich somit nachteilig 
auf die Sicherheit der Mitgliedstaaten auswirken. 
Generell sind es Materialien, Ausrüstungen und 
Technologien, die für die Waffenproduktion beson- 
ders konstruiert sind und dafür verwendet werden, 
die einmalige einschlägige technologische Kennt- 
nisse enthalten, bei denen eine in einem angemesse- 
nen Zeitraum nicht behebbare Mangellage besteht. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die 
Beratungen über die Revision der COCOM-Listen in 
Kürze beginnen. Die Bundesregierung wird dabei 
konstruktiv mitarbeiten. 

Die Bundesregierung hat sich ebenfalls bemüht, 
daß auch die Weitergabe der nicht allgemein zu- 
gänglichen Kenntnisse über gewerbliche Schutz- 
rechte, Erfindungen, Herstellungsverfahren und Er- 
fahrungen in bezug auf die Fertigung strategisch re- 
levanter Waren einer strikten Kontrolle unterwor- 
fen wird. Zur Zeit ist die Kontrolle dieser Weitergabe 
den COCOM-Mitgliedsländern lediglich anheimge- 
stellt. Einen US-Antrag auf obligatorische Kontrolle 
hat die Bundesregierung mit Nachdruck gefördert 
Ein einstimmiger COCOM-Beschluß konnte aller- 
dings noch nicht erreicht werden, da in einigen CO- 
COM-Mitgliedsländern erst die gesetzlichen Voraus- 
setzungen hierfür geschaffen werden müssen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Weiter- 
gabe der genannten Kenntnisse nach § 45 Abs. 2 der 
Außenwirtschaftsverordnung seit langem einem Ge- 
nehmigungsbedürfnis unterworfen. Diese Regelung 

' ' geht weiter und ist embargopolitisch viel wirksamer 
als die bloßer Erfassung von Lizenzen und Patenten; 
denn die für die Embargopolitik entscheidende 
Frage liegt nicht im juristischen Bereich — etwa im 
Bereich der Lizenz- und Patentverträge — , sondern 
sie ist die Verhinderung des tatsächlichen Transfers 
rüstungsrelevanter Technologien einschließlich des 
damit zusammenhängenden Know-how-Transfers. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben hier wiederholt darauf hingewiesen, daß seit vie- 
len Monaten über die Verbesserung der COCOM- 
Vorschriften verhandelt wird. Auch die französische 
Regierung hat das als dringend notwendig bezeich- 
net. Welche Ergebnisse liegen inzwischen vor, und 
hat die Bundesregierung außer dem einen Tatbe- 
stand, den Sie angeführt haben — Unterstützung 
des amerikanischen Verlangens — , Wesentliches 
zur Verbesserung der Listen und Definitionen beige- 
tragen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Ge- 
spräche im COCOM gehen weiter, wie ich Ihnen hier 
ebenfalls gesagt habe. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß die strategischen Kriterien des CO- 
COM so weit gefaßt sind, daß sie genügend Spiel- 
raum für notwendige Beschränkungen des Techno- 
logietransfers geben. Die Bundesregierung hält da- 
her in Übereinstimmung mit anderen Mitgliedstaa- 
ten des COCOM die derzeitigen Kriterien in diesem 
Bereich für ausreichend. Ich habe angedeutet, daß 


unsere Regelungen über das hinausgehen, was das (C) 
COCOM im Augenblick vorschreibt. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Sie richtig verstanden habe, halten Sie eine Er- 
fassung von Lizenzen und Patenten unmittelbar 
durch die COCOM-Listen nicht für notwendig, und 
stimmt es, Herr Staatssekretär, daß die amerikani- 
schen Kontrollisten 70 Güter mehr als die deutschen 
aufführen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen zu 
dieser Spezialfrage hier keine Auskunft geben, weil 
mir die erforderlichen Informationen nicht zur Ver- 
fügung stehen. Ich werde gern darauf zurückkom- 
men. 

Ich habe lediglich darauf hingewiesen, daß die Er- 
fassung noch nichts über die tatsächliche Kontrolle 
der Ausfuhr sagt und daß unsere Außenwirtschafts- 
verordnung seit Jahren dafür sorgt, daß eine etwaige 
Ausfuhr kontrolliert werden kann, was wir für wir- 
kungsvoller als lediglich die Erfassung halten. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 

Der Fragesteller der Frage 27, Herr Abgeordneter 
Dr. Wittmann, hat um schriftliche Beantwortung ge- 
beten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Der Fragesteller der Fragen 28 und 29, Herr Abge- 
ordneter Schwarz, ist nicht im Saal. 

Danke, Herr Staatssekretär. ^ 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschasft und Forsten 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Parla- 
mentarischer Staatssekretär Gallus zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Ei- 
gen auf: 

Wie hoch sind nach Meinung der Bundesregierung die Ko- 
sten für internationale Abkommen der Europäischen Ge- 
meinschaft auf dem Agrarsektor aus dem EAGFL-Fonds 
(Lome, Maghreb, Assoziierungen, Präferenzen, Polenhilfe)? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, angesichts der Wirtschaftskrise in Polen 
und einer unzureichenden Versorgung der Bevölke- 
rung mit Lebensmitteln beschloß die Europäische 
Gemeinschaft 1980 und 1981, Polen den Bezug von 
Nahrungsmitteln zu Preisen zu ermöglichen, die un- 
ter den Weltmarktpreisen lagen. Neben den übli- 
chen Exporterstattungen wurden bis Ende 1981 Son- 
dervergünstigungen in Höhe von rund 250 Millionen 
DM, bezogen auf die gesamte EG, vom EG-Haushalt 
getragen. 

Die Kosten im Agrarbereich bei internationalen 
Abkommen, wie dem Lome-Abkommen und wie den 
Kooperationsabkommen mit den Maghreb-Ländern, 
lassen sich insgesamt nicht eindeutig im einzelnen 
quantifizieren. Nach dem Wesen dieser Abkommen, 
Gewährung von Handelsvorteilen und Entwick- 
lungshilfe, werden Leistungen aus dem EAGFL 
nicht direkt gewährt. Allerdings können Kosten für 
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Pari. Staatssekretär Gallus 

(A) den EAGFL entstehen, wenn sich auf Grund von be- 
günstigten Einfuhren von Agrarprodukten die von 
der EG auszuführenden Mengen erhöhen. So impor- 
tiert die Gemeinschaft z. B. aus AKP-Ländern jähr- 
lich zirka 1,3 Millionen Tonnen Zucker und ist ge- 
zwungen, zusätzliche Ausfuhren, die unter Umstän- 
den den eingeführten Mengen entsprechen, zu täti- 
gen. Dafür wurden 1982 im EG-Haushalt rund 
330 Millionen ECU berücksichtigt. Weiter lassen 
sich aus den für den Export von Rindfleisch beim 
EG-Haushalt 1982 veranschlagten Ausgaben rund 
41 Millionen ECU dem Lome- Abkommen zurechnen. 
Hinsichtlich der Maghreb-Abkommen sind mir für 
die Einzelproduktbereiche solche haushaltsmäßigen 
Aufschlüsselungen nicht bekannt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Ihnen 
die Auswirkungen dieser verschiedenen internatio- 
nalen Abkommen nicht bekannt sind, frage ich Sie: 
Sind Sie bereit, über die entsprechenden Stellen in 
Brüssel zu erforschen, wie hoch die Kosten sind? 
Das muß doch für Sie als Bundesregierung von gro- 
ßer Bedeutung sein; denn die Diskussion über die 
Kosten des Agrarmarktes der Europäischen Ge- 
meinschaft ist ja für die Politik, die die Bundesrepu- 
blik in Europa gestalten möchte, außerordentlich 
wichtig. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
der Auskunft, die wir bisher erhalten haben, liegen 
diese Daten nicht vor. Aber ich bin gern bereit, noch 
' einmal Nachforschungen bei der EG anstellen zu 
lassen. In einem etwas längeren Zeitraum, der uns 
dann zur Verfügung steht, werden wir das noch ein- 
mal versuchen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung bereit, 
in der öffentlichen Diskussion dafür einzutreten, 
daß die Kosten dieser internationalen Abkommen, 
die zur Debatte stehen, nicht der Landwirtschaft an- 
gelastet werden, und wird sie sich in Zukunft, wenn 
solche Diskussionen entstehen, hier stärker einset- 
zen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten weist bei allen seinen Äußerungen in al- 
len entsprechenden Veröffentlichungen darauf hin, 
daß das so ist, wie Sie hier sagen. 

(Abg. Eigen [CDU/CSU] meldet sich zu ei- 
ner weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Nein, Sie haben schon zwei 
Zusatzfragen gestellt. 

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Eigen auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, sieh im Ministerrat der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft dafür einzusetzen, daß die Kosten 
für die internationalen Abkommen bei der Aufstellung der 
Ausgaben der Europäischen Gemeinschaft gesondert ausge- 
wiesen werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 


Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die (C) 
Bundesregierung hat sich stets für eine größtmögli- 
che Transparenz des EG- Haushalts eingesetzt. Die 
wesentlichen der von Ihnen, Herr Abgeordneter, er- 
wähnten Kosten sind bereits im Anhang zu den Aus- 
gaben der Abteilung Garantie des EAGFL darge- 
stellt, Seite 411 des Amtsblatts Nr. L 31/1982. Die 
Bundesregierung ist selbstverständlich weiter 
darum bemüht, mögliche Verbesserungen dieser 
Darstellung zu erreichen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird sich 
die Bundesregierung, wenn im Ministerrat in Brüs- 
sel neue Assoziierungen mit Drittländern zur De- 
batte stehen, vorher über die daraus zu erwartenden 
Kosten informieren lassen, damit ein erster Schritt 
getan wird, die Diskriminierung der Landwirtschaft 
im Zusammenhang mit der Kostenfrage in Brüssel 
zu beenden? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage der Kosten ist stets Gegenstand der jeweili- 
gen Verhandlungen, sowohl in bezug auf Assozi- 
ierungen als auch in bezug auf Beitritte weiterer 
Staaten zur EG. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
aus der Antwort an meinen Kollegen Eigen ent- ' ' 
nehme ich, daß für die Wiederverwendung der einge- 
führten Nahrungsmittel auf dem Weltmarkt hohe 
Kosten entstehen: Wäre die Bundesregierung bereit, 
in einem offiziellen Bulletin darauf hinzuweisen, 
daß diese Einfuhr in keiner Weise mit der Versor- 
gungsnotwendigkeit in der EG zusammenhängt, und 
wäre sie bereit, die durch diese Einfuhren entste- 
henden Kosten auch in einer offiziellen Verlautba- 
rung der Bundesregierung auszuweisen, damit nicht 
der Eindruck entsteht, dies seien Kosten, die die 
Landwirtschaft verursache? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
und unser Ministerium haben bisher stets so gehan- 
delt, wie Sie es hier von uns verlangen, indem sie 
darauf hingewiesen haben, daß die Selbstversor- 
gung mit Zucker, um die es hier in erster Linie geht, 
voll gewährleistet ist, wir in der EG sogar Über- 
schüsse produzieren, uns die Einfuhren aus den 
AKP-Ländern zusätzlich belasten und daß es Kosten 
verursacht, wenn sie wieder exportiert werden; denn 
der Weltmarktpreis liegt im Augenblick wesentlich 
niedriger als der Preis, zu dem der Zucker auf Grund 
der Abkommen mit den AKP-Ländern in die EG hin- 
einkommt. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 32 des Ab- 
geordneten Stutzer auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im Hinblick 
auf die Gefahr eines Einschleppens der Bakterienringfäule, 
von der dänische Kartoffeln befallen sind, Kartoffeln aus Dä- 
nemark nicht mehr importiert werden sollten, und was wird 
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Vizepräsident Wurbs 

(A) sie zum Schutz insbesondere der schleswig-holsteinischen 
Landwirtschaft unternehmen, daß diese Krankheit sich nicht 
auch südlich der Grenze ausbreitet? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß Kartoffeln 
aus Dänemark unter bestimmten Voraussetzungen 
auch weiterhin eingeführt werden können. Die Maß- 
nahmen, die die sogenannte EG-Pflanzenbeschau- 
richtlinie 77/93/EWG gegen eine Verschleppung der 
Bakterienringfäule vorsieht, haben sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung im wesentlichen be- 
währt. Ob zusätzliche Maßnahmen getroffen werden 
müssen und welcher Art sie sein sollen, wird zur Zeit 
— gestern und vorgestern, am 13. und 14. September 
1982 — zwischen Pflanzenschutzsachverständigen 
des Bundes, der Länder Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen und dem Dänischen Pflanzenschutz- 
dienst in Kopenhagen beraten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
kann diese Krankheit chemisch oder biologisch be- 
kämpft werden, und in welchen Ländern tritt sie 
auf? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bakterienringfäule der Kartoffeln mit dem Erreger 
Corynebacterium sepedonicum ist eine Krankheit, 
die in der EG nur in Dänemark auftritt. Da sie nur in 
Dänemark auftritt, muß sich Dänemark darum küm- 
mern, wie sie bekämpft werden kann. 

( B ) Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich hatte 
gefragt, wie sie chemisch oder organisch bekämpft 
werden kann: Können Sie mir bitte sagen, welche 
Schutzmaßnahmen Dänemark mit dem Ziel getrof- 
fen hat, eine Ausbreitung dieser Kartoffelkrankheit 
zu vermeiden? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, hier gel- 
ten nach der EG-Pflanzenbeschaurichtlinie sehr 
strenge Bestimmungen. Der Dänische Pflanzen- 
schutzdienst kontrolliert vor jeglicher Ausfuhr die 
Kartoffeln. Bei der Einfuhr geschieht das ebenfalls 
durch den Deutschen Pflanzenschutzdienst. 

Nachdem einige Sendungen zurückgewiesen wor- 
den sind, hat Dänemark auch keine Bescheinigun- 
gen mehr ausgestellt. 

Jetzt kommt es darauf an, was bei diesem Ge- 
spräch in Dänemark gestern und vorgestern heraus- 
gekommen ist. Ich bitte vielmals um Entschuldi- 
gung, daß ich, da meine Beamten noch nicht zurück 
sind, nicht endgültig sagen kann, welches Ergebnis 
erzielt worden ist. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Dallmeyer. 

Dalimeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön- 
nen Sie Auskunft darüber geben, auf welche Gebiete 
Dänemarks sich diese Aussage bezieht, ist beispiels- 
weise Jütland als unmittelbarer Nachbar von 
Schleswig-Holstein betroffen? 


Gallus, Pari. Staatssekretär: Das kann ich im Au- (C) 
genblick nicht sagen. Ich will Ihnen aber gerne 
schriftlich mitteilen lassen, in welchen Gebieten in 
Dänemark die Bakterienringfäule in erster Linie 
auftritt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einig — das würde die Beantwortung der 
Frage des Kollegen Stutzer erleichtern — , daß Fach- 
leute behaupten, daß die Bakterienringfäule über- 
haupt nicht bekämpfbar ist, und sie deswegen for- 
dern, daß die Grenze zu Dänemark für den Import 
von Kartoffeln grundsätzlich gesperrt wird? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
Sie das sagen, nehme ich an, daß das so stimmt. Ich 
bin kein Fachmann für Pflanzenschutzmaßnahmen. 

Ich muß das hier offen sagen. Ich hätte im Hinblick 
auf die Beantwortung die Biologische Bundesanstalt 
fragen müssen. Aber da ich weiß, daß Sie sich sehr 
intensiv um die Dinge bemühen, akzeptiere ich Ihre 
Aussage. 

Bezogen auf den zweiten Teil Ihrer Frage muß ich 
allerdings sagen, daß wir die Einfuhr von Kartoffeln 
aus Dänemark nicht ohne weiteres verbieten kön- 
nen, sondern nur Maßnahmen im Rahmen der EG- 
Pflanzenbeschaurichtlinie ergreifen können. Das ist 
in den letzten Tagen noch einmal besprochen wor- 
den. Wir haben darauf hingewiesen, daß, solange das 
nicht geklärt ist, möglichst keine Kartoffeln mehr ^ 
kommen sollten. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 33 des Ab- 
geordneten Stutzer auf: 

Wieviel öffentliche Mittel sind in den letzten fünf Jahren für 
Tierversuche aufgewendet worden, und wieviel entfallen da- 
von auf Einrichtungen und Versuche, die Kosmetika, Wasch- 
und Pflegemitteln — insbesondere aber dekorativer Kosme- 
tika — dienen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es wird 
in diesem Zusammenhang auf die schriftliche An- 
frage des Abgeordneten Müller (Bayreuth) vom 
22. September 1981 Bezug genommen. In der Ant- 
wort vom 17. Dezember 1981 (Drucksache 9/1274) ist 
dargelegt worden, daß Tierversuche integraler Be- 
standteil einzelner Forschungsvorhaben sind und 
daher eine Spezifizierung der auf Tierversuche an- 
rechenbaren Personal- und Investitionskosten aus 
haushaltstechnischen Gründen nicht möglich ist. Es 
läßt sich somit nur errechnen, in welcher Größen- 
ordnung Bundesmittel für die Beschaffung und 
Haltung von Versuchstieren im fraglichen Zeitraum 
zur Verfügung gestellt worden sind. Hierzu wird es 
erforderlich sein, die notwendigen Auskünfte von 
den jeweiligen zuständigen Ressorts einzuholen. 
Dieses Verfahren ist mit erheblichem Zeit- und Ver- 
waltungsaufwand verbunden. Sobald die Angaben 
der einzelnen Ministerien vorliegen, wird Ihre An- 
frage schriftlich beantwortet. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 
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(A) Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich wäre 
in diesem Zusammenhang dankbar, wenn Sie auch 
die Kosten, die von den Ländern aufgebracht wer- 
den, nennen würden. Darf ich die Zusatzfrage stel- 
len: Wie viele Bundesmittel sind für die Entwicklung 
von Alternativmethoden für 1983 eingeplant, und 
wem sollen diese Mittel zufließen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Zu- 
satzfrage war nicht Gegenstand Ihrer Anfrage. Des- 
halb sehe ich mich außerstande, sie zu beantworten. 
Ich bin aber gern bereit, die Antwort schriftlich 
nachzuholen, auch in bezug auf die Kosten, die bei 
den Ländern entstehen. Ich muß allerdings sagen: 
Sie müssen Verständnis dafür haben, daß wir genug 
Zeit brauchen, um so umfassende Fragen beantwor- 
ten zu können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Was sind „dekorative 
Kosmetika“?) 

Vizepräsident Wurbs: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
der Meinung, daß auch künftig Tiere für die Ent- 
wicklung rein dekorativer Kosmetika geopfert wer- 
den sollen, obwohl es heute schon viele Hersteller 
gibt, die auf Tierversuche verzichten, ohne sich hier- 
durch in der Forschung und Entwicklung eingeengt 
zu fühlen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hält sich an das Tierschutzgesetz. 

(B) Das Tierschutzgesetz steht kurz vor seiner Novellie- 
rung. Entsprechende Anhörungen in Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages haben bereits stattge- 
funden. Damit obliegt es diesem Parlament, zu ent- 
scheiden, was künftig einbezogen werden darf, 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 34 des Abgeordneten Funk 
(Gutenzell) auf: 

Wird die Bundesregierung der EG-Kommission Vorschlä- 
gen, eine Weihnachtsbutter-Verbilligungsaktion für 1982 
durchzuführen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, durch 
Beschluß des EG-Ministerrats — Verordnung EG 
Nr. 1186/82 — sind die Mitgliedstaaten ermächtigt, 
im Wirtschaftsjahr 1982/83 eine Beihilfe für Markt- 
butter zu gewähren. Der Beitrag der Gemeinschaft 
ist auf 75 % der gewährten Beihilfe, höchstens jedoch 
auf 45 ECU je 100 kg begrenzt. Haushaltsmittel zur 
Finanzierung des nationalen Kostenanteils stehen 
der Bundesregierung nicht zur Verfügung, so daß 
von dieser Ermächtigung in der Bundesrepublik 
Deutschland auch für eine Verbilligung von Butter 
in der Weihnachtszeit nicht Gebrauch gemacht wer- 
den kann. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
Ihnen ist sicher bekannt, daß die milcherzeugenden 
Landwirte eine sogenannte Mitverantwortungsab- 
gabe bezahlen, daß diese Mitverantwortungsabgabe 
im letzten Jahr überhaupt nicht aufgebraucht wor- 
den ist — nach Ihren eigenen Bekundungen ist über 


eine Milliarde DM in Brüssel überhaupt nicht ver- (C) 
braucht worden — und daß — nach Ihrer Aussage — 
dieses Geld dazu verwendet werden soll, um die 
Marktchancen der Milchwirtschaft mengenmäßig 
auszudehnen, also zur Absatzförderung. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, darf 
ich die zweite Frage auch gleich beantworten? Die 
Antwort würde im wesentlichen das beinhalten, was 
auf die Zusatzfrage zu antworten wäre. 

Vizepräsident Wurbs: Wenn der Fragesteller damit 
einverstanden ist. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Wenn mein Frage- 
recht nicht eingeschränkt wird. 

Vizepräsident Wurbs: Nein, keineswegs. 

Ich rufe auch noch Frage 35 des Abgeordneten 
Funk (Gutenzell) auf: 

Welche Verbilligungsbedingungen wird die Bundesregie- 
rung der EG-Kommission empfehlen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit mit der Kommission die Möglichkei- 
ten zur Erzielung eines zusätzlichen Butterabsatzes 
und dessen volle Finanzierung aus Mitteln der Ge- 
meinschaft unter vorrangiger Verwendung von Ein- 
nahmen aus der Mitverantwortungsabgabe. Vom 
Ausgang dieser Prüfungen wird es abhängen, ob die 
Bundesregierung der Kommission eine Verbilli- 
gungsaktion vorschlagen und welche Modalitäten 
sie dafür empfehlen wird. 

(D) 

Herr Präsident, darf ich jetzt noch den einen Teil 
der Zusatzfrage beantworten, die sich bezog auf eine 
Milliarde ECU des letzten Jahres? Da kann ich nur 
sagen, daß das ein großer Trugschluß ist. Es dreht 
sich in erster Linie um die Mittel des laufenden Jah- 
res. Nur ein Teil ist aus dem letzten Jahr überführt 
worden. Der größere Teil ist dazu verwendet worden, 
die Kosten im EAGFL, die durch die Marktordnung 
für Milch verursacht werden, zu verringern. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß Sie die 
Prüfung rasch vornehmen sollten, einfach deshalb, 
weil es nach den bisherigen Erfahrungen bei der Ad- 
ministration langer Zeit bedarf, bis alle Gesetzeshin- 
dernisse überwunden sind, damit die praktische 
Milchwirtschaft an die Auslieferung dieser verbillig- 
ten Weihnachtsbutter gehen kann und der Verbrau- 
cher überhaupt in den Genuß dieser Verbilligungs- 
aktion kommt? Wie wollen Sie das bewerkstelli- 
gen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich darf 
Ihnen sagen, daß die Bundesregierung alle Entschei- 
dungen so schnell wie möglich trifft. Voraussetzung 
für eine Entscheidung ist, daß die Kommission ih- 
rerseits entscheidet, ob diese Mittel, wie wir es wol- 
len, aus der Mitverantwortungsabgabe zur Verfü- 
gung gestellt werden kann. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage. 
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Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß die Verbraucher diese Verbil- 
ligungsaktionen sehr geschätzt haben und daß sie 
auch immer ein großer Erfolg gewesen sind? Ich 
muß eigentlich bedauern, daß Sie nicht schon früher 
die notwendigen Schritte eingeleitet haben. 

Vizepräsident Wurbs: Darf ich Sie bitten, eine 
Frage zu stellen, nicht eine Begründung zu geben, 
Herr Abgeordneter. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Ich möchte Sie fra- 
gen, ob Sie schnell mit der Prüfung beginnen, und 
bitte, mir zu sagen, welche Geldmittel aus der Mit- 
verantwortungsabgabe im laufenden Jahr für diese 
Aktion zur Verfügung stehen. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, an 
Schnelligkeit lassen wir uns nicht übertreffen, 

(Heiterkeit) 

wenn die Kommission, wie gesagt, ihrerseits auch 
bereit ist, entsprechend darauf Rücksicht zu neh- 
men, daß die Entscheidungen — das sehen Sie rich- 
tig — in den nächsten Wochen über die Bühne gehen 
müssen, wenn eine Weihnachtsbutteraktion stattfin- 
den soll. Ich bin Ihrer Auffassung, daß die vergange- 
nen Weihnachtsbutteraktionen ein Erfolg waren. Ich 
habe die Zahlen hier; sicherlich kennen Sie die Zah- 
len auch. Andererseits muß man natürlich auch im 
Hinterkopf haben, daß die jetzigen Butterbestände, 
die wir für eine solche Aktion zur Verfügung haben, 
nicht so eindeutig sind wie in den Jahren 1977/78, 
1978/79 und 1979/80, in denen Weihnachtsbutterak- 
tionen gemacht worden sind, weil nämlich, Herr Kol- 
lege — davon muß ich Sie unterrichten — , der Groß- 
teil der Lagerbestände bei Butter sich in privater La- 
gerhaltung befindet, ungefähr 300 000 t Butter, wäh- 
rend in öffentlicher Lagerhaltung — ich lasse mich 
jetzt nicht auf das Kilo festlegen — nur ungefähr 
zwischen 56 000 und 60 000 1 Butter vorhanden 
sind. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Wie kommt es dann 
zu der Aussage aus Ihrem Hause, daß wir es in der 
Milchwirtschaft mit besorgniserregenden Über- 
schüssen zu tun haben? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Weil wir in den letz- 
ten Wochen bei Magermilchpulver einen erschrek- 
kenden Zuwachs zu verzeichnen haben, Herr Kolle- 
ge. Wir haben in der EG gegenüber dem Vorjahr ein 
Mehr an Magermilchpulver von 200 000 Tonnen zu 
verzeichnen. Der jetzige Bestand liegt bei 500 000 
Tonnen Magermilchpulver. 

Auch die Tatsache, daß wir 300 000 Tonnen Butter 
in der privaten Lagerhaltung haben, bereitet uns ge- 
wisse Sorgen. Es stellt sich nämlich die Frage, ob bei 
dem jetzt geltenden Butterpreis Butter überhaupt in 
dem Ausmaße am Markt abfließt, daß die Lager auf 
diesem Sektor so schnell geräumt werden, wie das 
im letzten Jahr der Fall gewesen ist, oder ob auch 
hier nicht ein Trend sichtbar wird wie bei übrigen 
Nahrungsmitteln, daß nämlich der Verbraucher zu 
billigeren Nahrungsmitteln greift, d. h. der Ver- 


brauch an höherwertigen Nahrungsmitteln zurück- (C) 
geht, wie da z. B. bei Rindfleisch der Fall ist. Dort ha- 
ben wir im ersten Halbjahr 1982 einen Rückgang 
von 7,5% zu verzeichnen. 

Das sind unsere Sorgen in bezug auf das Verhält- 
nis der privaten Lagerhaltung — 300 000 Tonnen — 
und der öffentlichen Lagerhaltung — 60 000 Ton- 
nen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident, zunächst die 
Frage: Darf ich zwei Zusatzfragen stellen, da die 
Fragen ja gemeinsam beantwortet wurden? 

Vizepräsident Wurbs: Ja. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, treffen 
Pressemeldungen zu, daß im vergangenen Jahr EG- 
Butter zu einem Preis von unter 3 DM in den Iran 
geliefert wurde? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe die Zahlen jetzt nicht genau im Kopf. Aber Tat- 
sache ist, daß jedes Drittland von seiten der EG 
gleichbehandelt wird, mag es sich um eine Aus- 
schreibung der EG an den Iran, nach Marokko oder 
— nach Rußland ist zur Zeit nicht drin — sonstwo- 
hin handeln. Immerhin ist es doch so: Wenn es schon 
Überschüsse gibt, sind Exporte billiger zu finanzie- 
ren als Verbilligungsaktionen innerhalb der EG, 
gleich welcher Art sie sind. 

(D) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, falls es 
heuer zu Weihnachten doch verbilligte Butter gibt: 

Ist daran gedacht, daß Großverbraucher wiederum 
zu Günstigstpreisen einkaufen können? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, ob es zu Weihnachten eine Verbilligungs- 
aktion gibt. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Wenn es sie gibt!) 

Und über ihre Modalität — vorausgesetzt, daß es 
überhaupt eine gibt — kann ich überhaupt nichts sa- 
gen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Wann wird denn dar- 
über entschieden?) 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich habe Sie doch eben richtig verstanden, daß Sie 
sagten, die EG trage zwar 75% der Kosten einer But- 
terverbilligungsaktion, ihre Durchführung sei aber 
nicht möglich, weil die Bundesrepublik Deutschland 
nicht in der Lage sei, die fehlenden 25% beizubrin- 
gen? Wenn ich das richtig verstanden habe, frage ich 
Sie: Wird die Bundesregierung bei der EG beantra- 
gen, daß innerhalb des nächsten Monates zur Beru- 
higung des Buttermarktes eine Entscheidung dar- 
über getroffen wird, ob die Gelder aus der Mitverant- 
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Schartz (Trier) 

(A) wortungsabgabe, also Bauerngelder, für die Verbilli- 
gung verwandt werden dürfen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe ausgeführt, daß die Bundesregierung zur Zeit 
zusammen mit der Kommission prüft, ob das mög- 
lich ist Das bedeutet, daß wir schon einen Schritt 
weiter sind, als Sie verlangen; denn wir befinden uns 
im Augenblick schon im Gespräch mit der Kommis- 
sion. 

Was den ersten Teil Ihrer Frage betrifft, nämlich 
die 25% bei der Verbilligung von je 100 kg Butter um 
45 ECU: Dafür stehen uns im Haushalt keine Gelder 
zur Verfügung. Diese Verbilligungsaktion, die man 
machen könnte, ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf Grund fehlender Haushaltsmittel nicht 
möglich. Aber Sie ersehen aus den Zahlen, daß das 
auch nur eine relativ geringe Verbilligung darstellen 
würde. Ob sie überhaupt solche Auswirkungen hät- 
te, wie wir das von der Weihnachtsbutteraktion her 
kennen, ist sehr fraglich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich darf noch einmal auf die Weihnachtsbutter zu 
sprechen kommen und möchte Sie fragen: Sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß eine solche Aktion 
unter Umständen insofern ein zweischneidiges 
Schwert ist, als diese verbilligte Butter natürlich die 
Normalpreisbutter im Absatz verdrängt? Sie haben 

(B) vor hi n ausgeführt, daß der Bürger natürlich gerne 
das billigere Produkt nimmt Gilt das nicht auch für 
Butter? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, rein 
rechnerisch, mathematisch ist das so. Das kann nie- 
mand bestreiten. Ich bin gehalten, der Wahrheit die 
Ehre zu geben. Wir können nicht bestreiten, daß Ex- 
porte von Butter in Drittländer für die EG und letz- 
ten Endes für die nationalen Haushalte auf Grund 
dessen, was an Brüssel zu zahlen ist, billiger sind als 
Verbilligungsaktionen in der EG. Aber nachdem 
man in der Vergangenheit so viel Butter in den Öf- 
fentlichen Lagern hatte, war es — auch wenn es et- 
was mehr kostete — richtig und sinnvoll, den euro- 
päischen Verbraucher an diesen Überschüssen teil- 
haben zu lassen. Jetzt geht es ja nur noch um die 
Frage, ob aus den Mitteln, die aus der Mitverantwor- 
tungsabgabe aufkommen, Gelder zur Verfügung ge- 
stellt werden können, ohne daß der nationale Haus- 
halt herangezogen werden muß. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Wenn ich noch ein- 
mal auf den Vorschlag zurückommen darf, nun spe- 
ziell eine Modalität zu finden, dann, wenn man über- 
haupt zu einer Regelung kommt, auch Großabneh- 
mern einen verbilligten Buttereinkauf zu ermögli- 
chen, möchte ich Sie fragen: Sind Sie nicht auch der 
Meinung, daß dann, wenn so etwas geschieht, die 
Verbilligung in irgendeiner Form an den Endver- 
braucher — insbesondere bei den Kosten für Nah- 


rungsmittel, etwa für Backwaren — weitergegeben (C) 
werden muß, und inwieweit liegen da Erfahrungen 
vor? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, bisher 
lief es so, daß wir entsprechende Aktionen für Groß- 
verbraucher — ich denke an die Speiseeisherstel- 
lung und an anderes mehr — durchgeführt haben. 
Diese Aktionen sind sehr gut gelaufen; dagegen 
kann man nichts sagen. Wenn es aber um eine Weih- 
nachtsbutteraktion geht, muß sie direkt dem Ver- 
braucher zugute kommen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß die Erfahrungen aus frü- 
heren Jahren zeigen, daß dann, wenn es verbilligte 
Butter gab, im Saldo in der Tat ein Mehrkonsum zu 
verzeichnen war, der in einem Jahr bei 1,2 kg pro 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland lag? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
habe ich nie bestritten. Der Mehrkonsum, der sich 
ergibt, und die Tatsache, daß es etwas kostet, ein 
Kilo Butter aus der Überschußproduktion gewisser- 
maßen wegzubekommen, sind allerdings zwei Paar 
Stiefel. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage? — 

Bitte. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, um die 
Aussage vom Milchüberschuß zu relativieren: Sind 
Sie mit mir einer Meinung, daß zwar die Zuwächse 
beim Magermilchpulver von 200 000 t in bezug auf 
die zukünftige Marktentwicklung sehr ernst zu neh- 
men sind, daß aber der jetzige Umfang der Lager mit 
knapp unter 500 000 t von dem früheren Kommissar 
Gundelach der Höhe nach als Mindestreserve der 
EG angesehen wurde? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, was die 
Kommissare in Brüssel jeweils feststellen, ist ihre 
Sache. Für uns sprechen die nackten Zahlen. Wenn 
die Lagerbestände von Magermilchpulver einmal 
die Grenze von 500 000 t überschreiten, wird es in be- 
zug auf den Abbau dieser Bestände und wegen der 
Kosten in bezug auf die Haushalte ernst. Das müs- 
sen wir ganz nüchtern sehen. 

Ich bin sicher, daß die Kommission auf Grund un- 
serer Anregungen, die wir längst gemacht haben, 
auch entsprechende Maßnahmen treffen wird, da- 
mit diese Bestände, insbesondere beim Magermilch- 
pulver, wieder nach unten korrigiert werden kön- 
nen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen mehr; 
ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Grobecker zur Verfügung. 

Der Abgeordnete Dr. Jobst, der die Fragen 37 und 
38 gestellt hat, hat um schriftliche Beantwortung ge- 
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(A) beten. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe Frage 39 des Abgeordneten Dr. Struck 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ablei- 
stung eines freiwilligen sozialen Jahrs bei der Aktion Sühne- 
zeichen-Friedensdienste e.V. in Israel nicht als freiwilliges 
soziales Jahr im Sinne des Gesetzes für die Förderung des 
freiwilligen sozialen Jahrs anerkannt werden kann, und ist 
die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, einen Gesetzent- 
wurf zur Änderung des genannten Gesetzes einzubringen, der 
die Anerkennung eines freiwilligen sozialen Jahrs nicht nur 
im Inland und europäischen Ausland, sondern auch z. B. in Is- 
rael beinhaltet? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grobecker, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol- 
lege Struck, die Bundesregierung teilt die im ersten 
Teil Ihrer Frage genannte Auffassung. Nach § 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung des freiwilligen 
sozialen Jahres ist nur ein Einsatz im europäischen 
Ausland möglich. Dieser kann auch nur nach vorhe- 
riger Ableistung eines halbjährigen Dienstes im In- 
land als Teil des gesamten freiwilligen sozialen Jah- 
res anerkannt werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, Vor- 
schläge zur Änderung des Gesetzes in dem von Ih- 
nen gewünschten Sinne einzubringen. Der seit der 
Novelle vom 18. Dezember 1975 überhaupt erstmals 
zugelassene Auslandseinsatz wurde deshalb nicht 
auf das außereuropäische Ausland ausgedehnt, weil 
das soziale Risiko bei einem Einsatz im außereuro- 

(B) päischen Ausland für den jugendlichen Helfer zu 
groß ist und weil die notwendige pädagogische Be- 
treuung nicht sichergestellt werden kann. Da der 
Helfer in der Regel erst 17 Jahre alt ist, wenn er ge- 
rade die Schule verlassen hat, ist eine solche persön- 
liche Betreuung im außereuropäischen Ausland 
nicht möglich. Den Risiken, denen die Helfer im 
außereuropäischen Raum ausgesetzt sind, stehen 
keine entsprechenden sozialen und finanziellen Si- 
cherungen gegenüber. Die Helfer erhalten neben 
Kost und Logis nur ein geringes Taschengeld. Der 
sozialversicherungsrechtliche Schutz kann außer- 
halb der EG nur durch Sozialversicherungsabkom- 
men hergestellt werden. Ein solches Abkommen be- 
steht auf dem Gebiet des Krankheitsschutzes mit Is- 
rael zur Zeit nicht. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, wenn ich sage, daß Jugendliche, die ein 
Jahr freiwillig in Israel arbeiten — z. B. für die , Ak- 
tion Sühnezeichen“ — , eine besondere Leistung er- 
bringen, die mindestens genauso hoch, wenn nicht 
sogar höher zu bewerten ist wie die Arbeit im Inland 
oder im europäischen Ausland? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Ich stimme Ihnen 
zu, daß dies eine hohe Leistung ist. Ob sie höher zu 
bewerten ist als die in Ihrer Frage beschriebene, 
kann ich nicht beurteilen. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 


Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die (C) 
Bundesregierung bereit, ihre ablehnende Haltung 
zu einer entsprechenden Änderung des Gesetzes 
aufzugeben, wenn gewährleistet wäre, daß der Trä- 
ger einer Maßnahme in Israel — z. B. die „Aktion 
Sühnezeichen“ — eine Betreuung der Jugendlichen 
durchführt, die das, was Sie in Ihrer Antwort „sozia- 
les Risiko“ genannt haben, ausschaltet, und damit 
die Bedingungen wie in der Bundesrepublik 
Deutschland hergestellt wären? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Dazu ist die Bun- 
desregierung so lange nicht bereit, solange nicht ein 
Sozialversicherungsabkommen mit Israel besteht. 

Zum anderen muß man bei einer solchen Auswei- 
tung auch berücksichtigen, daß erhebliche finan- 
zielle Mittel anfallen, die den Rahmen des Bundesju- 
gendplans überschreiten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn ich als richtig unterstelle, daß das freiwillige 
soziale Jahr auch eine Maßnahme ist, die möglicher- 
weise der Berufsfindung in einem geordneten Ar- 
beitsverhältnis dient: Sind Sie bereit, im Hinblick 
auf die gerade angesprochenen Probleme die tat- 
sächlichen Verhältnisse von Einsätzen mancher 
Gruppen in Israel daraufhin zu überprüfen, daß zum 
Teil Einsätze durchgeführt werden, die eine totale 
Überforderung derjenigen darstellen können, die 
ein solches freiwilliges soziales Jahr in Israel ab lei- 
sten? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Verehrter Herr 
Kollege, ich werde und kann es nicht überprüfen, 
weil im Rahmen des gesetzlichen sozialen Jahrs 
Einsätze in Israel nicht stattfinden. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage 
mehr. Der Fragesteller der Frage 40, der Abgeord- 
nete Dr. Friedmann, hat um schriftliche Beantwor- 
tung gebeten. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 41 des Abgeordneten Dr. Riedl 
(München) auf: 

Was ist nach den Erkenntnissen der Bundesregierung un- 
ter „biologischen Nahrungsmitteln“ zu verstehen, wie sie jetzt 
zunehmend den deutschen Verbrauchern angeboten wer- 
den? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Riedl, der Begriff „biologisch“ wird im Zusammen- 
hang mit Lebensmitteln in sehr unterschiedlicher 
Weise verwendet. Verbreitet ist diese Bezeichnung 
bei frischen pflanzlichen Lebensmitteln. Hier die- 
nen das Wort „biologisch“ oder mit diesem Wort ge- 
bildete Bezeichnungen der Umschreibung bestimm- 
ter Landbaumethoden, mit denen Agrarprodukte er- 
zeugt werden. Diesen Landbaumethoden ist zu ei- 
gen, daß dabei weitgehend auf den Einsatz von Mi- 
neraldüngern und chemischen Pflanzenschutzmit- 
teln verzichtet wird. 

Andererseits wird das Wort „biologisch“ z. B. bei 
Eiern verwendet, die nicht von Hühnern aus der Kä- 
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(A) fighaltung, sondern von Hühnern aus Freilandhal- 
tung stammen. 

Auch bei weiterverarbeiteten Lebensmitteln wird 
der Begriff „biologisch“ verwendet. Bei Brot dient er 
der Beschreibung einer bestimmten Zusammenset- 
zung. 

Der Begriff „biologisch“ ist also mehrdeutig. Einen 
allgemeingültigen Sinngehalt für dieses Wort gibt es 
zur Zeit noch nicht. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, wie kann sich aber heute der Verbraucher, 
der ja von diesen sogenannten biologischen Nah- 
rungsmitteln erwartet, daß er sich nicht vergiftet, 
daß er nicht zusätzlich chemische Pflanzenschutz- 
mittel usw. zu sich nimmt, beim Kauf dieser Nah- 
rungsmittel sinnvoll davon überzeugen, daß er auch 
wirklich sogenannte gesunde Nahrungsmittel ein- 
kauft und dann zu sich nimmt? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
in Rede stehenden Lebensmittel, die dieses Etikett 
„biologisch“ tragen, unterliegen denselben amtli- 
chen Lebensmittelüberwachungen wie andere Le- 
bensmittel. Deshalb kann der Verbraucher zu den 
entsprechenden Stellen und Behörden — auch zum 
Verbraucherschutzbund — gehen und prüfen lassen, 
ob diese als „biologisch“ angebotenen Lebensmittel 
dem auch entsprechen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, halten Sie die relativ hohen Preise, die heute 
für diese biologischen Nahrungsmittel gefordert 
werden — es wurde in der Fachpresse bereits dar- 
über berichtet, daß diese Preise weit überhöht sind 
— für realistisch und für verbraucherangemessen? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, ob sie realistisch sind, kann ich nicht beurtei- 
len. Aber daß sie höher sind als, wenn ich mich so 
ausdrücken darf, konventionell erzeugte Lebensmit- 
tel, ist hinreichend bekannt und ergibt sich aus den 
besonderen Anbauarten. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. Riedl 
(München) auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wonach die 
Volksgesundheit durch den sogenannten biologischen Ernäh- 
rungsmarkt verbessert wurde und wird? 

Bitte sehr. 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, Erkenntnisse darüber, daß die Gesundheit der 
Bevölkerung durch die Ernährung mit als „biolo- 
gisch“ bezeichneten Lebensmitteln verbessert wür- 
de, liegen exakt nicht vor. Es ist vielmehr davon aus- 
zugehen, daß die im Einklang mit den bestehenden 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften hergestellten 
Lebensmittel den Erfordernissen des Schutzes der 
Gesundheit der Verbraucher entsprechen. Dies gilt 


auch für die im normalen Landbau hergestellten Le- (C) 
bensmittel. Gleichwohl begrüßt und unterstützt die 
Bundesregierung — wie sie es bereits in ihrer Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Kiechle, Susset ausgeführt hat — Bemühungen, im 
Rahmen alternativer Landbaumethoden zu einer 
Verringerung des Einsatzes von Planzenschutzmit- 
teln und damit auch zu einer Herabsetzung der Ge- 
samtbelastung mit diesen Stoffen zu gelangen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, worin liegen — vielleicht könnten Sie hier ei- 
nige Beispiele nennen — gravierende Qualitätsun- 
terschiede zwischen biologischen Nahrungsmitteln 
und — ich würde es einmal so nennen — dem kon- 
ventionellen Gemüse oder der konventionellen Er- 
nährung? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Riedl, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie bei näch- 
ster Gelegenheit den Herrn Landwirtschaftsmini- 
ster dies fragten. Ich kann es wirklich nicht beurtei- 
len — nicht, weil ich mich drücken will; die Ge- 
schäftsordnung läßt es nicht zu, daß ich eine private 
Antwort gebe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr könnt ja zu- 
sammen essen gehen!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Riedl? 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Vielen ^ 

Dank!) 

— Gut. Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich weiß nicht, ob das Ihr Ressort betrifft, aber 

(Grobecker, Pari. Staatssekretär: Ich bin für 
fast alles zuständig!) 

ich möchte Sie doch fragen, ob nicht in gewissen Ein- 
zelfällen der Tatbestand eines unlauteren Wettbe- 
werbs dadurch gegeben sein kann, daß — ich sage 
das sehr vorsichtig — hier manchmal mit Plaketten 
angeblicher Untersuchungsämter Werbung betrie- 
ben wird, die man frei vereinbart hat, obwohl sich in 
der Analyse bei den amtlichen Kontrollen herausge- 
stellt hat, daß Rückstände auch von Schwermetallen 
und ähnlichen Dingen genauso — manchmal sogar 
mehr, manchmal weniger — in diesen biologischen 
Nahrungsmitteln enthalten sind, was zu einer Irre- 
führung der Bevölkerung führt. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 

Ihre letzte Feststellung in dieser Frage kann ich 
nicht bestätigen; jedenfalls liegen mir solche amtli- 
chen Erkenntnisse nicht vor. Aber daß der Begriff 
„biologisch“ im Zusammenhang mit Lebensmitteln 
auch Werbecharakter hat, ist hinreichend bekannt. 

Ob das jeweils unlauter ist oder nicht, müßte man 
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(A) untersuchen. Dafür wären dann auch die entspre- 
chenden Stellen zuständig. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Fragen 43 und 44 des Abgeordneten 
Dr. Rose auf: 

Wie kann der Käufer von „biologischen“ Nahrungsmitteln 
heute feststellen, daß die unter diesem Begriff verkauften 
Nahrungsmittel auch den allgemeinen Erwartungen an eine 
gesunde Ernährung entsprechen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung zur Verbrauchersicher- 
heit den Begriff „biologisch“ rechtlich verbindlich zu definie- 
ren? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Rose, ich hatte soeben schon Herrn Riedl geantwor- 
tet: Der Begriff „biologisch“ wird im Verkehr mit Le- 
bensmitteln in unterschiedlicher Weise und mit ver- 
schiedenen Sinngehalten verwendet. Eine allgemein 
gültige Definition dieses Begriffes besteht nicht. Die 
Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit auch nicht, 
eine solche Begriffsbestimmung zu entwickeln. 
Nach ihrer Auffassung bedarf es so einer Bestim- 
mung nicht. 

Soweit auf Grund besonderer Umstände im Ein- 
zelfall die Verwendung des Begriffs „biologisch“ im 
Zusammenhang mit Lebensmitteln als mißbräuch- 
lich im Sinne einer Täuschung des Verbrauchers an- 
zusehen ist, finden die allgemeinen Vorschriften des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
zum Schutz vor Täuschung Anwendung. 

(B) 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nach- 
dem in der Öffentlichkeit doch ziemlich stark die 
Meinung vertreten wird, daß die biologische Ernäh- 
rung gesünder ist, und dabei auch gesagt wird, daß 
diese biologische Ernährung vor allen Dingen che- 
miefrei ist, möchte ich Sie fragen: Liegen Ihnen Er- 
kenntnisse vor, daß diese Ernährung wirklich che- 
miefrei ist oder zu welchem Prozentsatz sie chemie- 
frei ist? Oder aber ist es vielleicht doch so, daß auch 
die herkömmliche Ernährung nicht mehr und nicht 
weniger diese Rückstände hat wie die biologische? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Eine sehr diffe- 
renzierte Frage, die einer differenzierten Antwort 
bedarf und die ich doch gerne nach neuen Erkundi- 
gungen ergänzen will. Zur Zeit liegen mir keine Er- 
kenntnisse vor. Ich hatte aber schon auf die Zusatz- 
frage von Herrn Kollegen Immer gesagt, daß das 
Wort „biologisch“ eben auch als Werbung benutzt 
wird, und deshalb ist nicht auszuschließen, daß auch 
so bezeichnete Waren möglicherweise chemische 
Rückstände haben. Herr Kollege, man muß dabei 
aber berücksichtigen — das möchte ich noch sa- 
gen — , daß natürlich alle Lebensmittel den gleichen 
Gesetzen unterliegen und wir deshalb davon ausge- 
hen können, daß diese Gesetze greifen und eine Ge- 
sundheitsgefährdung daher nicht vorhanden ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 


Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist viel- (C) 
leicht sogar der Umkehrschluß erlaubt, daß, wenn 
von der biologischen Nahrung ständig gesagt wird, 
sie sei die gesündere Nahrung, dann jene, die die 
konventionelle Ernährung bevorzugen, gesundheits- 
schädigend arbeiten? 

Grobecker, Pari. Staatssekretär: Dieser Umkehr- 
schluß ist nicht möglich. 

Vizepräsident Wurbs: Der Fragesteller der Frage 
55, Herr Abgeordneter Dr. Hennig, bittet um schrift- 
liche Beantwortung. Die Antwort wird als Anlage ab- 
gedruckt. 

Ich bedanke mich bei Ihnen, Herr Staatssekre- 
tär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Verkehr auf. Die Fragesteller der Fragen 
45, 46 und 47, die Abgeordneten Milz, Herberholz und 
Frau Benedix-Engler, haben um schriftliche Beant- 
wortung ihrer Fragen gebeten. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Die 
Fragesteller der Fragen 48, 49 und 50, die Abgeord- 
neten Milz und Dr. Enders, haben um schriftliche 
Beantwortung der Fragen gebeten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie auf. 

Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär Stahl zur Verfügung. (D) 

Der Fragesteller der Fragen 51 und 52, Herr Abge- 
ordneter Weirich, hat um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 53 des Abgeordneten Clemens 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Stellenwert der 
Lärmforschung bei Flugzeugen, und ist ihrer Auffassung 
nach damit in Einklang zu bringen, daß in der Abteilung Tech- 
nische Akustik der Deutschen Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V. in Braunschweig drasti- 
sche Personalkürzungen erfolgen, die zur Auflösung dieser 
Abteilung führen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Cle- 
mens, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. Der Flug- 
lärm wird weit überwiegend von Triebwerken verur- 
sacht. Bei Propellerflugzeugen und Hubschraubern 
tritt außerdem der Propeller- bzw. Rotorlärm hinzu. 
Triebwerke, Propeller und Rotoren werden überwie- 
gend im Ausland beschafft. Die deutsche Lärmfor- 
schung hat daher nur geringe Möglichkeiten, zur Re- 
duzierung dieser Lärmquellen beizutragen. Die in 
der Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt nach Schließung der Ab- 
teilung „Technische Akustik“ verbleibenden For- 
schungskapazitäten reichen hierfür aus. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Clemens, bitte. 
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Staatssekretär, ist es richtig, daß sich etwa 3 bis Staatssekretär, ergibt sich in Anbetracht der von 


5 Millionen Menschen durch den Fluglärm zeitwei- 
lig bis dauernd gestört fühlen? 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Clemens, 
sicherlich ist es richtig, daß sich eine große Anzahl 
von Bürgern in der Bundesrepublik durch den Flug- 
lärm gestört fühlt. Ich wage aber nicht zu behaupten 
— wenn Sie dies damit verbinden — , daß dies an der 
Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
liegt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Clemens (CDU/CSU): Könnten nicht z. B. Proble- 
me, wie sie jetzt bei der Startbahn West auftauchen, 
durch eine intensivierte Forschung auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland vermieden werden, ohne 
daß die Wirtschaftlichkeit der Flugzeuge und der die 
Fliegerei betreibenden Unternehmen sehr stark be- 
einträchtigt wird? 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Clemens, 
ich habe eben auf Ihre erste Frage geantwortet, daß 
es für uns in der Bundesrepublik, da wir derartige 
Aggregate wie Motoren und alles, was dazugehört, 
zum größten Teil nicht erzeugen, verhältnismäßig 
wenig Einflußmöglichkeiten gibt, um die Lärmer- 
zeugung in diesem Bereich zu vermindern. Daß wir 
von seiten der Bundesregierung aber dem Lärm- 
schutz insgesamt, der ja nachher in Ihrer nächsten 
Frage von Ihnen auch angesprochen wird, große Be- 
deutung beimessen, steht außer Zweifel. So geben 
wir z. B. allein für die DFVLR in Braunschweig, de- 
ren Institut Sie in Ihrer Anfrage ja auch ansprechen, 
rund 31 Millionen DM im Jahre 1982 aus, wenn ich 
die Zahl, die mir hier vorliegt, richtig sehe. Sie wis- 
sen, daß auch an anderen Hochschulen in diesem 
Bereich mit Hilfe der Bundesregierung und natür- 
lich auch der Bundesländer geforscht wird. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 54 des Ab- 
geordneten Clemens auf: 

Wird außer in der Deutschen Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V. in weiteren Forschungsein- 
richtungen anwendungsbezogene Lärmforschung betrieben, 
und reichen die vorhandenen Kapazitäten aus, die Lärmfor- 
schung intensiv weiterzubetreiben, wenn die Personalkürzun- 
gen in der vorher erwähnten Großforschungseinrichtung des 
Bundes durchgeführt sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Lärmforschung, die 
sich allerdings nicht nur auf den Fluglärm bezieht, 
wird außer in der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt an einer 
Reihe von Hochschulinstituten, z. B. in Aachen, in 
Berlin und Göttingen, in der Max-Planck-Gesell- 
schaft und in der Fraunhofergesellschaft betrieben. 
Außerdem unterhält die Industrieanlagen-Betriebs- 
gesellschaft, Ottobrunn, ein Akustiklabor. Diese Ka- 
pazitäten werden für eine Bearbeitung der Lärmfor- 
schung voraussichtlich auch in der Zukunft ausrei- 
chen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte sehr, 
Herr Abgeordneter. 


mir bereits geschilderten erheblichen politischen 
Widerstände nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht die Notwendigkeit, die Fluglärmforschung, auf 
die ich jetzt bewußt abhebe — dazu braucht man 
wohl Spezialisten — , zu intensivieren, zumal das 
Umweltbundesamt im Bericht 1981 beim Fluglärm 
von einem sehr ernsten Problem spricht und auch 
ausdrücklich ausführt, daß hier intensive Forschung 
weiterbetrieben werden muß, um den Fluglärm zu 
mindern? 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Clemens, 
ich habe soeben schon dargestellt, daß diese Mög- 
lichkeiten bei uns auf Grund der Produkte, die wir 
einführen, verhältnismäßig beschränkt sind. Ich 
habe ausdrücklich hinzugefügt, daß die Bundesre- 
gierung auch das Problem, das Sie hier jetzt direkt 
angesprochen haben — Sie beziehen sich, Herr Kol- 
lege Clemens, wahrscheinlich nur auf ein Institut an 
einer Forschungseinrichtung von vielen; auch dies 
sollte man vielleicht hinzufügen — , weiter unter- 
sucht und daß man aus der Verlegung einzelner Per- 
sonen von einem Institut ins andere nicht schließen 
kann, daß die Bundesregierung diesem Bereich 
keine Bedeutung beimesse. Im Gegenteil: Die Zah- 
len von Forschern, die in diesem Bereich tätig sind 
— ob in Instituten von Hochschulen oder in For- 
schungseinrichtungen — , sind ja vorzeigenswert. 
Wir werden diese Forschung auch weiterhin betrei- 
ben, weil wir meinen — genauso wie Sie es einschät- 
zen — , daß die Lärmminderung insgesamt ein wich- 
tiges Problem ist, das wir meistern müssen. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, darf ich aus Ihren Antworten schlie- 
ßen, daß die Bundesregierung die Auffassung ver- 
tritt, daß wir uns im Bereich Lärmforschung, Flug- 
lärmforschung auf die Forschung in anderen Län- 
dern verlassen sollen, oder sind Sie nicht mit mir der 
Auffassung, daß die Bundesrepublik Deutschland in 
erheblichem Maße von Forschung und Wissenschaft 
lebt, weil wir eben nicht genügend Rohstoffe haben, 
und daß wir diese Forschung deswegen weiter inten- 
sivieren müssen? Von der ganzen Bedeutung für die 
Umwelt will ich im Zusammenhang mit dieser spe- 
ziellen Frage gar nicht sprechen. 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Clemens, 
dem Rundumschlag, den Sie hier soeben als Frage 
formuliert haben, kann ich nur hinzufügen, daß wir 
z. B. an dem Institut in Braunschweig, das Sie in Ih- 
rer ersten Frage angesprochen haben, insgesamt 
etwa 700 Beschäftigte haben. Im übrigen kann — 
das steckt ja in Ihrer Frage drin — aus der Verle- 
gung von sechs oder acht Personen an andere Insti- 
tute doch bestimmt nicht hergeleitet werden, daß 
wir, die Bundesregierung, den Forschungsbereich, 
den Sie soeben auch sehr plastisch dargestellt ha- 
ben, vernachlässigen. Dem kann ich nicht zustim- 
men. Im Gegenteil: Ich glaube, daß wir insgesamt 
eine ganze Menge tun und in vielen Bereichen auch 
die Nase vorn haben. 
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Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung meine Auffassung, daß die öffent- 
liche Seite in der Bundesrepublik Lärmforschung in 
ausreichender Weise betreibt, daß aber im Bereich 
der privaten Luftfahrtindustrie hier noch einiges ge- 
tan werden könnte? 

Stahl, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das kann 
ich nicht einschätzen. Ich kann hier nur für die öf- 
fentliche Seite sprechen. Fachleute sagen mir, daß 
wir in diesem Bereich eine ganze Menge tun und 
dies als ausreichend betrachtet werden kann. Ich 
möchte hier nochmals darauf hinweisen, daß sich 
die Frage des Herrn Kollegen Clemens auf ein Insti- 
tut bezieht, das derzeit in einem Forschungszentrum 
von einer Umorientierung betroffen ist, woraus man 
keine Schlüsse in bezug auf die Gesamtforschung 
ziehen kann. 

Im übrigen will ich hinzufügen, daß die Forschung 
und Lehre in unserem Land weitgehend frei sind. 
Das heißt: Die Bundesregierung stellt die Mittel zur 
Verfügung, und die jeweiligen Einrichtungen, ver- 
treten durch ihre Selbstverwaltung und wissen- 
schaftlichen Räte bzw. Gremien beschließen dar- 
über. 

Abschließend möchte ich hinzufügen, daß der 
Herr Kollege Clemens in diesem Institut war und 
das dafür verantwortliche Vorstandsmitglied ihm 
den gesamten Sachverhalt eingehend dargestellt 
hat. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde. Die Fra- 
gen aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Am- 
tes werden in der morgigen Fragestunde aufgeru- 
fen. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 13 Uhr. 

(Unterbrechung von 12.41 bis 13.02 Uhr) 

Vizepräsident Windelen: Die unterbrochene Sit- 
zung ist wieder eröffnet. 

Wir fahren fort in der Beratung des Tagesord- 
nungspunktes 2: a) Haushaltsgesetz 1983 — Druck- 
sache 9/1920 — , b) Beratung des Finanzplans des 
Bundes von 1982 bis 1986 — Drucksache 9/1921 — . 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Herr Bundesfinanzminister 
hat heute morgen den Bundeshaushalt 1983 und die 
neue mittelfristige Finanzplanung eingebracht, zu 
einem Zeitpunkt, da wir in der Bundesrepublik 
Deutschland, wie die meisten Industriestaaten auch, 
verstärkt mit wirtschaftlichen Problemen ringen. In 
unserem Volk geht die Sorge um. Die Bürger fragen 
sich: Wie soll es weitergehen mit der Arbeitslosig- 
keit? Wird die Zahl von 2 Millionen bald wieder über- 
schritten werden? Wird es, wie manche schon schät- 
zen, bald 3 Millionen Arbeitslose geben? Die Men- 
schen fragen sich: Wie wird das enden mit dieser Re- 


kordzahl von Firmenzusammenbrüchen? Man fragt (C) 
sich draußen: Was soll aus den Berufs- und Zu- 
kunftschancen der jungen Menschen werden? Viele 
fragen besorgt: Ist unsere Altersversorgung gesi- 
chert? Können wir uns darauf verlassen, am Ende 
des Lebens die Früchte unseres Lebens zu haben? 

Und die Bürger fragen: Wie soll es enden mit dieser 
Staats Verschuldung? Wird sie womöglich noch zum 
Staatsbankrott führen? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Apokalyptische Rei- 
ter!) 

Dabei spüren die Menschen draußen, daß es um 
mehr geht als um dieses oder jenes Problem, daß 
vielmehr die Grundlagen unseres Gemeinwesens 
ins Wanken zu geraten drohen, daß das gesamte Ge- 
füge außer Rand und Band zu kommen droht. 

Diese Stimmung der Sorge, der Resignation, ja 
der Angst birgt bei uns in Deutschland besondere 
Gefahren, weil unser Volk eine gebrochene Ge- 
schichte hat. Unser Volk ruht nicht so selbstver- 
ständlich in sich wie andere Nationen. Bei uns 
kommt noch hinzu: Wir sind ein geteiltes Land. Der 
freiheitliche Versuch bei uns in der Bundesrepublik 
Deutschland wird im anderen Teil Deutschlands 
verfolgt, und die Menschen drüben, die Deutschen 
drüben fragen sich: Wie werden die in Freiheit mit 
ihren Problemen fertig? 

In dieser Lage hat die Opposition die Aufgabe, kri- 
tisch und wachsam zu prüfen, ob die Regierung un- 
serer Lage gerecht wird, ja ob die Regierung über- 
haupt noch in einem Zustand ist, daß sie mit unseren ^ 
Problemen fertig werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Finanzminister Lahnstein, ich möchte mich 
bei Ihnen dafür bedanken, daß Sie mir Ihre Rede 
schon gestern abend überlassen haben. Sie haben 
damit an einen guten Brauch Ihres Amtsvorgängers 
Matthöfer angeknüpft. Wie ich mir habe sagen las- 
sen, ist dieser Brauch nicht in allen Ressorts der 
Bundesregierung allgemein üblich. 

(Rawe [CDU/CSU]: Selbst beim Kanzler 
nicht!) 

Sie haben heute morgen Ihre Rede gehalten. Es 
gibt keinen Zweifel, da sind einige richtige Ansätze 
auch von Ihnen klar angesprochen worden. Aber 
Ihre Rede ist insgesamt der Lage, in der wir sind, 
und den Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vorschläge der Bundesregierung sind ein End- 
zeitdokument einer 13jährigen, von Grund auf 
falsch angelegten Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind unzureichend und fehlerhaft, und sie sind 
vor allem ohne einen Entwurf für die Zukunft, der 
die schöpferischen Kräfte unseres Volkes zur Hei- 
lung der Krise entfalten könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 
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Erstens. Die Vorschläge der Regierung sind unzu- 
reichend. Die Regierung geht nach wie vor von un- 
haltbaren Wachstumsannahmen und nicht wirklich- 
keitsgerechten Arbeitslosenzahlen aus. Zwar haben 
Sie als Mehrheit in der letzten Woche unseren An- 
trag auf neue Haushaltsentwürfe abgelehnt. Aber 
inhaltlich ist unser Antrag heute schon bestätigt. 
Dies geht aus dem Brief von Staatssekretär Schlecht 
vom 2. September hervor, den er vor der Aussprache 
zur Lage der Nation an den Herrn Bundeskanzler 
gerichtet hat, und das geht auch eindeutig aus der 
Analyse des Papiers von Wirtschaftsminister Graf 
Lambsdorff hervor. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Wo ist der denn?) 

— Ich hoffe, daß sich sowohl der Bundeskanzler als 
auch Graf Lambsdorff noch auf der Regierungsbank 
einfinden werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Risiken für das kommende Jahr belaufen sich 
auf bis zu zehn Milliarden DM. Im laufenden Jahr 
sind es trotz des Nachtrags, trotz einer zusätzlichen 
Neuverschuldung von 7 Milliarden DM, rund weitere 
3 Milliarden DM. Vor allem ist mittelfristig — das ist 
das Problem — eine echte Herabführung der Neu- 
verschuldung nicht in Sicht. Das ist der tiefste 
Grund — wir wissen alle, daß in einem Jahr nicht 
mehr viel bewegt werden kann — , warum die 
Staatsverschuldung inzwischen zur Hauptursache 
für das tiefbegründete Mißtrauen in unserem Volk 
geworden ist. Sie glauben nicht mehr, daß die Regie- 
rung mit der Staatsverschuldung fertig wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Vertrauensverlust ist besonders groß, weil die 
Bundesregierung den Fehler gemacht hat, zum drit- 
ten Mal hintereinander in drei Jahren andere Zah- 
len im Entwurf vorzulegen, um erst nach langem 
Hin und Her am Schluß zugestehen zu müssen, daß 
es 10 Milliarden DM Neuverschuldung mehr sind, 
als sie ursprünglich schon angenommen hatte. Wir 
werden also nach heutigen Erkenntnissen im näch- 
sten Jahr bei einer Neuverschuldung von rund 50 
Milliarden DM allein beim Bund enden, wobei ich 
den Bundesbankgewinn hinzuaddiere, was ich tun 
muß. 

Herr Lahnstein, ich möchte Sie ansprechen, weil 
Sie heute morgen außerhalb des Manuskripts etwas 
dazu gesagt haben. Die Rechtslage ist unumstritten. 
Es gibt zwar eine Auffassung, wonach die Bundes- 
bank keine Verpflichtung habe, wonach man das 
auch anders ansehen könne. Aber lassen wir dies! 
Natürlich hat die Bundesregierung — das hat sie 
auch schon getan — das Recht, mit der Bundesbank 
etwas anderes zu vereinbaren. Das ist ihr unbenom- 
men. Was daraus wird, darin ist die Regierung völlig 
frei. Dieser Bundesbankgewinn, abgeführt zur Fi- 
nanzierung von Deckungslücken im Staatshaushalt, 
wirkt volkswirtschaftlich wie eine Neuverschul- 
dung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Er ist haushaltspolitisch sogar schlimmer als eine 
Neuverschuldung, weil keine Zinslast daraus er- 
wächst und damit der Anschein für den Staat ent- 


steht, er habe insoweit keine Schulden, obwohl das (C) 
nur eine vorübergehende und keine dauerhafte Lö- 
sung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Geldpolitisch, meine Damen und Herren — und das 
ist das Entscheidende; das ist der Einwand gegen 
das, was Sie heute morgen gesagt haben — , ist das, 
was die Bundesbank jedes Jahr macht, die Geldmen- 
genvermehrung in dem Korridor, von 4 bis 7 %, den 
sie zur Zeit bis an den obersten Rand ausnutzt, in 
der Tat eine Geldschöpfung. Dieses Geld fließt aber 
jetzt nahezu ausschließlich an den Bundeshaushalt, 
mit der Folge, daß die Geldschöpfung der Bundes- 
bank in erster Linie über die Bundeskasse fließt und 
konsumtiv verwendet wird und nicht über den Ban- 
kenapparat fließt und investiv verwendet wird, wie 
es sonst sein könnte und wie wir es so dringend 
bräuchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Präsident der Schweizerischen Nationalbank, 

Dr. Fritz Leutwiler, hat in der Generalversammlung 
seiner Schweizer Notenbank am 30. April dieses 
Jahres zu diesem Thema etwas gesagt und sich ge- 
gen jede Abführung an den Haushalt ausgespro- 
chen: „Der Gedanke ist schon im Ansatz falsch.“ — 

Wir sollten uns, wenn wir uns schon mit dem Aus- 
land vergleichen, in der Solidität gelegentlich auch 
mit solchen vergleichen, die es besser machen, wie 
z. B. die Schweiz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(D) 

Die Regierung hat keinen neuen Handlungsspiel- 
raum gewonnen. Als Folge der abenteuerlichen 
Schuldenpolitik der letzten Jahre ist die Regierung 
in der Sackgasse. Man muß sich das vorstellen: Ende 
dieses Jahres wird sich der Schuldenstand allein 
beim Bund auf über 300 Milliarden DM belaufen, bei 
Bund, Ländern und Gemeinden zusammengenom- 
men auf über 600 Milliarden DM, mit Bahn und Post 
auf über 680 Milliarden DM. Allein der Zinsendienst 
der öffentlichen Hand wird sich Ende dieses Jahres 
auf über 50 Milliarden DM belaufen. Täglich, jeden 
Tag, alle 365 Tage des Jahres, verschuldet sich die öf- 
fentliche Hand zusätzlich mit über 200 Millionen 
DM. Beim Bund wirkt sich das so aus, daß nach dem 
Entwurf der Regierung im kommenden Jahr die oh- 
nehin schon zu hohe Neuverschuldung vollkommen 
durch die Zinszahlungen für vergangene Lasten auf- 
gezehrt wird: 28,4 Milliarden DM Neuverschuldung, 

28,3 Milliarden DM Zinslast. 

Das Ausgabenwachstum, das die Regierung für 
das kommende Jahr vorsieht, das sicher sehr niedrig 
angenommen wird, beläuft sich auf 4,5 Milliarden 
DM — das ist die Zahl nach dem neuen Nachtrags- 
haushalt — ; an Zinsausgaben muß der Bund im 
kommenden Jahr aber 4,9 Milliarden DM mehr ent- 
richten. Die Ausgabensteigerung des kommenden 
Jahres finanziert also im Saldo überhaupt keine 
neue Öffentliche Ausgabe mehr, sondern wird gänz- 
lich für zusätzliche Zinsleistungen ausgegeben und 
reicht dafür noch nicht einmal aus. Dabei sind die 
Investitionen von der Bundesregierung für die kom- 
menden Jahre bei etwa 32 Milliarden DM festge- 
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(A) schrieben. Sie wachsen nicht mehr und werden da- 
mit relativ immer geringer. Die Zinslast wächst aber 
am stärksten von allen Ausgabenpositionen weiter, 
mit der Folge, daß der Staatskredit kein Mittel mehr 
zur Finanzierung von Staatsaufgaben, zur Finanzie- 
rung von Investitionen, zur Finanzierung der Zu- 
kunft ist. Der Staatskredit dient praktisch nur noch 
der Verwaltung der Erblast der vergangenen Jah- 
re. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Lösung kann mit Sicherheit nicht darin beste- 
hen, es mit noch mehr Neuverschuldung zu versu- 
chen. Denn sonst werden die Gefahren für die Zu- 
kunft noch schlimmer. Die Milchmädchenrechnung: 
„Machen wir halt die Schulden höher, so daß die 
Schulden noch höher als die Zinsen sind“ endet erst 
recht in der Katastrophe und in der Vernichtung je- 
der Zukunftschance. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der letzte Grund, warum die Fraktion der 
CDU/CSU, nachdem sie jahrelang politisch ge- 
kämpft hat, jetzt schließlich zum Mittel der Verfas- 
sungsklage gegriffen hat, weil es nach Art. 115 allen- 
falls eine Ausnahme sein darf, daß der Staat mit sei- 
ner Neuverschuldung die Grenze der Summe der In- 
vestitionen überschreitet. Aber diese Ausnahme 
darf nicht zum Dauerfall werden. Genau dagegen 
wenden wir uns. Das ist der Sinn unseres Begeh- 
rens. 

Ich fasse Punkt 1 zusammen: Die Bundesregie- 
rung hat die Sanierung nicht durchgreifend eingelei- 
tet. Vor allem ihre mittelfristigen Vorschläge sind 
nicht überzeugend. Der Staat hat seine Handlungs- 
fähigkeit praktisch verloren. 

Zweitens. Die Vorschläge der Regierung sind feh- 
lerhaft Erneut flieht die Regierung großenteils in 
Steuer- und Abgabenerhöhungen. Genau dies halten 
wir für Gift in unserer wirtschaftlichen Lage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag soll erneut 
angehoben werden: um 3 Milliarden DM auf 4,5 %. 
Das Steueränderungsgesetz und andere Maßnah- 
men sollen 2 Milliarden DM mehr erbringen. Zusam- 
men sind das also 5 Milliarden DM. 

In dieser Legislaturperiode hat die Bundesregie- 
rung, auf ein ganzes Jahr gerechnet, schon Steuer- 
und Abgabenerhöhungen von 16,2 Milliarden DM 
vorgeschlagen und in Kraft gesetzt. Wenn ich die 5 
Milliarden DM addiere, komme ich auf 21,2 Milliar- 
den DM. Ab 1984 kommt die Wiederanhebung des 
Rentenversicherungsbeitrags auf 18,5 % hinzu, so 
daß es dann, auf ein ganzes Jahr berechnet, 25 Milli- 
arden DM sein werden. 

Nun haben Sie, Herr Lahnstein, heute morgen ge- 
sagt, man müsse redlicherweise das gegenrechnen, 
was Sie an Steuersenkungen vorgenommen haben. 
Wir haben ganz redlich gerechnet Dies sind die Ge- 
setze, die in dieser Legislaturperiode beschlossen 
und in Kraft gesetzt wurden. Den — ohnedies ver- 
späteten — Teilabbau heimlicher Steuererhöhun- 
gen vergangener Jahre können Sie da nicht gegen- 
rechnen. Das hieße Äpfel mit Birnen vergleichen. 


Zudem haben Sie immer Widerstand genug gegen (C) 
unser Drängen geleistet, die heimlichen Steuererhö- 
hungen abzubauen. 

Es bleibt dabei: Auf ein ganzes J ahr gerechnet, hat 
die Regierung allein in dieser Legislaturperiode die 
Steuer- und Abgabenlast um 25 Milliarden DM ange- 
hoben — und dies trotz der Beteuerungen der FDP, 
auch trotz klarer Erklärungen des Bundeskanzlers, 
eine Steigerung der Steuer- und Abgabelast dürfe 
nicht erfolgen, auch, Herr Lahnstein, trotz Ihres Auf- 
satzes am 15. Juni 1982 im „Handelsblatt“, zwei Wo- 
chen vor den Beschlüssen der Regierung. Darin 
schreiben Sie wörtlich: Steuer- und Abgabeerhöhun- 
gen scheiden für 1983 aus. — Ich finde es eigentlich 
schlimm, daß es in der Öffentlichkeit niemand mehr 
zur Kenntnis nimmt, daß ein Ministerwort, zumal 
das Wort eines neuen Ministers — Sie waren damals 
als Minister ganz neu — nach 14 Tagen gebrochen 
wird. Das spiegelt wider, wie tief der Vertrauens- 
schwund in der Öffentlichkeit ist. Ein Ministerwort 
sollte in unserem Land noch etwas gelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 

Löffler [SPD]) 

Wie bei dem sogenannten Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz, bei dem wir zur Mehrwertsteuererhö- 
hung nein gesagt haben, sagt die CDU/CSU nein 
auch zu diesem neuen Steueränderungsgesetz, das 
ein Steuererhöhungsgesetz ist, und sie sagt nein zu 
der erneuten Anhebung des Arbeitslosenversiche- 
rungsbeitrags. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wann sagen Sie ( D ) 

denn mal ja?) 

Ich fordere Sie auf, Herr Minister oder die Bun- 
desregierung: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zum Rück- 
tritt!) 

Es gibt in diesem Steueränderungsgesetz Teile, über 
die man reden kann. Das sind vielleicht sogar Not- 
wendigkeiten. Die CDU/CSU ist nicht dafür, daß 
Schlupflöcher etwa für Spekulanten offenbleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es hier saubere rechtsstaatliche Lösungen 
gibt — und die kann man sicher finden — , werden 
wir genauso konstruktiv mitwirken, wie wir es in 
den letzten Jahren schon bei ähnlichen Versuchen 
gemacht haben. Trennen Sie also diese diskussions- 
würdigen Punkte ab! Dann können wir miteinander 
reden. Dann können wir vernünftige Lösungen fin- 
den. Aber die Steuererhöhung als solche lehnen wir 
ab. 

Wir sagen auch nein zu dem Einstieg in diese noch 
familienfeindlichere Besteuerung durch die Kap- 
pung des Ehegattensplittings. Man kann auch hier 
über vieles mit sich reden lassen. Aber was die 
Union will, ist folgendes: Wir wollen — das haben wir 
seit Jahren gesagt — , daß das Steuerrecht wieder fa- 
milienfreundlicher wird. Das kann man freilich im 
Moment nicht machen, weil die Staatskasse es nicht 
hergibt. Das ist ein Zukunftsprogramm. Wir wollen, 
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(A) daß das Steuerrecht wieder familienfreundlicher 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb ist es ausgeschlossen, zum Stopfen von 
Haushaltslöchern etwas völlig Verunglücktes vor- 
weg vorzunehmen, statt etwas Dauerhaftes, Ver- 
nünftiges zu unternehmen. 

Vizepräsident Windelen: Abgeordneter Dr. Häfele, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Löffler? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Bitte. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Abgeordneter Löff- 
ler. 

Löffler (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege Häfele, 
wären Sie bitte so nett, dem Haus zu erläutern, was 
Sie mit „familienfreundlich“ meinen? Meinen Sie die 
Familien mit sehr hohen Einkommen? Oder meinen 
Sie auch die Familien mit sehr kleinen Einkommen, 
bei denen durch Steuererleichterungen nicht allzu 
viel hineinkommt? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Alle!) 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Löffler, das kann ich 
Ihnen sagen. 

(Löffler [SPD]: Das ist recht!) 

Wir wollen wirklich die vernünftige Lösung, die in- 
zwischen die Mehrheit unseres Volkes will. Der nor- 
male deutsche Arbeitnehmer wird progressiv be- 
steuert. Er sagt: Wenn ich zwei Kinder habe, will ich 
nicht ebenso viel Steuern zahlen wie ein Ehepaar, 
das keine Kinder hat; also entlastet mich bei der 
Steuer! — Das wollen wir. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wissen Sie, was wir darüber hinaus noch wollen? 
Daß derjenige, der keine Steuern zahlt, weil er zuwe- 
nig verdient, das Kindergeld bekommt und daß das 
auf die wirklich Bedürftigen konzentriert wird. Das 
ist unsere Lösung. Das wollen wir machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Häfe- 
le, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Nein, die Frage ist genü- 
gend beantwortet. 

(Löffler [SPD]: Der eine 150 Mark, der an- 
dere 20 Mark!) 

— Lassen Sie Ihren Klassenkampf, und hören Sie 
auf die Leute draußen, Herr Löffler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie schaut es denn aus? Fragen Sie doch den durch- 
schnittlichen deutschen Arbeitnehmer im Jahre 
1982! Von einer Mark Lohnerhöhung bekommt er 
40 Pfennig netto auf die Hand. Da hilft Ihre Klassen- 
kampfparole nicht mehr! Gehen Sie doch mal in die 
Betriebe! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Es gibt einen weiteren Grund, warum wir dieses (C) 
Steuererhöhungsgesetz ablehnen. Die Bundesregie- 
rung hat vor ein paar Monaten eine Investitionszu- 
lage beschlossen, um Anreize für zusätzliche Investi- 
tionen zu schaffen. Das soll im nächsten Jahr kas- 
senmäßig mit 2 Milliarden DM wirksam werden. Zu- 
gleich erhöht die Bundesregierung jetzt den Ar- 
beitslosenversicherungsbeitrag um 3 Milliarden 
DM, zur Hälfte zu Lasten der Betriebe, das macht 
anderthalb Milliarden DM. Das ist genau das Gegen- 
teil von dem ersten. Ich habe hier einen hervorra- 
genden Kronzeugen, den Bundesfinanzminister 
Lahnstein selbst, der in einem Interview im Hessi- 
schen Rundfunk am 11. Juli dieses Jahres gesagt 
hat: 

Ich kann nicht auf der einen Seite z. B. eine In- 
vestitionszulage geben und die mit der anderen 
Hand über Abgaben wieder wegnehmen wol- 
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Finanzminister, genau das tun Sie. Deswegen 
ist klar, diese Steuer- und Abgabenerhöhungen wer- 
den unsere Zustimmung nicht finden. 

Man muß ja Steuern und Abgaben längst in ihrem 
Zusammenwirken sehen. Wir müssen berücksichti- 
gen, daß wir in diesem Jahr eine Abgabenlastquote 
von nahezu 40 % haben. Es kommt darauf an, ob man 
es finanzwirtschaftlich oder volkswirtschaftlich 
rechnet. Volkswirtschaftlich sind es schon mehr als 
40%. 1970 waren es auf jeden Fall erst 33,6%. Das ist 
eine Differenz von rund 6%. 1% sind 16 Milliarden, 
sechs mal 16 sind 96, also rund 100 Milliarden DM (D) 
pro Jahr mehr Abgaben als nach der Quote des Jah- 
res 1970. Im Grunde wäre schon in diesem Jahr der 
Abbau heimlicher Steuererhöhungen fällig. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Im Grunde wäre es notwendig, daß wir, um Investi- 
tionen zu fördern, steuerlich etwas täten. Aber weil 
die Staatskasse nichts mehr hergibt, fehlt ja jede 
Handlungsfähigkeit in dieser Richtung. Nehmen Sie 
zur Kenntnis, Herr Löffler, die Lohn- und Gehalts- 
summe wächst in diesem Jahr um 3,5%, die Lohn- 
steuer aber um 7,7 %! Das sind die heimlichen Steu- 
ererhöhungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb sagt die CDU/CSU auch zu diesem Steu- 
eränderungsgesetz 1983 nein. Über Steuerum- 
schichtungen lassen wir mit uns reden; das muß 
aber in Ruhe gemacht werden. Dazu haben auch Sie 
selbst, Herr Lahnstein, zutreffende Ausführungen 
gemacht. Da könnte ich Sie auch zitieren: Nicht un- 
ter dem Zwang zum Stopfen von Haushaltslöchern, 
sondern in Ruhe Steuerumschichtungen, um das 
Steuerrecht auf Dauer leistungsfreundlicher, inve- 
stitionsfreundlicher, wachstumsfreundlicher, fami- 
lienfreundlicher zu machen. Das kann man aber 
nicht so hopplahopp. Da stimmen wir völlig überein. 

Wir wollen Ihnen helfen, daß das nicht geschieht. 

Schließlich, meine Damen und Herren, die Vor- 
schläge der Regierung verschieben weitgehend La- 
sten auf andere Träger, so daß das Vertrauen in die 
Zukunft der Rentenversicherung, in die Zukunft der 
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(A) Krankenversicherung zusätzlich geschmälert wird. 
Die Leute draußen befürchten, daß weitere Abga- 
benerhöhungen die Folge sein werden. Dieses Ver- 
schieben etwa im Gesundheitsbereich, wo Sie eini- 
ges tun, ist aber doch mehr flickwerkartig. Es ist die 
Frage, ob der richtige Grundgedanke von mehr 
Selbstverantwortung, von mehr Eigenbeteiligung 
hier nicht falsch angelegt ist und eher der Wider- 
stand dagegen mobilisiert wird, anstatt diesen rich- 
tigen Gedanken zu fordern. Dennoch wird sich die 
CDU/CSU — und jetzt haben Sie das Wort — bei die- 
sen Gesetzen konstruktiv verhalten. Wir werden uns 
ähnlich verhalten wie bei dem 2. Haushaltsstruktur- 
gesetz im letzten Jahr, wo wir echte Einsparungen, 
echte Lösungen, die man vertreten kann, haben pas- 
sieren lassen oder gar ihnen zugestimmt haben. Ge- 
nauso wollen wir uns bei diesen Vorschlägen verhal- 
ten. 

(Zuruf des Abg. Walther [SPD]) 

Ich komme zu dem Ergebnis Nr. 2: Die Vorschläge 
der Regierung sind weniger ein Sparprogramm als 
ein Steuer- und Abgabenerhöhungsprogramm. Es 
ist teilweise ein flickwerkartiges Verschieben auf 
andere Träger und vor allem ohne eine durchgrei- 
fende Sanierung der öffentlichen Finanzen insge- 
samt. 

Die Vorschläge der Regierung sind drittens kein 
Entwurf für die Zukunft, der die schöpferischen 
Kräfte unseres Volkes zur Heilung der Krise entfal- 
ten könnte. Denn wir haben nicht nur eine objektiv 
fehlerhafte Entwicklung. Vielleicht noch viel schlim- 
mer ist, daß sich in unserem Lande eine Stimmung 
der Resignation, des Pessimismus, ja der Ratlosig- 
keit breitmacht. Dabei ist es Aufgabe einer Regie- 
rung, dem Volk Halt zu geben, dem Volk Wegwei- 
sung zu vermitteln. Genau das tut die Regierung 
nicht. 

Das hat seine Gründe einmal darin, daß die Ursa- 
che der Krise von der Regierung bis heute nicht red- 
lich dargestellt wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Außer Graf Lambsdorff!) 

und zum zweiten darin, daß die beiden Koalitions- 
partner SPD und FDP inzwischen zwei völlig ver- 
schiedene Wege — mindestens in Worten — anbie- 
ten. 

Ich wäre nun wirklich dankbar, Herr Finanzmini- 
ster Lahnstein — ich möchte nachher nämlich auch 
den Herrn Bundeskanzler ansprechen — , wenn sich 
die Regierungsmitglieder wenigstens bei der Aus- 
sprache über den Bundeshaushalt so allmählich auf 
der Regierungsbank einfänden. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn die Möglichkeit dazu besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger 

[CDU/CSU]: Der Kanzler nimmt den Haus- 
halt nicht mehr ernst!) 

Ich möchte den Bundeskanzler auch persönlich an- 
sprechen. 

Zum ersten, zur Ursachenerklärung: Nach wie vor 
hören wir vor allem aus dem Lager der SPD, daß wir 
gleichsam ein unschuldiges Opfer der weltwirt- 
schaftlichen Entwicklung seien, daß das Ausland 


weitgehend die Ursache für unsere Entwicklungen (C) 
sei und die Vergleiche, die auch heute wieder ange- 
stellt wurden, eigentlich alle für uns sprächen. Kein 
Mensch bestreitet, daß wir weltwirtschaftlich 
schwere Probleme haben und daß die meisten Indu- 
striestaaten mit schweren Problemen kämpfen. 

Aber, meine Damen und Herren, nehmen Sie bitte 
endlich von dieser berühmt-berüchtigten Hospital- 
theorie Abstand, nach der der eine Belegarzt zum 
anderen sagt: Ich bin stolz darauf, daß mein Patient 
39 Grad Fieber hat; ätsch, deiner hat schon 39,5 Grad 
Fieber. Das hilft nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es stimmt, daß andere Länder schon früher und 
tiefgehender mit Fehlentwicklungen begonnen ha- 
ben; schon vor 1969, das stimmt. Deswegen sind die 
Krisen da und dort noch schlimmer. 

(Abg. Löffler [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Jetzt keine Frage; ich will den Gedanken zu Ende 
führen. — Aber die Aufgabe der jeweiligen nationa- 
len Regierung besteht ja gerade darin, das eigene 
Haus in Ordnung zu bringen, den eigenen Haushalt 
zu sanieren und die auswärtigen bzw. internationa- 
len Herausforderungen anzunehmen und das Volk 
darauf vorzubereiten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: In welcher Welt le- 
ben Sie eigentlich? — Abg. Löffler [SPD] 
meldet sich wiederum zu einer Zwischen- 
frage) 

— Keine Antwort, Herr Löffler, damit das klar ist. ( B ) 

(Löffler [SPD]: Sie lassen also keine Zwi- 
schenfrage zu!?) 

Graf Lambsdorff sagt in seinem neuen Papier und 
bestätigt damit unsere Analyse: 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die ist genauso 
schwach wie Ihre!) 

Es handelt sich um „die Summe einzelstaatlicher 
Fehlentwicklungen“. Oder: daß „ein wesentlicher 
Teil der Ursachen unserer binnenwirtschaftlichen 
Probleme auch im eigenen Lande zu suchen“ ist. Wir 
stimmen dieser Diagnose völlig zu, die übrigens eine 
Selbstanklage ist nach 13 Jahren gemeinsamer Re- 
gierungsverantwortung von SPD und FDP 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und nach vier- oder fünfjähriger Verantwortung als 
Wirtschaftsminister von Graf Lambsdorff. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es handelt sich um die Fehlentwicklung eines 
ganzen Jahrzehnts. Es war ein Jahrzehnt des Sub- 
stanzverzehrs. Wir haben in Deutschland — wie an- 
dere Völker auch — verstärkt über unsere Verhält- 
nisse gelebt. Die Regierung hat zuviel versprochen. 

Die Folge ist eine tiefgehende Erschlaffung der dy- 
namischen Kräfte in unserem Land. Diese Erschlaf- 
fung ist inzwischen Ursache und Folge zugleich der 
finanzpolitischen F ehlentwicklung. 

An Warnungen aber hat es nicht gefehlt. Ich erin- 
nere daran, daß nach der Regierungsübernahme 
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(A) durch SPD und FDP 1969 unser damaliger Frak- 
tionsvorsitzender Rainer Barzel hier in dem Hohen 
Hause die Eröffnungsbilanz gezogen und gesagt hat: 
Sie übernehmen volle, pralle Staatskassen; das Land 
hat Probleme, aber es ist im Prinzip kerngesund, 
und jetzt versprechen Sie Reformen und geben zu- 
nächst einmal einen aus. Das haben Sie hier gesagt, 
Herr Barzel. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Barzel [CDU/ 
CSU]) 

Sie haben gewarnt, wir würden die Koalition nach 
ein paar Jahren daran messen, was sie aus dieser 
Erbschaft mache. An Warnungen hat es nicht ge- 
fehlt. Die Krise, die wir inzwischen haben, ist die am 
besten vorhergesagte des letzten Jahrzehnts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1974 hat Dr. Jürgen Eick, der Mitherausgeber der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, in einem Büch- 
lein geschrieben: „Wie man eine Volkswirtschaft 
ruinieren kann.“ Es empfiehlt sich, heute dieses 
Büchlein aus dem Jahre 1974 nachzulesen. Genau 
gegen das, wovor er damals gewarnt hat, hat diese 
Regierung jahrelang verstoßen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Schiller 1973!) 

Es begann mit diesem Rausch der Reformen, und 
im Ergebnis haben diese Reformen ein Mehr an An- 
spruchsdenken und ein Weniger an Leistungsden- 
ken bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(B) Wenn der Bundeskanzler jetzt hier wäre 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist er?) 

— ich hoffe, daß er bald da ist, denn ich muß ihn an- 
sprechen — , müßte ich ihm sagen, daß er immer der 
Hauptmeister ist, wenn es darum geht, Verantwort- 
lichkeiten auf andere abzuladen. So einfach kann er 
es sich nicht machen! Es gibt keinen deutschen Poli- 
tiker, der mehr Verantwortung für die Fehlentwick- 
lung des letzten Jahrzehnts trägt als Bundeskanzler 
Helmut Schmidt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage den Bundeskanzler Schmidt: War er auf 
der richtigen Seite, als 1971 Finanzminister Möller 
zurückgetreten ist, als 1972 Finanz- und Wirtschafts- 
minister Schiller zurückgetreten ist, weil sie nicht 
mehr damit weitermachen wollten, daß die „Belast- 
barkeit der Wirtschaft ausprobiert“ wird, weil sie 
nicht damit weitermachen wollten, daß sich unsere 
Inflation fortsetzt, daß die Politik nur bis zum Teller- 
rand der nächsten Wahlen denkt und daß eine Poli- 
tik des „Nach uns die Sintflut“ gemacht wird. War er 
damals auf der richtigen Seite? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er war der 
Hauptschuldige!) 

War es nicht Helmut Schmidt — dann als Nachfol- 
ger, der er werden wollte, von Schiller — , 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

der den Wahlkampf 1972 mit der völlig falschen Al- 
ternative „Mir sind 5 % Inflation lieber als 5 % Ar- 
beitslosigkeit“ geführt hat? — Und heute bzw. letzte 


Woche muß er beim Bericht zur Lage der Nation, in (C) 
einem Nebensatz versteckt, zugeben: Zuerst kommt 
die Inflation, und die Folge ist dann die Arbeitslosig- 
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

War es nicht der Finanzminister Schmidt und 
dann der Bundeskanzler Schmidt, der 1974 eine 
Steuerreform und einen Einkommen- und Lohn- 
steuertarif durchgesetzt hat, der bewirkt, daß heute, 
im Jahre 1982, der durchschnittliche deutsche Ar- 
beitnehmer von einer Mark Lohnerhöhung nur noch 
40 Pfennig auf die Hand bekommt, was Helmut 
Schmidt heute in Reden vor seiner Fraktion selber 
beklagt? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wo ist er?) 

War es nicht Helmut Schmidt, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Er traut sich 
nicht mehr ins Parlament!) 

der der Vorsitzende der SPD-Langzeitkommission 
war und in ihr die Forderung unterstützt und durch- 
gesetzt hat, wonach der Staatsanteil bis zum Jahre 
1985 auf 45 % wachsen müsse? Hier hat er allerdings 
gründlich gearbeitet: Das ist zehn Jahre früher er- 
reicht worden; wir sind inzwischen sogar bei 49 % 
angelangt. 

War es nicht Helmut Schmidt, der 1976 den Wahl- 
kampf mit den Renten geführt und gesagt hat, deren 
Finanzierung sei nur ein „Problemchen“? Und am 
Tage nach der Wahl mußte er Rentensicherungsge- 
setze vorschlagen! 

War es nicht der Bundeskanzler, der die Haupt- 
verantwortung dafür trägt, daß in den ordentlichen 
und guten Wachstumsjahren 1977, 1978 und 1979 
trotz aller Warnungen der Marsch in die Staatsver- 
schuldung munter fortgesetzt wurde, statt zu konso- 
lidieren und Reserven zu bilden, mit denen wir heute 
die Krise meistern könnten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ist nicht der Bundeskanzler Schmidt der Haupt- 
verantwortliche dafür, daß im Wahlkampf 1980 auf 
unvertretbare Weise das Thema „Staatsverschul- 
dung“ verniedlicht wurde? Er hat jeden als „Panik- 
macher“ abgestempelt, der vor diesem abenteuerli- 
chen Marsch gewarnt hat; er hat die Verschuldung 
damals sogar als ein Mittel zur Herstellung der Voll- 
beschäftigung gepriesen. Heute muß die Regierung 
zugeben, daß die Staatsverschuldung zum Investi- 
tionshemmnis Nummer eins geworden ist, zur 
Bremse bei der Schaffung von Arbeitsplätzen, und 
daß sie im Grunde handlungsunfähig geworden 
ist. 

War es nicht der Bundeskanzler Schmidt, der noch 
vor wenigen Wochen in einem Fernsehinterview 
und anschließend — geschmacklos genug — in Ame- 
rika selbst wiederholt gesagt hat, der Kreditbedarf 
in Amerika sei „zehnmal so groß“ wie der bei uns in 
Deutschland? Man ist dann immer so verblüfft, daß 
man, wenn man eine solche These des Kanzlers im 
Fernsehen hört, natürlich zunächst nachprüfen 
muß. Wir haben nachgerechnet, wie es wirklich ist. 

Die öffentliche Neuverschuldung in Deutschland 
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(A) umfaßt im laufenden Jahr 4,7 % unseres Bruttosozi- 
alprodukts. In Amerika sind es 2,9 % des amerikani- 
schen Bruttosozialprodukts. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die öffentliche Neuverschuldung nimmt in Deutsch- 
land in diesem Jahr 38,8 % unserer Geldkapitalbil- 
dung in Anspruch, und nur rund 60 % bleiben für pri- 
vate Zwecke. In Amerika nimmt sie nur 16,8 % in An- 
spruch. — Nein, wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit 
Steinen werfen, zumal nicht im befreundeten Aus- 
land! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ist es nicht der Bundeskanzler Schmidt, der unse- 
rem Volk erneut eine falsche Parole ausgibt, näm- 
lich man könne sich auch „kaputtsparen“? Zu einem 
Zeitpunkt, da im nächsten Jahr eine rekordhafte 
Neuverschuldung des Bundes von 50 Milliarden DM 
entstehen wird, redet er von „Deflation“, und zu ei- 
nem Zeitpunkt, da für unser Volk die Staatsver- 
schuldung zum Alpdruck geworden ist, sagt er, man 
dürfe sich nicht „kaputtsparen“. Als ob das sein Pro- 
blem wäre! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, nur wenn wir eine red- 
liche Bestandsaufnahme über die Fehlentwicklung 
vornehmen, 

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie doch mal 
zur Sache!) 

kann auch die Lösung zutreffend sein. Die Wahrheit 
ist: Die modernen Wohlfahrtsstaaten haben sich 
übernommen. Die Regierungen — auch unsere Re- 
gierung — haben zuviel versprochen und zuviel ver- 
teilt. Der französische Nobelpreisträger Francis 
Mauriac hat recht: Der Bau von Luftschlössern ko- 
stet nichts, aber ihre Zerstörung ist sehr teuer. 

Dies ist der Grund, warum die Hauptquelle unse- 
res Wohlstands, die Hauptquelle unserer sozialen Si- 
cherheit heute weniger sprudelt als vordem: weil die 
Wirtschaftskraft unserer Betriebe schwächer ge- 
worden ist und weil die Leistungskraft unserer Bür- 
ger durch eine falsche Politik eingeschränkt worden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil die Diagnose inzwischen völlig verschieden 
ist, suchen in Worten SPD und FDP auch verschie- 
dene Wege zu gehen. 

Die SPD hat im Frühjahr ihren Münchner Partei- 
tag gehabt. Dabei hat sie aus Fehlern nichts gelernt. 
Sie hat sich dabei verhalten wie bei ihrem Steuer- 
parteitag 1971, als ihr Karl Schiller entgegenrufen 
mußte: Genossen, laßt die Tassen im Schrank! 

Sie glauben nach wie vor unausrottbar an die 
staatliche Machbarkeit der Wirtschaft, aller Dinge, 
mit der Folge von mehr Bürokratie, mehr Subventio- 
nen, mehr Gängelung. Sie wollen noch mehr Abga- 
ben und Steuern und noch mehr Umverteilung — 
mit der Folge, daß Leistung und Privatinitiative 
noch mehr eingeschränkt werden. Sie wollen den 
verhängnisvollen Weg der Staatsverschuldung fort- 


setzen — mit der Folge, daß die Staatsverschuldung (C) 
noch mehr zum Hemmschuh für unsere wirtschaftli- 
che Entwicklung und für die Schaffung von Arbeits- 
plätzen wird. Sie wollen festhalten an der zerstöreri- 
schen Philosophie des Neids. Sie nennen alles 
„neokonservativ“, was nicht so denkt wie sie, und 
vollziehen selbst den größten Rückfall in finstersten 
Sozialismus. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu- 
ruf von der SPD) 

Anders die FDP. Es begann vor einem Jahr mit 
dem „Wende“-Brief von Herrn Genscher. Es setzte 
sich fort in der Genscher-Rede der letzten Woche, 
die wir hier gehört haben. Die Analyse im Lambs- 
dorff-Papier dieser Tage liegt völlig auf dieser Linie. 

Die Analyse besagt: Das Ergebnis von 13 Jahren 
SPD/FDP-Bundesregierung ist vernichtend. Wir 
stimmen dieser Analyse zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Graf Lambsdorff, ich füge aber hinzu und aner- 
kenne dies: Sie haben in Ihrer Rede am 31. August 
dieses Jahres in Wiesbaden wörtlich gesagt: „Auch 
wir Liberalen, die wir in der Regierungsverantwor- 
tung stehen, haben unseren Anteil an diesen Fehl- 
entwicklungen.“ Ich anerkenne dies; wo hat es dies 
schon gegeben — es sind ja nicht nur Pannen pas- 
siert, sondern es ist eine grundlegende Fehlentwick- 
lung eingetreten, daß ein Politiker, der für die Fehl- 
entwicklung mitverantwortlich ist, wenigstens 5 vor 
12 oder 5 nach 12 aufsteht und sagt: Auch wir sind 
mitverantwortlich für diese Fehlentwicklung? 

(Zurufe von der SPD) ^ 

Was die FDP vorschlägt, verhält sich zu den Ansich- 
ten der SPD wie das Feuer zum Wasser. Sie will we- 
niger Staat, sie will weniger Verschuldung, sie will 
weniger Abgaben- und Steuerbelastung, sie will 
mehr Leistungsdenken, sie will mehr Privatinitiati- 
ve, sie will mehr Selbstverantwortung. 

(Löffler [SPD]: Was schlagen Sie vor?) 

Bei zwei so völlig verschiedenen Analysen und 
Wegen kann eine Regierung nur lavieren und taktie- 
ren. Davon hat unser Volk genug! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist längst schädlich für unser Land geworden. 

Dies ist kein Entwurf und kann kein Entwurf wer- 
den für den allein helfenden Neuanfang, den wir 
brauchen. 

Viertens. Nun zur Alternative. Was wäre nach ei- 
nem Neuanfang zu tun? An der Spitze eines Neuan- 
fangs, meine Damen und Herren, müßte eine redli- 
che Bestandsaufnahme über die Lage stehen, wie sie 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 

Löffler [SPD]) 

Unser Volk will keine weiteren Beschönigungen und 
Täuschungen mehr haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Die Leute wissen, der Staat hat sich übernommen. 

Sie wissen sogar: Die Erblast dieser Fehlentwick- 
lung trifft leider alle. So ist es leider in einem Volk. 
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(A) Und sicher ist, es wird nicht gut werden, wenn wir 
den Weg der ständigen Inflation gehen, und es wird 
nicht gut werden, wenn wir immer noch mehr Ver- 
schuldung vornehmen, sowohl binnenwirtschaftlich 
wie international. 

(Dr. Klejdszinski [SPD]: Wann kommen 
denn die Vorschläge?) 

Wir müssen die Grundbedingungen der Sozialen 
Marktwirtschaft wieder in Gang bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Arme Landwirtschaft!) 

Das wird, so wie die Lage ist, ein schwerer und lan- 
ger Weg. Graf Lambsdorff hat nicht nur eine völlig 
zutreffende Analyse gegeben, er hat auch Wege auf- 
gezeigt. Das geht großenteils in die richtige Rich- 
tung — nicht in allen Einzelheiten; da sind proble- 
matische Dinge dabei, einiges ist da nicht zu akzep- 
tieren, manches muß verbessert werden, manches 
muß anders beurteilt werden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was akzeptieren Sie 
denn?) 

Aber zum erstenmal hat sich ein Mitglied der Bun- 
desregierung in der Linienführung auf den Boden 
des Sieben-Punkte-Papiers der CDU/CSU-Fraktion 
vom Februar dieses Jahres begeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich selber habe am 8. Januar dieses Jahres im „Han- 
delsblatt“ versucht darzustellen, daß wir ein „Jahr- 
zehnt des Jätens und Säens“ vor uns haben. 

(B) 

(Zuruf von der SPD: Geben Sie dem Grafen 
doch einen Aufnahmeschein!) 

Im einzelnen ist folgendes zu machen. 

Erstens. Wir brauchen einen durchgreifenden Be- 
ginn und ein zähes Fortführen der Sanierung der 
Staatsfinanzen durch Begrenzung der Ausgabenzu- 
wächse auf viele Jahre. 

(Zustimmung der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Hervorragende Alternative!) 

Das Zurückziehen der öffentlichen Hände aus Auf- 
gaben und Ausgaben, die Wiederverkleinerung des 
Staatsanteils, solle kein Selbstzweck sein, 

(Zuruf von der SPD: Nein, nein!) 

sondern dies soll Freiräume schaffen für die persön- 
liche Leistungsbereitschaft, für Selbstverantwor- 
tung, Privatinitiative und betriebliche Innovationen 
und Investitionen. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich will Ihnen einmal etwas sagen, der Sie da so 
laut tönen: Wer hat denn unserem Volk die Arbeits- 
losigkeit beschert? Wir müssen mit Ihrer Erblast fer- 
tig werden. Vor dem steht eine neue Regierung. Da 
sollten Sie nicht so hämisch tun. Die Leute haben 
Sorgen wegen Ihrer Politik. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Mittelfristig muß das Steuersystem wie- 
der leistungsfreundlicher, innovationsfreundlicher 
und wachstumsfreundlicher werden. Wir müssen 


auch mit Hilfe des Steuerrechts möglichst viele zur (C) 
Selbständigkeit ermuntern. 

(Zuruf von der SPD) 

— Also, Ihnen kann man wirklich nicht mehr hel- 
fen. 

(Löffler [SPD]: Machen Sie mal weiter, 

Herr Häfele!) 

Drittens. Wir brauchen einen Abbau von Investi- 
tionshemmnissen im Wohnungsbau, im Energiebe- 
reich und bei der modernen Nachrichtentechnik. 

(Zuruf von der SPD: Privatfernsehen!) 

Viertens. Wir brauchen eine Entbürokratisierung 
zur Erhöhung der Anpassungsfähigkeit unserer Be- 
triebe und zur besseren gebiets- und fachbezogenen 
Beweglichkeit und Änderungsbereitschaft unserer 
Arbeitnehmer. 

Fünftens. Wir müssen — und das wird eine 
schwierige Aufgabe — die Tarifpartner, die selbst- 
verantwortlich handeln, ermuntern, bei der Lohnpo- 
litik mit Vorrang die Schaffung von neuen Arbeits- 
plätzen im Auge zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies muß gepaart werden mit neuen Schritten zur 
breiteren Streuung unseres Produktivvermögens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alle diese Maßnahmen haben das Ziel, die Schaf- 
fenskraft unseres Volkes zur Entfaltung zu bringen. 

Das ist der Grund — ich kann da nur an das anknüp- ^ 
fen, was vor einem Jahr Bundesfinanzminister 
Matthöfer in seiner Rede sehr eindrucksvoll ausge- 
drückt hat — , daß eine solche Situation, die wir ha- 
ben, wo die Schaffung von Arbeitsplätzen Vorrang 
hat, nicht Jahre sein können, wo staatliche Vertei- 
lungsgesichtspunkte Vorrang haben. Ich bitte das 
nachzulesen — auch das Niveau, wie er es damals 
dargestellt hat. 

Die soziale Aufgabe Nummer 1 in den kommen- 
den Jahren ist, möglichst viele Arbeitsplätze zu ret- 
ten und neue zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die soziale Aufgabe Nummer 2, die mit der ersten 
natürlich zusammenhängt, ist, dafür zu sorgen, daß 
die Grundlagen unseres sozialen Sicherheitssy- 
stems gesund in die Zukunft gerettet werden kön- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ein Kuchen schmort, darf sich die Politik nicht 
in erster Linie damit befassen, wie man den schmo- 
renden Kuchen anders verteilt. Vielmehr müssen 
wir das Schmoren zunächst einmal stoppen und da- 
für sorgen, daß der Kuchen wenigstens wieder etwas 
wächst. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie wollen den 
Ofen abstellen!) 

Daß das nicht leicht sein wird und daß dies von allen 
Beteiligten viel Verständnis verlangt, daß das auch 
für die Gewerkschaften nicht einfach sein wird, wis- 
sen wir. Die Gewerkschaften haben sich aber auch 
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(A) am Beginn unseres Staates in den 50er Jahren ver- 
antwortungsbewußt gezeigt und dazu beigetragen, 
daß der Aufbau und das Wachstum des Wohlstandes 
damals überhaupt möglich war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Arbeitnehmer draußen wissen, daß Ar- 
beitsplätze auf Dauer nur sicher sind, wenn die Be- 
triebe Gewinne machen und wenn das Eigenkapital 
der Betriebe nicht sinkt, sondern wächst. Unsere Ar- 
beitnehmer wissen, daß man die Leistungsträger ei- 
nes Volkes — auch die Unternehmer — nicht auf 
Dauer auspeitschen kann. Sonst können sie irgend- 
wann nicht mehr und bleiben stehen. Das ist auch 
ein Grund für die Firmenzusammenbrüche, die wir 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur wenn die Pferde ermuntert werden, den Wagen 
zu ziehen, können wir auch für die Benachteiligten 
mehr tun, mehr jedenfalls, als wenn der Wagen zum 
Stehen kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 

SPD: Wer zieht denn den Wagen, Herr Kol- 
lege?) 

— Sie gewiß nicht. 

(Zuruf von der SPD: Mit Ihrer Bremse geht 
es auch nicht!) 

Allen Ernstes, meine Damen und Herren: Im Kern 

(B) wird diese Aufgabe nur zu lösen sein, wenn wir die 
geistig- moralische Herausforderung, die dahinter- 
steht, annehmen. Wir müssen von mehr Abschied 
nehmen als nur von falschen Maßnahmen. Wir müs- 
sen von der glücksorientierten Staatsauffassung Ab- 
schied nehmen, von der Auffassung, als ob der Staat 
alles und jedes versprechen und lösen könne. Wir 
müssen von dem Anspruchsdenken, von der Subven- 
tionsbegehrlichkeit und von jener Betreuungsmen- 
talität, wie sie sich da und dort ausgebreitet hat, Ab- 
schied nehmen. Die Politik muß wieder mehr an die 
Stärken der Bürger appellieren. Sie darf die Bürger 
nicht mehr so sehr zum Bequemen anstacheln. Vor 
allem der Jugend müssen wir Zuversicht vermitteln, 
aber nicht, indem wir ihr Falsches versprechen, son- 
dern indem wir sagen: Auch ihr habt in Zukunft wie- 
der neue Chancen. Ihr habt es schwerer als manche 
Generation vor uns, aber leichter als die Generatio- 
nen, die aus dem Ersten Weltkrieg und aus dem 
Zweiten Weltkrieg herausgekommen sind. 

(Löffler [SPD]: Das kann doch wohl nicht 
Ihr Ernst sein!) 

Ihr müßt aber wieder mehr auf eure eigene Kraft 
setzen. Ihr müßt selbst euer Leben in die Hand neh- 
men. Dann habt ihr auch heute eure Zukunftschan- 
cen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen auch die andere Seite des Sozialen 
wieder deutlicher aussprechen. „Sozial“ kann nicht 
heißen, daß man anderen zur Last fallen darf, wenn 
man selber etwas leisten kann. 


Meine Damen und Herren, wir brauchen keine (C) 
ausländischen Modelle. Es gibt das deutsche Modell 
der Sozialen Marktwirtschaft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Schöpfer der Sozialen Marktwirtschaft, ihre Be- 
gründer und diejenigen, die sie in die Tat umgesetzt 
haben, wußten, daß das Wagnis der Freiheit nur ge- 
lingt, wenn diese Freiheit mit moralischen Bindun- 
gen gepaart ist. Bürgersinn verlangt Selbstverant- 
wortung und Hilfsbereitschaft. Ohne Tugenden, 
Werte und Pflichten geht Freiheit auf die Dauer 
nicht gut. Das ist das Gegenteil dessen, was Sie „El- 
lenbogengesellschaft“ oder gar „Raubrittergesell- 
schaft“, wie meines Wissens der hessische Sozialmi- 
nister jetzt im Wahlkampf sagt, nennen. Wer so et- 
was sagt, hat Ludwig Erhard und die Mitbegründer 
der Sozialen Marktwirtschaft nicht verstanden. 

Das bedeutet natürlich auch — meine Damen und 
Herren, das ist eine ernste Sache — , daß alle die, die 
in einer besonderen Verantwortung stehen, vorbild- 
lich handeln müssen. Es sollte nicht, wie die Soziali- 
sten immer meinen, alles über ein Gesetz geregelt 
werden. Durch ständiges Piesacken wird nichts bes- 
ser. Ich denke vielmehr an vorbildliches Handeln. 
Eigentum verpflichtet; aber auch Verantwortung 
verpflichtet. Ob einer ein Eigentums-Unternehmer 
oder Manager-Unternehmer, Politiker, Verbands- 
funktionär oder Gewerkschaftsführer ist — er wird 
vom Volk daran gemessen, ob er nur Sprüche klopft 
oder ob dahinter Leistung steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Von jedem, der in einer verantwortlichen Position 
steht, muß erwartet werden, daß er nicht provo- 
ziert, 

(Kühbacher [SPD]: Richtig!) 
daß er keine Ärgernisse schafft, 

(Kühbacher [SPD]: Richtig! — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

daß es nicht heißt: Sie predigten Wasser und tranken 
Wein. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

— Diese Beispiele gibt’s, auch in Ihrem Lager; die 
kennen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nur aus dieser Grund- 
haltung heraus werden wir in unserem Volk die ge- 
meinsame Anstrengung zustande bringen, um die 
Probleme zu meistern und der jungen Generation 
wieder neue Arbeitsplätze zu geben. 

Ludwig Erhard, der seiner Zeit weit voraus war, 
hat schon am 10. September 1956 

(Zuruf von der SPD: 1956!) 

gesagt, daß wir eine neue Wirtschaftsgesinnung 
bräuchten. — Sie verstehen den Ludwig Erhard 
nicht, unser Volk versteht ihn inzwischen , auch die- 
jenigen, die ihn damals vielleicht nicht verstanden 
haben. Wäre man seinen Maßhalteappellen damals 
nur mehr gefolgt! — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Er hat damals, 1956, gesagt, daß das deutsche Volk 
immer darauf angewiesen sei, an der Spitze des wirt- 
schaftlichen Fortschritts zu stehen; sonst könnten 
wir unseren Wohlstand nicht halten; das ist das er- 
ste. Aber er fügt dann wörtlich hinzu: 

Wer unserem Volk nichts anderes zu geben ver- 
mag, als „besser leben“ oder „weniger arbeiten“, 
der wird die Geister und Herzen auf die Dauer 
nicht gewinnen können. Über dem löblichen 
Streben des einzelnen müssen wir als Volk und 
Nation um die Verwirklichung übergeordneter 
Ziele bemüht sein. Dann werden wir überrascht 
feststellen, daß wir mit dem allgemeinen Wohl 
zugleich die Grundlagen unseres eigenen Le- 
bens gefestigt haben. 

So weit Ludwig Erhard. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in diesem Geiste wird 
die Union an die Arbeit gehen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Walther. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Mein Gott, Wal- 
ter! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 

Die Mehrzweckwaffe! — Der hat’s 
schwer!) 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Häfele, niemand kann Ihnen 

(B) bestreiten, daß Sie wortgewaltig sind. Wenn ich ein- 
mal alles das, was in Ihrem Vortrag in den letzten 15 
Minuten Lyrik, Gartenlaube, Courths-Mahler und 
Cowboyroman war, 

(Beifall bei der SPD) 

außen vorlasse, dann ergibt sich an sachlichen Argu- 
menten, Herr Kollege Häfele, nun wirklich nicht 
viel. Nehmen Sie es mir bitte nicht übel: Den Hin- 
weis auf den ehemaligen Bundeskanzler Erhard in 
dieser Zeit fand ich ziemlich geschmacklos. Denn 
wer hat denn eigentlich Herrn Erhard gestürzt? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Kittelmann [CDU/CSU]: Wenn 
das alles ist, Herr Walther!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich bei Ihnen, Herr Bundesfinanzminister, 
im Namen meiner Fraktion zunächst einmal für die 
Einbringungsrede von heute morgen bedanken. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hat sich nahtlos an die hervorragenden Einbrin- 
gungsreden Ihres Vorgängers, Herrn Matthöfer, an- 
geschlossen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Warum ist denn 
Herr Matthöfer zurückgetreten?) 

Das ist eine solide Grundlage, 

(Glos [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

auf der wir beraten können. Nur das, was der Bun- 
desfinanzminister heute morgen hier dargestellt, 
nur das, was er heute morgen hier eingebracht hat, 


ist für die sozialdemokratische Bundestagsfraktion (C) 
Grundlage der Beratungen in den nächsten Wo- 
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Häfele — ich bitte um Entschuldi- 
gung, daß ich Sie gestört habe, aber ich möchte ganz 
gern ein paar Takte mit Ihnen reden — , Sie haben es 
hier wiederum so dargestellt, als sei unser Verweis 
auf weltwirtschaftliche Zusammenhänge eine Aus- 
rede. Sie tun so, als seien die in unserem Land zwei- 
fellos vorhandenen Probleme — die bestreitet doch 
niemand — hausgemacht, ausschließlich hausge- 
macht. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Das habe ich nicht 
getan! Genau zuhören!) 

Herr Kollege Häfele, Sie sind für mich viel zu intelli- 
gent, als daß Sie das, was Sie da gesagt haben, glau- 
ben könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr Beispiel, Herr Kollege Häfele, von den beiden 
Kranken mit den unterschiedlichen Fieberstufen, 
das zieht nun wirklich nicht. Denn die beiden Kran- 
ken, hoffe ich jedenfalls, in Ihrem Krankenhaus la- 
gen nicht so nahe beieinander, daß sie sich gegensei- 
tig anstecken konnten. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, ich weiß. Ich habe das ja letzte Woche schon 
gesagt: am lautesten lärmen immer diejenigen, die 
am wenigsten davon verstehen. Bleiben wir dabei. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nein, Herr Kollege Häfele, wenn wir den Hinweis 
auf weltwirtschaftliche Zusammenhänge geben, 
dann geht es nicht um Schuldzuweisungen oder Ent- 
schuldigungen oder gar billige Entschuldigungen. 

Das muß dazugehören, wenn wir eine wahrheitsge- 
mäße Bestandsaufnahme oder eine wahrheitsge- 
mäße Analyse dessen machen wollen, was wir an 
Problemen vor uns haben, und dessen, was wir na- 
tional zur Bewältigung dieser Probleme tun können. 

Aber wer, wie Sie, Herr Kollege Häfele, eine nur par- 
tiell richtige und deshalb falsche Diagnose stellt, 
kann auch nicht die richtige Therapie entwickeln. 
Deshalb wundert es mich auch nicht, daß Sie außer 
Courths-Mahler und viel Lyrik unter Hinweis auf 
die Sieben-Punkte-Erklärung Ihrer Fraktion, die ja 
inhaltlich auch nichts aussagt, an praktischen Vor- 
schlägen wiederum heute hier überhaupt nichts ge- 
bracht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wiederhole: wer die Probleme der deutschen 
Volkswirtschaft nicht in ihren weltwirtschaftlichen 
Abhängigkeiten und Verflechtungen sieht, kann 
deshalb auch keinen konstruktiven Beitrag zur Lö- 
sung dieser Probleme leisten. Wie ist die Situation? 
Vielleicht überzeichne ich, aber ich sage Ihnen, daß 
sich nach meinem Empfinden die Weltwirtschaft in 
einer schweren Depression befindet, der schwersten 
seit den 30er Jahren, seit dem berühmten 
Schwarzen Freitag: 30 Millionen Arbeitslose in den 
westlichen Industrieländern, mehr als 10 Millionen 
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(A) Arbeitslose im Bereich der Europäischen Gemein- 
schaft. 

Der Kollege Löffler, dessen Autorenschaft ich an 
dieser Stelle nicht verschweigen will, hat einmal in 
die Debatte gebracht — und ich will das hier gerne 
laut sagen — , ob es nicht sinnvoll sei, an Stelle jener 
Weltwirtschaftsgipfel, die es ja sinnvollerweise gibt, 
eine Gesprächsrunde der wichtigsten Industriestaa- 
ten mit dem Ziel zustande zu bringen, wie man denn 
weltweit die Probleme der Arbeitslosigkeit in den 
Griff bekommt. 

Die Wachstumsschwäche und die Zahlungsbilanz- 
probleme überall in der Welt — überall in der Welt, 
Herr Kollege Häfele — haben sich auch auf den 
Welthandel ausgewirkt. Das Welthandelsvolumen 
stagniert seit fast zwei Jahren. Es stagniert seit fast 
zwei Jahren — ich wiederhole den Satz, weil er deut- 
lich macht, was anschließend kommt: wie bedeut- 
sam die Leistung unserer Wirtschaft im Gegensatz 
zu dem ist, was Sie hier dargestellt haben. Obwohl 
der Welthandel nicht gewachsen ist, ist der Anteil 
der deutschen Exportwirtschaft am gesamte Welt- 
handel erheblich größer geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hat dazu geführt — die FAZ hat es dieser Tage 
gesagt — , daß wir in diesem Jahr einen Handelsbi- 
lanzüberschuß von rund 60 Milliarden DM erwarten 
können. 

Trotz der Fortschritte, die erzielt worden sind, 
sind die hohen Zinsen weltweit — weltweit; bei uns 
am niedrigsten — , vor allem aber in den USA das 
wichtigste Hemmnis für die Wiedergewinnung von 
Wachstum und Vollbeschäftigung. Dies, obwohl — 
Herr Häfele, Sie wissen, das genauso gut wie ich — 
die Bundesrepublik noch zu den Ländern mit den 
niedrigsten Zinsen gehört. Trotzdem ist die Rendite 
festverzinslicher Wertpapiere immer noch um rund 
3% höher als im Jahresdurchschnitt 1978, d. h. genau 
um 3% mindestens zu hoch. 

Mexiko, das größte Schuldnerland der Welt übri- 
gens, Brasilien, Argentinien, Polen — ich könnte 
eine Reihe anderer Länder dazu zählen — haben mit 
Finanzierungsproblemen zu tun, die das gesamte in- 
ternationale Finanzsystem schwer belasten. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Glos [CDU/ 
CSU]: Afrika auch!) 

— Herr Kollege Glos, daß Sie als Schwarzer als er- 
stes an Afrika denken, das wundert mich überhaupt 
nicht. 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das geht doch so weit, 
daß der japanische Ministerpräsident vor kurzem 
gesagt hat, selbst Japan stünde am Rande eines 
Staatsbankrotts — Japan, jenes Land, auf das man- 
che hier in unserem Lande so zeigen mit dem Ziel, 
uns einreden zu wollen: macht nur alles, wie es die 
Japaner machen, dann ist unsere Welt wieder heil 
und in Ordnung. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Genscher hat 
gesagt: wir leben hier!) 


Der Kollege Genscher hat gesagt: wir machen hier (C) 
Politik. Das ist wahr. Die machen wir ja auch. Aber 
es macht keinen Sinn, verschweigen zu wollen, daß 
wir mit dem, was wir durch Politik hier bewirken 
können, das bei weitem nicht aus der Welt bringen 
können, was sich weltweit an sehr viel schwierige- 
ren Problemen darstellt. Das ist der Punkt, auf den 
ich hinweisen wollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesrepublik, Herr Kollege Häfele, kann 
sich alle dem doch nicht entziehen. Denn wir sind 
doch nach den USA das zweitgrößte Exportland, 
deutlich noch vor Japan. Wir haben einen höheren 
Außenhandelsanteil als Japan, als die USA. Viele 
Branchen liefern mehr als die Hälfte ihrer Produkte 
ins Ausland. Ich sage das, damit auch an diesen Da- 
ten noch einmal deutlich wird, wie groß unsere Ver- 
flechtung in die Weltwirtschaft ist und daß wir das, 
was sich weltwirtschaftlich ereignet, hier nicht ein- 
fach mit nationalen Mitteln wegstecken können, als 
seien wir die Weltmeister im eigenen Land. 

Herr Kollege Häfele, ich sage Ihnen und anderen: 
Gefährlich wird das alles, wenn aus innenpoliti- 
schen und parteitaktischen Überlegungen Porzellan 
zerschlagen wird, wenn schwierige Probleme der in- 
ternationalen Politik in — ich sage es einmal verein- 
facht — rustikaler Manier erledigt werden sollen. 

Ich nenne nur das Stichwort Erdgas-Röhren-Ge- 
schäft. Ich umschreibe das ganz zaghaft. Auch sol- 
ches muß internationales Vertrauen zerstören, auch 
solches muß sich sehr nachteilig auf die Beschäfti- 
gung bei uns und woanders auswirken. Ich kann vor ^ 
solchen Praktiken nur warnen. 

Meine Damen und Herren, ich will mit diesem et- 
was zu lang geratenen Beitrag — aber Sie haben 
mich dazu provoziert, Herr Kollege Häfele 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Gucken Sie mal, 
wie viele von Ihrer Fraktion Ihnen zuhö- 
ren!) 

— Ich bedaure das mit Ihnen. Ich wollte mit dem et- 
was zu lange geratenen Beitrag und mit dem Hin- 
weis auf wirtschaftliche Zusammenhänge sagen: Es 
gibt, wenn wir über wirtschaftliche Entwicklung in 
unserem Lande reden, nicht nur ein Aggregat, es 
gibt eine Menge Einflußgrößen, die alle richtig Zu- 
sammenkommen müssen, wenn wir die schwerwie- 
genden Probleme, auch die Strukturprobleme in un- 
serer Wirtschaft lösen wollen. Ich nenne nur: Ange- 
botssituation, Nachfragesituation, Kostensituation, 
Rahmenbedingungen, Zins- und Kapitalmarktsitu- 
ation. Deshalb nützt es nichts, allein auf eine dieser 
Größen Einfluß nehmen zu wollen. Notwendig ist 
nach unserer Auffassung eine Politik des — das 
klingt nicht so schön wie das, was Sie sagen — So- 
wohl-als-auch. 

Warum sage ich das? Es gibt zwei Beispiele von 
Ländern, die glaubten, sie hätten Patentrezepte. Ich 
warne vor Heilslehren, ich warne vor Patentrezep- 
ten. Es gibt also zwei Länder, deren Beispiel ich Ih- 
nen vorführen möchte. 

Präsident Reagan hat, als er ins Amt kam, seinem 
Vorgänger — ich vermute, so wie Sie uns — kritisiert 
wegen seiner Schuldenaufnahme. Als Präsident 
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(A) Carter aus dem Amt schied, hatte er in seinem Haus- 
halt ein Defizit von 60 Milliarden Dollar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel hatten 
wir denn 1969?) 

Dann hat Präsident Reagan ganz offenbar eine Poli- 
tik praktiziert, die, wenn ich hinter Ihren blumigen 
Bemerkungen einen sachlichen Inhalt erkennen 
kann, von Ihnen favorisiert wird, eine Politik, wie 
Sie sie gern hätten. Diese Politik hat er prakti- 
ziert. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Wir wollen die 
Politik von Ludwig Erhard!) 

Er hat sie praktiziert mit dem Ergebnis, Herr Kol- 
lege Häfele, daß er jetzt, nach einem Jahr, keine 60 
Milliarden Dollar Schulden haben wird, sondern 
103,9 Milliarden Dollar — 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Haben Sie ge- 
hört: 2,9% des Sozialprodukts!) 

und dies, nachdem er die größte Steuererhöhung in 
der Geschichte Amerikas in Höhe von fast 100 Milli- 
arden Dollar durchführen mußte. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Noch lange 
nicht so schlimm wie Sie!) 

Das heißt, Herr Kollege Friedmann, eine Politik, die 
da meint, sie könnte durch staatliche Mittel Nach- 
frage vernichten und dadurch zum Aufschwung bei- 
tragen, führt in Wahrheit zu größeren Haushaltsde- 
fiziten. Ich sage Ihnen als Haushaltspolitiker 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Das hat auch was 

( B ) mit den Rüstungsprogrammen der USA zu 

tun!) 

— Herr Kollege Langner, ich sage Ihren Zwischen- 
ruf jetzt einmal laut, damit alle ihn hören. Sie sagen, 
das hätte etwas mit den Rüstungsprogrammen in 
den USA zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies ist wahr, und dies beweist, Herr Kollege Lang- 
ner, daß Rüstung die Menschheit nicht nur in einer 
Hinsicht nicht reicher, sondern ärmer macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Arbeitslosen in den Vereinigten Staaten wissen, 
daß das so ist, Herr Kollege Langner, und vor einer 
solchen Politik warnen wir auch hier in unserem 
Lande. 

(Glos [CDU/CSU]: Reden Sie doch keinen 
Unsinn!) 

Wenn es erlaubt ist, möchte ich einen kurzen Hin- 
weis auf das geben, was die Politik in Großbritan- 
nien ausmacht. Herr Strauß hat gesagt, er sei der 
deutsche Thatcher. Herr Glos, war das so? Da muß 
man unterstellen, daß er auch die gleichen Rezepte 
wie Frau Thatcher anwenden würde 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und zwar mit den Folgen für den Haushalt: Das 
Staatsdefizit in Großbritannien ist größer gewor- 
den, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das haben Sie 
doch von Labour übernommen!) 


die Arbeitslosenzahlen sind größer geworden, und (C) 
die Inflationsraten sind größer geworden. 

(Lemmrich [CDU/CSU]: Habt ihr die 
1,8 Millionen Arbeitslosen zusammenge- 
bracht oder wer sonst? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Lemmrich, Ihre Frage zeigt mir nur, 
daß Sie möglicherweise von Verkehrspolitik mehr 
als von Nationalökonomie verstehen. 

(Lemmrich [CDU/CSU]: Deswegen gehen 
die Investitionen zurück! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Deswegen sage ich für meine Fraktion: Eine Poli- 
tik, die in unserem Land zu solchen Ergebnissen 
führen müßte, wird von uns strikt abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Obgleich ich weiß, wie sehr in einer nach meiner 
Überzeugung unzulässigen Art und Weise das 
Thema der öffentlichen Kreditaufnahme sensibili- 
siert worden ist, stelle ich trotzdem die Frage, ob es 
nicht sinnvoller ist, mit programmierten, mit voraus- 
sehbaren Haushaltsdefiziten Beschäftigung zu fi- 
nanzieren, als darauf zu verzichten, um anschlie- 
ßend die unprogrammierten, aber sich automatisch 
einstellenden höheren Defizite so sang- und klang- 
los finanzieren zu müssen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Deshalb sind wir nicht bereit, eine deflatorische 
Politik zu betreiben. Aus den Gründen sagt der Bun- (d) 
deskanzler zu Recht: Eine Politik des Kaputtsparens 
* — das meint er damit — kommt für uns nicht in Fra- 
ge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind schon 
kaputt! — Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 

CSU]: Dazu braucht ihr nicht mehr zu spa- 
ren! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Verehrter Herr Zwischenrufer, wir werden in we- 
nigen Wochen das Sondergutachten des Sachver- 
ständigenrats bekommen. Ich will dem nicht vor- 
greifen, was ich auch gar nicht könnte. Ich bin ganz 
sicher, Kollege Häfele, Sie und andere werden aus 
diesem Sondergutachten nicht sehr viel Honig sau- 
gen können. 

Ich weiß nicht — ich müßte den Finanzminister 
fragen, aber ich lasse es einmal sein — , ob ich einen 
in dieser Republik sehr bekannten Wirtschaftswis- 
senschaftler aus dem konservativen Lager zitieren 
darf. 

(Glos [CDU/CSU]: Wie heißt er?) 

— Ich nenne ihn im Moment nicht beim Namen, 
aber Sie können ihn privat von mir hören, wenn Sie 
wollen. Dieser hat am Wochenende bei einer Tagung 
in einem kleinen Kreis gesagt, die öffentliche Dis- 
kussion über die Staatsverschuldung in den Jahren 
1982/83 erinnere ihn an einen pathologischen Pro- 
zeß, und die Diskussion nehme schon skurrile Züge 
an. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wen meinen Sie? 

— Glos [CDU/CSU]: Wenn einer so etwas 
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Dummes sagt, muß man auch den Namen 
sagen!) 

Diese skurrilen Züge habe ich bei Ihnen auch gehört, 
Herr Häfele. 

Ich komme noch einmal zum Thema der Bundes- 
bankgewinne zurück, Herr Kollege Häfele. Sie ha- 
ben einen Teil der Problematik dargestellt, und das 
will ich nicht bestreiten. Wenn wir und Sie akzeptie- 
ren, daß wir die Folgen der verschlechterten ökono- 
mischen Rahmendaten über geringere Steuern und 
höhere Ausgaben für Nürnberg im Haushalt etati- 
sieren, müssen wir auch zugeben, daß es richtig ist, 
die aus den gleichen Gründen bei der Bundesbank 
entstehenden Gewinne auch im Bundeshaushalt zu 
etatisieren. Anders kann das doch nicht sein. 

Herr Kollege Häfele, weil Sie die Zwischenfragen 
des Kollegen Löffler abgelehnt haben, reizt es mich, 
noch ein paar Bemerkungen zu Ihrer steuerpoliti- 
schen Philosophie zu machen. Sie reden hier von 
Steuererhöhungen. In Wahrheit — das wissen Sie 
als Steueranwalt sehr genau — geht es um nichts 
anderes als um den Abbau heute nicht mehr ge- 
rechtfertigter Privilegien. Daß Sie sich bei Ihrem 
Beruf und bei der Klientel, von der Sie leben, gegen 
einen solchen Abbau wehren, Herr Kollege Häfele, 
wundert mich überhaupt nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unverschämt- 
heit!) 

Nur können Sie nicht verlangen, daß wir die Interes- 
senlage Ihrer Klientel zum Maßstab unserer Politik 
machen, Herr Kollege Häfele. 

(Beifall bei der SPD) 

Mein Gott, Herr Kollege Häfele, wenn wir Vor- 
schlägen, den Vorteil aus dem Ehegatten-Splitting 
auf 10 000 DM und nicht mehr 14 500 DM jährlich zu 
begrenzen, dann reden Sie davon, daß das familien- 
feindlich sei. Ich frage noch einmal, Herr Kollege 
Häfele: Wo fängt bei Ihnen die Familienfreundlich- 
keit an? Wo ist die Familienfreundlichkeit für den 
Arbeitslosen im Verhältnis zu dem, für den der Split- 
ting-Vorteil heute fast 15 000 DM beträgt? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Da klatscht 
kein Mensch!) 

Was Ihren Hinweis auf den Art. 115 anlangt, Herr 
Kollege Häfele, da sind wir im guten Wasser. Die 
Kollegen der Union haben einmal den Antrag ge- 
stellt, man möge den Investitionsbegriff neu fassen. 
Ich bestreite gar nicht, daß es dafür eine Berechti- 
gung gibt, weil wir unter dem Investitionsbegriff 
manches fassen, was heute nicht mehr aktuell ist, 
und manches nicht drin haben, was eigentlich dazu- 
gehört. Deshalb ist die Rechnung, Herr Häfele, die 
der ansonsten von mir sehr verehrte Herr Zavelberg 
für Sie aufgemacht hat — Sie haben sie gestern in 
der Pressekonferenz in Form von Schaubildern ver- 
teilt — schlicht falsch und stellt dem mit Sicherheit 
vorhandenen intellektuellen Verstand von Herrn 
Zavelberg ein schlechtes Zeugnis aus. Sie, Herr Hä- 
fele, die Sie politisch dafür die Verantwortung tra- 
gen, hätten das nachsehen und überlegen sollen, ob 


Sie es mit Ihrem Ruf vereinbaren können, solche (C) 
Zahlen und solche Schaubilder zu veröffentlichen. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das ist 
aber stillos! — Dr. von Wartenberg [CDU/ 

CSU]: Mitarbeiter namentlich zu nennen 
und zu kritisieren, ist stillos! — Weiterer Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Ihre Fraktion ist ein- 
geschlafen!) 

— Da sich Herr Zavelberg öffentlich als Verfasser 
dieses Papiers zur Verfügung gestellt hat, wird man 
es wohl sagen dürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr guter 
Mann!) 

— Das ist wahr, hab’ ich ja gesagt. Das habe ich in 
meiner umschreibenden Formulierung doch gesagt, 

Herr Häfele: unter seinem Niveau. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wo 
liegt heute der entscheidende Ansatzpunkt für eine 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage? Ginge es 
nach der Meinung von Konservativen und Wirt- 
schaftsverbänden, reichte es aus, den Unternehmen 
Steuererleichterungen zu geben, die Löhne zu stop- 
pen und für einen kräftigen Zuwachs bei den Gewin- 
nen zu sorgen. Dann wäre der ganze Aufschwung ge- 
laufen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Wer hat 
einen Lohnstopp vorgeschlagen? Darf ich 
das mal hören?) 

— Herr Kollege Schröder, ich weiß nicht, wovon Sie 
reden. Ich rede davon, was uns von Ihnen an ökono- 
mischen Patentrezepten angeboten wird, und versu- ' 
che dies an dem zu messen, was bisher geschehen 
ist. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Ich 
wollte wissen, wer das vorgeschlagen hat! 

Sie behaupten etwas, was Sie nicht bewei- 
sen können!) 

Herr Kollege Häfele, Sie können es nachrechnen: 

In der Steuerpolitik hat sich das Gesamtvolumen 
durch Steuererleichterungen für die Wirtschaft von 
1975 bis einschließlich 1982 um rund 20 Milliarden 
DM verringert. Für die Wirtschaft — diese Zahl ist 
wichtig — hat sich das Steuervolumen um 20 Milli- 
arden DM verringert. Können Sie mir an irgendei- 
ner Stelle nachweisen, wo das zu neuen Arbeitsplät- 
zen geführt hätte? Der Anteil der Steuern, Herr Kol- 
lege Häfele, von denen überwiegend Unternehmen 
betroffen sind, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, 
Vermögensteuer, ist von 26%, als Sie regiert haben, 
auf 15,2%, heute, zurückgegangen. Wer also dauernd 
davon redet, wir müßten die Unternehmensbesteue- 
rung verringern, der geht an der Wirklichkeit vorbei, 
der hat diese Zahlen nicht im Kopf und weiß, im 
Ernst, nicht, wovon er redet. 

(Beifall bei der SPD — Dr. von Wartenberg 
[CDU/CSU]: Wenn die Gewinne zurückge- 
hen, gehen auch die Steuern zurück!) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Wal- 
ther, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord- 
neten Haase? 
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(A) Walther (SPD): Weil er mein Kasseläner Nachbar 
ist, gerne. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Haase, 
Sie haben das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Lieber Freund und 
Kollege Walther, könnte das Zurückgehen des An- 
teils der Steuern der Unternehmen auch damit in 
Zusammenhang stehen, daß die kaum mehr oder 
keine Gewinne machen, was ein Indikator für die zu- 
rückgehende und schlechte Wirtschaftstätigkeit in 
unserem Lande ist? 

Walther (SPD): Herr Kollege Haase, dies ist mit Si- 
cherheit auch ein Grund — das will ich überhaupt 
nicht bestreiten — , nur ist es nicht der Hauptgrund. 
Deshalb habe ich das Volumen der Steuerentla- 
stungsgesetze für die Unternehmen genannt. Das 
liegt bei 20 Milliarden DM. Der Finanzminister hat 
heute morgen zu Recht gesagt: Keine Regierung hat 
mehr für die Unternehmensbesteuerungsentlastung 
getan als gerade diese sozialliberale Regierung. 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Für die 
Besteuerung!) 

Sie haben immer davon geredet. Wir haben das, was 
Sie uns empfehlen, gemacht. Nur: Wer hat denn im 
Ernst trotz dieser Steuerentlastungen mehr inve- 
stiert? 

(B) Und was die Lohnzurückhaltung anlangt, ist es 
doch wohl keine Frage, daß sich die Gewerkschaften 
in den letzten beiden Jahren fast mehr, als sie ihren 
Mitgliedern zumuten konnten, zurückgehalten ha- 
ben. Das bedeutet: Der Lohnkostendruck, von dem 
immer die Rede ist, in den Betrieben ist gesunken; 
und wo sind die neuen Arbeitsplätze, die dadurch zu- 
stande kommen? 

Und daß im ersten Halbjahr — Herr Kollege Haa- 
se, diese Teilantwort bin ich Ihnen noch schuldig — 
die Bruttoeinkommen aus Unternehmen und Ver- 
mögen um 8,5% und im Gegensatz dazu die Einkom- 
men aus unselbständiger Arbeit um nur 2,7 % gestie- 
gen sind, macht ebenfalls deutlich, daß es eine Um- 
verteilung von den Einkünften aus unselbständiger 
Arbeit hin zu Unternehmergewinnen gegeben hat. 
Doch gibt es dadurch auch nur einen Arbeitsplatz 
mehr? 

Was will ich damit sagen? Kein Unternehmer in- 
vestiert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Solange eine Re- 
gierung wie die Ihre im Amt ist!) 

solange er nicht weiß, daß er die Produkte, die er mit 
seinen Investitionen erzeugt, verkaufen kann. 

Deshalb kann der Faktor Nachfrageseite nicht au- 
ßer acht gelassen werden. 

Deshalb sind wir in diesem Jahr in der Situation, 
Ihnen sagen zu müssen: Wer am Bundeshaushalt 
noch mehr als die Bundesregierung konsolidieren 
will, vernichtet Inlandsnachfrage und die Arbeits- 
plätze bei der Endnachfrage in den Kaufhäusern 


und Läden, wo immer die Bürger mit ihrem Geld ein- (C) 

kaufen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Er setzt eine Spirale in Gang, die möglicherweise da 
endet, wo sie vor vielen Jahren schon einmal geen- 
det ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß in dem Haushalt, der uns vorliegt, eine große 
Zahl zusätzlicher beschäftigungswirksamer Kompo- 
nenten enthalten ist, ist mehrmals dargestellt wor- 
den und wird heute nachmittag weiter dargestellt 
werden. Nur, wir Sozialdemokraten hätten es lieber 
gesehen, wenn es uns gelungen wäre, im Bundes- 
haushalt 1983 weitere beschäftigungswirksame 
Maßnahmen unterzubringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was der Herr Bundeswirtschaftsminister, nein, der 
Graf Lambsdorff — er tat es wohl nicht in seiner Ei- 
genschaft als Minister — im beschäftigungspoliti- 
schen Teil seines Papiers vorgeschlagen hat, ist ja 
gar nicht so unvernünftig. Darüber, ob man das 
macht, kann man doch reden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nun laßt uns bitte darüber reden, wie wir solche be- 
schäftigungspolitische Maßnahmen in Gang bekom- 
men. Wenn wir das im Ernst wollen, wird es uns 
auch möglich sein, die Finanzierung sicherzustellen. 

Das ist besser, als wenn wir nachher die Defizite aus 
höherer Arbeitslosigkeit bezahlen müssen. 

(D) 

(Beifall bei der SPD — Kühbacher [SPD]: 

Über den anderen Quatsch reden wir 
nicht!) 

Herr Kollege Häfele, ich komme zu meiner Ein- 
gangsbemerkung zurück. Sie glauben nicht im 
Ernst, daß das, was Sie als Alternative vorgetragen 
haben, eine Alternative ist. 

Sie haben gesagt, als erstes müsse eine redliche 
Bestandsaufnahme kommen. Ja, mein Gott, Herr 
Kollege Häfele, Sie reden jedes Jahr in so düsteren 
Farben, daß ich annehmen muß, daß das Ihre redli- 
che Bestandsaufnahme ist, es sei denn, Sie akzeptie- 
ren selber, das, was Sie hier vortragen, sei nicht red- 
lich. Das ist die Konsequenz aus dem, was Sie vortra- 
gen. Und da haben Sie recht. 

Nur, wenn das, was Sie vortragen, Ihre redliche 
Bestandsaufnahme ist: Bitte schön, dann kommen 
Sie heute oder morgen oder wann immer Sie wollen, 
noch einmal hier herauf, oder schicken Sie Herrn 
Kohl oder wer immer kommen soll, und lassen Sie 
uns von Ihnen hören: Was wollen Sie konkret ma- 
chen? Womit wollen Sie Ihre Lyrik ausfüllen? 

(Beifall bei der SPD) 

Da hilft es uns auch nicht weiter, wenn in der hek- 
tischen Diskussion dieser Tage der eine — wie Hä- 
fele heute — sagt: „Einen Teil davon und so könnte 
man ja machen; vielleicht!“ und der andere — wie 
Ihr Kollege aus dem Saarland — sagt: „Mit uns 
nicht!“. Da hört man also sehr dissonante Antworten 
und Äußerungen. 



6928 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


Walther 

(A) Herr Kollege Häfele, ich will nicht wissen, ob Sie 
die Kriegsopferversorgung um 1 Milliarde oder nur 
um 999 Millionen kürzen wollen. Sie sollen hierher 
hochkommen und mindestens in groben Quanten 
sagen, an welcher Stelle Sie einsparen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was wir heute von Ihnen gehört haben, war doch 
nichts anderes als: „Das, was die Regierung macht, 
machen wir nicht mit, höchstens ein bißchen, im üb- 
rigen aber sagen wir nicht, wie wir den dadurch ent- 
stehenden Ausfall finanzieren wollen.“ 

Übrigens, Herr Kollege Häfele, heute nachmittag 
werden noch Redner meiner Fraktion kommen und 
Ihnen vorrechnen, was uns der Vermittlungsaus- 
schuß gekostet hat. 

(Dr. Riedl [CDU/CSU]: Was denn?) 

— Das kriegen Sie heute nachmittag alles noch zu 
hören, Herr Kollege Riedl. — Was der Vermittlungs- 
ausschuß auf Antrag der CDU/CSU-Mehrheit im 
Bundesrat beschlossen hat, kostet den Bundeshaus- 
halt weit über 20 Milliarden DM. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wie das 
denn?) 

So teuer ist uns diese Opposition gekommen. Und da 
reden Sie davon, man müsse sparen und Sie hätten 
Konzepte. Bitte, kommen Sie hierher, Sie haben die 
Gelegenheit. Kommen Sie hierher, und tragen Sie 
vor, 

(Beifall bei der SPD) 

(B) was S i e für Rezepte, für Konzepte haben. Dann kön- 
nen wir weiterreden, auch in der Sache weiterreden. 
Aber zu sagen: „Das, was ihr tut, das paßt uns nicht“ 
und im übrigen hier nur Lyrik zu erzählen und von 
dannen zu gehen, Herr Kollege Häfele, das ist für 
eine Opposition, die regieren will, einfach zuwenig. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich fürchte, meine Damen und Herren, eher 
geht ein Blinder mit dem Krückstock auf den Nanga 
Parbat, als daß Sie hier Alternativen vorlegen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Was haben Sie 
gegen die Behinderten, Herr Kollege?) 

— Herr Haase, das ist in Sonthofen schon alles vor- 
gezeichnet worden. Dort steht übrigens auch eine 
hervorragende Bemerkung über unseren Koali- 
tionspartner drin. Das könnte man zur Erheiterung 
des Publikums heute hier auch einmal zitieren. Ich 
lasse das aber sein, weil es mir darum geht, zum 
Schluß folgendes zu sagen: 

(Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Wir Sozialdemokraten orientieren uns hier und 
heute an dem, was der Bundesfinanzminister für die 
gesamte Bundesregierung vorgelegt und erläutert 
hat. Dieses ist Maßstab unseres Handelns. Wenn es 
neue Probleme geben sollte — keiner weiß das ge- 
nau -, dann werden wir uns über diese Probleme un- 
terhalten, wenn wir sie kennen, und dann werden 
wir unsere Pflicht tun, so gut wir es können. 

Meine Damen und Herren, meine Bitte geht auch 
an alle, die es sonst in diesem Hause angehen mag: 


Die Bürger in diesem Lande haben einen Anspruch (C) 
darauf, 

(Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Schäuble 
[CDU/CSU]: Daß wieder regiert wird!) 

daß diejenigen, die im Oktober 1980 gemeinsam eine 
große Mehrheit bekommen haben, jetzt auch ge- 
meinsam darangehen, die Probleme zu lösen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem Ab- 
geordneten Gärtner. 

(Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] meldet 
sich erneut zu einer Zwischenfrage) 

Gärtner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich gestatte dem Kollegen Haase eine Vor- 
frage. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege, Sie müssen 
erst das Wort nehmen, ehe ich Sie fragen kann, ob 
Sie eine Zwischenfrage zulassen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Gärtner (FDP): Herr Präsident, ich habe darauf 
hingewiesen, daß ich ihm eine Vorfrage gestatte. 

Vizepräsident Windelen: Die Geschäftsordnung 
kennt keine Vorfragen, sondern nur Zwischenfra- 
gen, Herr Abgeordneter Gärtner. 

(D) 

(Anhaltende Heiterkeit) 

Gärtner (FDP): Herr Kollege Haase, ich gestatte 
Ihnen eine Zwischenfrage, wenn der Präsident die 
Geschäftsordnung anwendet. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Verehrter Herr Kol- 
lege Gärtner, ich wollte eigentlich unseren gemein- 
samen Freund Rudi Walther noch gegen Ende fra- 
gen, 

(Heiterkeit und Zurufe) 

und zwar in seiner Eigenschaft als Mitglied der Füh- 
rungsmannschaft — 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Haase, 

Sie können Zwischenfragen nur an den Redner stel- 
len. 

(Fortgesetzte Heiterkeit) 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Deswegen darf ich 
vielleicht an Sie die Frage richten, Herr Kollege, da 
Sie ja auch zu den Führungsgremien der Koalition 
gehören: Warum nimmt der Herr Bundeskanzler an 
dieser für die Republik so wichtigen Beratung der 
ersten Lesung seines Etats nicht hier im Raum teil? 
Können Sie das eruieren, eruieren lassen und uns 
vielleicht mitteilen lassen oder selbst mitteilen, wo 
sich der Bundeskanzler in den letzten Stunden auf- 
gehalten hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 

[SPD]: Der sitzt mit Herrn Kohl zusammen! 

— Weitere Zurufe von der SPD) 
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(A) Gärtner (FDP): Herr Kollege Haase, ich habe mich 
selbst darum bemüht, wie Sie gesehen haben, mög- 
lichst „meine“ Mannschaft auf die Regierungsbank 
zu bekommen. Ich bin insoweit nicht zuständig, was 
den Bundeskanzler angeht. Ich sage aber aus mei- 
nem Verständnis als Parlamentarier: Wenn die Re- 
gierung einen Haushaltsentwurf einbringt, wäre es 
nicht mehr als recht und billig, wenn die Regierungs- 
bank möglichst insgesamt vertreten wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Ich danke Ihnen!) 

Ich füge aber gleich hinzu, Herr Kollege Haase — 
das wollte ich dem Kollegen Häfele sagen; Sie kön- 
nen sich gerne wieder setzen — : 

(Heiterkeit) 

Während der Rede des Kollegen Häfele hat sich 
auch einer aus Ihrer Fraktion nicht in den Saal ge- 
traut, nämlich der Kollege Geißler, wenn ich das 
richtig sehe. Wenn wir uns schon gegenseitig die 
Frage stellen, wer nicht hier ist 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie einmal. So wichtig es auch sein 
mag, zu fragen, warum der Bundeskanzler nicht hier 
ist: Es sind auch einige andere Kollegen nicht anwe- 
send, die glauben, zum Thema Haushalt eine ganze 
Menge sagen zu müssen, wenn sie draußen reden, 
die jedoch, wenn es darum geht, den Haushalt hier 
zu beraten, nicht hier sind. Das muß man auch se- 
hen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 

(B) von der SPD: Wo ist Herr Kohl?) 

— An Herrn Kohl habe ich zugegebenermaßen nicht 
gedacht. 

Wegen des Anspruches der Redlichkeit, den Sie 
angemeldet haben, Herr Kollege Häfele, will ich 
gleich zu Anfang meiner Rede an Ihre Adresse doch 
einige Fragen nachschieben. 

Sie haben darauf hingewiesen, daß in den letzten 
Jahren, im letzten Jahrzehnt schwierige Operatio- 
nen im Sinne der Belastung der Wirtschaft durchge- 
führt worden seien. Netterweise haben Sie uns dann 
alles in die Schuhe geschoben. Ich will einfach ein- 
mal mit der Aufzählung beginnen: Wenn wir schon 
über Belastungen der Wirtschaft und Probleme der 
Finanzierung reden, sollten wir das in der Renten- 
versicherung geltende bruttolohnbezogene Prinzip 
nicht vergessen. Das haben Sie — zusammen mit 
den Kollegen der SPD — beschlossen. 

(Beifall bei der FDP) 

Boshafterweise hatten wir schon damals recht, als 
wir sagten, daß das auf die Dauer nicht zu finanzie- 
ren sei. 

(Erneuter Beifall bei der FDP — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Herr Kollege Häfele, es gibt noch ein paar Restpo- 
sten aus der Zeit der Großen Koalition. Das haben 
Sie damals zusammen mit den Sozialdemokraten 
beschlossen. Die eindrucksvolle Bilanz hat der Fi- 
nanzminister heute morgen ja auch vorgelegt. Ich 
darf Sie an die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 


erinnern, jedenfalls an die Form, wie sie beschlossen (C) 
worden ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich darf Sie daran erinnern, wer den Rentenversi- 
cherungsbeitrag 1968 von 14 auf 18 % erhöht hat. Das 
waren Sie zusammen mit den Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Häfele [CDU/ 

CSU]: Der ist aber wieder abgeschafft wor- 
den!) 

Und wer hat 1972 kurz vor Auflösung des Bundesta- 
ges mit einer Einstimmenmehrheit noch ein Ge- 
schenk an die Wähler durch die um ein halbes Jahr 
vorgezogene Auszahlung der Renten verteilt? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das war ein 
Fehler! Wir machen doch auch ein paar 
Fehler!) 

— Ich finde es gut, daß wir alle das gemeinsam so se- 
hen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Wir machen 
aber nicht so schwere!) 

— Herr Schäuble, es wäre doch recht günstig, wenn 
wir nicht eine künstliche Diskussion darüber führ- 
ten, ob wir sozusagen ein bestimmtes Ausmaß an 
Gemeinsamkeit haben, was die Schuld für vergan- 
gene Sünden angeht. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Natürlich haben wir immer einen Vorsprung. 

Aber Ihr Beitrag zu den beschlossenen Maßnahmen ( D ) 
ist nicht zu unterschätzen. Ich will z. B. nur ein Pro- 
gramm nennen, das Zukunftsinvestitionsprogramm. 

Ich weiß nicht, ob Sie sich noch an dieses soge- 
nannte ZIP erinnern, 1976, das mit Krediten bezahlt 
worden ist. Wissen Sie, wie sich die Baden-Württem- 
berger darüber gestritten haben, ob sie zustimmen 
sollen? Nicht, weil sie das Programm nicht wollten, 
sondern deshalb, weil ihr Anteil zu gering war. Man 
muß doch zumindest fragen, ob nicht auch die Län- 
derseite das Ihre dazu beigetragen hat. 

Nun noch eine Arabeske, wenn man so will, am 
Rande. Sie reden von Belastungen, die wir der Wirt- 
schaft immer aufbürdeten. Als sich die bayerische 
Staatsregierung über das Thema der Feiertagsrege- 
lung ausgelassen hat, war das ja auch nicht gerade 
ein Ausbund von Verbesserungen der Rahmenbe- 
dingungen der bayerischen Wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 

Schäuble [CDU/CSU]: Wer regiert denn 
hier?) 

— Herr Schäuble, die Frage brauchen Sie gar nicht 
zu stellen. Das sehen Sie ja. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
mal richtig!) 

Man darf auch, Herr Kollege Häfele, über das 
Thema Ehegattensplitting nicht so reden, wie Sie 
das getan haben. Sie haben nämlich den Eindruck 
erweckt, als ob die Einschränkung des Ehegatten- 
splitting den Facharbeiter tatsächlich träfe. Ich 
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(A) kenne bisher keinen Facharbeiter in dieser Repu- 
blik, der 100 000 DM im Jahr verdient. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wenn Sie das Ganze auf der anderen Seite als Steu- 
ererhöhungsprogramm verkaufen wollen, muß ich 
Sie fragen: Wie reden Sie eigentlich mit Ihrem Par- 
teifreund Rommel in Stuttgart? Herr Rommel hat 
auf die Frage, wie die Gemeindefinanzen zu sanie- 
ren seien, gesagt, das müsse über Steuererhöhungen 
gehen. Wir wollten das nicht. Aber es muß doch fest- 
gestellt werden, daß es innerhalb Ihrer Partei eine 
Diskussion darüber gibt 

Herr Albrecht in Niedersachsen stellt die Ergän- 
zungsabgabe zur Diskussion und Disposition. Herr 
Strauß in München geht hin und sagt: Wenn es sein 
muß, kann die Neuverschuldung 1983 auch höher lie- 
gen. Dann können Sie doch nicht hierher kommen 
und sagen, Sie allein wüßten, wo es lang gehe. Ich 
finde, das ist jedenfalls nicht ganz widerspruchs- 
frei. 

Ich meine, Sie können Ihren Kollegen eine ganze 
Menge Ratschläge geben. Aber vielleicht darf ich 
mich mit Ihnen noch ein bißchen unterhalten; denn 
ich finde, das ist sinnvoller, als wenn hier jeder seine 
Rede sozusagen vorliest, egal, was vorher passiert 
ist. 

Hier wird nun gesagt, es müßte alles anders wer- 
den. Ich meine, Sie tragen das wirklich gut vor; das 
Problem ist nur, das staunende Publikum wartet im- 
mer auf den Moment, in dem Sie selbst sagen, was 
' ' geändert werden soll. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich finde, man muß das doch im Parlament ma- 
chen. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Die Regierung hat 
die Führung!) 

— Entschuldigung, Herr Häfele, vielleicht hören Sie 
doch noch einmal zu! 

Man muß das also hier im Parlament machen. Es 
genügt meines Erachtens nicht, daß der Kollege 
Kohl am 27. August an den Deutschen Gewerk- 
schaftsbund schreibt: Das ganze Konzept ist sozial 
unausgewogen; es müßte von allen Schichten der 
Bevölkerung mitgetragen werden; um Sofortmaß- 
nahmen kommt man nicht herum, und man will kon- 
struktiv Zusammenarbeiten. Sie brauchen noch 
nicht zu gehen, Herr Kohl; ich rede noch länger über 
Sie. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Er sagt einfach, mit dem DGB wolle er konstruktiv 
Zusammenarbeiten, aber im Parlament kommt 
keine einzige Vorlage. Warum können wir das nicht 
einmal hier machen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Bundesfinanzminister hat heute morgen zu- 
treffend auf die Sitzung des Haushaltsausschusses 
vom 1. Oktober 1981 hingewiesen. 

(Glos [CDU/CSU]: Reine Unterstellung!) 


— Herr Kollege Glos, Sie werden sich über das wun- (C) 
dern, was ich sagen werde. — In dieser Sitzung hat 

er darauf hingewiesen, daß die CDU/CSU-Haus- 
haltsarbeitsgruppe mit ihren tapferen Mitstreitern, 
angeführt von Obmann Erich Riedl, die Disposi- 
tionsmasse dargestellt und gesagt habe, wo man — 
bis hin zum Verteidigungshaushalt — sparen 
kann. 

(Glos [CDU/CSU]: Das haben wir gesagt!) 

Das Dumme ist nur: Die Kollegen von der CDU/ 
CSU-Haushaltsarbeitsgruppe dürfen sich bei Ihnen 
nicht durchsetzen. Das ist das Problem. 

(Heiterkeit bei der SPD — Zuruf von der 

CDU/CSU: Wieso? — Zuruf des Abg. Dr. 

Friedmann [CDU/CSU] und weitere Zu- 
rufe) 

— Wo sind denn die Einzelvorschläge hier im Ple- 
num des Deutschen Bundestages geblieben, Herr 
Kollege Friedmann? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Im Plenum des Deutschen Bundestages haben Sie, 

Herr Kollege Friedmann, Rechenbeispiele darge- 
stellt, und Sie haben in einigen Fällen, was niemand 
bestreitet, auch recht gehabt. Aber Sie hätten hier 
wenigstens zur Beratung des Nachtragshaushalts 
oder schon damals den Antrag stellen müssen, die 
5 Milliarden — oder was auch immer Sie ausgerech- 
net hatten — einzustellen! Sie können doch nicht 
hingehen und sagen: Da fehlt etwas, aber ich stelle 
nichts ein; da die anderen sich an das gehalten ha- pj 
ben, was Datenmaterial ist, konnten wir doch gar 
nicht anders handeln als so. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 

CSU]) 

— Sie selbst haben dazu relativ wenig auf den Tisch 
gebracht! 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Gärt- 
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord- 
neten Schröder (Lüneburg)? 

Gärtner (FDP): Gern, Herr Kollege Schröder. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Gärtner, darf ich Ihre Aufforderung an uns, Einzel- 
vorschläge zu unterbreiten, so deuten, daß Sie diese 
auf der Grundlage der verbalen Aussagen des Bun- 
deswirtschaftsministers in konkrete Einzelvor- 
schläge zum Haushalt 1983 umsetzen werden? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Gärtner (FDP): Ich möchte Ihnen folgendes sagen: 

Wir werden zum Haushalt 1983 die notwendigen 
Maßnahmen auf den Weg bringen, um einen Haus- 
halt zu fahren, der mindestens das Ziel Nummer 
eins verfolgt, das wohl wir alle haben sollten, näm- 
lich die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
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(A) (Beifall bei der FDP und der SPD und de- 
monstrative Zustimmung des Abg. Dr. Riedl 

[München] [CDU/CSU]) 

Und ich sage: Da ist jeder aufgefordert, Vorschläge 
zu machen. Natürlich kann es nur demjenigen, der 
Vorschläge macht, passieren, daß er kritisiert wird. 
Sie haben es da ein bißchen einfacher; Sie kritisie- 
ren nur. 

Von einem zweiten müssen wir mit Sicherheit 
ausgehen. Das erste Ziel habe ich eben genannt. 
Jetzt nenne ich das zweite Ziel, das darin besteht, 
daß die Sozialversicherungssysteme — was übri- 
gens auch Sie, Herr Häfele, angesprochen haben — 
den geänderten Rahmenbedingungen angepaßt 
werden. Der Herr Kollege Genscher und der Herr 
Kollege Hölscher haben das in der vergangenen Wo- 
che gesagt, und in Teilen hat es auch der Kollege 
Franke am letzten Freitag gesagt. Er ist z. B. sogar 
bereit gewesen, die Erhöhung des Krankenversiche- 
rungsbeitrages der Rentner, die von Ihnen eigent- 
lich als Sündenfall kritisiert worden ist, zu akzeptie- 
ren. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Die habe ich nicht 
kritisiert!) 

— Eben klang es so, als würden wir den Rentnern 
über den Krankenversicherungsbeitrag etwas weg- 
nehmen. Der Kollege Franke ist an dieser Stelle so- 
zusagen eher mit uns Komplize als mit Ihnen. Falls 
ich Sie mißverstanden haben sollte: Ich werde das 
nachlesen und mich bei Ihnen gegebenenfalls in al- 
ler Form entschuldigen. 

(B) (Dr. Häfele [CDU/CSU]: Bitte!) 

Jedenfalls meine ich, daß dann, wenn die Sozial- 
versicherungssysteme umgebaut werden sollten — 
und nur darüber sollten wir meines Erachtens re- 
den; es geht überhaupt nicht um den Abbau von So- 
zialversicherungssystemen, sondern um deren Um- 
bau — , gleichzeitig auch das Thema hinzugenom- 
men werden muß, daß dies auch ausgewogen und so- 
zial verträglich ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Man kann nicht hingehen und nur sagen, daß die 
Veränderungen der Weltwirtschaft oder auch sonsti- 
ger Rahmenbedingungen dazu führen, daß die Fi- 
nanzierung nicht mehr so sicher ist wie damals, son- 
dern muß dann auch sagen, wohin das in der Konse- 
quenz führt. Das heißt auch, daß klar sein muß, was 
es bedeutet, wenn man umbaut. Man darf nicht so 
tun, als sollte über Änderungen sozusagen der Ab- 
bau eingeleitet werden. Ich glaube, das sollten wir 
gemeinsam nicht so stehenlassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der dritte Punkt, der auch ein Generalthema ist, 
betrifft die Eindämmung dessen, was „Staatsver- 
schuldung“ genannt wird und die Haushaltspolitiker 
im Grunde genommen so einengt, daß, um es einmal 
ironisch auszudrücken, unsere einzigen haushalts- 
politischen Spielräume darin bestehen, Wohltaten 
an die zu verteilen, die eigentlich schon Geld haben. 
Diese Kreise haben natürlich mehr von der Kapital- 
marktentwicklung und den steigenden Zinsen als 
diejenigen, die keinen Pfennig haben. 


Man sollte also auch sehen, daß uns die Kreditfi- (C) 
nanzierung in diesem Fall Schwierigkeiten bereitet. 
Deshalb sind wir gezwungen, dort Einhalt zu gebie- 
ten, nicht weil man ideologisch über etwas streitet, 
sondern weil die praktischen Auswirkungen so sind, 
wie ich sie eben geschildert habe. 

Nur verlangt die Forderung nach Konsolidierung 
und weniger Staatsverschuldung Vorschläge, ver- 
langt, daß man etwas auf den Weg bringt, verlangt 
konkretes Einsparen, verlangt Stetigkeit und Kon- 
sequenz, verlangt — dies zum Schluß gesagt — auch 
hier Gerechtigkeit. Man sollte nicht nur einfach spa- 
ren, sondern auch den Versuch unternehmen, daß 
die Gerechtigkeit in diesem Land nicht auf der 
Strecke bleibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Dieses Konzept, um das wir ringen müssen, Herr 
Kollege Häfele, ist auch ein wichtiger Punkt. Das, 
was den Ökonomischen Prozeß in unserem Lande 
bewegt, sind zum einen Fragen von Steuern und Ab- 
gaben. Der eine sagt: positiv, der andere sagt: nega- 
tiv. Über Grenzen kann man diskutieren. Mit Sicher- 
heit bewegt auch in diesem Lande den ökonomi- 
schen Prozeß nach vorn die Tatsache, daß es sozia- 
len Frieden gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Deshalb, so meine ich, müssen wir einen deut- 
schen Weg der Konsolidierung beschreiten. 

(D) 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Es muß nämlich in diesem Land diskutiert und ak- 
zeptiert werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Da kommen wir mit Kopieren nicht weiter. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin- 
gen] [CDU/CSU]: Wir sind für dieses Land 
zuständig!) 

Wir haben die Nachteile von ausländischen Mu- 
stern gesehen. Ich möchte einmal sehen, was Sie uns 
vorwerfen würden, wenn wir uns im Bundestag so 
verhalten hätten wie der amerikanische Präsident. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Schwe- 
den und Dänemark!) 

Sie haben im vorigen Jahr geklatscht, als Herr 
Reagan die Steuern senkte. Ich wundere mich, daß 
Sie dieses Jahr immer noch klatschen, obwohl er die 
Steuern erhöht hat. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Welche Steu- 
ern?) 

Wenn wir das gemacht hätten, wäre das mit Sicher- 
heit zweifelhaft gewesen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nicht 
immer auf das Ausland verweisen!) 

— Nur langsam! Es gibt Sachen, über die man wenig- 
stens im Parlament noch offen reden kann. Das ein- 
zige, was mich bei Ihnen manchmal stört, ist die Tat- 
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(A) sache, daß Sie angeblich schon immer alles besser 
wußten. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Es kann ja wohl auf die Dauer nicht so sein, daß es 
immer nur beim Bundeshaushalt so schlecht ist. 

Wer trägt denn in Schleswig-Holstein die Verant- 
wortung? Ich sehe schon die Wahlprospekte der 
CDU in Schleswig-Holstein für nächstes Jahr vor 
mir. Da wird zum dreizehnten Mal damit geworben, 
daß es in Schleswig-Holstein so gut sei. Es ist aber 
das Land mit der höchsten Verschuldung in der Bun- 
desrepublik! Wer ist denn dafür verantwortlich? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Waren wir das auch? Nach Ihrer Meinung sind wir ja 
für alles verantwortlich, auch dafür, daß wir nicht 
Fußballweltmeister geworden sind. Aber es kann 
auf die Dauer nicht so gehen, daß alles bei uns hän- 
genbleibt, während dort, wo Sie politische Verant- 
wortung tragen, immer die anderen schuld sind. 

Ich habe die Diskussion über das Sparen hier län- 
gere Zeit miterlebt. Als es am Anfang um das Thema 
des Subventionsberichts ging, hat hier eine ver- 
schwindende Minderheit im Plenum gesessen. Es 
waren mehr Aufpasser als Sparer vorhanden, als zu 
diesem Thema diskutiert wurde. Der Haushaltsaus- 
schuß hat — ich habe beinahe den Eindruck: aus 
weiser Voraussicht — am 58. Todestag von Franz 
Kafka das Subventionshearing begonnen. Die Frage 

(B) ist nur, ob das, was dort ablief, „Prozeß“ oder „Urteil“ 
war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das war ein hervorragendes Ereignis. Die Creme 
der deutschen Wirtschaftswissenschaften, die 
Creme der deutschen Industrie, die Creme der Ban- 
ken waren vertreten. Jeder wußte, wo gespart wer- 
den könntet Jeder wußte aber auch ganz genau, wo 
bei dem anderen gespart werden kann. 

Als man dann solche unsittlichen Hinweise gab 
wie den, ob man nicht ein gutgehendes Unterneh- 
men wie beispielsweise Airbus Industry finanzieren 
könne, wurde gesagt: So weit geht das ja nicht; wir 
können an der Stelle nicht einspringen; das sollte 
der Staat machen! — Das sind dieselben Leute, die 
uns „Staatsinterventionismus“ vorwerfen. Ich wun- 
dere mich, daß das nicht auch im Zusammenhang 
mit der AEG gesagt wird. Das aber sind genau die- 
selben — hier wird die Frage der Glaubwürdigkeit 
aktuell — , die vorher sagen: Wir müssen sparen. Der 
Bundesverband der Deutschen Banken sagt: Man 
muß sparen quer über alles. 

Das sind auch so Sachen. Als im Rahmen der er- 
sten Sparoperationen vom Subventionsabbau im Zu- 
sammenhang mit dem Privileg der Sparkassen oder 
der Genossenschaftsbanken zu hören war, sind alle 
im Dreieck gesprungen und haben gesagt: Das kann 
man doch wohl nicht ernst nehmen. Ich finde, das ist 
ein Problem, bei dem unser Ansehen draußen leidet. 
Das ist ja auch die Frage nach der Glaubwürdigkeit 
des Parlaments. — Herr Kollege Hackel, wenn Sie 


noch einmal anfangen, wiederhole ich das Thema (C) 
der Berlin-Subventionen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu- 
rufe) 

— Ich will zu einem sachlichen Thema zurückkom- 
men: Wie weit ist ein Interessenverband in der Lage, 
einen selbständigen Vorschlag zu machen. Beim 
Hearing zum Subventionsabbau war der Beitrag des 
Deutschen Industrie- und Handelstages der einzige, 
dessen Resultat in Mark und Pfennig ausgedrückt 
werden konnte. Das betraf die Kürzung der Subven- 
tionen für die Außenhandelskammern um 10 %; der 
Betrag belief sich auf 2,5 Millionen DM. Es war 
schon erstaunlich, daß das am Ende herausgekom- 
men ist. Einige andere Subventionsempfänger wa- 
ren nicht anwesend, wie der Vorsitzende zutreffend 
gerügt hat. Ich weiß nicht, wie die von Ihnen jetzt be- 
handelt werden, aber ich erwarte diesbezüglich noch 
ein paar Vorschläge. 

Herr Häfele, Sie haben heute über das Thema In- 
vestitionsförderung im Sinne einer Umschichtung 
des Haushalts gesprochen. Wir haben vorige Woche 
ja schon einmal über dieses Thema diskutiert, ich 
muß mich insofern leider wiederholen. Sie haben ja 
auch den Bundesrat zitiert, der gesagt hat: Das, was 
hier vorliegt, ist ja kein richtiges Sanierungskon- 
zept. — Da wir ja nicht mal das kleine Stück bezüg- 
lich der Beamtenbesoldung machen dürfen, weil Sie 
das ablehnen, frage ich mich natürlich immer wie- 
der, wie das auf den Weg kommen soll, wenn alle 
vom Umschichten von konsumtiven in investive Be- 
reiche reden und wenn gleich beim ersten Schritt ge- (D) 
sagt wird: Das geht nicht, hier schon gar nicht. — 

Herr Kollege Häfele, ich meine, wir sollten gemein- 
sam versuchen, das noch einmal zu überprüfen. Der 
Bundesrat hat an der Stelle eine Chance, noch ein- 
mal über sein Papier vom 6. August nachzuden- 
ken. 

Über das Thema, wie hoch die Kreditfinanzierung 

— wie wir das nennen — sein darf, gibt es ja inner- 
halb der Wissenschaft Gott sei Dank einen riesigen 
Streit. Ich muß sagen, daß ich selten so enttäuscht 
worden bin; denn zu diesen Themen kommt von der 
Wissenschaft relativ wenig. Bei dem Thema Investi- 
tionsbegriff hatten wir schon einmal so ein Erlebnis. 

Dazu ist ein relativ dickes Papier herausgekommen; 
das Ergebnis war gleich Null. Jeder sagte nämlich: 

Man kann es auch ganz anders sehen. 

Dasselbe gilt wohl für die Frage, in welcher Grö- 
ßenordnung ein Haushalt kreditfinanziert werden 
darf. Es gibt Leute, die sagen: 2 bis 3 % im Verhältnis 
zum Bruttosozialprodukt sind ausreichend. Wenn 
man sich das genau ansieht, dann ist eigentlich noch 
sehr solide finanziert worden, jedenfalls wenn man 
dem Glauben schenken darf, was die Wissenschaft 
sagt. Nichtsdestoweniger ergibt sich aus dem vorher 
Gesagten, daß wir uns verstärkt darum bemühen 
müssen, die Kreditaufnahme zu verringern. 

Herr Kollege Häfele, ich weiß nicht, ob Sie in To- 
ronto waren. — Ich bedaure das insoweit. Dort hätte 
man vielleicht von einigen Staaten dieser Welt ler- 
nen können, wie man mit Problemen fertig wird. Ich 
will nicht, daß wir diese Probleme auch haben, aber 
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(A) wir als Weiße hätten vielleicht auch einmal gemerkt, 
daß wir auf dieser Welt eigentlich eine Minderheit 
sind. Wie wir uns manchmal benehmen, macht man- 
che ja nachdenklich. 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Dafür 

brauche ich nicht nach Toronto zu fah- 
ren!) 

— Nein, das Schlimme ist nur: Es gibt viele Sachen, 
die Sie offenbar wissen; ob Sie sie auch begriffen ha- 
ben, ob Sie sie jemals vor Augen hatten, wage ich 
manchmal zu bezweifeln. Man lernt eben mehr, 
wenn man auch einmal nach draußen geht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Häfele hätte das mit Goethe gesagt; 
Sie hätten sehr wahrscheinlich darauf hingewiesen, 
daß Reisen bildet. Ich sage das ein bißchen an- 
ders. 

Ich wollte Ihnen nur sagen: Es wäre zumindest 
nachdenkenswert, sich die Situation dieser Länder 
einmal anzusehen. Wenn Sie sich ein exportorien- 
tiertes Land ansehen, das so viel draußen verkauft 
— wir verschenken ja nichts; wir verkaufen ja nicht 
zu Selbstkostenpreisen, sondern mit Gewinn — wie 
wir, dann muß man doch nüchtern zu der Überle- 
gung kommen, daß nicht alle unsere teuren Pro- 
dukte zu unseren Preisen abnehmen können, wenn 
es draußen noch schlechter aussieht. Das kann gar 
nicht anders sein. Deshalb muß man zu einer ge- 
meinsamen Aktion kommen, die auch diesen Län- 
dern hilft, ihre Finanzprobleme zu bewältigen, wenn 
wir nicht wollen, daß die internationalen Finanz- 
märkte pleitegehen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das wollen 
wir doch nicht!) 

— Nein, das heißt doch nur, daß nicht jeder auf die- 
ser Welt seinen eigenen Weg gehen kann; er kann 
nicht so tun, als passierte um ihn herum nichts. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Gerade wir müssen doch wissen, daß es ein Großteil 
von Problemen in unserem Lande gibt. Ich füge ganz 
bewußt in Klammern hinzu, daß Probleme in unse- 
rem Lande auch von uns selbst zu verantworten 
sind. 

(Beifall des Abg. Haase [Kassel] [CDU/ 
CSU]) 

— Lauter, Herr Haase! — Aber man muß doch ge- 
nauso sehen, daß ein Teil unserer Probleme dadurch 
verursacht wird, daß bestimmte Branchen vom 
Wettbewerb her Belastungen ausgesetzt sind, die 
wir in Teilen auch selbst produziert haben. Wer hat 
denn die Stahlwerke, die eigenen Unternehmen, ir- 
gendwo draußen verkauft? Heute sagen Sie: Daß 
diese Anlagen auch noch produzieren, ist ja uner- 
träglich. Man muß, wenn es dazu kommt — wie z. B. 
bei Stahl und Textil — , einfach sehen, daß das natür- 
lich Probleme bringt. Das heißt schlicht und einfach, 
daß man nicht so tun kann, als ob alles in diesem 
Lande nur hausgemacht sei. 

Ich will ja nur sagen, daß man sich an die Lösung 
der Probleme nicht nur nach dem Motto heranrob- 
ben kann: Wir gucken uns in unserem Land um, wie 


es aussieht; dann können wir die Probleme mit ei- (C) 
nem Federstrich lösen. — Eben das können Sie 
nicht. Wenn Sie die internationalen Finanzmärkte 
einbeziehen, werden Sie meines Erachtens in Zu- 
kunft sehr viel vorsichtiger verfahren müssen, als es 
geschieht, wenn Sie nur hier im Lande umgehen und 
so tun, morgen werde schon wieder alles gehen, 
wenn das in Ordnung gebracht werde, was an ir- 
gendeiner Ecke fehle. 

Sicherlich — darauf hat Herr Kollege Häfele zu 
Recht hingewiesen — ist der Einzelplan 32 — Bun- 
desschuld — das unangenehmste Thema, über das 
ein Haushälter redet. Es ist der Einzelplan mit dem 
kürzesten Vorwort und, wie ich glaube, auch mit den 
wenigsten Mitarbeitern. Dort sind, wie ich glaube, 
nur 302 Mitarbeiter ausgewiesen. Dieser Einzelplan 
hat jedoch die größten Ausgabensteigerungen. Die 
Entwicklung des wirtschaftlichen Wachstums führt 
uns natürlich, wie ich schon einmal sagte, auch in die 
Umverteilungsdiskussion in diesem Lande. Man 
sollte fairerweise auch diese Diskussion mit den Ge- 
werkschaften führen. Was habe ich im Grunde ge- 
nommen politisch dagegen, wenn ein Gewerk- 
schaftsführer von mir ein 50-Milliarden-Programm 
verlangt? Eigentlich könnte ich es mir ganz einfach 
machen und sagen: Es kommt im Grunde gar nicht 
mehr darauf an, welchen Umfang das Programm 
hat. Es kostet mich ja relativ wenig. — Wenn ich 
dann aber sehe, daß derjenige, der wirklich etwas 
von einer Umverteilung hat, auch jetzt schon Geld 
hat, so würde ich das zumindest für nachdenkens- 
wert halten. Ich habe bei einer Vertrauensleutekon- 
ferenz einmal gesagt — ich gebe zu, das ist eine Sot- 
tise — : Wenn es stimmt, daß die Bank für Gemein- 
wirtschaft daran verdient, so muß es deshalb noch 
nicht sozialdemokratisch sein. 

(Zuruf des Abg. Walther [SPD]) 

— Herr Kollege Walther, Sie sind doch ein verträgli- 
cher Nordhesse. 

(Heiterkeit) 

Zumindest an der Stelle muß man zu dieser Frage so 
etwas doch einmal sagen dürfen. Es ist ja auch in der 
Auswirkung erkennbar. Mit den Hessen reden wir 
doch wirklich noch gut. Das ist doch hier mindestens 
anders. 

(Kühbacher [SPD]: Die Dresdner Bank ver- 
dient nichts! Das ist das Problem!) 

Wenn man sozusagen ein Kreditprogramm für 
die Inhaber von Festgeldkonten macht, so bringt das 
nicht viel. Ich würde im Blick auf dieses Thema fast 
die Behauptung wagen: Wenn ich über die Senkung 
der Kreditzinsen versuche, es den Hypothekenbesit- 
zern zu erleichtern, ihre Schuld zu bezahlen, so er- 
gibt das netto mehr als die nächste Tariferhöhung. 

Das wäre zumindest ein Punkt, der uns in dieser 
Frage Leitpunkt sein muß, wenn die Beratungen 
über die nächsten Haushaltspositionen auf den Weg 
kommen. Es sollte also nicht der leichteste Ausweg 
gewählt werden, weil der leichteste Ausweg — das 
wird, wie ich finde, an diesem Punkt deutlich — für 
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(A) die Betroffenen eher zu einer Art Holzweg werden 
kann. 

(Kühbacher [SPD]: Darin sind wir uns ei- 
nig!) 

— Ich hebe gerne hervor, daß die sozialdemokrati- 
schen Haushälter in dieser Frage mit mir völlig ei- 
ner Meinung sind. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Einer! — Dr. 

Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ein Muti- 
ger!) 

— Nein, es gibt noch mehr. Warum kann man denn 
über so etwas nicht einmal diskutieren? Warum muß 
das immer so vorgestanzt sein? Ich werfe Ihnen das 
gar nicht vor. Was ich Ihnen allerdings vorwerfe, ist, 
daß man bei Ihnen, wenn es ein paar verschiedene 
Äußerungen gibt, leider nicht abstimmen kann. Das 
ist der einzige Punkt. Bei den Kollegen von der SPD 
weiß ich, daß man mit ihnen etwas richtig abstim- 
men kann. Sie schlucken auch manches — das gebe 
ich zu — ; wir tun das auch. Bei Ihnen ist das im Au- 
genblick noch nicht praktisch geworden. Vielleicht 
versuchen Sie es einmal. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Ich will noch einen Punkt ansprechen, weil ich fin- 
de, daß man auch darüber vorurteilsfrei reden kön- 
nen muß. Ich meine das Thema Investitionen. Bei 
uns geistert immer die Vorstellung herum, daß Inve- 
stitionen das Beste auf dieser Welt wären, was es 
überhaupt nur gibt. Ich bezweifle, ob bei Aussagen in 

(B) diesem Sinne in allen Fällen immer gerechnet wird. 
Wir rechneten beispielsweise in das Bruttosozialpro- 
dukt die Fernstraßenneubauten positiv ein. Jetzt 
rechnen wir auch noch die Lärmschutzwände positiv 
ein. Dies ist ein Punkt, bei dem man sich fragen muß, 
ob man es nicht auch anders hätte machen können, 
ob nicht ein bißchen weniger vielleicht mehr gewe- 
sen wäre. Stellen wir uns die Frage in bezug auf die 
Investitionen — ich kann das ja, abweichend von der 
Mehrheit meiner Fraktion, mit Fug und Recht sagen 

— z. B. im Zusammenhang mit dem berühmten 
Kalkar- Reaktor, der in Betrieb genommen werden 
soll oder auch nicht. Wenn Sie in Ihrer Entschlie- 
ßung fordern, daß für dieses Projekt 1,5 Milliarden 
DM zugelegt werden — beispielsweise aus dem Ein- 
zelplan 30: Forschung und Technologie — , weil die 
Finanzierungsdefizite offenbar sind, dann müssen 
Sie, Herr Häfele, auch Ihren schwäbischen Tüftlern 

— wenn ich es einmal so locker sagen darf — erklä- 
ren, daß sie für Kalkar opfern. Ob es sinnvoll, wirk- 
lich sinnhaftig ist, dem Kreativitätspotential weithin 
Forschungsgelder wegzunehmen, um sie in etwas 
hineinzustecken, wovon heute noch niemand richtig 
weiß, ob das Ding überhaupt läuft, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

ist doch sehr die Frage. Darüber, so meine ich, sollte 
man vorurteilsfrei reden. 

Am Ende will ich noch kurz sagen — Sie werden 
sonst wahrscheinlich danach fragen — , wie wir uns 
die weiteren Beratungen vorstellen. Ich meine, wir 
sollten ein Stück Einigkeit darüber erzielen, daß wir 


heute nicht mehr nur die alten Instrumente anwen- (C) 
den können. Es kann mir heute keiner mehr erzäh- 
len, daß auf dieser Welt alles nur Unwissende sind 
und nur die Deutschen wissen, wie der Weg der Zu- 
kunft aussehen soll. Es gibt auf dieser Welt nieman- 
den mehr, der irgendein Patentrezept anzubieten 
hat. Wir sollten versuchen, gemeinsam die Aufgabe 
zu bestehen, vor dem Wähler zu verkünden, daß wir 
das, was Herr Häfele am Anfang gesagt hat, gemein- 
sam hinkriegen, nämlich den Anspruch zu verwirkli- 
chen, realistische Politik zu formulieren, wenn wir 
uns über Konzepte vorurteilsfrei streiten. Allerdings 
bitte ich sehr darum, daß Sie, Herr Kollege Häfele, 
und Ihre Kollegen, die nach Ihnen reden werden, we- 
nigstens dem Prinzip gerecht werden, das Sie am 
Anfang formuliert haben: eine konkrete Alternative 
anzubieten. Uns fehlt es nicht an Mut, etwas zu ma- 
chen. Wir würden nur gerne wissen, was Sie machen 
würden, wenn Sie mutig wären. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich wünsche uns jedenfalls allen, also meinen 32 
Kollegen im Hauhaltsausschuß, eine schöne Be- 
schäftigung. Es wird uns natürlich leid tun, daß wir 
das Plenum in dieser Zeit nicht sehen werden. Aber 
vielleicht gibt es dort oben auch eine Welt, die uns 
gemeinsam gefällt. Jedenfalls sollten wir bei diesem 
ganzen Geschäft die Nerven behalten. — Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Carstens (Emstek). (D) 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie wird 
wohl einem Finanzminister zumute sein, der einen 
Haushalt einbringt, von dem er genau weiß, daß er 
vorne und hinten nicht stimmt, und dem er auch 
noch bescheinigt, daß er der Wahrheit und der Klar- 
heit entspricht? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU] und Glos 
[CDU/CSU]: Er sagt, er sei stocksolide!) 

Meine verehrten Damen und Herren, ich nehme an, 
daß er sich als der Verantwortliche für die Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland nicht wohl fühlen 
wird. Der Haushaltsentwurf 1983 ist jedenfalls nicht 
wahr und nicht klar und auch nicht „stocksolide“, 
meine verehrten Damen und Herren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wohl aber ist das deutsche Volk auf die Politik dieser 
Bundesregierung stocksauer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen darf ich jetzt feststellen, Herr Kollege 
Haase, daß der Herr Bundeskanzler es immer noch 
nicht für nötig befunden hat, hier im Plenum anwe- 
send zu sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hoffentlich 
kommt er nie mehr wieder! — Zurufe von 
der SPD: Wo ist denn Herr Kohl?) 

Herr Minister Lahnstein, Sie und die von mir per- 
sönlich sehr geschätzten Haushaltskollegen Wal- 
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(A) ther und Gärtner führten eine geradezu gespensti- 
sche Debatte. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ganze Volk betrachtet die weitere Entwicklung 
in unserem Lande mit Sorge und Bitternis, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie aber scheuen sich nicht, immer wieder neue fi- 
nanzpolitische Märchen und Ausreden aufzuti- 
schen: 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weltwirtschaftliche Probleme, tiefgreifende Umwäl- 
zungen und wie die Gründe alle heißen. Ich weiß 
nicht, woher Sie überhaupt den Mut dazu nehmen. 
Es sind im Grunde alles faule Ausreden für Ihr poli- 
tisches Versagen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Schon oft gab es in der Vergangenheit weltweite 
Krisen, mit denen unser Land fertig werden mußte. 
Ich denke an die Korea-Krise, ich denke an die 
Kuba-Krise. Es ist nicht das erste Mal, daß die Zin- 
sen in den Vereinigten Staaten erheblich höher sind 
als bei uns. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Genau!) 

Zu allen Vorkommnissen in der Welt wissen Sie et- 
was zu sagen, nur Ihr eigenes Haus haben Sie nicht 
in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(B) Spüren Sie denn immer noch nicht, was im Volke vor 
sich geht? Sie brauchen sich gar nicht zu wundern, 
wenn man Ihnen kein Wort mehr glaubt. 

Im Grunde ist es noch schlimmer. Das Volk achtet 
schon gar nicht mehr darauf, was Sie überhaupt sa- 
gen. Es ist dem Volk fast gleichgültig, was Sie vortra- 
gen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

weil man Ihnen überhaupt nicht mehr glaubt, weil 
man Ihnen überhaupt nichts mehr zutraut. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Das ganze Volk hört jetzt zu!) 

Ständig nennen Sie falsche Zahlen. Zu Beginn des 
Haushalts sieht es immer anders aus als am Ende 
der Beratungen. Das stimmt auch wieder für 1983. 
Jeder von uns weiß, daß etwa 10 Milliarden fehlen 
werden. — Herr Kollege Gärtner, das hat mit Bes- 
serwisserei nichts zu tun. Das wissen nicht nur wir, 
sondern das wissen auch Sie. Und der Finanzmini- 
ster weiß es. Das ist doch der Vorwurf, den wir Ihnen 
machen: daß Sie hier die Unwahrheit sagen. 

Das betrifft genauso die Aussagen von Finanzmi- 
nister Lahnstein zum Thema der staatlichen Neu- 
verschuldung. Er erklärte, daß wir bei der j ährlichen 
Neuverschuldung noch relativ gut dastünden. Herr 
Kollege Häfele hat eben die Zahlen, die Vergleiche 
mit den Vereinigten Staaten angesprochen. Es gibt 
aber auch andere Vergleichszahlen. Wir stehen — 
im Vergleich Bruttosozialprodukt/Neuverschuldung 
— mit 5% schlechter da als Frankreich mit 3%, Groß- 
britannien mit 2,2%, Kanada mit 2,2%, die Vereinig- 


ten Staaten mit 2,9% und Japan mit 3,4%. Übertrof- (C) 
fen wird die Bundesrepublik lediglich von Däne- 
mark, Belgien und Italien. Alle anderen Länder, die 
vergleichbar sind, stehen besser da als wir. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Herr Kollege, 

Mexiko!) 

Dann sagte der Herr Finanzminister, man müsse 
schon Verständnis für eine vorübergehende Neuver- 
schuldung haben. Darum kann es doch überhaupt 
nicht gehen. Seit 1974 verschulden wir uns Jahr für 
Jahr neu mit einer Summe um 30 bis 40 Milliarden 
DM. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß Herrn Finanzminister Lahnstein vorwer- 
fen, daß er die Chance nicht genutzt hat, als neuer Fi- 
nanzminister eine neue Finanzpolitik zu beginnen. 

Er führt die miserable Schuldenpolitik seiner Vor- 
gänger zum Schaden des Volkes unbeirrt fort — lei- 
der, muß ich sagen. Mit dieser Politik hat man eine 
blühende Wirtschaft zerstört, hat man eine solide Fi- 
nanzstruktur zerstört. Und es war gewollt, Herr Kol- 
lege Häfele, wie Sie ausgeführt haben. Das war das 
Programm der SPD, das Langzeitprogramm: in der 
Strukturpolitik und bei der Investitionslenkung. Bei 
all diesen Themen wurde deutlich gesagt, daß man 
diese Politik anstreben würde. Das heutige Dilemma 
kommt also nicht von ungefähr. Es hatte Plan und 
Methode. Systematisch wurden die Staatsleistungen 
ausgeweitet, bis auch der letzte Zufall in Sicherheit 
umgewandelt war. 

(Zuruf von der SPD) 

Eine selbstgefällige Politik, zu der es keine Alterna- 
tiven zu geben schien. Die Ängste der kleinen Leute 
wurden durch den Mut der Großen zum Schulden- 
machen verdrängt. 

Ich habe mich in den letzten Tagen oft gefragt, wo- 
her Sie überhaupt das moralische Recht genommen 
haben, diese Schuldenpolitik zu betreiben. Sie haben 
eine Wirtschaft übernehmen können, Sie haben ein 
Land übernehmen können, welches prächtig gedieh, 
welches eine starke Wirtschaft hatte. Der Aufbau 
nach dem Kriege war im Grunde genommen zu- 
stande gebracht worden durch die Leistungsfähig- 
keit des deutschen Volkes — ohne Kreditaufnahme. 

Es war nicht ganz ohne Kreditaufnahmen, aber Sie 
nehmen jetzt alle vier, fünf Monate mehr Kredite 
auf, als CDU/CSU-geführte Regierungen in 20 Jah- 
ren zusammen aufgenommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hatten Wirtschaftsblüte, Arbeitslosigkeit gab es 
nicht, wir hatten ständiges Wachstum. Jetzt haben 
Sie Schulden und Arbeitslosigkeit. 

Vizepräsident Dr. Windelen: Herr Abgeordneter 
Carstens, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Hoffmann? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Nein, ich habe nur 
eine Viertelstunde. 

Wir haben dieses Instrument der Staatsverschul- 
dung unsererseits nicht angesetzt. Sie haben das 
moralische Recht für sich in Anspruch genommen, 
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(A) Ihre Politik mit Schulden auszubauen. Die Haupt- 
verantwortung hierfür liegt letztlich beim Bundes- 
kanzler. Wenn man davon gesprochen hat, den öf- 
fentlichen Korridor ausweiten zu wollen, dann 
glaube ich sicher, daß letztlich damit bezweckt wer- 
den sollte, eine Art von demokratischem Sozialis- 
mus bei uns zu verwirklichen. Das war der Sinn die- 
ser Politik. Das stand immer dahinter. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Hauptdrahtzieher dieser Theorie war der jet- 
zige Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese ist schmählich gescheitert, so wie sie überall 
scheitern wird, wo man sie einzusetzen wagt. 

Die Arbeiter in Deutschland haben mittlerweile 
die Nase voll von dieser Politik und laufen der SPD 
davon. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben längst festgestellt, daß die SPD nur vor- 
gibt, Arbeitnehmerinteressen zu vertreten. In Wirk- 
lichkeit passiert genau das Gegenteil. Das haben die 
Arbeitnehmer gespürt, und deswegen bekommt die 
SPD bei Meinungsumfragen und bei Wahlen nur 
noch gute 30 oder 35%. Das scheint mir auch das 
richtige Maß dafür zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 

(B) SPD) 

Die Wirtschaft konnte sich nicht mehr weiterent- 
wickeln, weil die Staatsquote um 10% anstieg, was 
bei einem Bruttosozialprodukt von 1,6 Billionen DM 
bedeutet, daß zusätzlich 160 Milliarden DM durch öf- 
fentliche Kassen geleitet werden und nicht mehr 
von denen ausgegeben werden können, die dieses 
Geld in Wirklichkeit verdient haben. 160 Milliarden 
DM, das ist eine unwahrscheinlich hohe Summe. 
Alle Ausgaben der Gemeinden zusammengenom- 
men belaufen sich im Jahre 1981 nur auf 148,5 Milli- 
arden DM. Eine solche Umverteilung hat stattgefun- 
den. 

Der Finanzminister hat heute morgen zum Aus- 
druck gebracht, daß der Staat nur wenig Möglichkei- 
ten hat zu investieren. Wenn er also 160 Milliarden 
DM mehr über seine Kassen laufen läßt, braucht 
man sich nicht zu wundern, wenn die Investitionen 
Zurückbleiben, wenn keine Vorsorge für die Zukunft 
getroffen wird und eben auch keine Arbeitsplätze 
mehr geschaffen werden und die Arbeitslosigkeit in 
unserem Lande deswegen ansteigt. 

Die Auswirkungen auf die Bevölkerung sind 
schlimm. Wir gehen jetzt auf mehr als 2 Millionen 
Arbeitslose zu. Die Reallöhne sinken. Bei etwa 4% 
Lohnerhöhung und einer Inflationsrate von über 5% 
sinken eben die Reallöhne. Und es wird denen, die 
ein Häuschen gebaut haben, immer schwerer ge- 
macht, die Abträge noch zu zahlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 


Viele Arbeiter müssen bei dieser Politik ihr selbstge- (C) 
bautes Haus verkaufen, können es nicht mehr hal- 
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist un- 
sozial!) 

Das ist die Sozialpolitik der SPD/FDP-Regierungs- 
koalition! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und wieviel Leid und Elend wird über Familien- 
betriebe gebracht! 15 000 Betriebe geraten in Kon- 
kurs. Wie viele kämpfen wohl ums Überleben, und 
wie viele Arbeitskräfte haben Angst davor, durch 
Konkurs in Zukunft in Arbeitslosigkeit zu geraten! 

Das ist Auswirkung Ihrer Politik. 

Das Schlimme ist, daß sich die Opfer, die die Be- 
völkerung zu bringen hat, nicht lohnen, nicht aus- 
zahlen. Bei Ihrer Politik wird die Arbeitslosigkeit 
weiter wachsen, wird die Wirtschaftsschrumpfung 
weiter zunehmen. Die Opfer, die die Menschen brin- 
gen, gehen drauf für Zinsen und für die Mehrkosten 
der Arbeitslosigkeit. Deswegen ist es so beschä- 
mend, diese Politik immer wieder vertreten zu müs- 
sen. Ich wundere mich deswegen auch gar nicht, daß 
der Kanzler es sozusagen nicht wagt, hier im Ple- 
num dabei zu sein, sich die Vorwürfe anhören zu 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Er schämt sich!) 

Die Wirtschaft schrumpft, obwohl man sich Mühe 
gibt. Die Bevölkerung hat kein Vertrauen mehr. Das, ^ 
was mir am meisten aufgefallen ist und was ich für 
das Bedeutendste halte in dem Brief von Herrn 
Staatssekretär Schlecht an den Kanzler, war folgen- 
der Satz — ich zitiere mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten — : 

Damit hält die Wachstumsstockung seit nun- 
mehr zwei Jahren an, obwohl sich inzwischen 
wichtige Rahmendaten für die wirtschaftliche 
Entwicklung gebessert haben. Hieraus wird im- 
mer deutlicher, daß die zyklischen Ablaufmu- 
ster der Vergangenheit offenbar nicht mehr gel- 
ten. 

Dadurch, daß das Volk kein Vertrauen mehr hat in 
die Politik dieser Regierung, ist es sogar gelungen, 
den bislang absolut zuverlässigen Konjunkturzy- 
klus kaputtzumachen. Normalerweise müßte es mal 
wieder bergauf gehen. Aber das Volk hat einfach 
kein Vertrauen, und solange diese Regierung am 
Ruder sein wird, werden wir auch keine wirtschaftli- 
che Entwicklung nach vorwärts erleben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierzu eine sehr wichtige, eine beängstigende 
Zahl: Es hat bei der Kreditgewährung an die inländi- 
schen Nichtbanken, also an die Privaten, im ersten 
Halbjahr nur ein Volumen von 30 Milliarden DM ge- 
geben. Das ist das absolut geringste Volumen seit 
1970, einschließlich 1973. Die private Kreditauf- 
nahme hat sich gegenüber 1981 glatt um die Hälfte 
verringert. Wenn das keine Superrezession gibt, 
dann weiß ich nicht, wie sich Wirtschaften heute 
noch entwickeln. 
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Carstens (Emstek) 

(A) Wenn in diesem Zusammenhang z. B. in Wahl- 
kundgebungen in Hessen zum Ausdruck gebracht 
wird: Wartet ihr erst einmal ab, was euch passiert, 
wenn die CDU/CSU regiert, so kann ich dazu sagen, 
daß wir wissen, daß wir von der Bevölkerung Opfer 
erwarten müssen. Wir haben konkrete Vorschläge 
bezüglich der linearen Kürzungen bei staatlichen 
Ausgaben und bei den Subventionen gemacht. 

(Wehner [SPD]: Nennen Sie mal welche! — 

Zuruf von der SPD: Welche? — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

Dazu stehen wir, dazu standen wir, und dazu werden 
wir auch in Zukunft stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wo ist das konkret?) 

Wir wissen auch, daß wir dem Volk diese Kürzun- 
gen zumuten können, 

(Kühbacher [SPD]: Welche denn?) 

weil das Volk dann die Hoffnung haben kann, daß es 
zu einer gesunden wirtschaftlichen Entwicklung 
kommt, die dann, wenn sie schnell greift, verhindert, 
daß es zu weiteren Kürzungen im Sozialbereich, zu 
weiterem Anstieg der Arbeitslosigkeit kommt, wie 
das bei Ihrer Politik in den nächsten Jahren unter 
Garantie weiter der Fall sein würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen, daß Freiräume für die Wirtschaft ge- 
schaffen werden müssen. Wir wollen nicht kürzen 
um den Kürzens willen — darum geht es nicht — , 
sondern wir wollen Freiräume für die Wirtschaft 
schaffen, damit sich eine neue Kraft für Privatinve- 
stitionen, aber auch für öffentliche Investitionen 
entfaltet. Nur hierüber kann es in Zukunft zu neuen 
Arbeitsplätzen, zu einem Wachstum der Wirtschaft 
kommen. Nur so können wir das soziale System un- 
seres Landes auf Dauer sichern, und darauf kommt 
es an. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Ein konkreter Vorschlag!) 

Diese Zuversicht können wir der deutschen Bevöl- 
kerung mit unserer Politik vermitteln. Die deutsche 
Bevölkerung will wohl hart zupacken, sie will mit- 
machen, sie wartet nur darauf, daß ordentliche Poli- 
tik gemacht wird. Das deutsche Volk hat Geist und 
Verstand, will arbeiten und kann arbeiten, aber es 
muß die passende Politik gemacht werden, damit die 
Fähigkeiten des deutschen Volkes auch freigelegt 
werden, und das wird nicht passieren, solange Sie re- 
gieren, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 

Ist ja gut: Du wirst Staatssekretär und 

brauchst dich nicht mehr zu profilieren!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Carstens hat soeben davon ge- 
sprochen, daß die Zahlen am Ende eines Jahres im- 
mer anders als zu Beginn eines Jahres aussehen. Ich 
will zwei Beispiele dafür nennen, damit Sie dann 
auch sehen, wie die Prognose -Trefferquote insge- 


samt aussieht. Es war zu einer Zeit, als Karl Schiller (C) 
und Franz Josef Strauß Minister waren, und an dem 
Sachverstand der beiden Herren werden Sie sicher- 
lich nicht zweifeln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren noch 
Zeiten!) 

Im Jahre 1967 schätzten die Institute ein reales Wirt- 
schaftswachstum von 2,5 %, der Sachverständigenrat 
von 3%, die Bundesregierung von 2 %. Nach Ende des 
Jahres war es ein Minus von 0,1%. 

(Clemens [CDU/CSU]: Unfähigkeit der Re- 
gierung!) 

— Die Unfähigkeit würde ich dem damaligen Fi- 
nanzminister Franz Josef Strauß an Ihrer Stelle 
nicht unterstellen. 

(Kühbacher [SPD]: Wer war der Zwischen- 
rufer? Die Karriere ist zu Ende!) 

Im J ahre 1969 — das sage ich, damit Sie sehen, daß 
es auch andersherum gehen kann — schätzten die 
Institute einen realen Anstieg um 3,5 %, der Sachver- 
ständigenrat von 4,5% und die Bundesregierung von 
4,5%. Das Ergebnis nach Abschluß des Jahres war 
ein Plus von 7,9 %. Sie sehen daran, daß es zu den ver- 
schiedensten Zeiten, wenn man sich dies zusam- 
mennimmt, und in den verschiedensten Situationen 
unterschiedliche Trefferquoten in der volkswirt- 
schaftlichen Prognose gab. 

Der Kollege Carstens hat davon gesprochen, daß 
unsere Bevölkerung wohl einiges gemerkt habe. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Eine ganze 
Menge mehr als einiges!) 

Was sie aber auch will, Herr Kollege Carstens, ist, 
daß die Abgeordneten, nämlich wir, sachlich und mit 
Augenmaß gerade in der Finanzpolitik vorange- 
hen. 

Der Herr Bundsfinanzminister hat diese Politik 
heute morgen genau dargestellt. Sie verfolgt den 
Weg der Mäßigung und der Vernunft zwischen der 
Hasardeurforderung nach fast unbegrenzter Kredit- 
aufnahme 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Was halten Sie 
vom Wirtschaftsminister?) 

und den Dr.-Eisenbart-Rezepten von einem fast un- 
begrenzten, Herr Häfele, Kaputtsparen — so kann 
man dies nennen. 

Uns geht es darum, den Haushalt mittelfristig 
durch Verminderung der Kreditaufnahme schritt- 
weise zu konsolidieren, ohne durch abrupte Ein- 
schnitte die Kaufkraft von Millionen Menschen auf 
einen Schlag so zu schwächen, daß die Nachfrage 
nach Gütern zum Schaden für Wirtschaft und Be- 
schäftigte führt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist nicht nur ökonomisch richtig, sondern auch 
politisch sinnvoll. 

(Kühbacher [SPD]: Und sozial!) 

Wenn in diesem Lande, zu Recht, das Eigentum und 
die private Verfügungsmacht über die Wirtschaft ge- 
wichtige Bestandsgarantien haben, dann muß es 
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(A) auch einen ähnlichen Respekt für solche Leistungen 
geben, die nach dem Sozialstaatsgebot gewährt wer- 
den, soll es nicht zu einer wirklichen Vertrauens- 
krise im Volke kommen. Dann gehört dies zusam- 
men. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nur be- 
zahlt müssen sie werden!) 

Millionen Menschen, die soziale Leistungen auf 
Grund von Rechtsansprüchen erhalten, die ihnen 
dieses Parlament gegeben hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Siehe Renten!) 

haben es nicht verdient, daß man sie einfach als Ver- 
fügungsmasse im Zusammenhang mit den jeweili- 
gen Konjunkturverläufen behandelt, die sie selbst 
nur ganz geringfügig bestimmen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Weg der Vernunft, den wir gehen, ist im Haus- 
haltsentwurf 1983 und auf der Datenbasis, die ihm 
zugrunde liegt, der letzten Schätzungsergebnisse, 
präzise und für jedermann erkennbar beschrieben. 
Auf dieser Grundlage werden wir in den Ausschüs- 
sen die Beratungen aufnehmen und sind selbstver- 
ständlich bereit, wenn uns neue Ökonomische Daten 
vorgelegt werden, zu der gegebenen Zeit Korrektu- 
ren anzubringen. Es ist aber absurd, schon jetzt den 
Vorwurf der Unseriosität gegenüber diesem Haus- 
haltsentwurf zu erheben. Zum einen entspricht un- 
ser Vorgehen dem absolut üblichen Verfahren hier 
und auch bei den Haushaltsberatungen in den Län- 
(Bj dern, zum anderen wäre es unverantwortlich, einst- 
weilen einfach abzuwarten oder im Vorgriff auf un- 
gesicherte Daten schon jetzt übereilte Schritte zu 
tun. Der hochempfindliche Verlauf der Konjunktur 
verlangt, daß der Staat in der Haushaltspolitik sorg- 
fältig und nicht hektisch und panisch reagiert 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Sollten Korrekturen durch neue Daten notwendig 
werden, dann werden sie, so erklären wir Sozialde- 
mokraten, die Ausgewogenheit und soziale Symme- 
trie des vorgelegten Entwurfs nach unserem Willen 
nicht in Frage stellen. 

Der Entwurf ist ein Kompromiß, den die Freien 
Demokraten und die Sozialdemokraten vor ihrer je- 
weils verschiedenen Wählerschaft verantworten 
wollen. Wir Sozialdemokraten halten an diesem 
Kompromiß fest und werden seine Linie der Ausge- 
wogenheit auch dann fortsetzen, wenn sich Korrek- 
turen wegen neuer ökonomischer Daten als notwen- 
dig erweisen sollten. Das ist die größtmögliche Klar- 
heit über die Gestaltung des Haushalts 1983, die 
heute möglich ist. Und es wird in diesem Hause all- 
gemein anerkannt, daß die Wirtschaft Klarheit 
braucht, um ihre Dispositionen treffen zu können. 

Wenn man ansonsten den verehrten Kollegen Dr. 
Häfele und meinen Freund Manfred Carstens ge- 
hört hat, kann man sich des Eindrucks nicht erweh- 
ren, daß hier wieder einmal die Nebelwerfer einge- 
setzt worden sind. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Nein, den Eindruck 
habe ich gar nicht!) 


Ihre Vorstellungen von der Haushaltskonsolidie- (C) 
rung sind das bestgehütete Geheimnis in diesem 
Land. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Noch niemand, Herr Kollege Carstens, wahrschein- 
lich noch nicht einmal Ihr oberster Vorturner, hat es 
ergründen können. Einerseits weichen Sie mit der 
pauschalen Behauptung aus — so auch der Kollege 
Häfele vorhin — , es sei Aufgabe der Opposition, das 
zu kritisieren und zu prüfen, was die Regierung vor- 
lege, nicht jedoch, eigene Alternativen zu entwik- 
keln. Es mag sein, daß Sie mit diesem Rezept an die 
Regierung gelangen: durch Verkehrung des Wähler- 
willens hier im Bundestag und durch den Appell an 
die Ängste von Menschen draußen, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Davon verstehen 
Sie gar nichts!) 

die Regierungen für allgewaltig halten und deshalb 
von einem Wechsel Wunder erwarten. Mit einer par- 
lamentarischen Opposition im Vollsinn hat das alles 
allerdings wenig zu tun. Wir halten es mit dem, was 
Kurt Schumacher hier einmal formulierte, als er 
sagte: „Das Wesen der Opposition ist der perma- 
nente Versuch, an konkreten Tatbeständen mit kon- 
kreten Vorschlägen der Regierung und ihren Par- 
teien den positiven Gestaltungswillen aufzuzwin- 
gen.“ 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
sind weder konkret noch positiv, noch haben Sie 
Vorschläge, die man als Konzept der Opposition be- (D) 
zeichnen kann. 

(Zurufe des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU] und 
des Abg. Carstens [Emstek] [CDU/CSU]) 

Was Sie haben, ist eine Fülle widersprüchlicher Pri- 
vatmeinungen in Ihren Reihen. Unter Wahlgesichts- 
punkten — da gebe ich Ihnen recht — ist es sicher 
nützlich, daß man jedem etwas bieten kann. 

(Löffler [SPD]: Aber unehrlich! — Dr.-Ing. 

Kansy [CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie 
sagen! Unglaublich ist das!) 

Sie bezeichnen in Ihrem berühmten Sieben-Punk- 
te-Offensivprogramm vom Frühjahr 1982 die Haus- 
haltssanierung mit Recht als vorrangiges finanzpoli- 
tisches Ziel und schlagen zuallererst ganz vorsichtig 
die Beseitigung von Mißbräuchen im System der so- 
zialen Sicherung vor. Wer wünscht dies nicht? Ma- 
chen wir uns doch gemeinsam daran, auch Miß- 
bräuche auf der steuerlichen Seite abzuschaffen! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Dazu haben wir ja am Freitag morgen einiges an 
Vorschlägen aus dem Rechnungsprüfungsausschuß 
auf dem Tisch, worüber wir uns in der Sache einig 
waren. Ich bin aber sicher: Im Bundesrat wird es 
nicht gehen. Dann müssen wir es auf beiden Seiten 
machen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Den schaffen wir 
auch ab!) 
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(A) Die einen leiten in ihren Reihen aus dieser Abschaf- 
fung von Mißbräuchen ab, daß es ohne erhebliche 
Einschränkungen bei den Leistungsgesetzen keine 
Trendwende geben kann — das war Herr Stolten- 
berg — , 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und Lambs- 
dorff!) 

während die Sozialausschüsse den Handlungsspiel- 
raum für Kürzungen in erster Linie bei den Subven- 
tionen und den Finanzhilfen sehen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Was will 
denn die Regierung?) 

— Das liegt Ihnen vor, Herr Kollege Schröder; da 
müssen Sie nur entsprechend reingucken. Und er- 
läutert hat es Ihnen der Finanzminister. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Das ist 
doch das Thema!) 

Ich willen Ihnen einiges von dem sagen, was Da- 
men und Herren Ihrer politischen Couleur in die 
Landschaft gesetzt haben, weil ich mich bemühen 
will, dahinterzukommen, was Sie denn nun wirklich 
im einzelnen wollen. Deswegen muß dies mal gesagt 
werden. 

Die Verschärfung der Zumutbarkeitsregel bei der 
Arbeitsvermittlung, von der z. B. Ministerpräsident 
Späth gesprochen hat, haben die Sozialausschüsse 
als Zumutung an sich bezeichnet 

(Gärtner [FDP]: Hört! Hört!) 

Herr Geißler schließt Überlegungen zur Bemessung 

(B) des Arbeitslosengeldes nicht aus. Ministerpräsident 
Späth will nicht daran rütteln, daß ein Arbeitsloser, 
der mit 58 Jahren seinen Arbeitsplatz verloren hat, 
Abstriche hinnehmen soll. Die in Ihrer CDU/CSU 
bekanntermaßen vorhandene Omnipotenz der Sozi- 
alausschüsse führt zu der Versicherung, daß Derar- 
tiges nicht gegen ihren Willen durchzusetzen sei. Die 
einen bei Ihnen sprechen von der Wiedereinführung 
von Karenztagen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Meinen Sie 
nichts zu Lambsdorff?) 

— Ich sprach von Ihren Leuten, Herr Kollege Fried- 
mann. 

Die Mittelstandsvereinigung Westfalen-Lippe hat 
Vorschläge entwickelt, wonach im Krankheitsfalle 
alle Arbeitnehmer für drei Wochen ein auf 85 % re- 
duziertes Einkommen bekommen sollen. Die Sozial- 
ausschüsse behaupten genau das Gegenteil. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: 110%?) 

Hier hat man eine Unmenge von verschiedenarti- 
gen Vorstellungen, die aus den Reihen der Opposi- 
tion gekommen sind. 

(Zuruf von der GDU/CSU) 

— Ich kann ja nicht alles vorlesen. — Immer dann, 
wenn es konkret wird, ist bei Ihnen die entspre- 
chende Sendepause. Die Kürzungen bei den Subven- 
tionen sind ein Paradebeispiel dafür, wie so etwas 
gehen kann. „Lineare Kürzungen aller Finanzhil- 
fen“ — Abbau der Steuervergünstigungen ging 
schon wieder nicht — „um 5 bis 10 % im Rasenmä- 
herverfahren“, so hieß das alles einmal so schneidig, 


Herr Kollge Haase. „Aber bitte nicht beim Schiff- (C) 
bau“, meint der Ministerpräsident aus Schleswig- 
Holstein, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und der Herr 
Grobecker!) 

„und nicht bei Steuervergünstigungen, um Gottes 
willen, hier könnte doch einmal eine andere Schicht 
getroffen werden“, meinte Herr Dr. Häfele. „Über- 
haupt nicht pauschal 5 bis 10 % kürzen, sondern ge- 
zielt für einzelne Bereiche“, meinte der Ministerprä- 
sident Stoltenberg dazu. Sie sehen — und mit dem 
Bundesrat hat man ja zu tun — , welche Fülle von 
Vorschlägen aus den Reihen der Opposition da ist 

Wenn es ohnehin nicht genau darauf ankommt 
und draußen sowieso niemand weiß, was Sie meinen, 
hat man einen besonderen Punkt im Bereich der 
Personalausgaben. Herr Geißler hält eine einpro- 
zentige Gehaltskürzung als Opfer des öffentlichen 
Dienstes für zumutbar, während Herr Vogt das 
Weihnachtsgeld der Beamten kürzen möchte. Zu der 
sehr viel milderen Verschiebung der Besoldungsan- 
passung um drei Monate konnten sich die Unionsmi- 
nisterpräsidenten nicht verstehen — aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen, so hieß es dann. Wenn 
ich das Interview richtig verstanden habe, das der 
Präsident des Bundesverfassungsgerichts vor 
kurzem gegeben hat, dann dürfte der Punkt vom 
Tisch sein. 

Das heißt mit anderen Worten: während Regie- 
rung und damit auch Koalitionsfraktionen ein Ge- 
samtkonzept vorgelegt haben 

(Zurufe von der CDU/CSU: So?) ( D ) 

— ja, sicherlich — , haben Sie immer dann Ihre gro- 
ßen Schwierigkeiten, wenn es darum geht, daß etwas 
konkretisiert werden soll, was Sie als Nebel verbrei- 
tet haben. Denken Sie aber bitte daran, daß man 
dann, wenn man die Führung im Staate beansprucht 
und andere Kollegen aus diesem Hause dazu gewin- 
nen will, selbst führungsfähig sein muß. Diesen 
Nachweis sind Sie in den Beiträgen, die bis jetzt ge- 
kommen sind, schuldig geblieben. — Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, die Debatte hat etwas Irrea- 
les an sich. Wenn ich das in einem kurzen Vergleich 
zusammenfassen darf, so sagen Sie, verehrte Kolle- 
gen von der Opposition, nicht, was Sie tun wollen, 
aber Sie sagen: Packen wir es an. Und wir sagen, was 
wir gerne tun wollen, können es aber nicht so anpak- 
ken, wie wir wollen, weil Sie uns dazu im Bundesrat 
oder im Vermittlungsausschuß nicht die Möglichkeit 
geben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist das Problem: Wir versuchen im Augenblick, 
einen Haushalt zu konsolidieren, stoßen aber auf 
eine Blockadepolitik. 
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(A) Ich verkenne nicht, daß es bei Ihnen Leute gibt, 
die sagen könnten und auch sagen werden, was sie 
wollen. Aber zur Zeit hören wir nichts. Das ist eine 
Tatsache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dafür hören wir 
von Ihnen mehr?!) 

— Ich werde mich bemühen. 

Außerdem ist festzustellen, daß die Debatte doch 
ein Stück von der hochgradigen Politisierung weg 
und zu einer mehr pragmatischen Betrachtung hin 
geführt hat, nicht zuletzt dank der einführenden 
Worte des Finanzministers Lahnstein, der ganz klar 
gesagt hat: Wir werden wahrscheinlich noch mehr 
tun müssen. Wir müssen eventuell auch — das hat er 
im Haushaltsausschuß gesagt — einen zweiten 
Nachtragshaushalt einbringen, und wir müssen den 
Haushalt 1983 korrigieren. Das ist für mich ein Bei- 
spiel dafür, daß man auch bei Schwierigkeiten einen 
Haushalt einbringen kann, vorausgesetzt, man sagt, 
daß wir etwas ändern müssen. Und daß ich für Ände- 
rungen bin, können Sie sich vorstellen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich fürchte nur, unser Publikum draußen am Fern- 
seher und hier, das uns seit über einem Jahr beob- 
achtet und sich fragt, was denn nun in Bonn heraus- 
kommt, ist schon so frustriert, daß es diese Wendung 
hin zu mehr Pragmatismus nicht mehr mitbekommt 
oder nicht mitbekommen will. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

( B ) Um welches Problem geht es denn? Um es ganz 
einfach darzustellen: Es geht darum, daß die Ein- 
nahme-Ausgabe- Schere trotz Sparoperation ’81, 
trotz Operation ’82, trotz Nachtragshaushalt 1982 
und trotz der bisher beschlossenen Eckwerte zum 
Haushalt 1983 noch nicht geschlossen ist. Das ist 
traurig, aber wahr. Es handelt sich nicht, wie man- 
che Kollegen in meiner Fraktion sagen, um margi- 
nale Werte, die noch ausgeglichen werden müssen. 
Nein, wenn wir uns vor Augen halten, daß der Haus- 
halt 1982 — immer die Einnahme-Ausgabe-Schere 
im Blick — gedeckt wurde durch die Bundesbank, 
durch die Bundespost, durch das Zurückschicken 
der Bundesbahn auf den Kreditmarkt, daß wir dann 
noch 18 Milliarden DM einsparen mußten und das 
immer noch nicht ausreichte, wir vielmehr 27 Milli- 
arden DM Nettokredite aufnehmen mußten und wir 
diesen Betrag jetzt noch erhöhen müssen, dann ist 
das Dilemma ganz klar beschrieben. Das muß man 
auch deutlich sehen. Sie zeigen das Dilemma auf. 
Aber wir sehen es auch, und wir versuchen, Abhilfe 
zu schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine 
Hoppe-Rede!) 

Wesentlich ist, daß es sich nicht allein um das Pro- 
blem der Nettokreditaufnahme handelt, sondern 
auch um andere Größen, die wir im Haushalt unter- 
gebracht haben. Vor diesem Hintergrund darf ich 
mir die persönliche Wertung erlauben, daß die 
Wende im Konsolidierungsprozeß noch nicht einge- 
treten ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 


Es sind ja Zahlen genannt worden, die Sie, Herr (C) 
Finanzminister Lahnstein, heute morgen nicht an- 
geführt haben. Das betrifft z. B. den Titel 32: Bun- 
desschuld. Das für mich Erschreckende daran ist, 
daß dieser Titel im Vergleich zum Gesamthaushalt 
mit zehnfacher Geschwindigkeit wächst, und das 
nicht erst seit einem Jahr. Zum zweiten ist daran er- 
schreckend, daß wir dadurch unsere Haushaltsma- 
növriermasse — bei den Zinslasten handelt es sich 
ja um konsumtive Ausgaben — immer mehr einen- 
gen und die Investitionsquote damit ständig sinkt. 

Auch das ist zu sehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir haben auch noch nicht unser Ziel erreicht, die 
Nettokreditaufnahme mittelfristig auf das Niveau 
zurückzuführen, daß wir uns selber vorgegeben ha- 
ben. Auch das muß man ganz deutlich sagen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ihre Analyse 
ist richtig!) 

Selbst wenn wir das Problem der Nettokreditauf- 
nahme angepackt haben wie im Haushalt 1982, als 
wir eingangs den Vorschlägen des Sachverständi- 
genrats gefolgt sind, der ja gesagt hatte, es bestehe 
ein strukturelles Defizit in der Größenordnung von 
mindestens 40 Milliarden DM — im Haushaltsent- 
wurf 1982 sind wir immerhin in einer Größenord- 
nung von 7 Milliarden DM unter der vorgegebenen 
Grenze geblieben — , kann man doch sagen, daß das 
keine langfristige Konsolidierung war, weil das nur 
dank der Bundesbankabgaben möglich war. Wenn 
es sie nicht mehr gibt, haben wir auch nichts mehr (d) 
konsolidiert. Das muß man ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Ausgezeichnet beobachtet!) 

Vor diesem Hintergrund darf ich mir auch erlau- 
ben, zu sagen, daß wir immer noch am Anfang der 
Konsolidierung stehen und daß wir vor allen Dingen 
unsere langfristigen Konzepte noch einmal über- 
denken müssen, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

langfristig auch in dem Sinne, in dem Lambsdorff es 
in seinem Papier festgeschrieben hat, worüber aber 
in unserer Fraktion noch beraten wird. 

Der Haushalt 1983 ist — auch das stelle ich hier 
fest — für uns Liberale dazu der Ansatzpunkt und 
auch die Bewährungsprobe. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich will das nicht dramatisieren; ich glaube, wir 
brauchen kein Sonder gutachten. Was wir brauchen, 
sind Entscheidungen, und die Entscheidungen ste- 
hen an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was wir brauchen, ist 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Wende!) 

— und hier zitiere ich meinen Parteivorsitzenden — : 

Erstens Festlegung und Durchsetzung eines mit- 
telfristig angelegten und gesetzlich abgesicherten 
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(A) überzeugenden Konsolidierungskonzepts für die öf- 
fentlichen Haushalte, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Bravo!) 

das die Erhöhung der Steuer- und Abgabenlast aus- 
schließt und das durch seine verläßliche Festlegung 
finanzielle Unsicherheiten abbaut und die Voraus- 
setzungen für weitere Zinssenkungen schafft. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das könnten 
wir gesagt haben!) 

— Aber wir sagen es, und das schon seit geraumer 
Zeit, Herr Haase! 

Zweitens Festlegung und Durchsetzung einer mit- 
telfristig angelegten und möglichst gesetzlich abge- 
sicherten Umstrukturierung der öffentlichen Aus- 
gaben und Einnahmen von konsumtiver zu investi- 
ver Verwendung, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Bravo!) 

um die private und öffentliche Investitionstätigkeit 
nachhaltig zu stärken und die wirtschaftliche Lei- 
stung wieder stärker zu belohnen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Hervorra- 
gend!) 

Drittens Festlegung und Durchsetzung einer An- 
passung der sozialen Sicherungssysteme an die ver- 
änderten Wachstumsmöglichkeiten und eine län- 
gerfristige Sicherung ihrer Finanzierung ohne Er- 
höhung der Ausgabenlast, 

^ (Zustimmung bei der CDU/CSU) 

um das Vertrauen in die dauerhafte Funktionsfähig- 
keit der sozialen Sicherung wiederherzustellen und 
zugleich der Eigeninitiative und der Selbstvorsorge 
wieder größeren Raum zu geben. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies schließt ein, daß man selbst bekennt, daß wir 
in der Vergangenheit Finanzpolitik nicht aus- 
schließlich in einer Pipeline gesehen haben, nämlich 
so, daß die Ausgaben, die zu leisten sind, durch die 
Pipeline der Einnahmen begrenzt werden. Vielmehr 
hatten wir und haben immer noch verschiedene Pi- 
pelines nebeneinander, nicht nur im Forschungs- 
haushalt mit zwei verschiedenen Reaktorlinien, 
nicht nur im Verteidigungshaushalt mit verschiede- 
nen Rüstungsprogrammen, sondern z. B. auch im 
Verkehrshaushalt mit der Bundesbahn und dem Ka- 
nal, den wir parallel finanzieren wollen, aber nicht fi- 
nanzieren können. Und da gibt es verschiedene an- 
dere Dinge mehr, z. B. im sozialen Bereich. Hier gilt 
es doch, langfristig ein anderes Konzept anzuwen- 
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Finanzplanungsrat macht dazu auch einen 
Vorschlag, den wir alle kennen. Er lautet: Alle 
Transferleistungen und Vergünstigungen, die durch 
Gesetze, Verordnungen, Programme und Richtlinien 
festgelegt sind, müssen überprüft werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Diese Medaille hat zwei Seiten. Zum einen bedeu- 
tet das: Keine Regierung kann sich an der Verant- 


wortung dafür vorbeidrücken, strukturelle Defizite (C) 
in den Sozialgesetzen zu beseitigen. Wir haben sie 
noch nicht beseitigt. Bisher haben wir Mißbräuche 
augeschaltet, aber an die Substanz sind wir im we- 
sentlichen noch nicht herangegangen. 

(Zustimmung des Abg. Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]) 

Reparaturen am sozialen System reichen nach mei- 
ner Ansicht nicht aus. Grundsätzliche Einschnitte 
sind erforderlich. Überprüft werden müssen alle 
Transfers, z. B. auch solche, die da heißen: Mutter- 
schaftsgeld, BAföG, Renten, Arbeitslosengeld. Die 
soziale Frage braucht dabei nicht auf der Strecke zu 
bleiben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die soziale Frage lösen heißt hierbei z. B., daß man 
das Arbeitslosengeld differenziert: nach Bedürftig- 
keit, nach Kindern usw. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die soziale Frage lösen heißt auch noch etwas an- 
deres: Wenn wir dafür eintreten, staatliche Transfer- 
leistungen zu kürzen, so treffen wir damit unbestrit- 
ten 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— darauf komme ich gleich — vorwiegend untere 
Einkommensschichten. Doch das liegt in der Natur 
der Dinge. Es ist die eine Seite der Transferleistun- 
gen, daß sie meistens an Einkommensgrenzen ge- 
knüpft sind und daß ihr Wegfall mithin ärmere Be- 
völkerungsschichten trifft. Wenn wir dort einschrän- 
ken, gibt es verständlicherweise sehr große Einbu- 
ßen. 

Da dies nun einmal so ist, habe ich Verständnis für 
die Forderungen, notwendige Einschnitte mit einer 
Komponente zu versehen, die auch soziale Ausgewo- 
genheit sichert. Der soziale Frieden, der heute zu 
Recht als ein Produktionsfaktor angesehen wird, 
darf kein unverbindliches Schlagwort sein. Eine 
solch durchgreifende Änderung im Denken aller, 
wie sie auch im Papier von Lambsdorff gefordert 
wird, erfordert auch einen finanziellen Beitrag der 
Bessergestellten, um das ganz deutlich zu sagen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Unterhalten wir uns darüber, was „bessergestellt“ 
bedeutet. Bessergestellt ist nicht derjenige, der 
mehr verdient als ich. Denn jetzt kommt die andere 
Seite der Transfermedaille: Bessergestellt sind die- 
jenigen, die durch Einnahmeverzichte des Staates 
über Steuersubventionen Einkommenszuwächse 
haben, wie sie sie normalerweise über den Markt 
nicht erreichen würden. 

(Zustimmung bei der FDP) 

— Aber klatschen Sie nicht zu früh, verehrte Kolle- 
gen von der Opposition. Dann müssen Sie nämlich 
nicht nur die direkten Einkommenstransfers, also 
die direkten Subventionen kürzen, dann müßten Sie 
einmal den Vorschlag machen, auch die indirekten 
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(A) Steuersubventionen zu kürzen. Dieser Vorschlag 
kommt nicht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Zum- 
pfort, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herr Ab- 
geordneten Kühbacher? 

Dr. Zumpfort (FDP): Nein. Ich habe relativ wenig 
Zeit und möchte mein Konzept geschlossen vortra- 
gen. 

Die hierfür von einer bestimmten Seite immer 
wieder in die Debatte gebrachte Ergänzungsabgabe 
ist nach Meinung meiner Fraktion — oder der Mehr- 
heit meiner Fraktion — abzulehnen. Das ist bisher 
so gewesen, und dabei bleibt es aus meiner Sicht 
auch. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir halten es nicht für vernünftig, die sowieso schon 
hohe Steuerbelastung für diese Einkommen noch zu 
erhöhen und dadurch die Leistungsmotivation die- 
ser Gruppen, die gerade jetzt erhalten und gefördert 
werden muß, zu gefährden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Man kann nicht denjenigen, von denen wir höhere 
Investitionen erwarten, die Mittel dafür wegsteu- 
ern. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 

(B) CDU/CSU) 

Der Finanzminister hat vom „Verein für Socialpo- 
litik“ gesprochen. Er wird auch andere Überschrif- 
ten gelesen haben — wir alle müssen sie gelesen ha- 
ben — , die beispielsweise sagen: „Die steuerliche Be- 
lastungsgrenze ist erreicht“; „Immer mehr flüchten 
in die Schattenwirtschaft.“ Ich glaube, eine Ergän- 
zungsabgabe hätte auch einen solchen Effekt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Den unumgänglichen Beitrag der Besserverdie- 
nenden können wir auch dadurch erreichen, daß wir 
parallel zur Kürzung der direkten Transferleistun- 
gen einen ernsthaften und fühlbaren Abbau der 
Steuersubventionen durchführen. Diese Subventio- 
nen begünstigen doch in vielen Fällen überdurch- 
schnittliche Einkommen und nur in geringem Um- 
fang die niedrigen, mangels Masse nicht steuer- 
pflichtigen Einkommen. Nehmen Sie nur die Son- 
derabschreibungen aller Art, die verschiedenen 
Freibeträge für bestimmte Berufsgruppen oder die 
Steuerersparnismöglichkeiten aus Verlustzuwei- 
sungsgesellschaften. Derjenige, der über Verlustzu- 
weisungsgesellschaften keine Steuern zahlt und 
sich somit vom Staat verabschiedet, ist für mich das 
eigentliche Ärgernis. Das ist die soziale Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 

CDU/CSU — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: 

Die Wohnungsspekulanten! Wo sitzen 
die?) 

Der letzte Subventionsbericht weist allein an 
Steuervergünstigungen im engeren Sinne für das 
Jahr 1982 30 Milliarden DM aus. Dazu kommen die 


seit dem Sechsten Subventionsbericht nicht mehr (C) 
als Steuersubventionen im eigentlichen Sinne auf- 
geführten Vorschriften, die zu Steuerausfällen in ei- 
ner Höhe von 16 Milliarden DM führen. Hier verfü- 
gen wir über ein weites Betätigungsfeld, und zwar — 
um es noch einmal zu wiederholen — bei Bevölke- 
rungsgruppen, die jedenfalls in der Regel nicht zu 
den untersten Einkommensschichten gehören. Ich 
glaube, diesen konstruktiven Beitrag sollten wir auf- 
nehmen; und ich fordere Sie als Opposition auf, Ihre 
bisherige Ablehnung eines Abbaus steuerlicher Sub- 
ventionen aufzugeben; denn das haben Sie ja nicht 
vorgeschlagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Es ist ganz einfach unverständlich, sich beim Ab- 
bau von Subventionen nur auf die direkten Transfer- 
leistungen beschränken zu wollen. Selbstverständ- 
lich sind Steuersubventionen auch Subventionen. 
Wenn wir die Subventionen anpacken wollen, müs- 
sen wir auch dort herangehen. 

Steuervergünstigungen kämen für mich nur noch 
in Betracht — auch diesen Gedanken findet man im 
Lambsdorff-Papier — für die Personen und Unter- 
nehmungen, die damit investieren und Arbeitsplätze 
schaffen. In dieser Richtung sollten wir künftig vor- 
angehen. 

Ich möchte zum Schluß an das erinnern, was Fi- 
nanzminister Matthöfer in seiner Rede zur Verab- 
schiedung des Haushalts 1982 gesagt hat. Er hat dem 
Sinn nach gesagt: Wir können in dieser Situation lei- ( D ) 
der nicht verhindern, daß die Einkommensvertei- 
lung in unserer Gesellschaft dann, wenn investiert 
werden muß, um neue Arbeitsplätze zu schaffen, 
kurz- und mittelfristig verändert wird. 

Aber wir müssen sehen, daß das besser und sozial 
ausgewogen ist, wenn dadurch Arbeitsplätze entste- 
hen, als wenn wir auf der herkömmlichen Einkom- 
mensverteilung beharren wollten. Das ist die Frage 
für die Zukunft. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Diese Maßnahmen, die ich eben genannt habe, 
sind sicherlich unpopulär, aber sie sind nicht unaus- 
gewogen. Sozial unausgewogen wäre eine Politik, 
die eine weitere Zunahme der Finanzkrise der sozia- 
len Sicherungssysteme zuließe, nur weil die Verant- 
wortlichen nicht den Mut aufbringen, die öffentli- 
chen Finanzen nachhaltig zu ordnen. Darum geht es 
zur Zeit. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 

CSU) 

Meine Damen und Herren, ich habe, als ich an die- 
ser Stelle zum erstenmal zu Problemen des Haus- 
halts sprechen durfte, gesagt: Wir müssen Abstand 
nehmen von Wachstumsideologien. Dies wird unser 
Problem für die 80er Jahre sein. 

Das haben auch andere gesagt. Nur: Im Unter- 
schied zu mir sind hier viele Kollegen, die auch noch 
andere Zeiten im Parlament kennengelernt haben, 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


6943 


Dr. Zumpfort 

(A) als es möglich war, aus einem Mehr an Einnahmen 
ein Mehr an Reformen zu machen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wie der Fa- 
schingsprinz!) 

Wir — d. h. die Kollegen, die mit mir 1980 in den Bun- 
destag gekommen sind, und ich — haben diese Zeit 
nicht mehr erlebt. Wir brauchen von dieser Politik 
nicht Abstand zu nehmen. Wir haben nur als Bürger 
erlebt, wie man mit einem Mehr an Einnahmen 
mehr an Gerechtigkeit, mehr an sozialer Sicherheit, 
mehr an Wohlstand, mehr an Freiheit und mehr an 
Fortschritt leisten konnte. Wenn aber dieses Mehr 
nicht mehr vorhanden ist, dann muß man — das ist 
unsere Überzeugung als Politiker — auch in der 
Lage sein, umzudenken, Fehler einzusehen, Fehler 
zu korrigieren und neue Maßnahmen zu beschlie- 
ßen. Darum geht es zur Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Bravo!) 

Wir wollen das. Zu dieser politischen Aufgabe hat 
niemand von uns und von Ihnen ein Patentrezept 
Wir wollen auch niemandem den Schwarzen Peter 
in die Schuhe schieben. Wir sollten aber auch so ehr- 
lich sein und zugeben, daß wir diese Aufgabe anpak- 
ken müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht umvertei- 
len, neugestalten!) 

Denn wir müssen sehen, daß die beschlossenen Pro- 
gramme und Gesetze bei der Bevölkerung an mate- 
rielle, wirtschaftliche Grenzen stoßen, aber nicht nur 

(B) daran, sondern auch an sozialpsychologische Gren- 
zen. Viele Bürger erkennen, daß damals Dinge ge- 
macht worden sind, die heute nicht mehr begründ- 
bar und nicht mehr notwendig sind, die geändert 
werden müssen. Gerade diese sozialpsychologische 
Grenze müssen wir sprengen, überspringen. Dazu 
müssen wir langfristige Konzepte anbieten und die 
Konsolidierungspolitik energischer als bisher an- 
packen. Ich frage mich aber auch: Wie groß eigent- 
lich muß das Defizit im Haushalt, wie groß muß der 
Titel Bundesschuld, wie groß müssen die zukünfti- 
gen Zins- und Tilgungsverpflichtungen im Bundes- 
haushalt werden, damit wirklich jeder Abgeordnete 
hier im Bundestag — auch der letzte — einsieht, daß 
wir unsere Politik ändern müssen? Das ist ein Er- 
kenntnisproblem, und ich befürchte, daß diese Er- 
kenntnis immer noch nicht zu allen durchgedrungen 
ist. Ich habe zudem die Sorge, daß die Probleme, die 
wir im Haushalt haben, schneller zunehmen als die 
Lernfähigkeit des Parlaments bei der Bewältigung 
derselben. Da müssen wir uns alle einen Ruck ge- 
ben. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Politiker wie 
Lahnstein und Lambsdorff haben Vorschläge ge- 
macht, wie man in schwierigen Zeiten Politik prakti- 
zieren muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben aber 
etwas Unterschiedliches erzählt!) 

Wenn wir nur Kollegen von dieser Sorte hätten, 
hätte ich keine Bange vor der Zukunft. Ich befürchte 
jedoch, wir müssen noch sehr viel Arbeit leisten, da- 
mit solch praktikable Vorschläge auch umgesetzt 


werden. Daher kann ich nur sagen: Ich sehe große (C) 
Schwierigkeiten für den Haushalt ’83 und damit 
auch Probleme für unser Staatsgebilde. — Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Glos das Wort. 

Glos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Für meine Person kann 
ich sehr gut vertragen, daß der Herr Bundeskanzler 
heute nicht da war, als über seinen Haushalt debat- 
tiert worden ist, aber für das Parlament insgesamt 
halte ich es für eine Ungehörigkeit 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu dem, was der Kollege Zumpfort ausgeführt hat, 
kann ich nur sagen: Lieber Freund Zumpfort, wie 
schade, daß du in dieser FDP bisher noch keine 
Mehrheit gehabt hast, denn dann hätten wir mitein- 
ander eine bessere Politik machen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Barbier hat heute in der „Süddeutschen Zei- 
tung“ einen Artikel veröffentlicht. Er muß die Kon- 
zepte der Reden der SPD-Kollegen schon vor ein 
paar Tagen gehabt haben, denn er gibt heute die 
Antwort. Er schreibt: 

Die halsstarrige, im Namen der Gerechtigkeit 
stolz herausgestellte Weigerung, Leistungsan- 
sprüche zu kürzen und durch nachfragesteu- (D) 
ernde Eigenbeteiligungen in Grenzen zu halten, 
hat einen brutalen und die Menschen erniedri- 
genden Prozeß in Gang gesetzt Aus einer Mil- 
lion Arbeitslosen sind zwei geworden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Und würde den Sozialdemokraten nicht die 
Gnade vorzeitiger Ablösung zuteil, dann würden 
sie demnächst zweieinhalb Millionen zu verant- 
worten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Für welche Zeitung? Für die 
„Süddeutsche Zeitung“?) 

— Für die „Süddeutsche Zeitung“. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
nach der Rede des neuen Finanzministers Lahn- 
stein, der ja ähnlich geredet hat wie Herr Matthöfer, 
der jetzt für die Briefmarken zuständig ist — und 
auch die sind teurer geworden — , 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

bleiben ein paar Tatsachen. Tatsache ist: Herr Lahn- 
stein, Sie haben dem Parlament einen unrichtigen 
Haushalt vorgelegt. Es ist weiterhin Tatsache, daß 
wir — Bund, Länder und Gemeinden, Bahn und Post 
zusammen — am Ende des Haushaltsjahrs 1983 ins- 
gesamt 750 Milliarden DM Schulden haben wer- 
den. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Bei 25 Millionen Erwerbstätigen bedeutet dies, daß 
jeder Erwerbstätige — ob Arbeiter, Angestellter, 
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(A) Landwirt oder -Selbständiger — im Jahr 3 000 DM 
nur für Zinsen aufbringen muß. Oder 250 DM von 
den Lohn- oder Einkommensteuern im Monat gehen 
nur für die Zinsen dieser Schulden dahin. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist eine 
fürchterliche Bilanz!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Krise der Staatsfinanzen ist die wohl bestprognosti- 
zierte Krise dieses Jahrhunderts. Sie war vorherseh- 
bar, und sie ist vorhergesagt worden. Die Koalition 
hat stets versucht, Schönfärberei zu betreiben und 
die dringende Konsolidierung auf den Sankt-Nim- 
merleins-Tag zu verschieben. Dies war zum Schaden 
der deutschen Wirtschaft und damit zum Schaden 
für die Arbeitsplätze in diesem Lande. Nun holen die 
Sünden ihre „Macher“ ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Den Macher!) 

— Den Schuldenmacher. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Es ist nur 
noch sein Geist hier!) 

Bald müssen mehr als 2 Millionen Arbeitslose für 
dieses Fehlverhalten büßen. Immer mehr macht 
sich Unsicherheit im Land breit. Leider ist auch am 
Horizont noch keine Besserung wahrzunehmen. Im 
Gegenteil. Die AEG-Pleite und die dort geplanten 
Entlassungen sind doch nur die Spitze eines Eisber- 
ges. 

Dies alles ist die Folge einer falschen Politik in der 

(B) Vergangenheit. Viele kleine Unternehmen werden 
noch den Gang zum Konkursrichter antreten müs- 
sen, ohne daß viel Notiz davon genommen wird und 
ohne daß sich irgend jemand um staatlichen Bei- 
stand bemüht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Leider ist es 
so!) 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit — 
ich kann mir bei ihrer Zusammensetzung nicht vor- 
stellen, daß es in Zukunft besser wird — mit untaug- 
lichen Mitteln und mit dem Irrglauben an die Wir- 
kung staatlicher Programme versucht, dieser Ent- 
wicklung gegenzusteuern. 

An allen diesen verkehrten Entscheidungen war 
der Wirtschaftsminister mit beteiligt. Er kann heute 
nicht so tun, als ob dies alles in seiner Abwesenheit 
geschehen wäre. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich darf hier als Beispiel nur den jüngsten wirt- 
schaftspolitischen Schildbürgerstreich erwähnen, 
der sich als ganz besonderer „Schuß in den Ofen“ er- 
weist, nämlich die 10 %ige Investitionszulage für 
Mehrinvestitionen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das Meister- 
stück der Sozialliberalen!) 

Von der Zielsetzung her sollten neue Investitionen 
belohnt werden. In Wirklichkeit bestraft man anti- 
zyklisches Verhalten in der Vergangenheit. „Der 
Spiegel“ schreibt in der Ausgabe der letzten Woche 
mit Recht: 


Die Investitionszulage wird am Ende weit mehr (C) 
als die veranschlagten 4 Milliarden kosten und 
trotzdem keine zusätzlichen Investitionen be- 
wirken. 

(Zustimmung des Abg. Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]) 

Demnach haben findige Zeitgenossen einen 
Weg entdeckt, an die Zulage vollkommen legal 
heranzukommen, ohne mehr zu investieren. 

Nicht Neckermann macht’s möglich, sondern 
Leasing macht’s möglich. 

Ich glaube, dies ist ein typisches Beispiel für die 
ganze Fragwürdigkeit staatlicher Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik überhaupt. 

Diese Investitionszulage, von der Wirtschaft nicht 
gewollt, auf Druck der SPD-Fraktion eingeführt, war 
von vornherein ein untaugliches Instrument, weil 
sie die eigentlichen Ursachen der Investitions- 
schwäche — nämlich hohe Zinsen, hohe Löhne, hohe 
Lohnnebenkosten und vor allen Dingen fehlendes 
Vertrauen in staatliche Planung — nicht zu beseiti- 
gen vermag. 

Erstens. Die hohen Zinsen sind die Folge der ho- 
hen öffentlichen Defizite. Der übermäßige Kredit- 
hunger des Staates und der öffentlichen Hand insge- 
samt hat den Preis für Geld in die Höhe getrieben. 

Zweitens. Obwohl sich die Realeinkommen der 
deutschen Arbeitnehmer wegen der Wachstums- 
schwäche verschlechtert haben, waren die Lohnab- 
schlüsse der letzten Jahre immer noch zu hoch. Das 
Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsfor- (D) 
schung schreibt: 

Die Lohnrunde ’82 verursacht 400 000 Arbeitslo- 
se. Der soziale Friede ist zu teuer erkauft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Staat 
allerdings hat es versäumt, in seinem Bereich, dort, 
wo er Zuständigkeit hat, positive Signale zu set- 
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erinnere nur an die Zurücknahme der Kürzun- 
gen um 1 % im öffentlichen Dienst. Das war wirklich 
kein Heldenstück! Man braucht in diesem Land 
scheinbar nur mit dem Mülldeckel zu klappern, und 
schon fällt der Baum, um im Bild zu bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Sehr gut, bravo!) 

Drittens. Die hohen Lohnnebenkosten kommen 
durch die Ausweitung der Staatstätigkeit und durch 
überzogene Sozialpolitik, die die Selbstverantwor- 
tung immer mehr ausgehöhlt hat und künftig nicht 
mehr in dieser Höhe zu finanzieren sein wird. Die 
Erkenntnis, daß sich der Staat einen kleineren An- 
zug schneidern muß und der Wirtschaft nicht noch 
mehr Belastungen auferlegen darf, hat sich anschei- 
nend noch nicht bis zur SPD herumgesprochen. Im 
Gegenteil: Sozialisten denken über neue Belastun- 
gen der Wirtschaft nach. Einige ganz aktuelle Bei- 
spiele: Der Bundesbildungsminister will unter dem 
harmlosen Begriff „Ausbildungspfennnig“ eine neue 
Umlage für die Wirtschaft einführen. Staatssekretär 
Egert will einen Ausgleichsfonds, der natürlich wie- 
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(A) der von der Wirtschaft gespeist werden soll, für das 
Mutterschaftsgeld. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das sind die 
letzten Zuckungen!) 

Minister Westphal will die Beiträge der Versicher- 
ten und der Wirtschaft zur Arbeitslosenversiche- 
rung erhöhen und möchte der Wirtschaft außerdem 
durch eine neue Arbeitszeitordnung, die nur eine 
Verteilung des Mangels bedeuten würde, neue Bela- 
stungen auferlegen. 

Viertens. Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren — das ist heute schon oft gesagt worden; es kann 
nicht genug wiederholt werden — , die staatlichen 
Vorgaben sind völlig unzuverlässig. So wurde für 
1981 ein Wachstum von 2% bis 3% prognostiziert; 
eingetreten ist ein Rückgang von 0,3%. Folge: 10,5 
Milliarden DM neue Schulden. Für 1982 war die Pro- 
gnose wieder 2% bis 3% Wachstum. Tatsächlich ist, 
wie es nach den jüngsten Zahlen eindeutig ist, kein 
Wachstum zu erwarten. Die Folge sind 10 Milliarden 
DM neue Schulden, nämlich der erste Nachtrags- 
haushalt und der zweite, der schon angekündigt ist 
und mit Sicherheit kommen wird. Für 1983 — über 
diesen Haushalt sprechen wir hier ja im besonderen 
— war die Prognose bei 3%. Nur Optimisten sehen 
überhaupt noch ein Wachstum für das nächste Jahr, 
Pessimisten sehen überhaupt kein Wachstum mehr. 
Allein die neuen Zahlen, 1% bis 1,5% Wachstum, be- 
deuten eine Haushaltslücke von ca. 12 Milliarden 
DM im nächsten Jahr. Wenn ich nur einmal die Lük- 
ken der letzten drei Jahre zusammenfasse, stelle ich 

(B) fest, daß dies 32 Milliarden DM mehr Schulden sind, 
als in den Regierungsentwürfen der letzten drei 
Jahre vorgesehen worden sind. 

Meine sehr verehrten Kollegen, das kann doch 
nicht immer Zufall oder Irrtum sein. Ich bin über- 
zeugt: Dahinter steckt Methode. Woher soll Ver- 
trauen bei Investoren kommen, wenn sich die Zah- 
lenvorgaben des Staates fortlaufend als unrichtig er- 
weisen? Der Bundeswirtschaftsminister hat — ver- 
treten durch Herrn Staatssekretär Schlecht — ein 
Recht auf Irrtum für sich reklamiert. Nun, bei dieser 
Bundesregierung ist das Recht auf Irrtum zwar noch 
kein Menschenrecht oder Grundrecht, aber immer- 
hin schon ein Gewohnheitsrecht geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hat in den letzten Jahren von diesem vermeintli- 
chen Recht sehr oft Gebrauch gemacht. 

Wirtschaftliche Quacksalber haben derzeit wieder 
Hochkonjunktur. Trotz Schulden fordern sie ein kre- 
ditfinanziertes 50-Miiliarden-Programm. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die Kaiser 
von China!) 

Die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich 
geistert wieder durch die Lande. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das Paradies, 
das sozialistische Horrorparadies!) 

Es ist nicht verwunderlich, daß der Bundeswirt- 
schaftsminister Graf Lambsdorff in dieser verzwei- 
felten Situation die Flucht nach vorn angetreten hat 
und sich in seinem Papier zum Kronzeugen der An- 


klage macht. Ob ihm das etwas nützt, ob die Ge- (C) 
schichte ihm in ihrem Urteil mildernde Umstände 
zuweist, mag noch sehr dahingestellt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schiller sagt im „Wallenstein“: 

Spät kommt ihr — Doch ihr kommt! Der weite 
Weg, Graf Isolan, entschuldigt euer Säumen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Er ist da, der 
Graf Lambsdorff!) 

Nicht entschuldigt bleiben die folgenschweren 
Versäumnisse und Fehler einer langjährigen fal- 
schen Politik. Die letzte Verzweiflungsschlacht die- 
ser Koalition hat begonnen. 

(Löffler [SPD]: Wallenstein ist in Eger ja 
ermordet worden!) 

— Verehrter Herr Löffler, Sie haben bewiesen, daß 
Sie höchstens den finanzpolitischen Sachverstand 
von Hans im Glück besitzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 

Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Hervorra- 
gend!) 

Denn Ihre Finanzpolitik in den letzten Jahrzehnten 
kann nur damit verglichen werden. Ich bin über- 
zeugt, mit der SPD zusammen als Koalitionspart- 
ner wird Graf Lambsdorff nicht mal die Punkte und 
Kommas dieses Programms verwirklichen können, 
geschweige denn die notwendigen Einschnitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind sehr gespannt, Herr Minister — ich freue 
mich, daß Sie inzwischen da sind — , ob diesen Wor- 
ten und diesen großen Ankündigungen auch die ent- 
sprechenden Taten folgen werden oder ob dies wie- 
der ein Theaterdonner bleibt, der nur inszeniert wor- 
den ist, um den Überlebenskampf Ihrer Partei in 
Hessen und in Bayern etwas erfolgreicher zu ma- 
chen. Oder, Graf Lambsdorff, haben Sie vor, sich 
vielleicht als politischer Kamikaze-Flieger zu betäti- 
gen, der sich auf dieses Schlachtschiff SPD stürzt? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir jedenfalls von der CDU/CSU sind zu einem 
neuen Anfang bereit. Mit uns ist darüber zu reden. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben auch Rezepte für einen neuen Auf- 
schwung. 

(Zuruf von der SPD: Nun sagen Sie’s doch 
mal! — Weitere Zurufe von der SPD — 

Esters [SPD]: Welche?) 

— Immer mit der Ruhe, Herr Esters. Ich werde es 
ganz kurz sagen, und zwar sage ich es mit den Wor- 
ten, die Ernst Günther Vetter in der FAZ dazu gefun- 
den hat. Er schreibt: 

Es gibt nur einen Ausweg: die Inflation muß in 
Schach gehalten, die Kräfte von Millionen Un- 
ternehmern müssen aktiviert und die verluder- 
ten Staatshaushalte wieder in Ordnung ge- 
bracht werden. Nicht durch die Disposition von 
Bürokraten, sondern durch die Tatkraft und die 
Ideen der Bürger wird der Karren aus dem 



6946 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


Glos 

(A) Dreck gezogen. Nur dann können so viele Ar- 

beitsplätze geschaffen werden, daß die Wirt- 
schaft wieder in Richtung Vollbeschäftigung 
marschiert. Diese Politik braucht Vertrauen 
und einen langen Atem. 

So weit das Zitat. Ich füge hinzu: diese Politik 
braucht andere Akteure. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wieczorek. 


Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es fällt 
sehr schwer, nach diesem Ausflug in das bayerische 
Komödienstadl 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

jetzt wieder zur sachlichen Berichterstattung und 
zur Meinungsfindung beizutragen. Ich will es dessen 
ungeachtet, Herr Kollege, trotzdem versuchen. 

Der von der Regierung eingebrachte Entwurf zum 
Haushalt 1983 liegt nun in den Händen des Parla- 
ments, das jetzt sein weitestgehendes politisches 
Recht, nämlich über das Budget die Politik in diesem 
Lande zu beeinflussen, ja, zu bestimmen, ausüben 
muß. In der wirtschaftspolitisch wohl schwierigsten 
Phase der Bundesrepublik Deutschland kommt es 
(B) darauf an, die Entscheidungen sachgerecht, ausge- 
wogen und vertretbar für alle Kreise der Bevölke- 
rung zu fällen. Meinen Freunden und mir ist sehr 
daran gelegen, daß wir die notwendigen Diskussio- 
nen offen hier im Parlament und in den mitberaten- 
den Ausschüssen führen. Wenn man noch bei der 
veröffentlichten Meinung den Eindruck haben 
könnte, daß die Verantwortung des Parlaments sich 
nur auf die regierungtragenden Parteien beschränk- 
te, so möchte ich doch noch einmal an die Gesamt- 
verantwortung dieses Hauses erinnern. 

Dieses deutsche Volk hat Anspruch darauf, daß 
seine Regierung von allen, die den Sachverstand ha- 
ben, beraten wird. Jedes Mitglied dieses Hauses — 
auch aus einer kritischen Grundhaltung heraus — 
muß seinen Sachverstand hier mit einbringen. Wir 
müssen Antworten erwarten auf die Fragen, die sich 
uns stellen. Ich halte es für unerträglich, wenn Par- 
lamentarier über Medien ihre politischen Zielvor- 
stellungen transportieren lassen und nicht diesen 
Raum zum Austausch von Meinungen benutzen. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Wen meinen Sie denn, Herr 
Kollege? — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 

Meinen Sie Ihren Vorsitzenden?) 

Ich bin aus diesem Grunde sehr dankbar dafür, 
daß der Kollege Häfele mit, wie er sagte, sehr viel 
Sympathie dieses Papier des Wirtschaftsministers 
mit in die Debatte eingeführt hat Ich glaube nicht, 
daß man daran Vorbeigehen kann, zumal der Herr 
Kollege Häfele sich ja in weiten Teilen damit identi- 
fiziert hat. Ich, meine Damen und Herren, kann mich 


mit dem Inhalt dieses Papiers absolut nicht identifi- (C) 
zieren. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das wundert 
keinen!) 

Ich würde gern den Sachverstand der Kollegen 
von der CDU im Haushaltsausschuß auch benutzen, 
um einige Übersetzungen der Thesen zu bekommen, 
die Herr Häfele eben hier als gut dargestellt hat, und 
sie in praktische Politik umzusetzen. Wir wollen uns 
damit nicht vor der Verantwortung drücken. Ich 
sage das, damit keine Schieflage in die Diskussion 
kommt. Aber ich möchte Sie konkret fragen, ob Sie 
der Auffassung sind, daß die Probleme gemeistert 
werden können, wenn wir den Vertrauensschwund 
bei der investitionszurückhaltenden Wirtschaft 
durch eine erhebliche Verschärfung des Sozialgefäl- 
les in unserem Staat auszugleichen versuchen, und 
ob es Ihre Auffassung ist, daß dies mit einer Beendi- 
gung des sozialen Friedens bezahlt werden kann. 

Pessimistische Grundstimmungen zu überwinden 
ist eine Aufgabe für Politiker nicht nur den Unter- 
nehmern gegenüber, sondern im wesentlichen und 
nicht zuletzt ist es ihre Aufgabe, dem arbeitenden 
Menschen, dem arbeitswilligen Menschen das Ver- 
trauen in diesen Staat, in diese Gesellschaft zu er- 
halten. 


Es wäre für uns alle sehr hilfreich, wenn wir erfah- 
ren könnten, ob Sie es als Preis für das Vertrauen 
der Unternehmer in diesen Staat wirklich verant- 
worten können, wenn die Familie eines ohne Eigen- 
verschulden arbeitslos Gewordenen nun ein erheb- 
lich reduziertes Arbeitslosengeld bekommt — in den 
ersten Monaten nach dem uns vorliegenden Papier 
möglicherweise ja nur noch 50% — , gleichzeitig aber 
dieser Familie auch noch zugemutet wird, beim 
Wohngeld erhebliche Abstriche hinzunehmen, und 
wenn dem über BAföG geförderten Sohn ebenfalls 
noch der Unterhalt eingeschränkt wird, ob man das 
alles als Preis für ein imaginäres Vertrauen, das ja 
etwa in dem theologischen Bereich der Glaubensfra- 
gen liegt, einsetzen kann. 


(E>) 


(Glos [CDU/CSU]: Wo soll denn das Geld 
herkommen?) 


Der innere Frieden darf in diesem Land nicht ge- 
fährdet werden. Ich habe das Gefühl, als ob die Ge- 
fahren für den inneren Frieden nicht richtig einge- 
schätzt werden. Lassen Sie mich versuchen, das, was 
ich sagen will, an einem Beispiel griffig zu machen 
und in unsere Normalsprache zu übersetzen: Die 
Stadt, aus der ich komme, mit 530 000 Einwohnern, 
hat im Augenblick 22 000 Arbeitslose und 28 000 
Kurzarbeiter. 


(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Die liegt 
in Nordrhein-Westfalen!) 

Es sind also 50 000 Menschen, arbeitsfähige und ar- 
beitswillige Mitbürger, die im Augenblick von der 
Kürzungshysterie im Sozialbereich betroffen wer- 
den. Fast 150 000 Menschen sind in einer einzigen 
Stadt betroffen, und auch ohne Hochrechnung kann 
sich jeder in diesem Hause sicherlich vorstellen, 
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(A) welches Gefahrenpotential für den inneren Frieden 
hier entstehen kann. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Wer ist 
denn dafür verantwortlich?) 

Ich frage Sie dies, weil es mir darum geht, auch 
von Ihnen zu erfahren, ob Sie die Kürzungen für 
eine Möglichkeit halten, einen Weg aus dieser Krise 
aufzuzeigen, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Weg mit 
der SPD, das ist der richtige Weg!) 

und ob Sie, Herr Kollege, die Kürzungen als einen 
Weg ansehen, die weltwirtschaftliche Krise zu been- 
den. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das geht, 
aber anders!) 

Wir Sozialdemokraten sind durchaus gern bereit, in 
eine seriöse Sachdiskussion darüber einzutreten, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das kön- 
nen Sie ja gar nicht!) 

wie die Sozialleistungen an das reduzierte Wirt- 
schaftswachstum angepaßt werden können. Das 
muß sich aber auf eine ausgewogene Form konzen- 
trieren. 

Ich will auch nicht verhehlen, daß es sich bei den 
Leistungen, die unter dem Begriff „Sozialleistun- 
gen“ zusammengefaßt werden, auch dann, wenn der 
Staat sich an der Finanzierung erheblich beteiligen 
muß, im Grunde genommen nicht um Geschenke 
, . des Staates handelt, sondern daß der einzelne über 
* die Beiträge zu den Sozialversicherungen in erhebli- 
cher Weise zur Daseinsvorsorge beigetragen hat. 
Wenn davon gesprochen wird, daß Selbstvorsorge 
starker in den Mittelpunkt zu rücken sei, dann frage 
ich allen Ernstes, was denn eigentlich die Beiträge 
zur Sozialversicherung sein sollen. Ich möchte Sie — 
unabhängig von dem jetzt zitierten Papier — weiter 
fragen, ob Sie bereit sind, Herr Kollege Glos, weitere 
Kaufkraftreduzierungen der Bevölkerung hinzu- 
nehmen und dadurch zu riskieren, daß die Wirt- 
schaft nochmals nachhaltig beeinflußt wird. Dar- 
überwerden Sie mir sicherlich noch einige Auskunft 
geben. 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, aber 
auch von der FDP-Fraktion, ich mochte Sie fragen, 
ob Sie nicht mit mir der Meinung sind, daß dieses, 
für mich unausgegorene Papier erneut zu schwer- 
wiegenden Verunsicherungen der Menschen in un- 
serem Lande und auch der investierenden Wirt- 
schaft führt. Ich möchte Sie aber auch fragen, was 
darunter zu verstehen ist, wenn der Generalsekretär 
Ihrer Partei, der CDU, davon spricht, daß es größten- 
teils den Vorstellungen der CDU/CSU entspreche, er 
aber den Zeitpunkt der Veröffentlichung kritisiert 
Wenn ich die letzten Tickermeldungen von Herrn 
Strauß lese, so distanziert er sich ja wieder in weiten 
Teilen von dem Generalsekretär. 

Es ist aber auch die Frage zu stellen, ob der wirt- 
schaftliche Erfolg der Bundesrepublik in der Ver- 
gangenheit nicht im wesentlichen dadurch bedingt 
war, daß der soziale Konsens immer gesucht wurde, 
und ob dieser soziale Konsens nicht auch der ent- 


scheidende Wettbewerbsvorteil der deutschen (C) 
Volkswirtschaft gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen sich diese Fragen schon gefallen lassen; 
denn Sie können sich nicht wie in der Vergangenheit 
aus der Verantwortung stehlen. Sie müssen in die- 
sem Hause Farbe bekennen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kunz [Weiden] 

[CDU/CSU]: Erklären Sie sich doch einmal 
zuerst, statt daß Sie andere befragen!) 

Ich sage Ihnen auch gleich wieder unseren Stand- 
punkt, Herr Kollege. 

Wir sind uns darüber klar, daß der Abbau von Ar- 
beitslosigkeit Opfer fordert, Opfer von allen, die Ar- 
beit und Einkommen besitzen, besonders aber von 
den Gruppen, die höhere, hohe und höchste Einkom- 
men haben. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: 

Gewerkschaftsbosse!) 

Darum treten wir auch dafür ein, daß eine Ergän- 
zungsabgabe eingeführt wird, die uns dabei helfen 
könnte, wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit einzuleiten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Meyer zu Ben- 
trup [CDU/CSU]: An wieviel Prozent den- 
ken Sie?) 

Wir lassen uns von niemandem zu der Alternative 
treiben, daß es nur eine fast unbegrenzte Kreditauf- 
nahme oder ein fast unbegrenztes Kaputtsparen (D) 
gäbe. Die Sozialdemokraten sind sich darüber klar, 
daß die Kreditaufnahme der öffentlichen Haushalte 
sehr zurückhaltend und verantwortungsbewußt ge- 
handhabt werden muß, da damit nur die investiven 
Bereiche unseres Haushalts finanziert werden dür- 
fen. Wir sind uns aber auch darüber klar, daß eine 
ruckhafte Reduzierung der Nettokreditaufnahme 
schwere Schäden für unsere Volkswirtschaft nach 
sich ziehen würde. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das sagen 
Sie ja schon viele Jahre!) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Be- 
schäftigungsbereiche, die fast ausschließlich von der 
öffentlichen Hand leben und die von der öffentlichen 
Hand ihre Impulse bekommen. Ich denke an die 
Bauwirtschaft, ich denke an die Bereiche, die durch 
die Deutsche Bundesbahn im wesentlichen beein- 
flußt werden. 

Meine Damen und Herren, auch das leichtfertige 
Umgehen mit dem Wort Staatsverschuldung führt 
nicht zu einer Verbesserung des Vertrauensklimas 
in unserem Staat. Aber das ist ja wohl kein unge- 
wolltes Nebenprodukt, sondern das ist wohl Ab- 
sicht. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Wie 
soll man das wohl ausdrücken?) 

Sicherlich niemand kommt auf die Idee, einer Fami- 
lie, die ihr Vermögen zusammengekratzt und ein Ei- 
genheim gebaut hat, hinterher zu sagen, daß sie ver- 
schuldet sei oder daß sie jetzt ärmer sei als vorher. 
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(A) Aber genau das versuchen Sie unserem Volke einzu- 
reden. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie haben 
doch gar keine Werte geschaffen!) 

Sie sind unredlich, meine Damen und Herren, wenn 
Sie dies tun, und Sie wissen es auch ganz genau. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]) 

— Lassen Sie mich aber weiter fragen, was Sie wirk- 
lich wollen. Herr Kollege Schmitz, was wollen Sie? 

Ein Punkt in der öffentlichen Diskussion der letz- 
ten Tage, der auch heute hier schon durchgedrungen 
ist, war die Abschaffung der Gewerbesteuer. Ich bin 
sehr sensibel in diesem Bereich und bin hellhörig 
geworden, weil ich mich schon einmal mit der Ab- 
schaffung einer gewerbesteuerähnlichen Steuer be- 
schäftigen mußte. Es geht mir im wesentlichen dar- 
um, daß wir uns wieder daran erinnern, was die Dis- 
kussion um die Lohnsummensteuer ausgemacht 
hat. All die Hypothesen, die damals aufgestellt wur- 
den, daß Unternehmen jetzt in arbeitsintensivere 
Bereiche investieren würden, sind nicht eingetreten. 
Die einzigen, die davon Schaden genommen haben, 
sind die Bürger der Städte, bei denen jetzt, nach 
Wegfall des Spitzenausgleichs die Probleme ganz 
deutlich geworden sind. 

Meine Damen und Herren, ich könnte diesen Fra- 
genkatalog unbegrenzt fortsetzen, möchte ihn aber 
an dieser Stelle beenden, weil ich Ihnen weitere 
Peinlichkeiten ersparen möchte. 

( B ) 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich möchte Sie aber bitten, darüber nachzudenken, 
daß die Bundesrepublik Deutschland eingebettet ist 
in die weltwirtschaftlichen Problemkreise, die da 
sind: weltweit hohes Zinsniveau, Zahlungs- und Fi- 
nanzierungsschwierigkeiten vieler Länder, von Po- 
len bis Mexiko. Damit sind Gefahren für die Wirt- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland verbun- 
den. 

Meine Damen und Herren, die Beschäftigungspo- 
litik in unserem Lande ist weitgehend bestimmt 
durch die außenwirtschaftlichen Indikatoren; denn 
nach wie vor ist unsere Volkswirtschaft auf die Ver- 
edelung von Rohstoffen angewiesen, die wir aus 
dem Ausland beziehen und die unsere Volkswirt- 
schaft zu mehr als 30 % beeinflussen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Schluß 
kommen und möchte Sie ganz herzlich bitten, Ihre 
Vorstellungen endlich mit in die Beratungen einzu- 
führen und so zu gestalten, daß es nicht wieder zu ei- 
ner weiteren Verschlechterung der Finanzsituation 
unseres Staates führt. Ich habe mir hier einmal eine 
Zusammenstellung machen lassen, wie durch Ihre 
Initiativen in den letzten Jahren der Haushalt ver- 
ändert wurde, durch Initiativen im Sinne von Auf- 
satteln auf bestehende Gesetze oder durch Initiati- 
ven, die durch das Vermittlungsverfahren ausgelöst 
wurden. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Nichts! Kein 

Pfennig! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 


Meine Damen und Herren, diese Zahl sollten Sie (C) 
wirklich einmal auf der Zunge zergehen lassen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wir haben 
keine Anträge gestellt!) 

Von 1978 bis 1984 sind durch Ihre Aufsattelungen 
insgesamt Mehrkosten von 18,4 Milliarden DM die- 
sem Staate Bundesrepublik Deutschland entstan- 
den. Auch der Verantwortung dafür können Sie sich 
nicht entziehen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wer hat denn hier die Mehrheit?) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU-Frak- 
tion, Sie wollen Verantwortung tragen. Bitte, ant- 
worten Sie zumindest! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der bis- 
herige Verlauf der Debatte reizt mich eigentlich 
dazu, einmal mit ein paar definitorischen Klarstel- 
lungen zu beginnen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie lieber, was 
Sie wollen!) 

Der Bundeskanzler hat gesagt — leider hat das 
mein hochgeschätzter Freund Wieczorek soeben 
aufgenommen — : „Wir wollen das soziale Netz nicht 
kaputtsparen.“ Meine Damen und Herren, was ist 
denn eigentlich Sparen, nicht nur im Sinne des Bür- (D) 
gers, sondern auch, wenn Sie so wollen, nach der of- 
fiziellen volkswirtschaftlichen Definition? Sparen 
heißt, etwas nicht ausgeben, was man hat. Sie trei- 
ben hier aber seit Jahren eine Politik, bei der Sie et- 
was ausgeben, über etwas verfügen, was Sie gar 
nicht haben, indem Sie nämlich Schulden machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesfinanzminister stellt sich hierhin und 
spricht — er hat es heute morgen bemerkenswerter- 
weise nicht wiederholt — von einem „stocksoliden“ 
Haushalt! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was heißt denn „stockso- 
lide“, oder — ich will bescheidener fragen — was 
heißt denn überhaupt „solide“? Solide finanzieren 
heißt, alle finanziellen Verpflichtungen, die man hat, 
auch erfüllen zu können. Nun frage ich Sie: Ist diese 
Regierung in den letzten Jahren bis zur Vorlage des 
Haushalts 1983 in der Lage gewesen, alle gesetzli- 
chen Verpflichtungen, die sie hat, zu finanzieren? 

(Zuruf von der SPD: Ja, sicher!) 

— Nein! Sie hat sich aus der Affäre gezogen, indem 
sie bisher schon eine Reihe von Haushaltsstruktur- 
gesetzen vorgelegt hat, indem sie hier weitere Ein- 
schränkungen ankündigen mußte und sie auch vor- 
nehmen wird. Dies ist das genaue Gegenteil von 
„stocksolide“, sondern das ist eine höchstgradig un- 
solide Haushalts- und Finanzpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 

[SPD]: Das ist doch unlogisch!) 
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(A) Ein Argument, das sieh heute wie ein roter Faden 
durch die Debatte zog und das ich von der Sache her 
sehr ernst nehme — die Kollegen Wieczorek und 
Esters haben es benutzt; ich fürchte, daß es nicht als 
ernstgemeintes Sachargument in diese Debatte ge- 
tragen wurde, sondern als Vorankündigung für eine 
Propagandawelle draußen in der Bevölkerung — , ist 
das hier — so wie soeben vom Kollegen Wieczorek — 
wiederholt vorgetragene Argument von der Gefähr- 
dung des sozialen Friedens oder das von meinem 
Freund Helmut Esters vorgebrachte Argument von 
der notwendigen Beachtung der Sozialstaatlich- 
keit. 

Meine Damen und Herren, dazu kann ich nur 
klipp und klar feststellen: Das Sozialstaatsprinzip 
steht für uns außerhalb jeder Diskussion. Nehmen 
Sie bitte zur Kenntnis, daß jedenfalls in den Reihen 
der Christlichen Demokraten und der Christlich So- 
zialen niemand die Absicht hat, das zu demontieren 
oder zu zerstören, was wir selber in 20, 30 Jahren 
hier geschaffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Das ist nicht die Fragestellung, um die es hier geht, 
sondern die Frage ist, ob wir in der Lage sind, in der 
Zukunft das soziale Netz, das wir geschaffen haben, 
überhaupt noch zu finanzieren. Oder, andersherum 
ausgedrückt: Die Aufgabe, vor der wir und auch Sie 
stehen, lautet, das System der sozialen Leistungen 
wieder finanzierbar zu machen. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist die eigentliche Frage, um die es geht. 

Was die Gefährdung des sozialen Friedens anbe- 
langt, lieber Helmut Wieczorek, muß ich sagen — ich 
finde, das hätte eigentlich gerade jemand aus dem 
„Ruhrpott“ sagen sollen — : Auch für mich ist die 
größte Gefährdung des sozialen Friedens die Ar- 
beitslosigkeit, für die leider Ihre Politik maßgeblich 
verantwortlich zeichnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesfinanzminister hat heute morgen in 
seiner Haushaltsrede durchaus zutreffend davon ge- 
sprochen, es gebe — so hat er wörtlich formuliert — 
eine eigenständige wirtschaftliche Verantwortung 
des Staates. 

(Walther [SPD]: Sehr wahr!) 

— Dieses ist ganz sicher so. Ich will deshalb, Herr 
Kollege Walther, einmal einige wenige konkrete Zu- 
sammenhänge aufzeigen und darlegen, wie sich die 
haushaltspolitischen Entscheidungen, die in diesem 
Hause oder, genauer gesagt, durch Ihre Regierung 
in der Vergangenheit getroffen worden sind, auf un- 
sere Betriebe und Unternehmen draußen im Lande 
auswirken. Damit meine ich nicht nur Investitionen, 
sondern vor allen Dingen auch Arbeitsplätze. 

Da gibt es doch als erstes unstrittig — und ich den- 
ke, das wird auch bei Ihnen niemand leugnen kön- 
nen — einen unmittelbaren und direkten Zusam- 
menhang von Art und Ausmaß der sozialen Trans- 
fergesetze, die wir in diesem Haus beschließen, 


einerseits und der Höhe der Lohnnebenkosten an- (C) 
dererseits. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Das Problem von der Nachfrageseite her, Herr 
Kollege Walther, besteht ja gar nicht darin, daß hier 
irgend jemand daran denkt — das ist im Lauf der 
Debatte von einem der sozialdemokratischen Kolle- 
gen hier behauptet worden — , etwa die Löhne fest- 
zuschreiben, einzufrieren oder gar zu senken. Wir 
stehen voll zur Tarifautonomie der Tarifpartner und 
damit zum freien Aushandeln der Löhne. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber was wir hier sehr wohl, und zwar mit den 
Entscheidungen über die Haushaltspolitik, beein- 
flussen können, sind die Lohnnebenkosten, und 
diese sind in den vergangenen 15 Jahren von rund 
40% auf über 80% gestiegen. Hier ist doch ein Faktor, 
der wesentlich zum Rückgang der Investitionstätig- 
keit draußen, besonders bei unseren mittelständi- 
schen Betrieben, geführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Küh- 
bacher? 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Bitte schön, 

Herr Kollege Cronenberg. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erst hat sich der Herr 
Kollege Kühbacher gemeldet. Bitte. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Man P) 

muß sich ja jetzt immer nach beiden Seiten 
wenden!) 

Kühbacher (SPD): Nun nehme ich mal das Recht 
des Stärkeren in Anspruch. Wir vertreten den größe- 
ren Teil. 

Sie haben recht, Herr Kollege Schröder, was die 
80% Lohnnebenkosten angeht. Nur, wollen Sie dem 
Haus zugeben, daß etwa die Hälfte davon durch Ge- 
setze dieses Hauses und die andere Hälfte durch 
freiwillige Leistungen beider Tarifpartner entstan- 
den sind? 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Das gebe ich zu. 

Ich spreche hier von jenem Teil, wo wir unmittelbar 
durch die entsprechenden parlamentarisch-politi- 
schen Entscheidungen über soziale Transfergesetze 
das Ausmaß der Lohnnebenkosten in den Betrieben 
direkt beeinflussen. 

(Kühbacher [SPD]: Das ist nur die 
Hälfte!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Schrö- 
der, erlauben Sie jetzt eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Cronenberg? 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Bitte. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte sehr. 

Cronenberg (FDP): In Ergänzung der Frage mei- 
nes Vorfragers: Können Sie dem Haus denn bestäti- 
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(A) gen, daß diese bedauerliche und sicher bedrückende 
Entwicklung weitestgehend durch alle Seiten des 
Hauses, auch durch die Mitte des Hauses, gefördert 
worden ist? 


Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Cronenberg, die bisherige Debatte hat für mich deut- 
lich gezeigt, daß die Mitte und — das darf ich jetzt 
wohl wieder sagen — die rechte Seite des Hauses zu 
Erkenntnis und Selbstkritik sehr wohl fähig und in 
der Lage ist, daß sich aber in allen Diskussionsbei- 
trägen, angefangen beim Bundeskanzler über den 
sozialdemokratischen Finanzminister bis zu den so- 
zialdemokratischen Kollegen, die bisher gesprochen 
haben, nicht an einer einzigen Stelle und nicht an ei- 
nem einzigen Punkt auch nur den Hauch einer An- 
deutung verspürt habe, daß man in der Vergangen- 
heit etwas falsch gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen zweiten unmittelbaren Zusammenhang 
gibt es zwischen haushaltspolitischen Entscheidun- 
gen hier und den Rückwirkungen auf Investitionen 
und Arbeitsplätze draußen, nämlich durch das Aus- 
maß der Staatsverschuldung einerseits und den 
Rückwirkungen, die dadurch auf die Situation unse- 
rer Kredit- und Kapitalmärkte andererseits einge- 
treten sind. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang eine Zahl 
vortragen, abgeschlossen im Juni 1981, wo wir auf 
den Kapitalmärkten für die festverzinslichen Pa- 
(B) piere in der Bundesrepublik Deutschland folgende 
Situation feststellen mußten. Einem Pfandbriefum- 
lauf von 108 Milliarden DM standen Mitte 1981 225 
Milliarden DM Kommunalobligationen, 129 Milliar- 
den DM Anleihen von Bund und Ländern und nur 
4 Milliarden DM Industrieobligationen gegenüber. 

Das bedeutet im Klartext: Die Industrie hatte zu 
diesem Zeitpunkt nur die Gelegenheit, mit 0,7 % den 
Kapitalmarkt der Bundesrepublik Deutschland für 
festverzinsliche Papiere in Anspruch zu nehmen, die 
öffentlichen Hände dagegen mit weit über zwei Drit- 
tel. Und damit frage ich Sie: Wer ist denn nun eigent- 
lich der zinsbestimmende Faktor bei uns in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

— Herr Hoffmann, Sie können die Zahlen gerne 
nachprüfen, wenn Sie wollen. Ich weiß, das paßt in 
Ihre Ideologie sicher nicht hinein. 

Ich komme zu einem dritten Zusammenhang. 
Wenn der Staat in diesem Ausmaß die Kapital- 
märkte in Anspruch nimmt, dann muß er natürlich 
logischerweise auch diese Zinsen zahlen. Das hat zu- 
nächst einmal mit den amerikanischen Zinsen noch 
gar nichts zu tun. Die amerikanischen Zinsen waren 
immer und ewig und werden auch in Zukunft für alle 
westeuropäischen Industrienationen eine Art Leit- 
funktion haben, aber die konkrete Höhe richtet sich 
immer nach den jeweiligen binnenwirtschaftlichen 
Faktoren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Das ist nun einmal bei uns in der Bundesrepublik (C) 
Deutschland das Ausmaß der Beanspruchung durch 
die öffentlichen Hände. Wenn Sie also, um über- 
haupt die entsprechenden Gelder aufnehmen zu 
können, derartige Zinssätze zahlen müssen, dann 
stellen Sie das einmal gegenüber. Sie finden dann 
eine wesentliche Antwort, warum in den Betrieben 
nicht mehr investiert werden kann und warum dem- 
gemäß Arbeitsplätze gefährdet werden und Arbeits- 
plätze verlorengehen. Stellen Sie das dann einmal 
jenem Prozentsatz gegenüber, mit dem heute — und 
leider schon seit einigen Jahren — in der Bundesre- 
publik Deutschland insbesondere in den vielen mit- 
telständischen Betrieben eingesetzes Eigenkapital 
noch verzinst wird. Da landen Sie nämlich bei einer 
Zahl zwischen 2 und 3 %, wohingegen Sie in den ver- 
gangenen Jahren bis zum heutigen Tage im Schnitt 
10 % Zinsen zu Lasten des Steuerzahlers gezahlt ha- 
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer Zusammenhang. Es ist heute — ich 
habe das gar nicht verstanden, muß ich hier geste- 
hen — so oft darauf hingewiesen worden, daß angeb- 
lich die Steuerquote nicht angestiegen sei. Man hat 
sich geradezu ein wenig gebrüstet, daß man von 1952 
bis heute die Steuerquote so einigermaßen konstant 
gehalten habe. Als ob es nur darauf ankäme, meine 
Damen und Herren! Was in den Kalkulationen zu 
Buche schlägt, Herr Kollege Kühbacher, das sind 
Steuern und Sozialabgaben. Hier ist nun einfach un- 
leugbar, daß wir in den zurückliegenden zehn Jah- 
ren einen Anstieg von durchschnittlich 34 % auf 
durchschnittlich 40 % festzustellen haben. * ' 

Dies ist doch nun einmal unleugbar — und damit 
komme ich wieder zur Kehrseite der Medaille, zur 
Auswirkung auf die Situation draußen, auf unsere 
Betriebe und unsere Arbeitsplätze — die Ursache 
dafür, daß die Eigenkapitalbasis unserer mittelstän- 
dischen Betriebe in der Zwischenzeit auf durch- 
schnittlich 18 % abgesackt ist und wir damit den Re- 
kord in allen Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft halten, und zwar nach unten und mit weitem 
Abstand. Selbst in Volkswirtschaften, die wir gele- 
gentlich so ein bißchen als marode belächeln wie die 
englische oder die italienische, gibt es eine Eigenka- 
pitalquote der Klein- und Mittelbetriebe, die im 
Schnitt bei über 50 % liegt. Bei uns in der Bundesre- 
publik Deutschland sind wir auf 18 % herunterge- 
gangen. Hier, meine Damen und Herren, haben Sie 
die Ursache für den gewaltigen Anstieg von Insol- 
venzen und Konkursen, die in diesem Jahr wahr- 
scheinlich 16 000 bis 17 000 erreichen werden. Auch 
hier besteht ein unmittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen der konkreten Finanzpolitik, die Sie in den 
letzten Jahren betrieben haben, und den Auswirkun- 
gen auf die Situation unserer Betriebe und damit der 
Arbeitsplätze draußen im Lande. 

Lassen Sie mich auch noch einen letzten Zusam- 
menhang ansprechen, bevor Sie sich weiter beweih- 
räuchern wegen der „Konstanz der Steuerquote“. 

Das Ausmaß der Steuerlast ist — und ich füge gleich 
vorweg hinzu: ich beklage das zutiefst — die wesent- 
liche Ursache dafür, daß wir auch in der Zwischen- 
zeit in der Bundesrepublik Deutschland ein Volu- 
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men an Schwarzarbeit haben, das die 60 Milliarden 
DM erreicht hat. Meine Damen und Herren, rechnen 
Sie sich einmal aus, was das, wenn dieses sozusagen 
legal durch die Statistik und durch die Steuer ginge, 
für den Finanzminister und vor allen Dingen für die 
Kassen unserer gesetzlichen Sozialversicherungs- 
träger an zusätzlichen Einnahmen bedeutete! Aber 
warum steigt denn die Schwarzarbeit von Jahr zu 
Jahr an? Weil der von Ihnen zur verantwortende An- 
stieg der Steuer- und Abgabenlastquote für den ein- 
zelnen Arbeitnehmer draußen im Lande, denn der 
trägt sie ja, ein leistungsfeindliches Ausmaß er- 
reicht hat, was eben dem einzelnen nicht mehr zu- 
mutbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine letzte Bemerkung zu den unmittelbaren Zu- 
sammenhängen. Es war unvermeidbar, daß in den 
sozialdemokratischen Debattenbeiträgen heute wie- 
der die alte Leier vorgetragen wurde, wir wollten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik ä la Reagonomics 
oder Thatcherismus betreiben. Ich war ja schon heil- 
froh, daß man bei Ihnen nicht wieder auf Brüning 
zurückgegangen war. Wahrscheinlich haben Sie sich 
in der Zwischenzeit ein bißchen sachkundiger ge- 
macht. Lassen Sie mich deshalb wegen dieser Le- 
gende, die man draußen ausstreut, wir, die Christli- 
chen Demokraten wollten eine Wirtschaftspolitik ä 
la Reagonomics oder Thatcherismus betreiben, ganz 
klar und deutlich sagen, dies ist nicht der Fall, dies 
kann auch gar nicht der Fall sein, weil die Problem- 
stellungen, unter denen Herr Reagan und unter de- 
nen Frau Thatcher angefangen hatten, völlig andere 
gewesen sind als die Problemstellungen, die Sie uns 
hinterlassen haben und vor denen wir jetzt anfan- 
gen müssen. In den Vereinigten Staaten und Groß- 
britannien ging es nämlich zunächst einmal darum, 
eine exorbitant hohe Inflationsrate herunterzudrük- 
ken und eine exorbitant passive Zahlungsbilanz wie- 
der auszugleichen. 

(Zuruf von der SPD: Da sehen Sie, wie gut 
wir sind!) 

Wir haben hier völlig andere Probleme, nämlich das 
Problem der von Ihnen verursachten Staatsver- 
schuldung und das Problem der von Ihnen verur- 
sachten Arbeitslosigkeit. Demgemäß müssen wir 
auch mit anderen wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Mit welchen denn?) 

Eine letzte Bemerkung, Herr Kollege Walther, 
weil ja die soziale Gerechtigkeit beschworen wurde, 
zu Recht; aber Sie sind die letzten, die die Legitima- 
tion haben, das zu beschwören. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Ich werde Ihnen beweisen, daß Sie die letzten 
sind. — Die größte Einkommensumverteilung, die in 
den zurückliegenden Jahren unter sogenannter so- 
zialliberaler Regierung stattgefunden hat, ist der 
Transfer von 100 Milliarden DM Zinsen im Zeitraum 
von 1975 bis einschließlich 1982 aus dem Bundes- 
haushalt zu jenen Anlegern, die in der Lage sind, 
Ihre Bundes- und Staatsobligationen zu erwerben. 


Diese Anleger sind weder die Arbeitnehmer noch (C) 
die Mittelständler in diesem Lande. Hier haben Sie 
die größte Einkommensumverteilung vorgenom- 
men zu Großanlegern in der Bundesrepublik 
Deutschland, um das einmal mit aller Deutlichkeit 
zum Ausdruck zu bringen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Die Sie 
schützen!) 

Sie setzen diese Einkommensumverteilung in den 
nächsten Jahren fort. Im Haushalt 1983 ist die 
Summe aus BAföG, Kindergeld, Mutterschaftsgeld, 
Zuwendungen an die Bundesanstalt für Arbeit we- 
sentlich niedriger als das, was Sie diesen Großanle- 
gern allein an Zinsen zufließen lassen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Die Sie 
schützen!) 

Das ist Ihre soziale Symmetrie und soziale Gerech- 
tigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, diese Beispiele haben deutlich gemacht, daß 
für eine Belebung der Wirtschaft, für Investitionen 
und für Arbeitsplätze in den vielen mittelständi- 
schen Betrieben draußen eine fundamentale Wende 
in unserer staatlichen Haushalts- und Finanzpolitik 
notwendig ist. Wir haben heute deutlich zum Aus- 
druck gebracht, wie diese Wende aussehen soll. Wir 
haben auch gesagt, wie, wohin und mit welchen Zie- 
len. Sie sind uns die Antwort schuldig geblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat die Frau ( D ) 
Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen! Liebe Kollegen! Herr Häfele, ich darf meine 
Rede mit einem Lob an Sie beginnen. Ich bewundere 
Sie wirklich. Je öfter ich Sie höre, um so mehr be- 
wundere ich Sie. Wie man mit so vielen Worten 
nichts sagen kann, das zeugt von einem redneri- 
schen Talent oder von Training, was durchaus Lob 
verdient. 

Sie haben heute morgen beklagt und angeklagt. 

Sie haben zur Rückkehr und Einsicht aufgerufen. 

Wir sollten wieder auf den Pfad christdemokrati- 
scher Wirtschaftstugenden einschwenken. Offen- 
sichtlich verirren Sie sich selber auf dem Mäander- 
band der Wirtschaftstugenden; denn wenn Sie ein- 
mal vergleichen, was Ihre Ministerpräsidentenkolle- 
gen machen und was Sie hier fordern, dann müßten 
Sie zickzack laufen und kämen immer noch nicht da 
an, wo Sie uns haben möchten. Nach einer EG-Un- 
tersuchung haben die von Stoltenberg und Albrecht 
regierten Bundesländer zur Zeit im Agrarbereich 
die höchsten Subventionsraten. Sie fordern, alle 
Subventionen um 5 % zu streichen. Übrigens ist Stol- 
tenberg, nebenbei gesagt, pleite. In seinem Land gibt 
es eine Kreditfinanzierung, die weiß Gott auch einen 
Gang nach Karlsruhe wert wäre, wenn wir Ihre 
Maßstäbe anlegen wollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sollen wir uns bei diesem Wandern auf dem Pfad 
der Wirtschaftstugenden an Strauß halten, oder sol- 
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len wir uns doch mehr an Späth halten, der mit sei- 
nen vorschnellen Zusagen über Bürgschafts-Garan- 
tien dazu beitragen kann, daß das Gesamtkonzept 
der AEG-Sanierung unter Umständen gefährdet ist? 
Oder sollen wir uns an Geißler und Biedenkopf hal- 
ten, die durchaus ganz andere Meinungen als andere 
von Ihnen vertreten? 

Ich darf den Kollegen Glos bitten, den bösen Satz 
zurückzunehmen, wir hätten gewollt, daß Unterneh- 
men kaputtgehen. Das kann doch wohl nicht ernst- 
gemeint sein. Wer allerdings bewußt Unternehmen 
kaputtgemacht hat, kann ich Ihnen sagen. Das war 
jener Chef vom Wienerwald, der, nur um der Mitbe- 
stimmung zu entgehen, mit einem geradezu aben- 
teuerlichen Netz von Verflechtungen dafür gesorgt 
hat, daß ihm hinterher das Geld gefehlt hat, um 
überhaupt investieren zu können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer heute noch in den Wienerwald essen geht, muß 
vor dem Verhungern sein. Freiwillig geht man da 
doch gar nicht mehr hin. 

Lieber Kollege Zumpfort, wenn Sie sagen, man 
dürfe den Leistungswillen nicht mit einer Ergän- 
zungsabgabe bestrafen, möchte ich von Ihnen gerne 
einmal erklärt bekommen, wo denn die Leistung bei 
AEG war, wo die Leistung beim Wienerwald war, wo 
die Leistung der Inhaber von Pelikan war, wo die 
Leistungen von Bauknecht waren und wo sonst alle 
diese Leistungen waren, die Sie nicht bestrafen 
wollen. Ich habe das dumpfe Gefühl, obgleich ich 
mich 

(Zuruf von der CDU/CSU: Neue Heimat!) 

— Gut, wir können uns auch über die Neue Heimat 

unterhalten; das beziehen wir alles mit ein, nehmen 
aber nicht die Leute aus, die 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Aber da 
schweigen Sie!) 

— Ich verschweige es überhaupt nicht! 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht davon gesprochen!) 

— Ich habe es eben vergessen, aber jetzt steht es ja 
im Protokoll, und damit ist es ja in Ordnung für 
Sie. 

Der Kollege Carstens sagt, das Volk sei stocksau- 
er. Stimmt, lieber Kollege Carstens! Die Leute sind 
stocksauer, beispielsweise wegen der Kürzungen 
des Zusatztaschengelds in den Altersheimen, wegen 
der Kürzung von BAföG; sie sind beispielsweise 
auch darüber sauer, was bei den Mieten auf sie 
zukommen würde, wenn wir Ihren Vorschlägen 
folgen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wissen Sie, was Sie machen? Sie gehen in den Ver- 
mittlungsausschuß, schieben dort jene Sachen hin- 
ein, die Sie hier nicht schaffen, und kleben leider 
Gottes hinterher diesen „Bouscher“ uns an die Wan- 
ge. Und wir sind noch so dämlich und lassen uns das 
gefallen, statt uns dagegen draußen zu wehren. 

(Zustimmung bei der SPD) 


Wenn das, nämlich Ihre Verantwortlichkeit im Ver- 
mittlungsausschuß, einmal klar würde, wäre, glaube 
ich, eine ganze Menge der Probleme, die wir mit der 
Vertretung solcher Beschlüsse nach draußen haben, 
von unseren Schultern genommen, und sie wären 
dann an der richtigen Haustür nämlich, dort, wohin 
sie auch gehören. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sagen weiter, die Leute hätten Angst. Wer re- 
det denn dauernd von „Staatsbankrott“? Das sind 
doch Sie und nicht wir! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr macht ihn 
doch!) 

Wer behauptet denn, daß die Renten nicht sicher 
sind? Das sind doch Sie und nicht wir! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es ist doch eine Sache, die Sie sich selber einmal 
überlegen müßten, ob man damit fortfahren kann, 
eine derartige Verängstigung in die Bevölkerung 
hineinzutragen. 

Das Problem der massenhaften Arbeitslosigkeit, 
die keineswegs verschwiegen werden soll, wird für 
Sie 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Ist daran 
die Opposition schuld?) 

— Daran ist nie die Opposition schuld, aber daran 
sind auch die Länder schuld. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Fragen Sie einmal Stoltenberg, was seine Regio- 
nalpolitik Schleswig-Holstein gebracht hat! Das al- 
les wird doch von Ihnen nur als Trittbrett gebraucht, 
um ungeliebte Dinge — nach dem Motto: Leistung 
muß sich wieder lohnen, Sozialausgaben müssen ge- 
kürzt werden — abschaffen zu können. 

Mit einiger Freude habe ich hier vernommen, daß 
der Kollege Schröder gesagt hat, er denke nicht dar- 
an, daß von den sozialen Errungenschaften Abstri- 
che gemacht werden sollten. Ich hoffe, daß er dann 
auf unserer Seite ist, wenn entsprechende Vor- 
schläge von anderen gemacht werden. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Kunz 

[Weiden] [CDU/CSU]: Er hat es anders ge- 
sagt!) 

Die Schuldzuweisungen, die Sie betreiben, ent- 
sprechen dem einfachen Strickmuster: Nur die Ge- 
werkschaften sind schuld, weil sie zu hohe Löhne 
fordern; nur die Regierung ist schuld, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Die ist in 
jedem Falle schuld!) 

weil sie zu hohe Reformerwartungen erweckt habe; 
nur die hohe Besteuerung ist schuld. Dabei habe ich 
das Gefühl, Sie glauben tatsächlich daran, daß bei 
uns in der Bundesrepublik nur die Unternehmer — 
und zwar nur die privaten — für das Wohl und Wehe 
der Volkswirtschaft verantwortlich sind. 

Ich muß Sie wirklich fragen: Woher nehmen Sie 
eigentlich diesen Optimismus angesichts einer Un- 
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(A) ternehmenspolitik, die von AEG bis Pelikan diese 
These aufs schönste widerlegt hat? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Woher nehmen Sie eigentlich Ihren Optimismus, 
wenn Sie sich einmal ansehen, mit welcher Chuzpe 
die Banken versucht haben, ihre ökonomischen Feh- 
ler bezüglich der AEG bei uns abzuladen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

indem sie nämlich auf eine Weise, die nun wirklich 
erpresserisch war, versucht haben, bei uns auch eine 
Garantieerklärung des Bundes für Unternehmer- 
fehler abzuholen? Ich denke, da sind wohl erst ein- 
mal die Banken an der Reihe. Wir verlassen uns 
nicht allein auf privatwirtschaftliches Verhalten, 
sondern glauben, daß für unsere Wirtschaft und ihre 
Entwicklung durchaus eine Mischung notwendig 
ist. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sitzen da nicht 
die Gewerkschaften in den Aufsichtsrä- 
ten?) 

Auch Ihre Berechnungen mit den Lohnkosten 
stimmen nicht ganz. Die Bundesrepublik hat, inter- 
national gesehen, die niedrigsten Lohnstückkosten, 
gemessen 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Das 
stimmt ja gar nicht!) 

— Es stimmt! Ich werde Ihnen den Artikel, aus dem 
ich das entnehme, gern einmal zuschicken: wir ha- 
ben die niedrigsten Lohnkosten, 

(B) (Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Die hoch- 

sten!) 

und insoweit fallen eigentlich alle Argumente, die 
Sie vorhin gebracht haben, in sich zusammen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie drehen alles 
um! — Glos [CDU/CSU]: Woher haben Sie 
die Zahlen? Die müssen von der Freien Uni- 
versität Berlin sein!) 

Lieber Herr Kollege Schröder, Sie haben vorhin 
gesagt: Reagan mußte seine Politik machen, um die 
Inflation zu bekämpfen. Nein, die amerikanische 
Bundesbank muß die Zinsen heraufsetzen, um die 
Inflation, die von Reagans blankem Manchester- 
Liberalismus ausgeht, bekämpfen zu können. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Reagans Politik diente nicht dazu, die Inflation zu 
bekämpfen. Er hat seine Politik aus dem Wunsch, 
umverteilen zu können, gemacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Inflation gab 
es doch vorher!) 

Es ging ihm um eine Umverteilung von privatem 
Konsum zu Verteidigung und von arm zu reich. 
Wenn Herr Häfele vorhin nach dem Motto „Ameri- 
ka, du hast es besser“ dieses Land gelobt hat, so 
nehme ich an, Herr Kollege, Sie schlafen im Hyatt 
und fahren nur in schwarzen Limousinen; sonst 
kann Ihnen unmöglich entgangen sein, daß im an- 
geblich reichsten Land der Welt Küchen wieder auf- 
gemacht werden müssen, vor denen sich arbeitslose 
Angestellte, die nicht wieder Unterkommen, mor- 


gens um 9 Uhr anstellen, um sich mittags um 1 Uhr (C) 
oder um 2 Uhr eine warme Suppe geben zu lassen. 

Dies ist keine Politik, die wir nachmachen wollen. 
Dieses Rekorddefizit, das Sie übrigens in den Veröf- 
fentlichungen der OECD vom 31. Juli dieses Jahres 
nachlesen können, ist derartig exorbitant ausgefal- 
len, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: 2,9%!) 

daß die volkswirtschaftliche Ableitung der interna- 
tionalen Zusammenhänge über unsere Zinsen, die 
der Kollege Schröder gerade abgeliefert hat, für 
mich ein bißchen überraschend ist 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Nur 2,9%) 

— Es stimmt leider nicht. Nehmen Sie sich das „Eco- 
nomic Outlook“ Nr. 31 vor, und schauen Sie sich in 
aller Ruhe die Zahlen an. Die Verschuldung der USA 
wird von 0,9% im Jahre 1981 bis auf 4% im Jahre 1983 
steigen. Das ist das Ergebnis dessen, was Reagan 
macht: Mehrausgaben für Rüstung, Steuersenkung 
und ein Defizit, das für dieses Jahr auf mindestens 
155 Milliarden Dollar geschätzt wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Allein diese lähmenden Auswirkungen, die von 
dort auf unsere Wirtschaft ausgehen, müßten uns 
einiges Kopfzerbrechen machen. 

(Glos [CDU/CSU]: Sagen Sie mal was zum 
Grafen!) 

— Ich sage im Moment nichts zum Grafen, weil ich 
mich seinen Thesen später zuwenden möchte. 

Ich denke, wir sollten unsere Politik weniger ^ 
daran ausrichten, ob wir uns gegenseitig Fehler aus 
der Vergangenheit vorwerfen können, sondern 
mehr daran, ob wir nicht doch gemeinschaftlich eine 
Möglichkeit finden, eines unserer Hauptprobleme 
nämlich die hohe Arbeitslosigkeit in unserem Lan- 
de, zu bekämpfen, und zwar bei gleichzeitiger ge- 
rechter Verteilung von Arbeit, Einkommen und so- 
zialer Sicherheit sowie bei einer gleichmäßigen Ver- 
teilung der Sparanstrengungen. 

Im Gegensatz zum Kollegen Zumpfort denke ich, 
daß eine Ergänzungsabgabe — damit befinde ich 
mich, glaube ich, in guter Nachbarschaft zu Herrn 
Albrecht — etwas ist, was man diskutieren kann und 
sich nicht gegenseitig um den Kopf schlagen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verstehe beispielsweise nicht, wie Sie hier auf- 
stehen und sagen können, Sie als Union wollten spa- 
ren, aber dann keinen einzigen Vorschlag machen. 
Wenn wir Vorschläge machen, dann läßt Herr Stol- 
tenberg auf Hochglanzpapier drucken: Bonn tut 
nicht genug für den Bund. Dann kommt ein verita- 
bler Staatssekretär aus Bayern einschließlich einer 
ganzen Armee von Abgeordneten an, weil man an ei- 
ner Stelle 2 Millionen DM gekürzt hat. Dann wird 
versucht, sozusagen in einem wahren Erpressungs- 
und Würgegriff diese Kürzung wieder rückgängig zu 
machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Faßt euch doch an die eigene Nase, ehe ihr uns er- 
zählt, was wir besser machen müssen! Ihr drängt 
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uns doch mit eurer Veröffentlichungspolitik dorthin. 
Da habe ich den Kollegen Rose im Auge, der gesagt 
hat, ich wollte das Zonenrandgebiet kaputtmachen. 

— Nein, wir wollten erreichen, daß staatliche Forst- 
ämter in Bayern keine Zonenrandmittel mehr be- 
kommen. Das habt ihr dabei allerdings verschwie- 
gen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich frage mich wirklich, was das Schattenboxen 
soll. Ich glaube: Das hat eine ganze Menge damit zu 
tun, daß Sie wirklich keine anderen Vorschläge zu 
machen haben, außer hier zu stehen und zu sagen: 
Wir würden alles besser machen, wenn wir es nur 
können dürften! 

Sie haben mich eben aufgefordert, etwas zum 
Konzept des Wirtschaftsministers, des Abgeordne- 
ten Lambsdorff, zu sagen. Zunächst muß ich sagen: 
Er hat den Mut, ein Konzept vorzulegen. Er hat als 
Abgeordneter ein Konzept vorgelegt. Dazu hatte er 
den Mut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, als Mini- 
ster! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Er hat das Konzept nicht als Regierungsmitglied 
abgegeben. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— Fragen Sie ihn doch selber! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Bundeskanz- 
ler hat ihn gebeten, ein Konzept zu erstel- 
len, und das hat er vorgelegt! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

— Wenn dieses gegenseitige Anschreien weiterge- 
hen sollte, würde ich Sie bitten, Herr Präsident, mir 
zu helfen, daß ich in Ruhe reden kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Es ist kein unüblicher 
demokratischer Brauch, daß es Zwischenrufe gibt, 
gnädige Frau. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Simonis (SPD): Fragen Sie ihn doch bitte sel- 
ber, ob er dieses Konzept als der zuständige Wirt- 
schaftsminister oder in seiner Eigenschaft zwar als 
Kabinettsmitglied, aber doch als Abgeordneter ein- 
gebracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war eine Auf- 
forderung vom Kanzler!) 

Ich habe dies hier nicht zu diskutieren, weil es 
nämlich nicht Gegenstand des vorgelegten Etats 
1983 ist, über den wir uns hier eigentlich unterhalten 
sollten. Aber zwei Fragen möchte ich doch stellen 
dürfen. 

Trifft es eigentlich zu, daß die berechneten Aus- 
fälle an Steuern, die bei einer sofortigen Verwirkli- 
chung des gesamten Paketes zu erwarten wären, 
zwischen 35 und 40 Milliarden DM ausmachen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Hor- 
rorzahl!) 


Dann frage ich Sie: Warum können wir das verant- (C) 
Worten, während bei der Nettokreditaufnahme 
sämtliche Tabugrenzen gezogen werden? 

Die zweite Frage richtet sich allerdings an Herrn 
Lambsdorff in seiner Eigenschaft als Kabinettsmit- 
glied und Minister: Stehen Sie zum Regierungsent- 
wurf mit der Kürzung der Gemeinschaftsaufgaben, 
oder stehen Sie zu dem, was in Ihrem Papier steht, 
wo Sie zur Rücknahme der Kürzungen auffordern? 

Dann allerdings frage ich mich, Graf, warum Sie 
meinen Kollegen Roth so angenommen haben, bei 
dem Sie blasphemisches Fehlverhalten unterstellt 
haben, als er sich zu den Krankenhausgeldern äu- 
ßerte. Im „Spiegel“ kann man nachlesen, was Sie 
dort zu diesem Thema erzählt haben. Sie haben ge- 
sagt: Der ist schneller weg als dieses Krankentage- 
geld. Roth darf genauso wie Sie Sachen kritisieren 
und Vorschläge machen. Wenn Sie das Recht für 
sich in Anspruch nehmen, dann darf, glaube ich, 
auch mein Kollege Roth das machen, ohne daß Sie 
ihn gleich zum Teufel jagen wollen. 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist ja fast Rothscher 
Jargon!) 

— Das war — etwas stark von mir interpretiert — 
ungefähr das, was der Graf gesagt hat. 

Darüber hinaus habe ich allerdings einige Fragen 
an die Opposition, die mich interessieren würden; 
denn Ihre Bezirksfürsten haben ja — von ungläubi- 
gem Staunen bei Herrn Biedenkopf über nachdenk- 
liches Kopfwackeln bei Herrn Stoltenberg bis zum (D) 
absoluten Nein von Herrn Strauß — unterschiedlich 
reagiert: Wie wollen Sie den Gemeinden helfen, 
wenn die Kapitalertragsteuern und die Gewerbe- 
steuern wirklich gesenkt werden sollen? Der letzte 
Aderlaß hat uns etwas mehr als 750 Millionen DM 
bei den Gemeinden gekostet. Das sind die größten 
Investoren bei uns in der Bundesrepublik. Soll der 
Bund das bezahlen? Werden Sie hinterher, wenn wir 
das wieder ausgleichen müssen, kommen und die 
Kreditaufnahme bejammern? Werden Sie den Län- 
dern helfen, wenn denen wieder einmal wegen einer 
Senkung der Vermögensteuer — falls dies realisiert 
werden sollte, was ich nicht hoffe — 1,5 Milliarden 
DM aus den Kassen verschwinden? Auch für die 
Länder, auch für Schleswig-Holstein gilt Art. 115 des 
Grundgesetzes. Stoltenberg wäre heute nicht mehr 
in der Lage, eine müde Mark mehr Kredit aufzuneh- 
men, wenn Sie ihm über Vermögensteuererleichte- 
rungen Mittel wegnehmen würden. Dann würde er 
seinen Haushalt überhaupt nicht über die Runden 
bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Glauben Sie wirklich, daß der soziale Frieden, den 
wir dank der Umsicht der Gewerkschaften hier bei 
uns haben erhalten können, nicht eine der Rahmen- 
bedingungen gewesen ist, mit denen wir wirtschaft- 
liches Wachstum in dieser Republik erreicht ha- 
ben 

(Glos [CDU/CSU]: Woher sonst hat Herr 
Vietor seine Villa in Tessin?) 
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(A) und mit denen wir wirtschaftlichen Wohlstand für 
sehr viele Leute haben erhalten können? 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie dies kaputtmachen wollen, dann legen Sie 
eine Lunte an ein Pulverfaß; über den Knall hinter- 
her werden Sie sich weiß Gott wundern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Frau Kollegin, erlau- 
ben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne- 
ten Schmitz? — Ich mache Sie allerdings darauf auf- 
merksam, daß Ihre Redezeit bald zu Ende ist. 

Frau Simonis (SPD); Es tut mir leid. — Ich darf viel- 
leicht als letzten Satz sagen: Hören wir doch bitte 
auf, das Prinzip „Pessimismus“ in die politische Dis- 
kussion einzubeziehen! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— Das haben Sie gemacht, nicht wir; Sie haben das 
heute den ganzen Tag gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Hören wir doch bitte auf, so zu tun, als ob einer von 
Ihnen ein Patent- oder Idealrezept hätte! Hören Sie 
doch bitte auch einmal auf, statt Politik zu betreiben, 
Journalisten- Artikel vorzulesen. — Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Si ta- 
cuisses! — Glos [CDU/CSU]: Man kann nur 
noch den „Vorwärts“ oder die „Welt der Ar- 
' ' beit“ zitieren!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Metz. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt hören wir das 
Konzept!) 

Metz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Simonis, 
die Unternehmensbeschimpfung und die Bankenbe- 
schimpfung und die darin enthaltene Systembe- 
schimpfung, 

(Zurufe von der SPD) 

die ja seit Jahren von der SPD betrieben wird — bis 
eben hin zu Ihren Ausführungen — , ist einer der 
ganz wesentlichen Gründe, warum die Koalition und 
die Regierung am Ende sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansei [SPD]: 
Heißt das, daß wir zwei Millionen Arbeits- 
lose haben, weil die Unternehmer beleidigt 
sind? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Das kommt alles noch. 

Sie haben soeben gesagt, man könne den Privaten 
eben nicht alles anvertrauen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Ich will Ihnen einen Zusammenhang zwischen dem 
Ausufern der Bürokratie und diesem — wie ich jetzt 
sage — Vorurteil nennen. Sehen Sie, wenn man das 
alte sozialistische Vorurteil aus dem vorigen Jahr- 
hundert mit sich herumschleppt, daß eben in einer 


Gesellschaft wie der der Bundesrepublik Deutsch- (C) 
land ein auftauchendes Problem von Privaten 
grundsätzlich nicht im Sinne des Allgemeinwohls, 
sondern eher vom Staat im Sinne des Allgemein- 
wohls gelöst werden kann, dann hat das ja ganz kon- 
krete Konsequenzen. Juristisch gesprochen: Dann 
setzt man beispielsweise als Gesetzgeber stets eine 
öffentlich-rechtliche Lösung an die Stelle einer mög- 
lichen privatrechtlichen Lösung. Was heißt das? Das 
heißt: immer neue Gesetze, immer neue Verordnun- 
gen, immer neue Bürokratie, Das heißt: eine ganz be- 
stimmte Konstellation, in der die am Wirtschaftspro- 
zeß Beteiligten sich gegenübertreten, nämlich nicht 
als private potentielle Vertragspartner, sondern 
grundsätzlich als diejenigen, die von der Obrigkeit 
etwas wollen, als Menschen, die gegenüber der 
Obrigkeit als Bittsteller auftreten. Das ist im Ansatz, 
auch im menschlichen Ansatz nach unserer Mei- 
nung völlig falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Friedmann 

[CDU/CSU]: Sogar erniedrigend!) 

Herr Minister Lahnstein, Sie haben heute morgen 
in Ihrer Rede bedauert, daß die Diskussion, die zur 
Zeit geführt werde, auch Züge von Wehleidigkeit 
und von Provinzialität habe. Wenn man sich manche 
Reaktionen, etwa auf das Papier des Wirtschaftsmi- 
nisters, ansieht, wird man in der Tat nachdenklich, 
z. B. wenn der SPD-Kollege Egon Lutz meint, hier 
würde Hand an die Wurzeln der zweiten deutschen 
Republik gelegt, oder wenn Frau Matthäus-Maier 
von einer Horrorwirkung auf breite Teile der Bevöl- 
kerung spricht. Wenn man die Wahrheit jahrelang 
verschweigt oder nicht deutlich ausspricht, darf man 
sich nicht wundern, wenn die Menschen dann 
schließlich durch die Wahrheit schockiert werden. 

Das ist doch einer der Punkte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn der Staat durch Schuldenpolitik den Bür- 
gern jahrelang die wirklichen, die wahren Kosten 
seiner Tätigkeit, der staatlichen Tätigkeit verheim- 
licht, muß es doch eines Tages ein unangenehmes 
Erwachen geben. Wenn die Politik Erwartungen und 
Wünsche weckt, ohne den Preis für die Erfüllung 
dieser Erwartungen und Wünsche zu nennen, 

(Glos [CDU/CSU]: Ganz wichtig!) 

kann das eine Zeitlang gutgehen. Es kann aber eben 
nur so lange gutgehen, bis einen die Zukunft in Ge- 
stalt von Zinsen und Tilgungen einholt. Das ist mitt- 
lerweile der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wäre von seiten der Regierung in der Vergangenheit 
öfter und eher die volle Wahrheit gesagt worden, 
dann könnten die Menschen die Wahrheit heute bes- 
ser ertragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer jahrelang getäuscht 
worden ist — sei es über Renten, sei es über Staatsfi- 
nanzen — , wird, wenn er die Wahrheit erfährt, sauer. 

Die Wähler — das muß ich Ihnen sagen — , die Ihnen 
jetzt überall die Quittung geben, reagieren ja nicht 
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(A) wehleidig oder provinziell. Ich finde, sie reagieren 
handfest, realistisch und vernünftig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein Wort zur Umverteilung sagen, 
die in der Debatte immer wieder eine Rolle gespielt 
hat. Es heißt ja auch, es solle nunmehr eine massive 
Umverteilung von unten nach oben stattfinden. Ich 
habe heute in der Presse den schonen Spruch gele- 
sen: „Krieg den Hütten, Frieden den Palästen“. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Klassenkampf- 
parolen!) 

Mein Kollege Horst Schröder hat schon darauf hin- 
gewiesen, wer eigentlich die öffentliche Armut im 
Lande vergrößert hat und wer die Reichen reicher 
gemacht hat Das hat er hier eben anschaulich ge- 
schildert. 

Krieg den Hütten? 1981 sind an sechs Tagen in je- 
der Woche des Jahres 50 Unternehmer den Weg zum 
Konkursrichter gegangen. In diesem Jahr wird es 
noch schlimmer. Das will ich nun doch einmal sagen: 
Es scheint nicht in sozialistische Gehirne hineinzu- 
gehen, daß eine Überbelastung der Wirtschaft 
gleichzeitig ein Krieg ist — um in dem Bild zu blei- 
ben — , der gegen die Hütten geführt wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Klassenkampfdenken oder Klassenkampfansätze 
sind eben völlig unfähig, auch Interessenidentitäten 
zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern festzu- 
stellen. Ohne Unternehmen, ohne Wirtschaftsbetrie- 
be, die Gewinne machen, werden sich die Hütten auf 
lange Sicht in einem bedauernswerten Zustand fin- 
den. Wir sollten aufhören, Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber gegeneinander auszuspielen. Wir sollten sa- 
gen, daß sie auch gemeinsame Interessen haben. 
Das entspricht der Wirklichkeit in der Marktwirt- 
schaft in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koalition und die Regierung sind ja nicht am 
Ende, weil sie bei Tausenden von einzelnen Haus- 
haltstiteln falsch gerechnet hätten. Das ist nicht das 
Problem. Insoweit kann der Haushalt 1983 das Pro- 
blem natürlich auch nicht lösen. Die Regierung ist 
am Ende, weil vor allem die SPD als Partei völlig un- 
fähig ist, die wirtschafts- und gesellschaftspoliti- 
schen Voraussetzungen für den Entwurf eines reali- 
stischen Haushalts herzustellen. Das ist doch der 
Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will zum Stichwort „Umverteilung“ noch eines 
sagen: Man kann eben auf die Dauer nicht zu Lasten 
einer kleinen Minderheit, nämlich zugunsten einer 
großen Mehrheit umverteilen. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das wird auch rechnerisch falsch. Weil das so ist, 
meine Damen und Herren, passiert in Wirklichkeit 
seit Jahren folgendes: daß diejenigen, zu deren Gun- 
sten seit Jahren angeblich umverteilt wird, in hohem 
Maße diejenigen sind, die die Kosten dieser Umver- 
teilung selbst tragen. Das, was sie in die eine Tasche 
kriegen, ist ihnen aus der anderen herausgenom- 


men worden. Diejenigen, die zum Schluß als einzige (C) 
noch etwas davon haben, sind die Umverteiler, die 
vielen tausend Umverteiler; das sind zum Schluß die 
Nutznießer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Kunz [Wei- 
den] [CDU/CSU]: Das sind die Funktionäre! 

— Kühbacher [SPD]: Also wir beide!) 

— Ja, z. B. 

Ihr erster Redner hat — wir haben z. B. nur 15 Mi- 
nuten Redezeit — allein 17 Minuten — ich habe spa- 
ßeshalber einmal auf die Uhr geguckt — über die 
USA und England gesprochen. Ich will Ihnen noch 
einmal die Zahlen nennen, die der Kollege Häfele 
genannt hat, die wichtig sind: Bei uns wird ein größe- 
rer, ein viel größerer Teil des Bruttosozialprodukts 
durch staatliche Neuverschuldung konsumiert als in 
den Vereinigten Staaten; Sie müssen das einmal zur 
Kenntnis nehmen. Bei uns werden eben 38,8 % der 
gesamten Geldkapitalbildung vom Staat bean- 
sprucht, in den Vereinigten Staaten weniger als die 
Hälfte davon. Das sind doch die wirklichen Ver- 
gleichszahlen, die dann auch das realistische Bild 
wiedergeben. Der übermäßige Kredithunger des 
Staates bei uns hat die Zinsen getrieben und die 
Grundlagen zerstört, die Wachstum erst möglich ma- 
chen. Hier trifft das Stichwort „hausgemacht“ in der 
Tat zu, nicht aber das Stichwort „USA“. 

(Kühbacher [SPD]: Ob Sie als arbeitsloser 
Stahlarbeiter in den USA von Arbeitslosen- 
geld leben möchten?) 

Das, worauf es mir ankommt, ist folgendes: Sie 
müssen aufhören, über andere zu reden. Wenn ich ' 
früher mit einer nicht so guten Klassenarbeit nach 
Hause gekommen bin, dann hat meinen Vater doch 
nicht interessiert, ob andere noch schlechter waren. 

Und so ist das in Tausenden und Millionen von 
Haushalten auch heute noch. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU]: Aber Sie waren ein 
guter Schüler im Vergleich zu der Regie- 
rung! — Glos [CDU/CSU]: Der Vater war 
auch kein Sozialist! — Heiterkeit bei der 
CDU/CSU) 

Das Bangemachen mit deflatorischer Politik kann 
nicht ziehen. Wenn Sie sich — Kollege Schröder hat 
es angedeutet — die Raten in den Haushalten des 
Reichskanzlers Brüning ansehen, dann wissen Sie, 
daß man sich kaum einen größeren Unterschied zwi- 
schen der damaligen Zeit mit ihren realen Zahlen 
und der heutigen Zeit vorstellen kann. Wir können 
alle miteinander überhaupt niemandem — auch uns 
nicht — den Vorwurf deflatorischer Politik machen. 

So weit haben wir es nie gebracht, will ich einmal et- 
was feuilletonistisch sagen. 

Meine Damen und Herren, ich will, Herr Minister 
Lahnstein, noch auf einen weiteren Punkt Ihrer 
Rede kommen. Sie haben heute morgen zu Beginn 
Ihrer Rede eine Erfolgsbilanz aufgemacht. Ich will 
diese Erfolge zunächst einmal gar nicht bestreiten. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 

Aber Sie haben nicht hinzugefügt, welchen Preis 
diese Erfolgsbilanz hatte — das ist der entschei- 
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(A) dende Fehler — , nämlich den Preis der Staatsver- 
schuldung. Die Bürger haben ja deswegen so lange 
keinen entscheidenden, keinen entschiedeneren Wi- 
derstand gegen die Staatsverschuldung geleistet, 
weil sie einer Wohlstandsillusion zum Opfer fallen 
mußten und weil es in der Vergangenheit eine soge- 
nannte objektive Bedarfsdiskussion gab. Man kann 
aber über Bedarf nicht diskutieren, ohne die Kosten 
zu kennen, die mit der Befriedigung des Bedarfs je- 
weils verbunden sind. Wenn ich beispielsweise Ge- 
haltserhöhungen mit Schulden bezahle, dann ist das 
eine Wohlstandsillusion, aber kein wirklicher Wohl- 
stand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur wenn die Bürger wissen, was staatliche Leistun- 
gen kosten, sind sie überhaupt in der Lage, als mün- 
dige Bürgef in einem demokratischen Abstim- 
mungsprozeß darüber zu befinden, ob der Bedarf 
nun auch verwirklicht werden soll. Das kann man 
realistisch nur sagen, wenn man die Preise genannt 
kriegt. Die Preise haben Sie nie genannt; das ist 
einer der Punkte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum sozialen Frie- 
den sagen; fast alle Redner haben dieses Stichwort 
aufgenommen. Es ist richtig: Sozialer Friede ist ein 
wichtiger Produktionsfaktor, ist ein wichtiges öko- 
nomisches Gut Aber ich finde, man muß eben sehr 
genau fragen, was denn alles sozialen Frieden ge- 
fährden kann und was wirklich als sozial gerecht 
/ß\ und was als sozial ungerecht angesehen werden 
muß. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Es gefährdet den sozialen Frieden, es gefährdet 
die soziale Zufriedenheit auch, 

(Peter [Kassel] [SPD]: Ist das dasselbe?) 

wenn die Generation der Tätigen, der Handelnden 
das wachsende Gefühl haben müssen, sie würden 
zugunsten anderer ausgenutzt. Das ist auch Gefähr- 
dung des sozialen Friedens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gefährdet den sozialen Frieden auch, wenn die 
gutmütigen Arbeitnehmer mit ansehen müssen, daß 
die listigen, die cleveren sich auf Kosten der Allge- 
meinheit durchmogeln können. Auch das gefährdet 
den sozialen Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Es stört auch den sozialen Frieden, wenn der ge- 
setzestreue Bürger, der steuerzahlende Bürger, der 
nicht schwarz arbeitende, der keine Gewalt anwen- 
dende Bürger sich benachteiligt Vorkommen muß, 
weil andere leichter zu Erfolgen kommen. 

(Zuruf von der SPD: Durch legale Steuer- 
hinterziehungen!) 

Ich will eines für mich ganz deutlich sagen: es ge- 
fährdet auch den sozialen Frieden, wenn man in 
Kommunen daran ginge, Hausbesetzern niedrigere 


Mieten zuzugestehen als den gesetzestreuen Bür- (C) 
gern. Das gehört alles dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir schon von sozialer Gerechtigkeit und von 
sozialem Frieden reden, sollten wir den Begriff nicht 
unzulässig einengen. 

Lassen Sie mich zum Schluß folgendem Gefühl, 
möchte ich eigentlich mehr sagen, Ausdruck geben. 

Herr Kollege Gärtner hat von Kafka gesprochen, 
den ich sehr schätze und liebe. 

(Zurufe von der SPD) 

Diese Debatte wirkt in der Tat etwas unwirklich. Es 
ist nämlich schon eine merkwürdige Situation, finde 
ich, einen Haushalt mit wirklich ungeteilter Auf- 
merksamkeit zu beraten, wenn niemand weiß, ob die 
Regierung, die den Entwurf zu verantworten hat, die 
einzelnen Lesungen überlebt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist heute 
schon die Frage! Sie ist nicht einmal da!) 

So kommen die Mitglieder des Haushaltsausschus- 
ses in die Lage, die einzelnen Etattitel zu behandeln, 
während sich die Regierung, die die Titel verantwor- 
tet, längst innerlich verabschiedet hat Das ist eine 
unwirkliche, fast surrealistische Situation. Auch in- 
sofern würde es wirklich für alle, auch für die Mit- 
glieder des Haushaltsausschusses geradezu befrei- 
end wirken, wenn diese Regierung Bahn machte für 
bessere Politik. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 


Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Hoffmann (Saarbrücken) das 
Wort. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe, 
glaube ich, die Ehre, als letzter zu diesem Tagesord- 
nungspunkt zu sprechen. Ich möchte das ganz kurz 
in drei Punkten tun. Erstens mochte ich mich mit ei- 
nigen wenigen Argumenten meiner Vorredner aus- 
einandersetzen, zweitens die Subventionsfrage an- 
sprechen und zum dritten die Entscheidungsgrund- 
lage sozialliberaler Wirtschafts- und Finanzpolitik 
aus einem etwas anderen Blickwinkel beleuchten, 
als das, glaube ich, bisher geschehen ist. 

Zuerst zu den Vorrednern! Ich möchte mit dem an- 
fangen, was der verehrte Kollege Schröder (Lüne- 
burg) gesagt hat. Es gibt Argumente, die beißen des- 
halb, weil sie die Wahrheit treffen. Es gibt solche Ar- 
gumente, die treffen einen irgendwo in ganz bösen 
Stellen, weil sie halbwahr sind und weil sie die Kon- 
sequenzen völlig falsch, ich möchte sogar sagen, wis- 
sentlich falsch darstellen. Und ein solches Argument 
haben Sie gebraucht. Sie haben zu Recht das Argu- 
ment genommen: Umverteilungswirkung der Zin- 
sen, also Umverteilungsprozeß über Schulden, über 
Zinsen. Sie haben zu Recht dargestellt: das ist ein 
Umverteilungsprozeß zu Lasten des Steuerzahlers 
und zugunsten der Geldkapitalbesitzer. Das ist kor- 
rekt so. Es wäre außerdem korrekt, wenn Sie gesagt 
hätten, daß das natürlich nicht nur für den Bund gilt, 
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(A) sondern für mein Heimatland, das die größte Ver- 
schuldung hat, und natürlich auch für Schleswig- 
Holstein gilt, das die zweitgrößte hat. Insofern wäre 
das ein neutrales Argument. Aber nun haben Sie ei- 
nen bösen Kniff gemacht. Sie haben gesagt, da seien 
wir hier alle schuld. Sie haben dabei nicht erwähnt, 
daß die CDU/CSU genau die Leute, die von diesem 
Umverteilungsprozeß profitieren, geradezu schont 
und in den Glaskasten hineinstellt, damit wir genau 
an diese Frage nicht herankommen. Das nenne ich 
ein böses Argument. 

(Beifall bei der SPD — Schröder [Lüne- 
burg] [CDU/CSU]: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

— Das stimmt so. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Und das zweite ist: Sie haben von der Schuld an 
der Arbeitslosigkeit gesprochen. Nun haben Sie ge- 
sagt: Die Regierung ist schuld. Ich sage: Dasselbe 
Argument würde in dieser Platitüde für sämtliche 
Landesregierungen gelten. Aber es stimmt auch im 
Grundsatz so nicht, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Die 
Landesregierung macht doch keine Wirt- 
schaftspolitik!) 

weder für den Bund noch für die Länder. Ich sage Ih- 
nen auch, warum: Weil Sie die Bürger dieses Landes 
auf eine völlig falsche Demokratietheorie orientie- 
ren. Sie tun ja gerade so, als sei der Staat, als sei die 

(B) Bundesregierung oder als sei das Parlament der ein- 
zig bestimmende Wirtschaftsfaktor dieses Landes, 
und Sie lassen die autonomen Entscheidungen der 
Unternehmen einfach heraus. 

Nun hat meine Kollegin Simonis Ihnen doch 
schon die Quittung ausgestellt. Was heißt denn hier: 
schuld an Arbeitslosigkeit, wenn wir sehen, wie bei- 
spielsweise im Bereich AEG etwas zusammen- 
bricht? Ist das Schuld der Regierung gewesen? Wa- 
ren das nicht die Kollegen, die möglicherweise hohe 
Beiträge — natürlich nur offiziell — an die CDU/ 
CSU abführen, möglicherweise aus dem Bereich der 
Banken? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Dummes 
Zeug! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Waren es vielleicht die, die schuld gewesen sind? 
Dann sollten Sie hier nicht so unfair sein und sagen: 
An der Arbeitslosigkeit ist ausschließlich die Regie- 
rung schuld. Dann müssen Sie schon ein bißchen 
präziser sein. 

Und das letzte, Herr Kollege Schröder: Sie haben 
eine ganz gewagte, unter Bankkaufleuten würde ich 
sagen, sensationelle neue Theorie der Zinsbestim- 
mung geliefert. Wenn es tatsächlich wahr sein sollte, 
daß die festverzinslichen Wertpapiere ausschlagge- 
bend sind für das Zinsniveau, dann beglückwünsche 
ich jede Bank, die Sie nicht in ihren Reihen weiß. 
Das sage ich Ihnen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Was soll 
das?) 


Nun zum Herrn Kollegen Metz. Herr Kollege (C) 
Metz, Sie haben auch schon wieder eine psychologi- 
sche Arie, würde ich mal sagen, hier vorgetragen, 
aber ohne einen einzigen konkreten Punkt zu nen- 
nen, was denn nun zu ändern sei. Ich sage nur mal: 
Wenn Sie hier so vollmundig eine Arie gesungen ha- 
ben, wie haben Sie sich denn im Parlament verhal- 
ten, als es um die Abstimmung über Vulkan und die 
entsprechenden Subventionen ging? Sie schämen 
sich nicht, hier vorne hinzugehen und die Arie von 
Angst und Betrübnis zu blasen, aber genau wissen, 
daß Sie im konkreten Fall genau der Subventions- 
mentalität, die Sie beklagen, selber Vorschub leisten 

— aus wohlverstandenem regionalpolitischem In- 
teresse. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Haase (Kas- 
sel)? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Ja, bitte sehr. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Verehrter Herr Kolle- 
ge, ich muß noch einmal auf Ihre Vorhaltungen dem 
Kollegen Schröder gegenüber zurückkommen. Wol- 
len Sie bestreiten, daß die exorbitante Höhe der Ver- 
zinsung der festverzinslichen Rentenpapiere und 
die exorbitant niedrige Verzinsung des haftenden 
Kapitals ein wesentlicher Indikator in der Bundes- 
republik dafür sind, daß hier die Geschäfte schief 
laufen? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Wenn Sie mir ge- 
nau zugehört hätten, brauchten Sie diese Frage 
nicht zu stellen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das hat Schrö- 
der nämlich behauptet, nur das!) 

— Nein. Dann machen wir doch einmal ein Kollo- 
quium über Zinsbildungsprozesse! Ich verrate Ihnen 
sicher kein Geheimnis, wenn ich sage, daß ein Fak- 
tor die festverzinslichen Papiere sind und daß ein 
zweiter Faktor beispielsweise resultiert aus der Ei- 
genkapitaldecke und dem, was Sie dort herausneh- 
men können, und natürlich — wer sollte das bestrei- 
ten — spielt auch der gesamte freie Kapitalmarkt 
und, was Sie überhaupt nicht erwähnt haben, die ge- 
samte Fluktuation zwischen binnenländischem 
Zinsmarkt und ausländischem Zinsmarkt eine Rol- 
le. Wenn Sie das hier nicht vortragen, dann sagen 
Sie nur die halbe Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Haase [Kassel] 

[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

— Ich habe nur noch zehn Minuten und möchte das 
ganz kurz weiterführen. 

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, 
grenzt ja schon — das muß ich wirklich sagen — an 

— ich weiß nicht, wie ich das richtig sagen soll — 
Verblendung ersten Grades. Da stellen Sie sich hin, 
haben selber im Parlament gefordert, haben im Aus- 
schuß gefordert — und es gibt einige, die Ihre Forde- 
rungen aufgegriffen haben — , man sollte im Bereich 
der Subventionen linear um 5 % kürzen — einige ha- 
ben gesagt, um 10 %. Wenn ich das ernst nehme, 
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(A) heißt das — ich hole mir nur ein paar wichtige Brok- 
ken heraus — : der Zuschuß zur landwirtschaftlichen 
Alterssicherung wird gekürzt — CDU/CSU-Posi- 
tion — , die Landabgaberente im Agrarbereich wird 
gekürzt — CDU/CSU- Position — , Gasölverbilligung 
wird gekürzt — CDU/CSU-Position — , Monopolver- 
waltung Branntwein, EG-Problem, all das wird von 
Ihnen dann anschließend gekürzt. Bei den Gemein- 
schaftsaufgaben haben wir gemeinsam gekürzt bzw. 
wollen wir, wenn ich das richtig verstehe, jetzt wie- 
der umdrehen; darüber müssen wir uns unterhalten. 
Vordringliche agrarische und ernährungswirt- 
schaftliche Maßnahmen will die CDU/CSU offen- 
sichtlich kürzen. Im Bergbaubereich, Kokskohle: 
wollen Sie da kürzen? Sagen Sie es doch bitte hier! 
Ich würde in meinem Bundesland oder, Herr Kol- 
lege Schmitz, im Aachener Revier oder beispiels- 
weise im Ruhrpott gern darüber diskutieren, was es 
wohl heißen würde, wenn die CDU/CSU hingeht und 
kürzt. 

(Abg. Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich bitte vielmals um Entschuldigung; ich habe 
noch acht Minuten. — Bitte schön, aber kurz! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Schmitz, bitte. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
haben Sie denn vergessen, wer letzte Woche den An- 
trag gestellt hat, 100 Millionen DM von der Koks- 

. . kohle herunterzunehmen? 

(B) 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Nein, ganz und gar 
nicht. Das einzige, worauf ich Sie verpflichten möch- 
te, ist, daß Sie nach einem ganzen Tag Diskussion 
endlich einmal — einer von Ihnen — hier vorne hin- 
kommen, mal „Butter bei die Fische machen“ und sa- 
gen, wo Sie denn wirklich etwas holen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist das einzige, was ich will. Das ist uns bis heute 
nicht gelungen. Offensichtlich haben wir nicht die 
pädagogische Fähigkeit, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben über- 
haupt keine Fähigkeit!) 

Ihnen nahezulegen, daß es nicht nur Arien zu singen 
gilt, sondern gleichzeitig hier zu erklären, was man 
sich wirklich konkret als Alternative vorstellt. Das 
haben Sie nicht gekonnt. 

Sie haben bei der Fünf-Prozent-Reduzierung bei- 
spielsweise auch zur Sicherung deutscher Energie- 
versorgung, DEMINEX, zu Fernwärmeprojekten, 
zur Kohleveredelung Stellung zu nehmen. Sie haben 
bei Forschung und Energie dazu Stellung zu neh- 
men, ob Sie den kleinen und mittleren Betrieben das 
kürzen wollen, was wir als Subventionen gewährt 
haben. Sie müssen dann — da bin ich wieder bei mei- 
nem Vorredner — etwas zu den Werfthilfen sagen, 
Sie müssen etwas zum Schiffsbau sagen und klar- 
stellen, ob Sie das alles entsprechend gekürzt haben 
wollen. Ihre Antwort war aber immer nur: global ja, 
im Einzelfall nein. Mehr kommt nicht heraus. Ich 
sage nur Airbus, Stahlbereich, Saar, Ruhr, Bremen, 


Bayern, Frachthilfen, kleine und mittlere Unterneh- (C) 
men, oder ich frage Sie, wie es im Verkehrsbereich 
aussieht. Ich könnte Ihnen die ganze Latte vorlegen, 
und bei jeder einzelnen Subvention, die von einer ge- 
wissen Bedeutung ist, werden Sie anschließend sa- 
gen: Da wollen wir nicht sparen, aber generell wollen 
wir sparen. Wenn das Ganze hier eine Debatte sein 
soll, wenn das Reden einen Sinn haben soll, dann 
müssen Sie doch irgendwann aus Ihrem Häuschen 
heraus und sagen: An der Stelle wollen wir es, an der 
Stelle wollen wir es, und dort wollen wir es unter kei- 
nen Umständen. Statt dessen haben Sie noch keine 
einzige konkrete Antwort am ganzen Tag gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun mochte ich zu meinem letzten Punkt kom- 
men. Dieser Punkt bezieht nicht nur die Kollegen 
der FDP, nicht nur die Ministerbank, sondern auch 
all die ein, die ein bestimmtes Papier, über das heute 
soviel geredet worden ist, begrüßt haben. Es ist ein 
hohes Verdienst, daß es ein Politiker in der Bundes- 
republik fertiggebracht hat, die Aufmerksamkeit auf 
ein konkretes Papier zu konzentrieren, wenn ich an 
diesem Papier auch viel zu kritisieren hätte. Denn 
zumindest konnte ein Unionspolitiker auf Grund 
dieses konkreten Papiers sagen: Das stimmt in der 
Grundrichtung. Dann hätten wir endlich etwas, an 
das wir uns halten können. Ich bedanke mich aus- 
drücklich dafür; denn jetzt wissen wir endlich, wo 
Ihre Grundlinie liegt, und über die können wir uns 
dann unterhalten. 

Ich will das nicht überbewerten: Es ist ein Papier, 
es ist legitim, wir lesen gern darin. Für mich ist es ^ 
noch wichtiger, was jeweils Parteien im demokrati- 
schen Willensbildungsprozeß als eigene Positionen 
beschlossen haben. Verehrte Kollegen aus der FDP, 
die Freiburger Thesen habe ich seinerzeit mit gro- 
ßer Begeisterung gelesen, und ich fand sie im übri- 
gen auch für Sozialdemokraten ausgesprochen reiz- 
voll. 

(Ronneburger [FDP]: Warum sind Sie nicht 
bei uns eingetreten?) 

— Es gibt einige Punkte, bei denen ich nicht in Über- 
einstimmung bin, beispielsweise in der gesamten 
Frage der Mitbestimmung und ähnliches mehr, aber 
darauf komme ich jetzt nicht zu sprechen. 

Nun haben Sie Ihre Freiburger Thesen durch die 
Kieler Thesen weiterentwickelt. Das ist verdienst- 
voll. Ich stimme nicht mit allem überein; aber ich 
finde das als Basis für eine konkrete Aushandlung 
von Kompromissen gut, so daß zwei Partner fair mit- 
einander umgehen können. Dann nehmen Sie bei- 
spielsweise den Orientierungsrahmen ’85 oder die 
Münchener Beschlüsse der SPD 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Ach du 
meine Güte!) 

und die Kieler Thesen der FDP, und dann sage ich 
Ihnen, daß diese Regierung und diese Parlaments- 
mehrheit eine lange, eine positive Zukunft hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Denken Sie an die Men- 
genlehre!) 

Nun will ich Ihnen kurz belegen, warum das so ist. 
Erstes Beispiel: In der These 2 des zweiten Ab- 
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(A) Schnitts des Kieler Parteitags wird wirtschaftspoli- 
tisch davon ausgegangen, man müsse gleiche Chan- 
cen einräumen, das Leistungsprinzip anerkennen 
und Privilegien beseitigen. In bestimmten Papieren 
lese ich davon nichts mehr. Diese Punkte sind nicht 
mehr vorhanden. Da Sie das akzeptiert haben, muß 
ich Ihnen als CDU oder allen, die sich einer konser- 
vativen Wirtschaftspolitik verschreiben, sagen: Wer 
Vorschläge für das Gesundheitssystem macht und 
die Leute trifft, die keine Privilegien haben, ohne zu 
sagen, was beispielsweise mit den Ärzten ist, der soll 
diese These schnell vergessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mein zweiter Punkt betrifft die These 7 aus dem 
zweiten Abschnitt zum Verteilungssystem, das wir 
haben: man solle mit direkten Geldübertragungen 
an Kranke, Alte, Bezieher kleiner Einkommen Um- 
verteilungen vornehmen. Nun zitiere ich wörtlich: 
„Nur so erhalten die Begünstigten . . . außer einem 
höheren Realeinkommen zugleich als mündige Bür- 
ger die Freiheit, individuell selbst zu entscheiden, 
wofür sie es verwenden wollen .“ Damit bin ich ein- 
verstanden, das ist eine gute These. Das heißt aber: 
Wer von uns verlangt, die mehrjährigen Minderan- 
passungen der Sozialhilfe zu betreiben, der kann si- 
cher mit dieser vernünftigen liberalen These des 
Kieler Programms nicht leben. 

(Beifall bei der SPD) 

In der These 14 des zweiten Abschnitts heißt es: 
die Marktsteuerung hat ihre Grenzen im Bereich 
Agrar, Energie, Rohstoff und Wohnungsbau. Damit 

(B) bin ich einverstanden. Wörtlich heißt es, dort sei „die 
Marktsteuerung aus sozialpolitischen, außenpoliti- 
schen oder gesellschaftspolitischen Gründen ganz 
oder teilweise außer Kraft gesetzt“. Das ist richtig. 
Falsch ist es deshalb zu glauben, man könnte eine 
Position aufstellen, die als zukunftsorientiertes Ge- 
samtkonzept der Wirtschaftspolitik wörtlich folgen- 
des vorschlägt: „Festlegung und Durchsetzung einer 
überzeugenden marktwirtschaftlichen Politik in al- 
len Bereichen staatlichen Handelns.“ Wer so etwas 
verlangt, geht an der Realität der Bundesrepublik 
meilenweit vorbei. 

(Beifall bei der SPD) 

These 16 des zweiten Abschnitts: Es müssen — Zi- 
tat — „auf begrenzten Gebieten und für einen be- 
grenzten Zeitraum auch direkte staatliche Len- 
kungsmaßnahmen ergriffen werden“. — Richtig. 
Auch ich bin dafür. Das heißt aber im konkreten 
Fall, daß wir nicht wie einige von Ihrer Seite und ei- 
nige andere die Fahne von Privatisierungen bei 
Bund, Ländern und Gemeinden als Fetisch vor uns 
hertragen, sondern ruhig nachrechnen und gucken, 
wo man etwas verändern kann, damit es kostengün- 
stiger wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Haben Sie die so spät ge- 
lesen?) 

Zur These 19 des Abschnitts 2: Es geht um wirt- 
schaftliche Beziehungen mit Entwicklungsländern, 
die „durch Bereitstellung von realen Ressourcen er- 
heblich stärker unterstützt werden sollten als bis- 
her“. Wenn man diese These für richtig hält — und 
ich halte sie für richtig — , müssen sich alle damit 


auseinandersetzen, daß das, was man als Welthan- (C) 
delssystem bezeichnet, eben gerade nicht nur einen 
Ressourcentransfer zugunsten der Stärksten im 
Sinne einer Liberalisierung entsprechend dem Man- 
chester-Liberalismus beinhalten darf, sondern das 
fairen Austausch mit der Dritten Welt heißt. 

Ich komme zu den Thesen 1 und 6 aus dem dritten 
Abschnitt. Da sagt die FDP, einseitige Messung ma- 
teriellen Wohlstands sei unzureichend. Deshalb 
müsse in die Beschreibung der Qualität des Lebens 
stärker hinein: höhere Umweltverträglichkeit, spar- 
samerer Umgang mit Rohstoffen und Energie, 
Schutz des Verbrauchers, „Förderung und Durchset- 
zung von menschengerechten Arbeitstechnologien 
und kooperativen Formen der Arbeitsorganisation“. 
Kolleginnen und Kollegen von der FDP, völlig ein- 
verstanden. Wer uns aber ein Denkverbot dahin ge- 
hend erteilen will, keine Weiterentwicklung des Ar- 
beitsschutzes, keine Bekämpfung beruflicher Be- 
nachteiligung von Frauen — EG-Anpassung — zu 
betreiben, keine Fortentwicklung der Produzenten- 
haftung zu verlangen, und wer eine Diffamierung 
der beruflichen Rehabilitation betreibt, der muß wis- 
sen, daß er mit dieser gutverstandenen FDP-These 
nicht übereinstimmt. 

(Beifall bei der SPD — Schröder [Lüne- 
burg] [CDU/CSU]: So programmgläubig 
kann nur ein Sozi sein!) 

Zur These 1 aus dem vierten Abschnitt — damit 
muß ich leider schon zum Schluß kommen; es reizt 
mich sehr, die Thesen weiter vorzutragen, aber ich 
bin leider am Ende meiner Redezeit, es tut mir un- (D) 
endlich leid — : 

Dabei werden von der F.D.P. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 4.1.a!) 

— ich sage das doch nur, damit Sie das alle nachle- 
sen können; ich finde es reizvoll, das nachzulesen, 
was der Koalitionspartner demokratisch beschlos- 
sen hat — 

Wege, die dieses Arbeitsmarktproblem im euro- 
päischen Rahmen zu lösen suchen, bevorzugt. 

Ich bin einverstanden; denn das Arbeitsplatzpro- 
blem ist ein europäisches. Nur das heißt: Wer von 
uns verlangt, EG-Gemeinschaftsregelungen zur Ar- 
beitszeitverkürzung dürften nicht einmal beraten 
werden, weil dies das Investitionsklima belaste, der 

— sage ich nur — kann doch nicht ganz dicht sein. 

Das kann doch nicht wahr sein. 

(Beifall bei der SPD — Schröder [Lüne- 
burg] [CDU/CSU]: An Graf Lambsdorff ist 
zwar einiges auszusetzen, aber den als 
„nicht ganz dicht“ zu bezeichnen, das ist ein 
starkes Stück!) 

Hier muß man doch eine europäische Ebene dieses 
Problems entdecken können. 

Zum Schluß: In diesen Thesen wird gesagt, „Voll- 
beschäftigung braucht stetigen Nachfragezuwachs“. 
Jawohl. Das heißt, weder der einseitig Angebots- 
orientierte noch der einseitig Nachfrageorientierte 
weiß einen wirtschaftspolitischen Weg. 
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(A) Deshalb bin ich der Auffassung, daß das, was die 
Koalition bisher als Basis hat — Ihre Thesen, unser 
Orientierungsrahmen und die Beschlüsse des Mün- 
chener Parteitages — , genug hergibt, um in diesen 
schwierigen Zeiten eine gute Zukunft zu gestalten. 
— Danke schon. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, zu Punkt 2 der Tagesordnungen liegen für heute 
keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Wir 
fahren morgen früh, 9 Uhr, in den Beratungen zu 
Punkt 2 der Tagesordnung fort. 

Ich rufe jetzt Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
Entwurfs eines Gesetzes über die Feststel- 
lung eines Nachtrags zum Bundeshaushalts- 
plan für das Haushaltsjahr 1982 (Nachtrags- 
haushaltsgesetz 1982) 

— Drucksachen 9/1750, 9/1899 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) 

— Drucksachen 9/1965, 9/1967 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Esters 
Gärtner 

Dr. Riedl (München) 

(Erste Beratung 107. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, hierzu hat der Herr 
Berichterstatter um das Wort gebeten. Herr Abge- 
ordneter Esters, bitte. 

Esters (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! In Absprache mit den beiden Kollegen Gärt- 
ner und Riedl bitte ich, auf Seite 3 des Berichts des 
Haushaltsausschusses zum Nachtragshaushaltsge- 
setz folgende Änderung einzuführen: In Abschnitt C, 
4. Absatz muß der Satz 5 wie folgt lauten: 

Bei den zusätzlichen Stellen im Bereich des Ein- 
zelplans 06 erwartet der Ausschuß, daß sich auf 
Dauer eine Entlastung bei der Zentrale in Zirn- 
dorf ergeben wird. 

Der darauffolgende Satz wird gestrichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr Be- 
richterstatter. 

Der Ältestenrat schlägt eine Runde zur Ausspra- 
che vor. — Das Haus ist damit einverstanden. Ich er- 
öffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmitz 
(Baesweiler). 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr ver- 
ehrter Herr Kollege Hoffmann, wir kennen uns ja 
lange genug. Ich weiß, wie ein gewisser Erregungs- 
zustand wirkt. Aber lassen Sie mich einmal ein Bei- 
spiel nehmen. 

Da ist ein Patient, der eine schleichende Krank- 
heit hat. Er will diese nicht wahrnehmen und ver- 
sucht immer noch, sie mit homöopathischen Mitteln 


zu kurieren. Aber ab einem bestimmten Zeitpunkt (C) 
gerät er in eine Fieberkurve und kann dann nicht 
mehr klar erkennen, was für ihn nützlich oder nicht 
nützlich ist. Ich glaube, Sie befinden sich eigentlich 
in einer doppelten Fieberkurve. Sie sind dabei — 
und das haben Ihre letzten Ausführungen gezeigt — , 
noch einmal den Versuch zu unternehmen, etwas zu 
retten, was eigentlich nicht zu retten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Er braucht Hoffmannstropfen!) 

Man braucht nur draußen vor die Tür zu gehen, 
um zu erfahren, was da eigentlich los ist. Das pfeifen 
doch die Spatzen von den Dächern. Ich will die Erin- 
nerung noch ein bißchen auffrischen, damit das nir- 
gendwo in irgendeiner Form unklar bleibt. 

Wir haben die Oppositionsrolle nie dazu benutzt, 
destruktive Politik zu betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben bereits im Zeitalter der Reformen — 
daran erinnern Sie sich auch gar nicht gern — dar- 
auf hingewiesen, daß Haushaltszuwächse unter 
Willy Brandt und anderen von mehr als 15 % über- 
haupt nicht in die Landschaft paßten. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das war einfach eine unrealistische Finanzierung. 
Ursache und Wirkung sollte man nicht verwechseln. 

Wir haben darauf hingewiesen, daß Ihre Kreditfi- 
nanzierung für rein konsumtive Ausgaben mit abso- 
luter Sicherheit an Grenzen stoßen würde. Dies ist ^ 
mittlerweile in der Tat der Fall. Dann regen Sie sich 
auf und fragen uns: Was sollen wir da jetzt eigentlich 
noch tun? 

Nun machen Sie doch bitte schön, Opposition, Vor- 
schläge, die unpopulär sind! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wir haben über große Strecken 
mitgehalten. Aber halten Sie uns doch nicht für so 
dumm, daß wir uns all das, was Sie hier erklären, 
was Sie hier in der letzten Zeit nicht mit uns mitge- 
macht haben, von Ihnen auch noch aufrechnen las- 
sen. Für so dumm dürfen Sie uns nicht halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und nun zum Nachtragshaushalt, meine Damen 
und Herren, der wiederum eine Steigerung von 5,4 
Milliarden DM aufweist. Damit steigt der Gesamt- 
haushalt auf rund 246 Milliarden DM. Die Nettokre- 
ditaufnahme des Stammhaushaltes war nach den 
ursprünglichen Beratungen im Haushaltsausschuß 
auf 26,8 Milliarden DM angesetzt. Wir haben schon 
damals gefragt, ob dies auch realistisch sei. Heute 
müssen wir feststellen, daß sich die Nettokreditauf- 
nahme für das Jahr 1982 auf 33,9 — also rund 34 — 
Milliarden DM beläuft. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß der ursprüngliche Ansatz der 
Schuldenaufnahme um mehr als 7 Milliarden DM 
erhöht wird. 

Lassen Sie mich eines feststellen. Herr Bundes- 
finanzminister, es geht überhaupt nicht um irgend- 
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(A) eine Diskussion, daß Sie einen Nachtrag vorlegen. 
Das ist die normalste Sache der Welt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Darüber reden wir gar nicht Wir werfen Ihnen ledig- 
lich vor, daß Sie einen Nachtrag zu einem Haushalt 
vorlegen, von dem wir schon gesagt haben, daß er 
unrealistisch ist. Bereits für 1981 haben wir gesagt, 
daß die haushaltsmäßige Entwicklung — 1980 erin- 
nert an die Schuldendiskussion — völlig falsch ge- 
plant und auch falsch dargestellt worden ist. Im 
Jahre 1981 legten Sie einen Stammhaushalt mit ei- 
ner Kreditaufnahme von 27 Milliarden DM vor. Von 
dieser Größenordnung gingen Sie aus. Das Ist-Er- 
gebnis beträgt allerdings 37,4 Milliarden DM. Herr 
Kollege Hoffmann, die Erinnerung muß man da 
noch etwas aufrichten. Auch damals haben Sie die 
Warnungen der Opposition in den Wind geschlagen. 
Sie haben nichts berücksichtigt. Insofern gilt der 
Einwand uns gegenüber, den Sie immer so locker 
bringen: „Dies war alles unvorhersehbar!“ über- 
haupt nicht und beeindruckt im übrigen niemanden 
mehr. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Dabei 
sind die so planungsgläubig!) 

Das, was man Ihnen wirklich vorwerfen muß, ist 
nicht die Frage, ob eine Milliarde rauf oder runter 
oder ob Sie ein paar Hunderttausend verschieben 
oder daß wir hier etwas verändern. Nein, entschei- 
dender Punkt sind die Größenordnungen, in denen 
Sie sich in den letzten Jahren bewegt haben. Hier 
' ' muß die Bundesregierung nach und nach einge- 
stehen — heute ist eigentlich der Endzustand er- 
reicht — , daß sie alle Prognosen von vornherein 
falsch angesetzt hat 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! So 
ist es! — Weitere Zurufe von der SPD) 

und daß wir — leider Gottes, muß ich dazu sagen, 
Frau Kollegin — recht behalten haben. Es ist in der 
Politik ja nicht immer so, daß man sich, wenn man 
recht behält, darüber freuen muß. Es ist in der Tat 
so, daß wir es bedauern, daß wir hier recht behalten 
mußten. Aber der ernsthafte Versuch, sich auf diese 
Entwicklung durch die deutliche Begrenzung von 
konsumtiven Ausgaben einzustellen, ist von Ihnen 
nach meiner und unserer Auffassung überhaupt nie 
gemacht worden. 

Die Gründe, die zur Vorlage des Nachtragshaus- 
haltes in dieser Hohe führen, waren sowohl 1981 wie 
1982 bekannt; auf jeden Fall waren sie teilweise bei 
der Aufstellung, mit Sicherheit jedoch bei der Verab- 
schiedung des Stammhaushalts 1982 bekannt. Die 
Annahmen, die Sie vorausgesetzt haben, sind nicht 
eingetroffen. Herr Bundesfinanzminister, das wird 
Ihnen als ein Bonbon, das man nicht mehr los wird, 
am Hemd hängenbleiben. Obwohl der Bundesfi- 
nanzminister den Haushalt als „stocksolide“ be- 
zeichnet hat, garantiere ich Ihnen: Das werden Sie 
nicht loswerden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der war am Stock 
solide!) 


— Ja, am Stock solide. Vielleicht braucht er diese (C) 
Krücken noch. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Da hat ihn das 
Pferd getreten!) 

Unter diesen Voraussetzungen wird es in der Tat 
wohl ein Geheimnis der Bundesregierung bleiben — 
für mich ist das in dieser Debatte nur in Grenzberei- 
chen aufgeklärt worden — , daß der Wirtschaftsmini- 
ster und sein Staatssekretär Schlecht andere Beur- 
teilungen vornehmen, als Sie uns sowohl im Haus- 
haltsausschuß als auch hier vortragen. Das ist schon 
ein Geheimnis, das eigentlich unerklärbar ist. Viel- 
leicht könnten Sie dazu beitragen, dies aufzuhel- 
len. 

Hierbei darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Ver- 
haltensweisen, bezogen auf diesen Nachtragshaus- 
halt, denen beim Haushalt 1983 gleichen. Was bedeu- 
tet es denn, Herr Bundesfinanzminister, wenn wir in 
der letzten Woche den Antrag vorgelegt haben, die- 
sen Haushalt als unrealistisch zurückzuziehen? 

Doch nichts anderes, als daß wir Ihnen ein Stück 
Hilfestellung bieten wollten! Wir wollten Ihnen hel- 
fen, zu neuen Erkenntnissen zu kommen. Sie haben 
das, wie üblich, mit dem Begriff „Panikmache“ abge- 
lehnt, mit „Die Opposition wird ihrer Rolle nicht ge- 
recht“ und all dem, was da so kommt. Mit diesen Vor- 
würfen sind ja mittlerweile einige Leute Weltmei- 
ster geworden. Das beeindruckt uns im übrigen auch 
gar nicht mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen prophezeie ich Ihnen, daß uns die Exper- 
tenanhörung, die wir im Haushaltsausschuß bean- 
tragt haben, in diesen Fragen recht geben wird; lei- 
der Gottes, muß man hinzufügen. 

Die Opposition, meine ich, hat auch das Recht, zu 
fragen, wie Sie es mit der Wahrheit halten. Sie kom- 
men ja langsam mit den Zahlen heraus. Diese Zah- 
len sind eben unbestechlich. Der Nachtragshaushalt 
wirft im Vorfeld der ganzen Diskussion um den 
Haushalt 1983 eigentlich mehr Fragen auf, als es 
Antworten gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind davon ausgegangen, Herr Bundesfinanz- 
minister, daß der Haushalt 1982 eigentlich um 4% 
steigen würde. Heute kommen Sie — da streiten wir 
uns nicht um Soll-Soll- oder Ist-Ist-Vergleiche — na- 
hezu an 7%. Das ist eindeutig zu hoch und, bezogen 
auf die Last der Gesamtverschuldung des Bundes, 
nach unserer Auffassung überhaupt nicht vertret- 
bar. Sie setzen die Linie der vergangenen Jahre fort. 

Es fällt außerordentlich schwer, zu glauben, daß hin- 
ter allen Ihren Bemühungen überhaupt noch ein 
ernsthafter Wille zur Konsolidierung unserer 
Staatsfinanzen vorhanden ist. Es scheint nach der 
Methode zu gehen — heute mittag wurde es schon 
gesagt — : Nach uns die Sintflut! 

Was werden Sie eigentlich machen, wenn Sie er- 
fahren, daß die Gesamteinnahmen an Steuern im er- 
sten Halbjahr erheblich gesunken sind? Sie wissen, 
daß Sie eigentlich vor dem Problem stehen, einen 
Nachtragshaushalt vorzulegen, der nahezu überholt 
ist. Was werden Sie eigentlich tun, wenn sich dies bei 
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(A) den Steuereinnahmen so fortsetzt, wenn die Steige- 
rungsrate nicht — wie angenommen — 4,3% beträgt, 
sondern die Steuereinnahmen im ersten Halbjahr 
eine Steigerungsrate von lediglich 2,9% ausweisen? 
Das wäre ein Minus von 1,4%. Dies sind nach unse- 
ren Berechnungen mehr als 2 Milliarden DM. Was 
werden Sie eigentlich antworten, wenn Sie gefragt 
werden, wie es bei den Verbrauchsteuern aussieht? 
Das wirkt sich doch aus. Dann müssen Sie doch ir- 
gendeine Antwort geben. Oder Sie müssen sagen, 
wie es bei der Lohn- und Einkommensteuer bzw. bei 
den Ertragsteuern und der Körperschaftsteuer aus- 
sieht, 

(Kühbacher [SPD]: Waren Sie bei der Bera- 
tung eigentlich nicht im Ausschuß!) 

wobei ich zugebe, daß es bei der Körperschaftsteuer 
in der Tat Probleme gibt, die man hier und dort viel- 
leicht anders sehen kann. Das gleiche gilt für die 
Umsatzsteuer. Was werden Sie tun, Herr Bundesfi- 
nanzminister, wenn Sie feststellen, daß Sie die glo- 
bale Minderausgabe, die Sie mit 900 Millionen DM 
eingesetzt haben, einfach nicht erwirtschaften kön- 
nen? Hier ist doch die Luft raus; das wissen wir beide 
doch, darüber brauchen wir uns doch nicht zu strei- 
ten! Statt dessen stellen Sie sich hier hin und sagen: 
„Das ist alles stocksolide.“ 

Wissen Sie, manchmal habe ich den Eindruck — 
wir sind beide Rheinländer; wir sollten daher ein 
Stück dessen, was Schönfärberei ist, herauslas- 
sen — , daß Sie sich hinstellen und eine Schlacht 
schlagen, die für viele schon zu einer Geister- 

(B) schiacht geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe mich in der Tat gefragt, was den ehemali- 
gen Beamten der EG und jetzigen Finanzminister 
dazu veranlaßt, hier im Deutschen Bundestag blau- 
äugig Dinge zu verkünden, von denen er jetzt schon 
weiß, daß sie längst überholt sind. Deswegen müssen 
wir diese Fragen stellen. 

Lassen Sie mich einen weiteren Punkt nennen. 
Wenn Sie mit den Ländern in Verhandlungen über 
die Frage der Umverteilung der Mehrwertsteuer 
eintreten, geht es dabei gleichermaßen um Einnah- 
men wie um Ausgaben. Diese Verhandlungen wer- 
den nicht einfach sein. 

Dabei stellt sich natürlich auch die Frage nach der 
Kindergeldmilliarde. Darüber muß geredet werden. 
Das alles sind Risiken, die diesen Nachtrag bela- 
sten. 

Deswegen, meine Damen und Herren, sagen wir 
von der CDU: Solange wir nicht wissen, wie Sie es 
mit dem ehernen Grundsatz „Haushaltsklarheit und 
Haushaltswahrheit“ halten, ob die Finanzkrise vor- 
hersehbar oder unvorhersehbar war, machen wir 
ein großes Fragezeichen nicht nur hinter Ihrer Poli- 
tik, sondern auch hinter diesem Nachtragshaus- 
halt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie dann, sofern sich die Sache so entwik- 
kelt, wie ich es gerade dargestellt habe, am Ende des 
Jahres ankommen — die Kollegen von der SPD und 
der FDP haben das de facto schon angekündigt — 


und einen zweiten Nachtragshaushalt vorlegen wol- (C) 
len, muß ich Sie fragen: Wie steht es denn eigentlich 
mit Ihrem Kreditspielraum, Ihrem Kreditrahmen? 

Den haben Sie doch nahezu ausgeschöpft. Die 
3,5 Milliarden DM sind von dieser Regierung sehr 
schnell verfrühstückt. Ich weiß nicht, ob Sie dann 
vielleicht erneut von einer Reise nach Saudi-Ara- 
bien zurückkommen werden — wobei ich Ihnen 
gleich empfehlen möchte, die Reisekosten zu sparen; 
denn die Saudis sind auch nicht mehr so flüssig — , 
daß Sie sich unter diesen Voraussetzungen hier hin- 
stellen und mit Engelsmiene sagen müssen: „Es geht 
nicht mehr.“ 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts geht 
mehr!) 

Ich wiederhole, meine Damen und Herren: Dieser 
Nachtragshaushalt wirft mehr Fragen auf, als er 
Antworten gibt. 

Lassen Sie mich Ihnen ein Letztes sagen, Herr 
Bundesfinanzminister. Ich weiß nicht, ob Sie sich 
darüber im klaren sind, ob Ihnen in dieser auslau- 
fenden Phase bewußt ist, daß Sie nach dem Spott 
über das Wort „stocksolide“ vielleicht noch etwas an- 
deres werden ertragen müssen, nämlich daß man Ih- 
nen sagt — Sie stehen jedenfalls in der großen Ge- 
fahr — , ein Finanzminister der Nachträge zu wer- 
den. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wenn dies die einzige Leistung in dem einen Jahr, 
seit Sie Finanzminister sind, gewesen ist, war das 
bitter wenig. Ich gebe zu, Sie haben eine schwere 
Hypothek übernommen. ' ' 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das hat er!) 

Aber, meine Damen und Herren, die CDU/CSU- 
Fraktion hat Ihnen dies jahrelang gepredigt. 

Aus all diesen Gründen lehnen wir den Nachtrags- 
haushalt ab, weil er unsolide ist, weil er mehr Fragen 
aufwirft als Antworten gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Zander. 

Zander (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Vor knapp drei Monaten haben wir den 
Nachtragshaushalt für 1982 hier in erster Lesung be- 
handelt und an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Nachtrag war unvermeidlich geworden, weil 
sich die wirtschaftliche Lage verschlechtert hatte. 

Bei der Bundesanstalt in Nürnberg war der Bedarf 
mit rund 5 Milliarden DM höher, weil wir im Jahres- 
durchschnitt rund 200 000 Arbeitslose mehr haben 
werden, als Ende 1981 geschätzt wurde. Für die Ar- 
beitslosenhilfe mußte mehr Geld bereitgestellt wer- 
den, als veranschlagt war. 

Nach der Ablehnung der vorgezogenen Anhebung 
der Mehrwertsteuer durch die Mehrheit im Bundes- 
rat mußten Mehrausgaben in Höhe von 237 Millio- 
nen DM für die Gemeinschaftsinitiative für Arbeits- 
plätze, Wachstum und Stabilität bereitgestellt wer- 
den. 
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(A) Die Steuerschätzung vom 9. Juni schließlich ergab 
ein Minus von 2,1 Milliarden. 

Die Opposition ist seit der Verabschiedung des 
Nachtragshaushalts im Kabinett nicht müde gewor- 
den, immer und immer wieder zu behaupten, sie 
habe das alles vorausgesehen; man hätte nur auf sie 
hören sollen, und der Nachtrag wäre vermeidbar ge- 
wesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auch Sie, Kollege Schmitz, haben heute wieder diese 
rechthaberische Pose eingenommen. 

Demgegenüber möchte ich festhalten: 

Erstens. Grundlagen für den Haushalt 1982 waren 
die Prognosen über die wirtschaftliche Entwicklung, 
wie sie Ende 1981 Vorlagen. Die Annahmen der Bun- 
desregierung stützten sich auf den Sachverständi- 
genrat, auf die Bundesbank, auf die Europäische Ge- 
meinschaft, auf die OECD und auf die wissenschaft- 
lichen Forschungsinstitute. Die Annahmen waren 
also so solide, wie sie es zum seinerzeitigen Zeit- 
punkt sein konnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stocksolide!) 

Zweitens. Trotz der Sorgfalt, mit der der Haushalt 
für 1982 aufgestellt worden war, war die Entwick- 
lung ungünstiger, als damals angenommen wurde. 
Sie war es übrigens nicht nur in unserem Lande, 
sondern auch in vielen anderen Ländern der Welt. 

Drittens. Die nötige Korrektur, die heute zur Be- 
schlußfassung ansteht, ist, gemessen an den Risi- 

(B) ken, die auch bei der Verabschiedung des Haushalts 
1982 nicht verschwiegen wurden, relativ gering. Sie 
beträgt rund 2% des Ausgabenvolumens des Haus- 
halts 1982. 

Es wird immer wieder eingewandt, auch die neuen 
Zahlen seien für den Rest des Jahres mit Risiken be- 
haftet. Das ist auch nicht zu leugnen. Die weltweite 
Wirtschaftsentwicklung und unsere eigene sind 
auch von uns nicht mit letzter Sicherheit zu überse- 
hen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich 
die Lage nach der einen oder der anderen Seite ver- 
ändert. Wir sind aber bei der Beschlußfassung über 
den Nachtragshaushalt im Haushaltsausschuß da- 
von ausgegangen, daß wir nach menschlichem Er- 
messen die Entwicklung einigermaßen solide und 
zuverlässig vorhersehen. Wir alle, meine Damen und 
Herren, werden erst dann klüger sein, wenn sich aus 
der für Mitte November vorgesehenen Steuerschät- 
zung neue Daten ergeben sollten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Jeder weiß, wie sie aus- 
sehen!) 

Meine Damen und Herren, der Nachtragshaushalt 
kann heute verabschiedet weden. Er muß heute 
auch verabschiedet werden. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Sonst 
könnt ihr keine weiteren Schulden machen! 

Das ist der Punkt!) 

Ich möchte noch einmal aufzeigen, wo die Schwer- 
punkte liegen und warum in den Beratungen im 
Haushaltsausschuß noch einige Akzente anders ge- 
setzt worden sind. 


Da ist zunächst der Mittelbedarf, der sich aus der (C) 
höheren Arbeitslosenzahl ergibt. Wegen der laufen- 
den Zunahme der Zahl der Empfänger von Arbeits- 
losenhilfe reichten die für den Nachtragshaushalt 
vorgesehenen Mittel in Höhe von 900 Millionen DM 
zunächst nicht aus; sie mußten um 440 Millionen DM 
erhöht werden. 

Auch für die Sprachförderung zur beruflichen 
Eingliederung von Aussiedlern, Asylberechtigten 
und Kontingentflüchtlingen reichten die ursprüng- 
lich im Entwurf der Bundesregierung vorgesehenen 
343,5 Millionen DM nicht aus; hier waren 200 Millio- 
nen DM zusätzlich notig. 

Meine Damen und Herren, beim Stichwort „Asyl- 
berechtigte“ möchte ich darauf hinweisen, daß der 
Haushaltsausschuß einstimmig 80 zusätzliche Stel- 
len zwecks Beschleunigung der Entscheidung über 
Asylanträge in Zirndorf beschlossen hat, die nicht zu 
einer Erhöhung der Personalausgaben führen, weil 
sie durch Umschichtung an anderer Stelle einge- 
spart werden. 

Auch der Mehrbedarf für die Aussiedler ist zum 
Teil eine Folge der Arbeitsmarktlage. Diese führt 
dazu, daß die genannten Personengruppen in Er- 
mangelung von Arbeitsplätzen zunächst das Ange- 
bot an deutschen Sprachkursen nutzen. Der Mehr- 
bedarf ergibt sich hier, obwohl erhebliche Leistungs- 
beschränkungen wie die Absenkung des Fördersat- 
zes auf 68% und eine Verkürzung der Dauer der 
Maßnahmen auf acht Monate bereits gesetzlich ge- 
regelt wurden. Es handelt sich hierbei besonders um 
die Gruppe der Aussiedler, bei denen der Anteil mit 
sehr geringen Kenntnissen der deutschen Sprache 
dauernd wächst. Wie auch bei den Arbeitslosen geht 
es hierbei um Menschen, die unserer besonderen So- 
lidarität bedürfen. 

Solidarität und Hilfe verlangen mit Recht auch die 
Jugendlichen, die einen Ausbildungsplatz oder Ar- 
beit suchen. Das Jahr 1982 ist für unsere junge Gene- 
ration besonders kritisch. Aber auch die Jahre bis 
1985 sind wegen der geburtenstarken Jahrgänge 
problematisch. 

Ich begrüße es daher sehr, daß die Bundesregie- 
rung als Teil der sogenannten Gemeinschaftsinitia- 
tive ein auf die Jahre bis 1985 angelegtes Programm 
zur Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeits- 
marktchancen Jugendlicher beschlossen hat und 
dafür 400 Millionen DM bereitstellen will. 

Schwerpunkte sind der verstärkte Ausbau über- 
betrieblicher Ausbildungsstätten auf den von Bund 
und Ländern vereinbarten Stand — diese Mittel sol- 
len es kleinen und mittleren Unternehmen erleich- 
tern, Ausbildungsplätze anzubieten — und die Auf- 
stockung der Mittel für die Förderung der Berufs- 
ausbildung benachteiligter Jugendlicher um 59 Mil- 
lionen DM. 

Wir haben es im Haushaltsausschuß als Koalition 
für richtig gehalten, hier nochmals 8 Millionen DM 
zugunsten des Benachteiligtenprogramms und zu 
Lasten der Zuschüsse für Investitionen umzuschich- 
ten. Das ist uns nicht leichtgefallen. Aber wir wollten 
mit dieser Entscheidung auf einen aktuellen Engpaß 
in diesem Herbst reagieren und für rund 2 000 be- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


6965 
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(A) nachteiligte Jugendliche die Chance zu einer Berufs- 
ausbildung eröffnen. Es ist besser, diese Mittel für 
diesen Zweck jetzt aufzuwenden, damit diese 
Gruppe ohne Ausbildung nicht die Arbeitslosenzah- 
len von morgen erhöht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die viel kritisierten und oft gescholtenen Haus- 
haltspolitiker, denke ich, demonstrierten damit er- 
neut, daß sie sehr wohl in der Lage sind, gebotene 
Prioritäten auch zu setzen. 

Meine Damen und Herren, ein zentraler Einwand 
richtet sich gegen die mit dem Nachtragshaushalt 
verbundene Erhöhung der Nettokreditaufnahme 
um rund 7 Milliarden DM und die sich daraus erge- 
bende höhere Schuldenlast. Immerhin, Kollege 
Schmitz, muß ich darauf hinweisen, daß die Netto- 
kreditaufnahme 1982 einschließlich Nachtragshaus- 
halt um rund 3,5 Milliarden DM unter der Ver- 
gleichszahl von 1981 liegt. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Ich möchte noch einmal daran erinnern, daß die 
Kreditfinanzierung zu den wirtschaftspolitischen 
Instrumenten gehört, die Grundgesetz und Stabili- 
täts- und Wachstumsgesetz bereithalten und deren 
Einsatz im Falle einer Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts sogar geboten ist. Eine 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
wird ja sicher von niemandem hier bestritten. 

Die Kreditfinanzierung im Nachtragshaushalt be- 
deutet, daß konjunkturbedingte Einnahmeausfälle 

(B) bei den Steuern und konjunkturbedingte Mehraus- 
gaben bei der Bundesanstalt für Arbeit ausgeglichen 
werden. Damit leistet der Bundeshaushalt einen 
Beitrag zur Stabilisierung der Wirtschaftsentwick- 
lung und zur Vermeidung einer kumulierenden Ab- 
wärtsbewegung. 

Es bleibt die Frage, ob die Höhe dieser Summe an- 
gesichts der Lage auf dem Kapitalmarkt auch ver- 
tretbar ist. 1981 betrug die gesamte Kreditaufnahme 
235 Milliarden DM. Davon entfielen 76 Milliarden 
DM auf den Staat. 

Vor diesem Hintergrund stellt ein Betrag von 7 
Milliarden DM schon eine relevante Größenordnung 
dar, die allerdings vor dem Hintergrund der gesamt- 
wirtschaftlichen Geldvermögensbildung und der 
Geldpolitik gesehen werden muß. Ich kann insge- 
samt vom Volumen her eine Überforderung des Ka- 
pitalmarkts nicht erkennen. Auch die Senkung des 
Diskont- und des Lombardsatzes am 27. August si- 
gnalisiert, daß im Vergleich zur ersten Lesung des 
Nachtrags am 23. Juni eine leichte Entspannung 
eingetreten ist. 

Ein ernstes Problem, das hier bereits vom Kolle- 
gen Schmitz, aber auch in der Debatte vorher ange- 
sprochen wurde, sind auch in meinen Augen die 
Zinsbelastung künftiger Haushalte und die damit 
verbundene Umverteilung. Die Zinsausgaben im 
Bundeshaushalt sind mit 23,2 Milliarden DM veran- 
schlagt und nähern sich der 10%-Grenze. Der An- 
stieg der Zinsbelastung stellt zweifellos ein ernstes 
Problem dar. Diese Verpflichtungen stellen eine 
Vorwegfestlegung von Haushaltsausgaben und eine 


Belastung für die künftige Gestaltung der Finanzpo- (C) 
litik dar. Angesichts der Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts, die sich vor allem in ei- 
ner Arbeitslosenquote von rund 7 % ausdrückt, muß 
dies meiner Meinung nach allerdings hingenommen 
werden. Die Verschuldung ist unter Berücksichti- 
gung der konjunkturellen Entwicklung und im inter- 
nationalen Vergleich gesehen nicht besorgniserre- 
gend überhöht, aber ohne jeden Zweifel ist sie hoch, 
und wir sehen dies selbstverständlich nicht ohne Be- 
denken. 

Kollege Schmitz, wir haben uns übrigens entge- 
gen dem, was Sie hier wieder gesagt haben, immer 
dafür ausgesprochen, die öffentlichen Defizite zu- 
rückzuführen. Daran halten wir auch fest. Auf der 
anderen Seite, meine Damen und Herren, bleiben 
wir aber auch dabei, daß es vertretbar ist, konjunk- 
turell bedingte zusätzliche Ausgaben durch Erhö- 
hung der Kredite des Bundes zu finanzieren. 

Die SPD-Fraktion hält daran fest, daß die Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit wichtiger ist als ihre 
Finanzierung, aber die Finanzierung ist auch nötig. 
Darauf haben die Arbeitslosen und ihre Familien ei- 
nen Anspruch. Unsere familienpolitischen Besorg- 
nisse beginnen auch nicht erst beim Splittingvorteil 
für die Einkommensgruppen über 100 000 DM pro 
Jahr. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Familien der Arbeitslosen und die Sorgen in den 
Familien, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, wer- 
den von uns nicht zynisch beiseite geschoben. ^ 

Der Nachtragshaushalt finanziert nicht nur die 
zusätzlichen Mittel für Nürnberg, er enthält wich- 
tige Ansätze, die zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
und zum Abbau von Arbeitslosigkeit beitragen wer- 
den. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau erhält eine 
Kapitalzufuhr von 140 Millionen DM. Mit den im 
Haushalt 1982 bereits veranschlagten 160 Millionen 
DM war sie in der Lage, für 1,3 Milliarden DM zins- 
günstige langfristige Kredite für kleinere und mitt- 
lere Unternehmen mit einem Investitionsvolumen 
von insgesamt weit über 3 Milliarden DM bereitzu- 
stellen. Bisher wurden mit dem Programm im Jahre 
1982 rund 14 000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Die 
zusätzlichen Mittel in Höhe von 140 Millionen DM 
erlauben eine Fortsetzung dieses Programms und 
damit die Schaffung weiterer 12 000 Arbeitsplätze 
durch zinsgünstige Kredite. Dabei sind die durch 
dieses Programm stabilisierten, erhaltenen Arbeits- 
plätze überhaupt noch nicht einbezogen. 

Es ist im übrigen darauf hinzuweisen, daß die Mit- 
tel nach Abfluß der tilgungsfreien Jahre zurückflie- 
ßen und erneut als Kredite bereitstehen. Zusätzliche 
zinsgünstige Darlehen für die Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen und für Umweltschutz- 
maßnahmen kann auch das ERP-Sondervermögen 
jetzt verstärkt gewähren. Auch damit werden Ar- 
beitsplätze geschaffen. 

Die erhöhten Ansätze für die Förderung der Be- 
rufsausbildung Jugendlicher in Einzelplan 11 und 31 
habe ich bereits erwähnt. 



6966 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


Zander 

(A) Auch im Bausektor mit dem Schwerpunkt Moder- 
nisierung und Energieeinsparung werden mehr Mit- 
tel im J ahre 1982 bewilligt Damit wird Arbeit für die 
Bauwirtschaft geschaffen. Mehr als ein Drittel der 
800 Millionen DM, die bis 1985 hierfür vorgesehen 
sind, können nach Verabschiedung des Nachtrags- 
haushalts noch im laufenden Jahr in Aufträge umge- 
setzt werden. Damit ist in diesem Jahr ein Auftrags- 
volumen in Höhe von 0,5 Milliarden DM möglich. 

Meine Damen und Herren, auch die schwierige 
Lage beim Stahl findet Berücksichtigung. 9,25 Mil- 
lionen DM werden beim Stahlstandorteprogramm 
zusätzlich bewilligt. Die verzerrte Wettbewerbslage 
in Europa — bedingt durch die Subventionspraxis in 
anderen Ländern — hat die Bundesregierung bisher 
bereits veranlaßt, der Stahlindustrie die Flankie- 
rung der Neustrukturierung zuzusagen. Mit der Ver- 
pflichtungsermächtigung von 28 Millionen DM für 
ein Projekt in Dortmund wird diese Zusage auch im 
Nachtragshaushalt erneut unterstrichen. 

Diese Ansätze sind ein bescheidener Beitrag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, aber sie sind von 
Bedeutung für die Sicherung von Beschäftigung und 
für neue Arbeitsplätze über die Ansätze im ordentli- 
chen Haushalt 1982 hinaus. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen diesen 
Beitrag so bald wie möglich. Darum bitte ich Sie, 
dem Nachtragshaushalt zuzustimmen. — Danke 
schön. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


(B) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Zumpfort. 


Dr. Zumpfort (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich knüpfe gerne an die Vorrede 
meines Kollegen an. Er sagte, daß konjunkturelle 
Ereignisse im Nachtragshaushalt durch Kreditauf- 
nahme nachfinanziert werden müßten. Darüber, was 
konjunkturell und strukturell ist, müssen wir uns in 
Zukunft wohl noch genauer absprechen. Strukturell 
ist einiges in dem Nachtragshaushalt darin, wovon 
ich der Meinung bin, daß man es vorher hätte ver- 
meiden können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wenn man weiß, daß es ein politischer Vorgang ist, 
wenn die Zahl der Arbeitslosen festgesetzt wird, 
wenn man beispielsweise 1,6 oder 1,7 Millionen zu- 
grunde legt und dementsprechend einen niedrigeren 
oder hohereren Betrag einsetzt — so ist es bei den 
letzten Koalitionsverhandlungen geschehen — ,weiß 
man auch, daß man durch politische Zahlen auch die 
Schwelle, die man zu überspringen hat, wenn man 
Einsparungen vornimmt, heruntersetzen kann. Das 
rächt sich immer beim Nachtragshaushalt. Das ist 
heute der Fall. Vor diesem Hindergrund müssen wir, 
wie ich glaube, bei den Haushaltsberatungen 1983 
sehr, sehr sorgfältig vorgehen. Eines wollen wir 
schließlich nicht, nämlich daß sich im Jahre 1983 
wiederholt, was wir jetzt im J ahre 1982 zur Kenntnis 
nehmen müssen und was auch im Jahre 1981 schon 


der Fall war: daß die Kreditaufnahme sukzessive, in (C) 
mehreren Schritten weiter erhöht wird. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Wir verabschieden den Nachtragshaushalt aber 
auch deswegen jetzt, weil wir nicht nur jene struktu- 
rellen und konjunkturellen Ausgaben nachfinanzie- 
ren müssen, sondern auch wollen, daß die im Rah- 
men der Gemeinschaftsinitiative beschlossenen 
Maßnahmen nun endlich angewendet werden kön- 
nen. Voraussetzung dafür ist, daß dieser Nachtrags- 
haushalt beschlossen wird. Wir erhoffen uns da- 
durch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die Wirtschaft und eine Tendenzwende in der 
Stimmung — hin zu mehr Investitionen und mehr 
Arbeitsplätzen. Dies hat mein Vorredner auch dar- 
gestellt. Man muß jedoch ganz deutlich sehen, daß 
die tatsächliche Haushaltslücke am Jahresende 
sehr wahrscheinlich wieder großer sein wird, als sie 
jetzt im Nachtrag veranschlagt ist. Dieses ist nicht 
verwunderlich. Einen Teil haben die Kollegen von 
der Opposition selber mit zu verantworten, und zwar 
dann, wenn es z. B. darum geht, in den Verhandlun- 
gen zwischen den Ländern den Mehrwertsteueran- 
teil festzulegen und den Finanzausgleich zwischen 
den Ländern auszuhandeln. Man muß anerkennen, 
daß der Bund immer mehr Aufgaben übernommen 
hat und übernehmen mußte, sein Steueranteil aber 
gleichzeitig gesunken ist. Zur Lösung dieses Pro- 
blems bedarf es der Mithilfe und der konstruktiven 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern. 

(D) 

(Beifall bei der FDP) 

Ein Risiko darüber hinaus ist natürlich das Pro- 
blem der Steuereinnahmen. Für den jetzigen Nach- 
tragshaushalt ist die Steuerschätzung vom Juni die- 
ses Jahres die Basis. Im September werden sich die 
Zahlen ändern. Das ist klar. Das hat der Finanzmini- 
ster auch in bemerkenswerter Offenheit dargelegt. 

Er wird es vielleicht gleich noch einmal sagen. Es ist 
ein vernünftiges Verfahren: jetzt schon festzustel- 
len, daß dann, wenn sich die Daten ändern, wahr- 
scheinlich noch etwas nachfinanziert werden muß. 

Es kann auch sein, daß dies im Bereich der Ar- 
beitslosenhilfe notwendig wird. Wir haben uns auf 
unserer Klausurtagung im Saarland sehr intensiv 
mit den Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit befaßt 
Wir haben es dabei mit einem Schätzproblem und 
mit einer politischen Komponente zu tun. Das 
Schätzproblem besteht darin, abzuschätzen, wieviel 
Hilfeempfänger mit welchem Pro-Kopf-Leistungs- 
satz wir in diesem Jahr haben werden. Die politische 
Komponente besteht darin: Was gibt die Bundesan- 
stalt für Arbeit vor, und was nimmt das Haus — ge- 
meint ist der Arbeitsminister — davon an? Hier gibt 
es Unterschiede. Ich begrüße es, wenn das Haus — 
in diesem Fall der Bundesarbeitsminister — den 
Daumen daraufhält, damit man sorgfältiger und 
knapper kalkuliert, als es in der Vergangenheit in 
Nürnberg getan worden ist. 

Der Nachtragshaushalt 1982 wirft natürlich ein 
gravierendes Problem auf: Es ist klar, daß wir die in 
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Dr. Zumpfort 

(A) Art. 115 des Grundgesetzes gesetzten Grenzen über- 
schreiten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Schon wieder?) 

Meine Kollgen von der Opposition, Sie wissen aber 
genausogut wie ich, daß die Investitionsausgaben 
auch ein Definitionsproblem darstellen. Wenn man 
weiß, daß im konsumtiven Teil unseres Haushaltes 
z. B. auch Investitionsausgaben für die Bundeswehr 
enthalten sind, die einem großen Block ausmachen, 
weiß man auch, wie relativ die Aussage ist. Nichtsde- 
stotrotz bleibt der Verfassungsanspruch bestehen. 
Dennoch möchte ich Sie, die Kollegen der Opposi- 
tion, darauf hinweisen — vielleicht haben viele von 
Ihnen das noch nicht zur Kenntnis genommen — , 
daß zu dem Zeitpunkt, zu dem der Rechtsausschuß 
den Antrag der Kollegen der CDU/CSU diskutierte, 
den Nachtragshaushalt aus verfassungsmäßigen 
Gründen abzulehnen, im Haushaltsausschuß eine 
Vorlage existierte, mit Ausgaben für den Verteidi- 
gungshaushalt, welcher mit den Stimmen aller 
Fraktionen zugestimmt worden war. Mithin ist also 
das Problem für viele Kollegen in Ihrer eigenen Par- 
tei wohl doch nicht so gravierend, oder das Problem- 
bewußtsein ist nicht da; Sie sollten sich das einmal 
ansehen. 

Das eigentliche Problem bei der Verschuldung ist 
für mich jedoch eines, das auch vom Verein für So- 
cialpolitik aufgeworfen worden ist. Hier darf ich mit 
Genehmigung des Präsidenten einmal aus einem 
Artikel aus der „Frankfurter Allgemeinen“ von ge- 
stern über eine der Veranstaltungen der Jahresta- 
(ßj gung des Vereins für Socialpolitik zitieren. Auf die- 
ser Veranstaltung machte der Verfassungsrechtler 
Professor Dr. Kirchhof 

. . . auf die Grenzen aufmerksam, die das Grund- 
gesetz der Staatsfinanzierung durch Steuern 
und Kredite setzt. Das demokratische Prinzip 
der Machtausübung auf Zeit ist laut Kirchhof 
gefährdet, wenn die Parlamente ihren Nachfol- 
gern unabdingbare Schulden hinterließen, die 
deren Spielraum einengten. Der „Zugriff auf die 
Zukunft“ für staatliche Kreditaufnahme sei nur 
gerechtfertigt, wenn damit solche Investitionen 
finanziert würden, die die Zukunft begünstig- 
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hier ist in der Tat ein Problem, über das wir gemein- 
sam nachdenken müssen. An diesem Problem wer- 
den, wenn Sie sich die Kreditaufnahme in den Län- 
dern ansehen, auch Sie, verehrte Kollegen der Oppo- 
sition, nicht vorbeikommen. Die Tatsache, daß wir 
mit der Kreditaufnahme und der nachfolgenden 
Zinslast im Einzelplan 32, Bundesschuld, so hoch lie- 
gen, daß die Manövriermasse im Bundeshaushalt 
immer geringer wird, beleuchtet, daß dieses Problem 
zu Recht auch beim Bundeshaushalt angesprochen 
werden kann. 

Im Nachtragshaushalt gibt es einen neuen Posten, 
den Sie vorher in der Vorlage nie gesehen haben. 
Wir haben dort 200 Millionen DM beim Alpha- Jet 
eingespart, die auf Grund von Änderungen hinsicht- 
lich der Währungsparitäten nicht benötigt worden 
sind. Ich halte das für gerechtfertigt — wir haben 


das in der Koalition übereinstimmend gemacht — , (C) 

weil wir glauben, daß solche Beträge dann, wenn sie 
nicht abfließen, nicht im Ressort als Sparbüchse ver- 
bleiben dürfen, sondern dort eingesetzt werden müs- 
sen, wo es sinnvoll ist, nämlich bei der Senkung der 
globalen Minderausgabe; so ist es auch geschehen. 

Im Einzelplan 14 ist ein Vorschlag entsprechend 
der Regierungsvorlage, den wir zwar angenommen 
haben, der mich aber sehr bedenklich stimmt. Es 
geht um die Kürzung um 100 Millionen DM bei den 
Ausgaben für Benzin zugunsten der Beschaffung 
bei Flugzeugen. Nicht die Tatsache, daß bei Flugzeu- 
gen zusätzliche Mittel benötigt werden, ist das Pro- 
blem, sondern die Tatsache, wie mit dem Titel Ben- 
zin umgegangen wird. Beim Haushalt 1981 mußten 
wir, als die Sperre von 10 % vom Finanzminister aus- 
gebracht wurde, erleben, daß danach von Teilen der 
Bundeswehr die Behauptung gezielt in Umlauf ge- 
bracht worden ist, die Bundeswehr sei nicht mehr 
einsatzfähig. Dieses stimmte, wie wir im nachhinein 
festgestellt hatten, nicht. Dennoch haben wir auf 
Grund des öffentlichen Druckes damals im Nach- 
tragshaushalt Gelder nachbewilligt. Hier müssen 
wir nun erleben, daß im Nachtragshaushalt Gelder 
aus diesem Titel freigesetzt werden. Das bringt mich 
zu der Überzeugung, daß dies ein Manövriertitel des 
Hauses ist Wir sollten uns beim Haushalt 1983 sehr 
wohl ansehen, ob die zusätzlichen 20 %, die dort für 
Benzin gefordert werden, wirklich berechtigt sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ein letzter Punkt, den ich gern ansprechen möch- (D) 
te, ist der Punkt Personal: Wir als Haushälter haben 
unseren alten Grundsatz wahrgemacht, daß wir 
neues Personal nur unter der Voraussetzung bewilli- 
gen, daß es aus dem eigenen Fleisch geschnitten 
wird. So sind 80 neue Stellen zur Bewältigung der 
Asylproblematik aus dem Personalbestand des Bun- 
deskanzleramtes, des Auswärtigen Amtes und des 
Innenministeriums geschnitten worden. Ich halte 
diese Lösung für beispielhaft. Sie sollte auch bei zu- 
künftigen Maßnahmen beschlossen werden. 

Zusätzlich dazu haben wir § 20 Abs. 3 des Haus- 
haltsgesetzes 1982 so geändert, daß es den For- 
schungsinstituten ermöglicht wird, 15 % der Stellen, 
die wir mit einem kw-Vermerk versehen hatten, 
nach horizontaler und vertikaler Methode umzuset- 
zen. Das heißt, wir haben dort eine Flexibilität ge- 
schaffen, in einem Bereich, der nicht streng bürokra- 
tisch aufgebaut ist, in dem eine Flexibilität aus sy- 
stemimmanenten Gründen da sein muß. Das be- 
leuchtet auch, daß wir im Haushaltsausschuß nicht 
nur sture Köpfe sind, sondern daß wir durchaus in 
der Lage sind, dort, wo es berechtigt ist, von einmal 
gefaßten Beschlüssen abzugehen. Dies soll auch ein 
Indiz dafür sein, daß wir im Haushaltsausschuß die 
Wünsche der Kollegen in anderen Ausschüssen, 
aber auch die Wünsche der Bürger aufnehmen und 
umsetzen. 

Abschließend möchte ich feststellen, meine Frak- 
tion stimmt dem Nachschlagshaushalt zu. Sie 
wünscht sich jedoch, daß im Jahre 1983 ein Nach- 
tragshaushalt nicht zu sein braucht. 
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Dr. Zumpfort 

(A) Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Abgeord- 
neten Schmitz (Baesweiler) und Riedl haben vor ei- 
nigen Tagen in einer Pressekonferenz einiges zum 
weiteren Verfahren beim Nachtrag ausgesagt. Ein 
ganz finsteres Scenario ist da aufgebaut worden, das 
dann am 11. November zum Sturz der Regierung 
führen müsse. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um 11.11 Uhr!) 

Als ich Sie gehört habe, Herr Schmitz (Baesweiler), 
habe ich mich in rheinischer Verbundenheit daran 
erinnert, daß am 11. November Karnevalsanfang ist. 
Sie haben da heute schon ein bißchen vorgegriffen. 
Das kann ich Ihnen nun nicht ganz ersparen. 

Zunächst einmal: Wie ist das mit dem „Finanzmi- 
nister der Nachträge“? Es kann ja nie schaden, in die 
Archive zu gucken. Der von uns allen — jedenfalls 
von mir — verehrte Finanzminister Schäffer, der 
war der Meister der Nachträge. Der hatte nämlich 
1951 einen, 1952 einen, 1955 drei, 1956 vier — ich weiß 
nicht, ob er 1957 noch Finanzminister war — Nach- 
tragshaushalte vorgelegt Insgesamt komme ich für 
die Zeiten, in denen wir noch nicht in der Großen Ko- 
alition zusammen waren, zwischen 1951 und 1964, 

(B) auf immerhin 16 Nachträge. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der ja doch zumindest von Ihnen verehrte Finanz- 
minister Franz Josef Strauß hat dann am 30. Dezem- 
ber 1966 auch noch einen eingebracht Zwischen 
1966 und 1975 hatten wir Ruhe. Dann hatten wir in 
der Tat 1975 einen, 1978 einen, 1979 zwei, 1980 und 
1982. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hattet ihr 
nichts mehr!) 

— Das hat doch damit nichts zu tun. Die Vorgänger 
haben doch nicht Geld zurückgegeben. Womit hat 
das zu tun? Ganz einfach, Herr Schmitz: Wenn die 
wirtschaftlichen Zeiten undurchsichtig und schwie- 
rig werden, dann ist ja wohl gerade der Nachtrag die 
vom Haushaltsrecht gebotene Antwort auf sich im 
Jahresverlauf verändernde Daten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun haben Sie eben gesagt, ich hätte das so wie 
ein Bonbon am Mantel oder am Hemde: „stocksoli- 
de“. Das bezog sich nicht auf den Nachtrag, sondern 
auf den Entwurf 1983. Aber Sie haben ja die General- 
debatte eh fortgesetzt. Noch einmal langsam und 
zum Mitschreiben: Dieses Wort „stocksolide“ hat 
sich auf einen einzigen Tatbestand bezogen — wie 
Sie leicht nachlesen können im Protokoll der Bun- 
despressekonferenz vom 1. Juli — , nämlich darauf, 
daß aus der damals gegebenen Datenlage die Konse- 
quenzen für den Haushaltsentwurf 1983 in der Tat 
stocksolide gezogen worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 


Hier darf ich mit einem einzigen Wort auf die Ge- (C) 
neraldebatte zurückkommen. Ich darf mich im übri- 
gen, was den Nachtrag angeht, für die faire Behand- 
lung im Haushaltsausschuß durch alle Fraktionen 
herzlich bedanken. Herr Carstens, ich habe Sie 
heute nicht wiedererkannt. Aber das ist nun mal 
eine Temperamentssache. Nur: Sie haben an einem 
Punkt mir vorgeworfen, ich hätte die Unwahrheit ge- 
sagt. Herr Carstens, in Erinnerung an eine langjäh- 
rige gute Zusammenarbeit: entweder Sie belegen 
das mit der „Unwahrheit“, oder ich würde Sie herz- 
lich bitten, das zurückzunehmen. Das kann ich nicht 
auf mir sitzen lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe weder im Zusammenhang mit dem Haus- 
haltsentwurf 1983 noch mit dem Nachtrag irgendwo 
an einem Punkt bewußt die Unwahrheit gesagt. 

Herrn Schmitz muß ich bitten, was den Nachtrag 
angeht, dann den Bundestag komplett zu informie- 
ren, wie Herr Zander dies getan hat. Er besteht ja 
aus zwei Blöcken. Der eine Block ist Anpassung an 
die veränderte wirtschaftliche Entwicklung nach 
dem in der Bundeshaushaltsordnung dafür vorgese- 
henen Verfahren. Er besteht zweitens aus der Um- 
setzung der Gemeinschaftsinitiative — Mehrausga- 
ben, die nicht nur sinnvoll sind, sondern die wir an 
anderer Stelle ja auch eingespart haben. Die Rech- 
nung geht sogar ziemlich genau auf. Wir haben mit 
dem Nachtrag nicht nur passiv nachvollzogen, son- 
dern wir haben uns schon bemüht, auch präzise zu 
gestalten. 

Einschließlich Nachtrag, Herr Schmitz — und (D) 
jetzt bin ich wieder bei unserer rheinischen Verbun- 
denheit — , sagen Sie dann: Ich will mich nicht strei- 
ten, Soll-Soll oder Ist-Ist; also sagen wir: 7%. — Die 
Nichtkenner müssen wissen: 7% sind genau die 
Rate, mit der die Opposition im Haushaltsausschuß 
immer hausieren gegangen ist, nur daß sie nicht zu- 
treffend ist. Also, die zutreffende Rate ist nicht 7, 
sondern 5,6%. Wir können es ja nicht nach Art einer 
Radiostation machen, die der eine oder andere hier 
kennt, die ich aber nicht zitieren will. 

Sie kennen die Mehrbelastungen aus dem Nach- 
trag 1982, die sich aus der Zahl der Arbeitslosen er- 
geben. Das war der Hauptbrocken, das ist der Haupt- 
punkt. Wir haben versucht, im Haushaltsausschuß 
die Zahlen fortzuschreiben, um ein sicheres Bild zu 
gewinnen. Ich hoffe, daß wir mit dem, was wir einge- 
setzt haben, bis zum Jahresende hinkommen kön- 
nen. Ich will Ihnen gleich dazu sagen, daß wir nicht 
ganz sicher sein können. 

Als zweiten großen Faktor haben wir Steuermin- 
dereinnahmen, die sich aus der Steuerschätzung im 
Juni ergeben. 

Im wesentlichen bedingen diese beiden Faktoren 

— die anderen Positionen heben sich gegenseitig auf 

— also die zusätzliche Nettokreditaufnahme, von 
der hier gesprochen worden ist. Ich will die Maßnah- 
men nicht noch einmal im einzelnen aufführen; das 
hat Fred Zander nun wirklich eindrucksvoll getan. 

Letzte Frage, Herr Schmitz: Bestehen weiterhin 
Risiken? Sie fragen: Was werden Sie denn tun, 
wenn . . .? Ich sage Ihnen ganz offen: Es bestehen 
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Bundesminister Lahnstein 

(A) weiterhin Risiken. Ich weiß nicht genau, wie der EG- 
Haushalt abgerechnet wird. Das kann ich jetzt auch 
gar nicht wissen. Ich frage zurück: Wie würden Sie 
denn reagieren? Ich weiß heute nicht genau — dar- 
auf haben Sie zu Recht hingewiesen — : Wie verhält 
sich der Körperschaftsteuerzahler zwischen jetzt 
und Jahresende? Das kann ich auch gar nicht wis- 
sen. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Habe 
ich Ihnen nicht zum Vorwurf gemacht!) 

Ich frage Sie zurück: Wie würden Sie denn darauf 
reagieren? Sie fragen: Was werden Sie tun, wenn an- 
dere Steuern , . .? Kann ja sein, daß bei der Mehr- 
wertsteuer das Aufkommen weit unten bleibt, insbe- 
sondere deshalb, weil wir nach wie vor einen relativ 
hohen Ausfuhrüberschuß haben. 

Ich gebe Ihnen zu: Es gibt auf der Einnahmenseite 
verbleibende Restrisiken. Es gibt auf der anderen 
Seite möglicherweise auch noch kleinere positive 
Korrekturmöglichkeiten. Alles das, Herr Schmitz, 
werden wir Ihnen, sobald wir es kennen, im Haus- 
haltsausschuß vortragen und dann in die durch die 
Bundeshaushaltsordnung vorgesehene Form brin- 
gen. Deswegen wiederhole ich das, was ich im Haus- 
haltsausschuß auf eine Frage von Herrn Carstens 
gesagt habe: Wir werden dies dann, wenn es notwen- 
dig sein sollte, miteinander in Form eines zweiten 
Nachtragshaushalts tun, und zwar nach Kalendern, 
die es uns erlauben, mit dem Problem der Krediter- 
mächtigung und auch dem Abschluß vor Jahresende 
ordentlich fertig zu werden. 

Ich will diese Risiken überhaupt nicht herunter- 
spielen, würde Sie allerdings erneut bitten, nicht den 
Eindruck zu vermitteln, als sei der Nachtrag in sich 
schon etwas Unsolides. Er ist es nicht. Er ist die vor- 
gegebene Form, mit noch nicht abschätzbaren Risi- 
ken fertig zu werden. 

Ich will ein verbleibendes Risiko nennen, das sich 
möglicherweise bis dahin aber für 1982 aufgeklärt 
haben wird, nämlich die Frage der Umsatzsteuer- 
verteilung zwischen Bund und Ländern. Bis dahin 
mag vielleicht ein Zwischenergebnis da sein. Auch 
das werden wir dann einarbeiten müssen. Dadurch 
könnte sich — ich will es vorsichtig sagen — die Net- 
tokreditaufnahme zum Jahresabschluß noch einmal 


etwas höher stellen. Ich glaube nicht, daß die Be- (C) 
träge noch sehr wesentlich sein werden. Aber es gibt 
keinen anderen Weg, damit fertig zu werden. 

Niemand wird von mir verlangen wollen, daß ich 
ein Umsatzsteuerverteilungsergebnis zugunsten der 
Bundesländer beim Bund durch zusätzliche Kürzun- 
gen im Sozialbereich beantworte oder ein Ähnliches 
tue, wenn die EG-Zahlen etwas anders ausfallen, 
oder etwas Ähnliches tue, beispielsweise im Einzel- 
plan 14 streiche, wenn sich im Körperschaftsteuer- 
verhalten, im Ist-Verhalten, Korrekturen nach unten 
ergeben. Es geht da nicht anders. Es ist auch ordent- 
lich, es ist auch solide so. Deswegen darf ich Sie bit- 
ten, diesem Nachtrag zuzustimmen. — Schönen 
Dank, Frau Präsidentin. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Nach- 
tragshaushaltsgesetz 1982 auf Drucksache 9/1965. 

Ich lasse zuerst über die Nachträge zu dem Bundes- 
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1982 auf dieser 
Drucksache abstimmen. Wer dem Nachtragshaus- 
halt zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

Es ist mit Mehrheit so beschlossen. 

Ich komme jetzt zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes- 
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1982 (Nach- 
tragshaushaltsgesetz 1982), ebenfalls auf Druck- 
sache 9/1965, und rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Die Ab- ( D ) 
Stimmung hierüber wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer diesem Gesetz zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenpro- 
be! — Enthaltungen? — Das Nachtragshaushaltsge- 
setz 1982 ist damit gegen die Stimmen der CDU/CSU 
angenommen. 

Wir sind damit am Ende der heutigen Beratun- 
gen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 16. Sep- 
tember 1982, 8.30 Uhr ein. Wir werden mit der Frage- 
stunde beginnen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.07 Uhr) 


Berichtigung 


110. Sitzung, Seite 6732 A, Zeile 8: Statt „50 %“ ist 
„15 %“ zu lesen. 




Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 113. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. September 1982 


6971 


( A ) Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. van Aerssen* 

17.9. 

Dr. Ahrens** 

15. 9. 

Dr. Diederich (Berlin) **** 

17.9. 

Eymer (Lübeck) 

15. 9. 

Frau Fischer**** 

17.9. 

Ganz (St. Wendel) 

15. 9. 

Gobrecht**** 

17.9. 

Hauck 

17. 9. 

Dr. Hennig**** 

17.9. 

Dr. Holtz**** 

17.9. 

Hoppe 

17. 9. 

Klein (München)**** 

17.9. 

Dr. Köhler (Wolfsburg)**** 

17.9. 

Lenzer*** 

17. 9. 

Frau Dr. Lepsius**** 

17.9. 

Lintner**** 

17. 9. 

Schröer (Mülheim) 

15.9. 

Schulte (Unna) 

17. 9. 

Dr. Freiherr 


Spies von Büllesheim*** 

17.9. 

Dr. Soell**** 

17. 9. 

Dr. Stercken**** 

17.9. 

Topmann*** 

17. 9. 

Dr. Wendig 

17. 9. 

Wischnewski 

15. 9. 


(B) 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla- 
ments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 

*** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 

Teilnahme an der 69. Jahreskonferenz der Interparla- 
mentarischen Union 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Drucksache 
9/1968 Frage 1): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerungen des 
NATO-Oberbefehlshabers Rogers im „Spiegel" vom 23. Au- 
gust 1982 und im „Europa-Archiv“ 12/1982, wonach die NATO 
die Fähigkeit braucht, die zweite und dritte Angriffswelle ei- 
nes militärischen, kommunistischen Angriffs mit konventio- 
nellen Mitteln zu vernichten, um damit „das Schlachtfeld ins 
Hinterland des Gegners verlagern“ zu können, und bedeuten 
diese Äußerungen eine Abkehr von der bisher gültigen 
NATO-Doktrin der „Vorneverteidigung“ hin zu einer neuen 
Doktrin der „Vorwärtsverteidigung“? 


Die „Vorneverteidigung“ ist ein im Bündnis ge- 
meinsam entwickeltes und von allen NATO-Part- 


nern getragenes strategisches Prinzip, das nicht in 
Frage steht 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/1968 Frage 7): 

Welche zusätzlichen Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
bisher aus dem neuentwickelten Verfahren zur Herkunftsbe- 
stimmung von Heroin mit Hilfe spezieller Anwendungen des 
chemischen Analyseverfahrens der Chromatographie, das auf 
Untersuchungsergebnissen in den USA und in Schweden auf- 
baut, gewonnen, und welche Rückschlüsse auf aktuelle Her- 
kunftsgebiete, Vertriebswege und Händlerringe können auf 
diese Weise gezogen werden? 

Es ist in der Tat zutreffend, daß das Bundeskrimi- 
nalamt unter Mitwirkung der Landeskriminalämter 
— aufbauend auf Vorarbeiten und Erfahrungen an- 
derer Staaten, wie der USA, Schwedens und Groß- 
britanniens — ein neues chemisches Analyseverfah- 
ren zur umfassenden Fein-Analyse von Heroin ent- 
wickelt hat 

Es beruht im wesentlichen auf den verschiedenen 
Methoden des chemischen Analyseverfahrens der 
Chromatographie und gestattet in bisher nicht mög- 
licher Präzision die Bestimmung der genauen Zu- (D) 
sammensetzung von Heroinproben. Auf Grund der 
dabei zu Tage tretenden Unterschiede bzw. Überein- 
stimmungen lassen sich Rückschlüsse auf die geo- 
graphische Herkunft des Heroins sowie seine 
Schmuggelwege ziehen. 

Es ist allerdings zur Zeit noch verfrüht, anzuneh- 
men, die dabei bisher gewonnenen Erkenntnisse lie- 
ßen sich bei der Bekämpfung des illegalen Heroin- 
schmuggels und -handeis bereits jetzt praktisch ver- 
werten. Das Projekt befindet sich insoweit noch in 
einer Pilot- Phase, die seine forensische Verwertung 
noch nicht zuläßt. Diese Frage kann erst nach Ab- 
schluß des Versuchsstadiums beantwortet werden, 
das für Anfang 1983 vorgesehen ist. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/1968 Frage 10): 

Kann noch damit gerechnet werden, daß der Bundesinnen- 
minister die nach § 28 Abs. 3 der Strahlenschutzverordnung 
vorgeschriebenen Leitlinien für Kernkraftwerke, insbeson- 
dere die technischen und radioökologischen Berechnungs- 
grundlagen, veröffentlichen wird, nachdem er auf parlamen- 
tarische Anfragen ihre Veröffentlichung bereits für einen 
Zeitpunkt vor der Sommerpause 1979 in Aussicht gestellt und 
später als eine Sache mit zeitlicher Priorität dargestellt hat, 
und wann ist möglicherweise die Veröffentlichung dieser 
Leitlinien im Bundes anzeiger vorgesehen? 
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(A) Entgegen der Aussage in Ihrer Fragestellung ist 
der Erlaß von Leitlinien zu § 28 Abs. 3 Strahlen- 
schutzverordnung zwar vorgesehen, aber nicht vor- 
geschrieben. 

Nach § 28 Abs. 3 Strahlenschutzverordnung kann 
die Genehmigungsbehörde eine ausreichende Vor- 
sorge gegen Störfälle „insbesondere dann als getrof- 
fen ansehen, wenn der Antragsteller bei der Ausle- 
gung der Anlage die Störfälle zugrunde gelegt hat, 
die nach den vom BMI nach Anhörung der zuständi- 
gen Landesbehörden im Bundesanzeiger veröffent- 
lichten Sicherheitskriterien und Leitlinien für Kern- 
kraftwerke die Auslegung eines Kernkraftwerks be- 
stimmen müssen“. 

Solange diese Leitlinien nicht veröffentlicht sind, 
kann von dieser „Vermutungsklausel“ kein Ge- 
brauch gemacht werden, die ausreichende Vorsorge 
gegen Störfälle ist im Einzelfall nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik (§ 28 Abs. 3 Satz 3 Strah- 
lenschutzverordnung) vorzunehmen. 

Gleichwohl hält der BMI seine Absicht aufrecht, 
Leitlinien zu § 28 Abs. 3 Strahlenschutzverordnung 
sowie die technischen und radioökologischen Be- 
rechnungsgrundlagen hierzu nach Anhörung der 
atomrechtlichen Genehmigungsbehörden der Län- 
der im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

Zu einem Entwurf der Leitlinien hat im Jahre 1979 
' eine Beteiligung von Industrie- und Umweltverbän- 
den stattgefunden; die Verbände äußerten zum Teil 
schwerwiegende Vorbehalte. Der Bundesminister 
des Innern entschloß sich daraufhin, die Leitlinien 
einer erneuten Beratung in der Reaktorsicherheits- 
kommission und Strahlenschutzkommission zuzu- 
führen. Überdies stellte es sich als zweckmäßig her- 
aus, den gesamten Regelungsinhalt aufzuspalten in 
die eigentliche Leitlinie, die im wesentlichen die 
Grundsätze und eine Liste der Auslegungsstörfälle 
enthalten soll, und in einen davon getrennten Teil 
„Berechnungsannahmen und -parameter“. Mit der 
Erarbeitung dieses Teils wurden Reaktorsicher- 
heitskommission und Strahlenschutzkommission 
gemeinsam beauftragt. Im Sinne der vorgenannten 
Aufteilung wurde ein Erster Entwurf von Leitlinien 
zur Beurteilung der Auslegung von Kernkraftwer- 
ken mit Druckwasserreaktor gegen Störfälle gemäß 
§ 28 Abs. 3 Strahlenschutzverordnung (Stand: 
10. September 1982) in meinem Hause fertiggestellt 
und den atomrechtlichen Genehmigungsbehörden 
der Länder sowie der TÜV- Leitstelle „Kerntechnik“ 
zur Stellungnahme zugeleitet. 

Beratungen in Reaktorsicherheitskommission 
und Strahlenschutzkommission zu den Parametern 
sind angelaufen. 

Wegen dieser noch nicht abgeschlossenen Bera- 
tungen ist eine Aussage über den Zeitpunkt einer 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger derzeit nicht 
möglich. 


Anlage 5 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Huonker auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
9/1968 Fragen 16 und 17): 

Kann die Bundesregierung zum jetzigen Zeitpunkt eine 
vorläufige Beurteilung der Wirkung der zehnprozentigen In- 
vestitionszulage geben, insbesondere zum finanziellen Um- 
fang der Inanspruchnahme, und wer vor allem — mittelstän- 
disches Gewerbe oder Großunternehmen — die Investitions- 
zulage in Anspruch nimmt? 

Sind der Bundesregierung Tatsachen bekannt, die auf Miß- 
bräuche schließen lassen bei der Inanspruchnahme der Inve- 
stitionszulage, z. B. über die Gründung von Leasingfirmen, 
und welche Möglichkeiten wird die Bundesregierung ergrei- 
fen, Mißstände abzustellen? 

Zu Frage 16: 

Der Bundesregierung liegen noch keine Erkennt- 
nisse darüber vor, in welchem Umfang die Wirt- 
schaft von der Investitionszulage zur Förderung der 
Beschäftigung Gebrauch machen wird. Die Investi- 
tionszulage zur Förderung der Beschäftigung wird 
wie alle übrigen Investitionszulagen auf Antrag ge- 
währt. Für die begünstigten Investitionen des Jah- 
res 1982 kann eine Investitionszulage erst ab dem 
1. Januar 1983 beantragt werden. Die Antragsfrist 
läuft am 30. September 1983 ab. Rückschlüsse auf 
den finanziellen Umfang der Inanspruchnahme der 
Investitionszulage sind somit frühestens zum Jah- 
resende 1983 möglich. 

Zu Frage 17: (D) 

Dem Bundesminister der Finanzen und den für 
die Gewährung von Investitionszulagen zuständigen 
Landesfinanzbehörden sind Fälle bekannt gewor- 
den, in denen der Versuch unternommen werden 
soll, die Investitionszulage zur Förderung der Be- 
schäftigung durch Mißbrauch von Gestaltungsmög- 
lichkeiten zu erlangen. Im Vordergrund dieser Be- 
mühungen steht der Versuch, durch Einschaltung 
neugegründeter Leasing-Gesellschaften die Rege- 
lung über das Vergleichsvolumen zu unterlaufen, 
durch die die Investitionszulage auf „Mehrinvestitio- 
nen“, nämlich die den Durchschnitt der Investitio- 
nen der drei letzten Wirtschaftsjahre übersteigen- 
den Investitionen, begrenzt werden soll. 

Soweit Gestaltungsmißbrauch vorliegt, darf die 
Investitionszulage nach § 4 des Subventionsgesetzes 
vom 29. Juli 1976 nicht gewährt werden. Das Bundes- 
ministerium der Finanzen ist bestrebt, eine mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder abgestimmte 
Verwaltungsregelung zu erarbeiten. Die dazu not- 
wendigen Koordinierungsmaßnahmen sind einge- 
leitet, aber noch nicht abgeschlossen. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Gansei (SPD) (Drucksache 9/1968 
Frage 22): 
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(A) Ist es zutreffend, daß das erste für Chile in der Bundesrepu- 

blik Deutschland bestellte U-Boot im April 1983 zur Abliefe- 
rung ansteht, und wie sind die Bemühungen der Bundesregie- 
rung verlaufen, für dieses U-Boot einen anderen Käufer zu 
finden? 


Es trifft nicht zu, daß das erste für Chile in der 
Bundesrepublik Deutschland bestellte U-Boot im 
April 1983 zur Ablieferung ansteht. Das Boot wird 
nach derzeitigem Zeitplan nicht vor 1984 übergeben 
werden. 

Zur Frage des Exports der Boote ist auszuführen, 
daß Howaldtswerke Deutsche Werft eine gültige Ge- 
nehmigung zur Herstellung der Boote für die chile- 
nische Marine besitzt und über die Genehmigung 
zum Export im zeitlichen Zusammenhang mit der 
Ausfuhr entschieden werden wird. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Wittmann (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/1968 Frage 27): 

In welchem Umfang sind sogenannte Ostkredite „notlei- 
dend“ geworden, so daß der Bund auf Grund gegebener Bürg- 
schaften einspringen mußte? 


Die Bundesregierung hat im Jahre 1981 auf ge- 
deckte Forderungen gegen Staatshandelsländer 
Entschädigungen in Höhe von 75,3 Millionen DM 
ausgezahlt. Im gleichen Jahr hat der Bund für Ent- 
schädigungsleistungen im Rahmen von Umschul- 
dungsabkommen insgesamt 416,9 Millionen DM auf- 
gewendet. Dieser Betrag erklärt sich im wesentli- 
chen durch das am 8. Oktober 1981 abgeschlossene 
deutsch-polnische Umschuldungsabkommen. Ge- 
deckte Forderungen gegenüber polnischen Schuld- 
nern, die im Jahre 1982 fällig und notleidend gewor- 
den sind bzw. voraussichtlich noch werden, müssen 
ebenfalls, soweit die Voraussetzungen vorliegen, aus 
Haushaltsmitteln entschädigt werden. 

Auf Grund seiner unbefriedigenden wirtschaftli- 
chen Entwicklung mußte auch Rumänien seine 
westlichen Gläubiger um eine Umschuldung gedeck- 
ter Verbindlichkeiten bitten. Nachdem bereits am 
28. Juli 1982 im Rahmen des Pariser Clubs ein multi- 
laterales Umschuldungsprotokoll vereinbart worden 
ist, soll bis Ende des Jahres ein deutsch-rumäni- 
sches Umschuldungsabkommen abgeschlossen wer- 
den, auf dessen Grundlage notleidende Forderungen 
deutscher Exporteure und Finanzkreditgeber dann 
entschädigt werden könnten. 

Von Polen und Rumänien abgesehen, werden Ver- 
bindlichkeiten aus gedeckten Forderungen gegen- 
über anderen Staatshandelsländern (Ausnahme: 
Nordkorea) pünktlich erfüllt. 


Anlage 8 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grobecker auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/1968 Fragen 37 und 38): 

Trifft es zu, daß die Änderung des § 14 des Apothekengeset- 
zes, welche vom 1. Januar 1983 ab die Versorgung der Kran- 
kenhäuser durch Versandapotheken unterbindet, die Träger 
der Krankenhäuser mit erheblichen Mehrkosten belastet, wie 
beispielsweise allein den Landkreis Cham mit jährlich zusätz- 
lich 300 000 DM? 

Hält die Bundesregierung zur Vermeidung dieser Mehrko- 
sten eine entsprechende erneute Änderung des Apothekenge- 
setzes für geboten? 

Die zuständigen Ausschüsse des Bundestages ha- 
ben bei der Beratung des Gesetzes auch die Frage 
der Kosten der Neuregelung eingehend geprüft. 

Die Neuordnung der Arzneimittelversorgung in 
Krankenhäusern kann zwar anfangs mit Mehrko- 
sten verbunden sein, dagegen wird sie mittelfristig 
zu einer wirtschaftlicheren Auswahl und Lagerhal- 
tung von Arzneimitteln in Krankenhäusern und 
gleichgestellten Einrichtungen führen. Dadurch 
werden dort bei der Arzneimittelversorgung der Pa- 
tienten Kosten gespart werden. Die Bundesregie- 
rung hält eine Änderung dieses Gestzes nicht für ge- 
boten. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grobecker auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1968 Frage 40): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Plätze die einzel- 
nen Bundesländer für ein freiwilliges soziales Jahr ausgewie- 
sen haben, und wie sich das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage darstellt? 

Die Platz- bzw. Teilnehmerzahlen des freiwilligen 
sozialen Jahres werden nicht nach Ländern, son- 
dern von den bundesweit tätigen Trägern für das ge- 
samte Bundesgebiet einheitlich ermittelt Im Jahre 
1983 haben insgesamt 8 110 junge Helfer am freiwil- 
ligen sozialen Jahr teilgenommen. Die Nachfrage 
junger Menschen nach Einsatzmöglichkeiten war 
nach den Schätzungen der Träger etwa doppelt so 
groß. Diese Situation hat sich im laufenden Jahr 
nicht verändert. 

Die Aufnahmebereitschaft der Einsatzstellen 
(Krankenhäuser, Altersheime, Heime für behin- 
derte Kinder) ist allerdings begrenzt. 

Der Mittelansatz des Bundesjugendplans für die 
Förderung der pädagogischen Begleitung ist in den 
letzten Jahren — den stark gestiegenen Teilnehmer- 
zahlen entsprechend — bereits sehr erheblich ange- 
hoben worden, von 1974: 1,3 Millionen DM auf 1982: 
3,59 Millionen DM. Die finanziellen Möglichkeiten 
des Bundesjugendplans würden bei einer weiteren 
ins Gewicht fallenden Steigerung der Teilnehmer- 
zahlen überschritten werden. 
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(A) Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1968 
Frage 48): 

Liegen der Deutschen Bundespost Erkenntnisse vor, aus 
denen zu entnehmen ist, zu welchen Zeiten die Schalter bei 
den Postämtern und Poststellen von den Postkunden beson- 
ders stark in Anspruch genommen werden, und wenn ja, wel- 
che Angaben können über die jeweilige Frequentierung der 
Schalter im Durchschnitt gemacht werden? 


Als Zeiten, zu denen die Schalter bei den Postäm- 
tern und Poststellen von den Postkunden besonders 
stark in Anspruch genommen werden, sind grund- 
sätzlich anzusehen 

— die erste Stunde morgens und nachmittags nach 
Öffnung der Schalter, 

— die letzte Stunde vor Schalterschluß und 

— bei großen Annahmestellen mit durchgehendem 
Schalterdienst zusätzlich die Mittagsstunden. 

Entsprechend diesen Erkenntnissen wird zu die- 
sen Zeiten die Zahl der besetzten Schalter — soweit 
erforderlich — der stärkeren Inanspruchnahme an- 
gepaßt. Über die jeweilige Besucherzahl bzw. Ver- 
kehrsdichte der Schalter im Durchschnitt liegen 
keine Unterlagen vor, weil solche Daten keinen all- 
gemein verbindlichen Aussagewert hätten, da die 
(B) Frequentierung der Schalter von der Struktur der 
am jeweiligen Schalter angebotenen und tatsächlich 
in Anspruch genommenen Dienstleistungen sowie 
von saisonalen Schwankungen abhängig ist. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 9/1968 
Fragen 49 und 50): 

Welche Erfahrungen sind nach der zweijährigen Erpro- 
bungszeit in Frankfurt am Main mit dem Haus- Notruf System 
(Zusatzgerät zum Telefonanschluß) erzielt worden, das älte- 
ren Menschen, Behinderten und Kranken die Möglichkeit 
gibt, Hilfe im Notfall herbeizuholen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dieses Haus-Notruf Sy- 
stem auch in anderen Städten und Gemeinden einzuführen 
und zu vertretbaren Preisen den Menschen zur Verfügung zu 
stellen, die möglicherweise zu Ailferufen gezwungen sind? 


Die Erprobung eines Haus-Notrufsystems in 
Frankfurt am Main hat nach längerer Vorberei- 
tungszeit erst vor wenigen Wochen begonnen, so daß 
noch keine aussagefähigen Betriebserfahrungen 
vorliegen. Nach den bisherigen Ergebnissen von 
Versuchen mit ähnlichen Systemen in anderen 
Städten (z. B. Wilhelmshaven) ist aber davon auszu- 
gehen, daß Haus-Notrufsysteme eine wichtige Auf- 


gabe bei der Betreuung älterer Menschen, Behinder- (C) 
ter und Kranker übernehmen können. 

Die Einführung von Haus-Notrufsystemen ist pri- 
mär Aufgabe der Träger der Sozialhilfsdienste. Die 
Bundesregierung steht deren Bemühungen sehr 
aufgeschlossen gegenüber. Sie ist darüber hinaus 
bemüht, neuartige technische Lösungsmöglichkei- 
ten zu untersuchen, um die Verbreitung von Haus- 
Notrufsystemen zu erleichtern. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1968 Fragen 51 und 52): 

Wie beurteilt der Bundesforschungsminister die fortwäh- 
rende öffentliche Agitation des Leiters des Bürgerdialogs 
Energie bei der Bundesbehörde DFVLR (Deutsche For- 
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt), Pe- 
ter Niederelz, gegen die in Rheinland-Pfalz geplante Wieder- 
aufarbeitungsanlage für abgebrannte Brennelemente? 

Hält es die Bundesregierung für erträglich, wenn Peter Nie- 
derelz mit wissenschaftlich unhaltbaren Aussagen über an- 
geblich schwere Sicherheitsgefährdungen jegliche Form des 
Dialogs im Widerspruch zu seinem amtlichen Auftrag unter- 
gräbt? 

Zu Frage 51: 

Die in der Frage angesprochenen Aktivitäten des ^ 
von Ihnen genannten Mitarbeiters der DFVLR sind 
rein privater Natur ohne Zusammenhang mit dem 
Bürgerdialog Energie. Sie erfolgen außerdienstlich 
im Rahmen der politischen Mandate dieses Mitar- 
beiters am geplanten Standort der Wiederaufberei- 
tungsanlage. 

Zu Frage 52: 

Wie schon in der Beantwortung vom 19. Mai der 
Schriftlichen Frage des Kollegen Gerstein ausge- 
führt, ist die private Einstellung zur Energiepolitik 
der Bundesregierung nicht Gegenstand der Arbeits- 
verträge. 

Dies gilt soweit mir bekannt auch für Bundeslän- 
der. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grobecker auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/1968 Frage 55): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung eines 
neuen, postgradualen Studiums in der DDR, das mit dem Er- 
werb des Titels „Fachingenieur der Medizin“ abgeschlossen 
wird, und hält die Bundesregierung eine solche Maßnahme 
ebenfalls für überlegenswert? 
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Einzelheiten über den in der DDR neu eingeführ- 
ten postgradualen Studiengang „Fachingenieur der 
Medizin“ sind hier nicht bekannt. 

Andererseits gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland verschiedene Studiengänge zur Ausbil- 
dung von Ingenieuren im Technischen Gesundheits- 
wesen, und zwar sowohl an Fachhochschulen als 
auch an Universitäten. Weitere Studiengänge befin- 
den sich in Vorbereitung. Die Studiengänge betref- 
fen insbesondere die Richtungen Umwelt- und Hy- 
gietechnik, Krankenhausbetriebstechnik und Bio- 
medizinische Technik. Der Bundesgesundheitsrat 
hat sich im Jahre 1974 im Rahmen eines Votums zur 


Frage der Förderung der Entwicklung neuer Berufe (C) 
in der Medizin für die Ausbildung von Medizinphysi- 
kern, Mediziningenieuren und Medizintechnikern 
ausgesprochen. Er hält es für zweckmäßig, daß die 
Spezialisierung für den Bereich der Medizintechnik 
durch eine Weiterbildung oder ein Aufbaustudium 
erfolgt 

In Niedersachsen wird zu Zeit als Teilprojekt des 
auch vom Bund geförderten Modellversuchs „Neue 
Studienangebote für Tätigkeitsfelder im Gesund- 
heitswesen“ der Studiengang „Ingenieure im Ge- 
sundheitswesen“ erprobt. 
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